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[V:] 

Vorwort 

Der Titel des vorliegenden Buches greift auf eine Bezeichnung zurück, die seinerzeit von allen, die 

in Deutschland den Gedanken des politischen Streiks vertraten, von Bernstein, Kautsky, Lieb-

knecht, Parvus, Zetkin angewandt wurde. Soweit ich sehe, ist der Name Massenstreik von unseren 

derzeit schwach organisierten österreichischen Genossen in den Wahlrechtskämpfen der neunziger 

Jahre des letzten Jahrhunderts zum Unterschied vom anarchistischen Generalstreik geprägt und 

durch die bekannte Schrift von Henriette Roland-Holst in Deutschland eingebürgert worden. Der 

Namenswechsel scheint mir kein glücklicher. Auch mit dem gewerblichen Streik verbindet sich 

die Vorstellung des Massenhaften, umfaßten doch die letzten Kämpfe der Bergarbeiter Hundert-

tausende. Gleichwohl sprechen wir auch in solchen Fällen von gewerblichen Streiks, nicht von 

Massenstreiks. Welche Massen aber beherrschen und führen den politischen Streik? Die Bezeich-

nung Massenstreik ist erheblicher Mißverständnisse im Sinne syndikalistischer Auffassungen fähig 

und daher von dem Verfasser nach Möglichkeit vermieden worden. 

Die politischen Streikbewegungen der neuesten Vergangenheit haben im vierten Kapitel des Bu-

ches noch keine Berücksichtigung gefunden. Die darüber vorliegenden Tagesmeldungen lassen 

sich in ihren Einzelheiten vielfach schwer prüfen. Ihre Berücksichtigung muß daher einer eventu-

ellen Neuauflage vorbehalten bleiben. Soweit sich in die Darstellung Unrichtigkeiten eingeschli-

chen haben sollten – ist ja das zugrunde liegende Material, wie sich von selbst versteht, in mancher 

Beziehung ungleichwertig –, werde ich Hinweise und Fingerzeige mit Dank entgegennehmen. 

Mit dieser Schrift wende ich mich neuen Gebieten zu, die über den Rahmen der Aufgaben hinaus-

treten, die mich nunmehr sechs Jahre ausschließlich beschäftigt haben. Der enge Kreis wissen-

schaftlicher Arbeiten auf dem Gebiet der Hamburger Lokalgeschichte, der für die gesamte deutsche 

Arbeiterbewegung Interesse beanspruchen durfte, scheint mir geschlossen. Im ersten Bande der 

Geschichte der Arbeiterbewegung in Hamburg, Altona und Umgegend haben Anfänge und erste 

Kämpfe der poli-[VI:]tischen und wirtschaftlichen Organisationen sowie die Wechselbeziehungen 

zwischen beiden ihre, ich glaube sagen zu dürfen im wesentlichen erschöpfende Behandlung ge-

funden. Die Verhältnisse des Hamburger Vorproletariats sind klargelegt, die Rolle Hamburgs an 

der Wende des achtzehnten Jahrhunderts sowie die Zeit der Kontinentalsperre ist aufgehellt und 

damit zwischen jener Schrift und dem ersten Bande der Geschichte der Arbeiterbewegung die in-

nere Verbindung geschaffen. Soweit die Vorarbeiten zum zweiten Bande der Geschichte, der sich 

mit der Ära des Sozialistengesetzes befassen wird, wissenschaftliche Forschungsarbeiten erheisch-

ten, sind auch sie erledigt. Ich darf mir den Hinweis gestatten, daß diese Arbeiten in vergleichs-

weise kurzen Fristen ihre Bewältigung gefunden haben. Wie bereits aus Anlaß der vorliegenden 

Schrift gedenke ich auch für die Folge einen Teil meiner Arbeitskraft einem Felde zuzuwenden, 

das mir des Ausbaues zu bedürfen scheint. 

Otto Rühle hat mit seiner Schrift „Das proletarische Kind“ den ersten Versuch einer zeitgeschicht-

lichen Monographie vom sozialistischen Standpunkt aus unternommen. Das vorliegende Buch be-

wegt sich auf dem gleichen Boden. Ich sehe die Aufgabe der zeitgeschichtlichen Monographie in 

der wissenschaftlichen Behandlung wichtiger politisch aktueller Fragen, in der zusammenhängen-

den Vermittlung und Beleuchtung der für ihre Beurteilung maßgebenden Tatsachenkomplexe. Daß 

sie ein großes Feld der Betätigung vorfindet, bedarf keines Wortes. Vielleicht läßt sich erwägen, 

ob sich nicht regelmäßige Zusammenkünfte und Besprechungen der hauptsächlich mit wissen-

schaftlichen und verwandten Arbeiten Betrauten in der Arbeiterbewegung empfehlen, um wissen-

schaftliche oder fachwissenschaftliche Probleme vom sozialistischen Standpunkt zu erörtern, zur 
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Abfassung einschlägiger Schriften der oben gekennzeichneten wie überhaupt wissenschaftlicher 

und populär-wissenschaftlicher Art Anregungen zu bieten. In dem Kreise der zur Bearbeitung des 

Wegweisers für Bibliotheken berufenen Personen ist ja der Keim einer solchen Institution bereits 

enthalten. Er bedürfte nur der Erweiterung, des regelmäßigen Zusammentritts und der inneren Glie-

derung nach Wissensgebieten, wo sich für eine solche ein Bedürfnis zeigt. So ist es beispielsweise 

eine vielfach gehörte Klage zumal unserer jüngeren juristischen Freunde, daß der einzelne die Er-

fahrungen [VII:] der anderen nicht zu nutzen vermag, daß es einer Stelle bedürfe, wo die Materia-

lien des politischen Strafrechts gesammelt und Auskünfte zu erhalten seien. Dies Beispiel deutet 

darauf hin, nicht nur, wie jene Zusammenkünfte auf anderen Gebieten zu arbeiten, sondern auch, 

aus welchen Wurzeln jene sozialistische Akademie und ihr Einfluß auf die literarische Produktion 

sich zu entfalten hätte. Jedenfalls wird es nicht schaden, die Frage zur Debatte zu stellen und den 

Zentralbildungsausschuß zur Prüfung anzuregen. 

Alt-Rahlstedt bei Hamburg, 

Ende Februar 1914. H. Laufenberg. 
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[1:] 

Einleitung. 

Mißstimmung über eine unerquickliche wirtschaftliche und politische Lage gab nach Annahme der 

letzten Wehrvorlage in der deutschen Sozialdemokratie den Anstoß, die Frage des politischen 

Streits aufs neue zu erörtern. Die Debatte des dritten Jenaer Parteitags lief im wesentlichen auf eine 

akademische Auseinandersetzung hinaus über die Notwendigkeit, die preußischen Junker zu stür-

zen, und über die Entschlossenheit der Arbeiterschaft, sich dazu, wenn nötig, der schärfsten Mittel 

zu bedienen. Auf die Frage, ob in Deutschland eine schärfere Angriffstaktik notwendig und wie sie 

gegebenenfalls zu verwirklichen sei, ob hier politische Streiks in absehbarer Zeit zu den Möglich-

keiten oder Wahrscheinlichkeiten gehören und wo ihr Ausgangspunkt liege, antwortete der Partei-

tag durch Wiederholung von Gedanken, über die in den Reihen der deutschen Sozialdemokratie 

seit Jahren Meinungsverschiedenheiten nicht mehr bestehen, und die hinter die Leitsätze von Mag-

deburg zurückgingen. Die folgenden Blätter werden dartun, inwieweit dies innerer Notwendigkeit 

entsprach. 

Die heutigen Parlamente sind durchweg gefügige Werkzeuge des Großkapitals. Seiner außerparla-

mentarischen Beeinflussung der Regierung mit ihren volksfeindlichen Wirkungen vermöchten we-

der Reichstag noch die Landtage der Einzelstaaten ein Ziel zu sehen, selbst wenn sie den Willen 

dazu besäßen. Das Volk bestimmt oder beeinflußt ihre Zusammensetzung nur periodisch und in 

jahrelangen Zwischenräumen. Jede unmittelbare Einwirkung auf bedeutsame Gesetzesakte fehlt 

ihm, sofern nicht die Regierungen durch Auflösung des Parlaments Einzelfälle dem Votum der 

Wähler unterwerfen. Wohl würde eine Erweiterung des Wahlrechts oder eine Neueinteilung der 

Wahlkreise dem Willen der Bevölkerung zu gerechterem oder unverfälschterem Ausdruck verhel-

fen, würde die Einführung direkter Gesetzgebung durch das Volk unmittelbare Einwirkung auf die 

Gesetze gestatten. Die Propagierung dieser Forderungen kann die Gruppenkämpfe im bürgerlichen 

Lager vertiefen, kann die politische Spaltung der Arbeiterklasse abschwächen und die bürgerlich 

[2:] denkenden Arbeiterkreise der Sozialdemokratie nähern. Da es aber zu ihrer Verwirklichung 

der Sanktion der Parlamente und Regierungen bedarf, müssen sie als Mittel aktueller legislatori-

scher Einwirkung für absehbare Zeit außer Ansatz bleiben. Um den Einfluß von Massenpetitionen 

auf den Gang der parlamentarischen Geschäfte steht es kaum besser. Die mit mehr als drei Millio-

nen Unterschriften bedeckte Petition wider den Wuchertarif von 1902 bildet das lehrreichste Bei-

spiel für die geringe Beachtung, deren in deutschen Landen das Petitionsrecht des Volkes sich 

erfreut. Soll das Volk als solches unmittelbar und in der Gegenwart bereits die Gestaltung der Ge-

setze beeinflussen, so bleibt in der Tat nur die in Wirtschaft, Gesellschaft und Staatsorganismus 

fühlbare Pression, der politische Streik. 

Je größer eine Partei, um so mehr steht über ihr das Gesetz der historischen Kontinuität. Wie elas-

tisch das Spiel der Bewegung im einzelnen scheint, die Mittel des Kampfes wurzeln tief im gesell-

schaftlichen Sein der Gruppe, die sie handhabt, und der Umwelt, auf die sie wirkt. Auch eine re-

volutionäre Partei vom Schlage der Sozialdemokratie erbaut ihren Kampfapparat organisch aus 

dem Alten, ist in nicht geringem Maße an Beharrung und Tradition gebunden. Auch für sie gilt, 

daß die Verhältnisse rascher wechseln als die politischen Bewegungsformen. Fortgesetzte Über-

windung des konservativen Elements in den eigenen Reihen ist eine Grundvoraussetzung ihres 

inneren und damit auch ihres politischen Fortschritts. Auf dem Boden, daß offene Gewalt – die 

Methode der bürgerlichen Revolution – zu ihren politischen Kampfmitteln gehöre, hat die deutsche 

Arbeiterschaft im Gegensatz zu jener Englands und der romanischen Länder nie gestanden. Seit 

ihrem ersten Auftreten als Partei bildete sie auf politischem Gebiete die parlamentarische, auf wirt-

schaftlichem die gewerkschaftliche Aktion heraus. Beide Methoden greifen seit langem ineinander 
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über, hat doch die parlamentarische wiederholt und unmittelbar die gewerkschaftliche Aktion un-

terstützen müssen. Es entspricht nur der geschichtlichen Kontinuität und der organischen Weiter-

bildung, wenn die gewerkschaftliche Aktion auch zur Unterstützung der politischen herangezogen 

wird. Und der politische Streik ist zweifellos die wirksamste, die schneidendste Waffe des Prole-

tariats. Keine bürger-[3:]liche Partei Deutschlands kann daran denken, ihn anzuwenden, keine bür-

gerliche Arbeiterorganisation kann auf ihn zurückgreifen anders, als bei Strafe eigener Vernich-

tung. Wie er über die Verschiedenheit der politischen Stellung, über die Gegensätze der Berufe 

und Berufsverbände hinweg die Arbeiterklasse aufruft zu einheitlicher Tat, sichert er der Sozial-

demokratie unbestritten die Führung im Kampfe. Aber der politische Streik verbürgt so wenig wie 

andere Mittel aus sich selber den Erfolg. Statt die Arbeiterschaft in gemeinsamer Aktion zusam-

menzufassen, kann er sie weit zurückwerfen und tiefer zerspalten, statt ihrer das Bürgertum zu 

einer Phalanx zusammenschweißen, die auf absehbare Zeit nicht zu sprengen ist. 

Wesentlich abhängig von konkreten Umständen der inneren und äußeren Gesamtlage, sind An-

wendung und Eintritt des politischen Streiks der wissenschaftlichen Vorherbestimmung entzogen. 

So wenig sich mithin im voraus politische Direktiven geben lassen, so sehr ist ein tieferes und 

erschöpfendes Urteil in der Frage nur möglich, wenn ihre Genesis aufgehellt, die Tatsachenkom-

plexe, auf denen sie ruht, vor Augen gestellt, die sie beherrschenden inneren Zusammenhänge of-

fengelegt werden. Eine historiographische Behandlung der Materie dürfte am ehesten diesem Er-

fordernis gerecht werden. 
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[4:] 

Erstes Kapitel.  

Vom Chartismus zur russischen Revolution. 

1. Der heilige Monat. 

Die Idee des politischen Streiks erwacht und findet ihre erste Anwendung in England zur Zeit des 

Chartismus. 

Durch erbitterte Lohnkämpfe, durch Zerstörung der Maschinen, Brandstiftung und andere Verbre-

chen ähnlicher Art hatte die Arbeiterklasse des Inselreichs sich dem gewaltsam andrängenden Ka-

pitalismus entgegengestemmt und 1824 die Aufhebung der Koalitionsverbote erzwungen. Der erste 

Erfolg ermunterte zu weiterem Kampf, und die größere Energie richtete sich um so mehr auf das 

politische Gebiet, als die Koalitionen sich vorab in lokalen Grenzen hielten und an zünftlerische 

Formen sich anlehnten. Zunächst unterstützte die Arbeiterschaft die Mittelklasse in ihrem Ringen 

um Erweiterung des Wahlrechts. Aber das 1833 eröffnete Reformparlament enttäuschte völlig. 

Entrechtet, wie sie war, sollte die Arbeiterschaft auch fürder bleiben. In der tiefgehenden Gärung, 

die sie ob dieser Erfahrung in den folgenden Jahren zerwühlt, trennt sie sich nicht nur völlig vom 

Bürgertum, sie schafft sich auch einen politischen Charter, ein eigenes Programm. 

In erster Linie verlangte der Volkscharter allgemeines Stimmrecht, geheime Wahl und Beseitigung 

des Zensus, daneben jährliche Parlamentswahlen und gleiche Wahldistrikte. Das politische Ziel 

einer demokratischen Parlamentsreform trat mithin klar zutage. Nicht so das wirtschaftliche. Man 

stimmte zwar darin überein, daß das allgemeine Wahlrecht die materiellen Interessen der untersten 

Volksschichten durchsehen und ihre Befriedigung gewährleisten solle. „Die Frage des allgemeinen 

Wahlrechts ist alles in allem genommen eine Messer- und Gabelfrage, eine Brot- und Käsefrage, 

trotz allem, was man gegen es angeführt hat. ... Es bedeutet, daß jeder Arbeitsmann ein Recht hat, 

einen guten Rock auf seinem Rücken zu tragen, eine angenehme Wohnstätte für sich und seine 

Familie zu besitzen, ein gutes Mittagessen auf dem Tisch zu haben und nur so viel [5:] Arbeit, als 

nötig ist, um ihn bei guter Gesundheit zu erhalten, und so viel Lohn, der ihn der Segnungen des 

Lebens, die ein Mensch vernünftigerweise verlangen darf, teilhaftig machen könnte.“ Politische 

Macht unser Mittel, soziale Glückseligkeit unser Zweck, lautete denn auch der Wahrspruch der 

Chartisten. Aber die Interessen innerhalb der Arbeiterschaft waren keineswegs gleichgestimmt. 

Die Fabrikproletarier der Großstädte und die teils noch über das Land verstreuten Arbeiter der 

Manufaktur, der reine Lohnarbeiter, der gelernte Geselle und der deklassierte Handwerksmeister 

repräsentierten durchweg verschiedene Stufen und Höhengrade der Produktion, und so richtete sich 

ihr politisches Denken naturgemäß wie unklar immer auf verschiedene gesellschaftliche Ziele, die, 

vorwärts oder rückwärts schauend, die eigene, im Produktionsprozeß ausgeübte Funktion zum 

Maßstab für die Neuordnung der gesellschaftlichen Wirtschaft nahmen. Mangelte es doch vollends 

an Bildung und theoretischer Einsicht, um die Ziele einer sozialistischen Wirtschaftsordnung deut-

lich herauszustellen. 

Der politischen Energie tat dies freilich keinen Abbruch. Eine Wahlrechtspetition sollte an das 

Haus der Gemeinen gebracht, ihre Annahme erzwungen werden. Die Agitation war die denkbar 

heftigste. Das Volk bewaffnete sich. Allenthalben verfertigte man Piken wie zur Zeit der französi-

schen Revolution. Erklärte doch gar ein Prediger zu Manchester der versammelten Menge, vor der 

Macht der Regierung und den Truppen brauche man sich nicht zu fürchten; das Volk besitze eine 

unwiderstehliche Waffe, die jedes zehnjährige Kind schwingen könne. Ein paar Zündhölzchen, ein 

Bündel Stroh, in Pech getränkt – und „ich will sehen, was die Regierung und ihre Hunderttausende 
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von Soldaten gegen diese eine Waffe ausrichten, wenn sie kühn gebraucht wird“. Das wichtigste 

Pressionsmittel aber schien der heilige Monat, der allgemeine Streik. 

Schon in den Kämpfen um die Reformbill von 1832 war die Idee aufgetaucht. „Die Arbeit der 

Volksmassen“, hieß es in der ersten Flugschrift über die Frage, ist die Quelle des Reichtums, aber 

nur eine privilegierte Minderheit schöpft aus ihr; das Volk ist die Quelle aller Macht, aber die 

Bedrücker des Volkes gebrauchen sie; die Volksmassen kämpfen zu Wasser und zu Land, aber die 

Usurpatoren tragen die Lorbeeren und [6:] die Beute heim.“ Ursache dessen sei die Uneinigkeit 

und Unwissenheit der Menge. Wolle man gründlich Wandel schaffen, müsse das Volk zusammen-

stehen, die Arbeit niederlegen und einen Ruhemonat ausrufen. „Man sagt uns, wir leiden an Über-

produktion. Gut. Hören wir auf zu produzieren. Die Herren werden sodann bald erfahren, daß Fülle 

von Gütern kein Übel ist. Man sagt uns, wir leiden an Übervölkerung. Gut. Zählen wir uns; erfahren 

wir, wie stark die Arbeiterarmee und wie gering die bevorrechtete Minderheit ist. Schon der Akt 

der Arbeitsniederlegung durch die Massen wird letzteren das Bewußtsein ihrer Macht, die Größe 

der einheitlichen Aktion zeigen.“ Zur Vorbereitung des Feiermonats wähle jede Ortschaft einen 

Ausschuß, der die Arbeiterschaft über dessen Zweck und Bedeutung aufkläre und für die Berufung 

eines Nationalkonvents werbe. „Jede Arbeiterfamilie soll sich mit Lebensmitteln auf eine Woche 

versehen. Auf länger ist nicht nötig. Ist die Arbeiterklasse des ganzen Landes nur eine einzige 

Woche einig und zielbewußt, so wird sich dann schon alles finden.“ Boden, Viehstand und Fonds, 

die Volkseigen gewesen, seien der Gesamtheit zurückzuerstatten. Vor allem dürften die Massen 

nicht zimperlich sein, vor der Ausnutzung der Macht nicht zurückschrecken. „Das Recht ist mit 

dem Volke, ebenso die Macht. Der Zweck des Nationalkongresses ist, die Gesellschaft an Haupt 

und Gliedern zu reformieren durch eine bessere Verteilung der Reichtümer, durch einen gleichmä-

ßigen Umlauf der Güter, um den ganzen sozialen Körper in harmonische Tätigkeit zu versehen.“ 

Hatte der Vorschlag damals wenig Anklang gefunden, so ging man jetzt um so eifriger an seine 

Verwirklichung. Am 13. Mai 1839 trat zu Birmingham ein Nationalkonvent der Chartisten zusam-

men, um den allgemeinen Streik in die Wege zu leiten. Die meisten Delegierten hielten dafür, er 

werde den Beginn der Revolution, der bewaffneten Erhebung des Volkes bedeuten; nicht die Ar-

beitsniederlegung, sondern der folgende Bürgerkrieg werde den Knoten zerhauen. Aber es gelang 

nicht – zumal angesichts großer Truppenansammlungen –, die zaudernde Masse mitzureißen und 

die Gewerkschaften zum Anschluß zu bestimmen. In der Tat würde ein Straßenkampf die Bewe-

gung im Blute erstickt haben. Nach einigen Monaten heftigster Agitation, am 6. August, erließ 

denn auch die vom Konvent ein-[7:]gesetzte Generalstreikkommission eine Erklärung, die unter 

Hinweis auf die ungenügende Vorbereitung und die ablehnende Haltung der Berufsverbände den 

Plan aufgab und zu einem mehrtägigen Demonstrationsstreik ausforderte. „Wir bitten auch die 

vereinigten Gewerkschaften, ihren ärmeren Brüdern in den Tagen vor und nach dem 12. August 

mit allen Kräften beizustehen und das Ihrige dazu beizutragen, das Ziel dieser zwei- oder dreitägi-

gen Feier zu verwirklichen. Gewerkschaften! Die Erlösung des Landes liegt in euren Händen!“ In 

den Industriezentren folgten die Arbeiter dem Aufruf der Kommission in großen Scharen, indes 

alle Pläne, im geheimen den Volksaufstand vorzubereiten, scheiterten. Ein vorzeitiger Losbruch in 

Südwales kostete einige Dutzend Tote und Verwundete und fiel kläglich zusammen. 

In den folgenden Jahren wurden die Reste der Verschwörertaktik verabschiedet, der Chartismus 

als politische Partei konstituiert. Durch Temperenz-, Bildungs- und andere Vereine drang man in 

die ferner stehenden Arbeiterschichten, während der örtliche Zusammenschluß der den Gewerk-

schaften angehörenden Parteimitglieder auf die Berufsverbände Einfluß verlieh. In der Wahlbewe-

gung von 1841 trat der Chartismus freilich gespalten auf. Der Vorschlag, die Liberalen zu unter-

stützen, die die Hoffnungen der Arbeiterschaft aufs schmählichste betrogen hatten, fand nur gerin-
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gen Anklang. Aber auch die Anregung O’Briens, das Proletariat solle eigene Kandidaten nominie-

ren und, da es nicht wählen könne, für sie demonstrieren, wurde beiseite geschoben. Statt dessen 

ließ sich die Mehrheit der Chartisten dazu verleiten, entschieden für die Konservativen zu wirken, 

von deren Gegnerschaft wider den Fabrikkapitalismus man Abschwächung wenigstens einiger der 

krassesten Übel erhoffte. Dabei stand der Einfluß des Chartismus auf die industriellen Massen in 

seiner Höhe. Waren es doch Tage ungeheuersten Elends, jene Zeit, aus der Engels’ Buch über die 

Lage der arbeitenden Klasse entsetzensvolle Bilder festgehalten hat. Die verzweifelte Stimmung, 

die in der Arbeiterschaft herrschte, belebte denn auch die Hoffnungen auf den Generalstreik aufs 

neue. Und spontan, in kühner Initiative, griff die Masse jetzt selber zu dieser Waffe. Im Juli 1842 

berieten die Arbeiter von Boston, Stalybridge und Hyde in Versammlungen über die Lage. Die 

Mehrzahl [8:] der Redner empfahl zur Verhinderung weiterer Lohnherabsetzungen und um die 

Löhne wieder auf das Niveau von 1831 zu bringen, Arbeitsniederlegung. In der Tat begann am 4. 

August der Ausstand. Abteilungen der Streikenden legten dann, von Ortschaft zu Ortschaft mar-

schierend, überall die Betriebe still. Am 9. August zeigte sich ein gewaltiger Arbeiterzug vor Man-

chester. Da die Führer die Verantwortung für die Aufrechterhaltung der Ordnung übernahmen, 

ließen ihn die Behörden in die Stadt. In aufgelösten Gruppen ging es von Fabrik zu Fabrik, um die 

Arbeiter zum Anschluß zu veranlassen, der meist freiwillig erfolgte. Von Manchester griff die Be-

wegung mit jäher Schnelligkeit strahlenartig aus. Lancashire, Yorkshire, Staffordshire, der Töpfer-

bezirk, wurden von ihr erfaßt; sie sprang hinüber nach Wales und nach den Bergrevieren Schott-

lands. Die Dampfkessel waren erkaltet, die Kraftstühle ruhten, die Hochöfen erloschen, die Berg-

werke lagen verlassen, nirgends mehr tönten die Fabrikglocken. Die Zentren der fabrikmäßigen 

Industrie Englands, die Industriezentren der Welt das Bild umfassender Arbeitsfeier! 

Nach wenigen Tagen trat die Lohnfrage in den Hintergrund. Die gleiche Anstrengung, meinte man, 

wie zur Erzielung besserer Arbeitsbedingungen werde zur Eroberung des Volkscharter genügen. 

Welches Mittel besitze man denn, um Lohnaufbesserungen festzuhalten? „ Wir haben Tausende 

von Pfund Sterling für trade unionistische Zwecke ausgegeben, und die Löhne fallen fortgesetzt.“ 

Im Besitz politischer Macht dagegen würde man auch die Früchte der Arbeit schützen können. In 

dieser Lage schlossen sich die Gewerkschaften dem Kampfe um den Charter an. Die von Man-

chester schritten voran. Ihrem Beispiel folgte am 15. August die Delegiertenkonferenz von Lan-

cashire und Yorkshire. Es gelte, alle gesetzlichen Maßnahmen zu ergreifen, um dem Volkscharter 

Gesetzeskraft zu verleihen. „Wir empfehlen ferner, Delegierte überallhin zu entsenden und sich zu 

bemühen, die Mitwirkung der Mittel- und Arbeiterklasse bei der Ausführung dieser Entschließung 

zu erhalten und die Arbeit ruhen zu lassen, bis der Charter gesetzliche Kraft erhalten hat.“ Gewal-

tiger Jubel herrschte ob dieser Erklärung. Nun endlich und im Kampfe um das politische Grund-

recht des Volkes standen die Gewerkschaften im Lager des Chartismus. Aber der [9:] Druck der 

Arbeiterschaft der Industrieregion erwies sich rasch als nicht stark genug. Taktische Differenzen 

spalteten die Führer, die, um das Übel voll zu machen, die Sache im Stiche ließen. In der vierten 

Augustwoche bereits war der Streik sichtlich in Abnahme. Von den Behörden durch Massenver-

haftungen verfolgt, vom Elend bedrückt, das der Streik ins Ungeheure verschärfte, kehrten die 

Arbeiter in die Fabriken zurück. Stellenweise freilich harrten sie – ein Zeichen, wie tief der Ge-

danke des heiligen Monats Wurzel geschlagen hatte – noch Ende September im Kampfe aus. 

Der verlorene Streik bricht der politischen Eigenbewegung der englischen Arbeiterschaft auf Jahr-

zehnte das Rückgrat. Und doch sind auch im Sinne der Arbeiterklasse die Erfolge des Kampfes 

von der größten wirtschaftlichen, von weltgeschichtlicher Bedeutung. Schon die ersten Jahre der 

Chartistenbewegung hatten der englischen Arbeiterschaft wichtige Fortschritte eingetragen: die 

ersten Schutzbestimmungen für Kinder, Jugendliche und Frauen, gesetzliche Preßfreiheit, Milde-

rung des Strafrechtes. Jetzt trat der Freihandel den Siegeslauf an; räumte doch die Regierung selber 
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ein, daß für ihre Abkehr vom Schutzzoll der Ausstand bestimmend gewesen. Dem Falle der Korn-

zölle folgten Zehnstundenbill und Kooperationsbewegung. Und kein Geringerer als Karl Marx 

durfte mit lapidaren Worten in der Inauguraladresse der Internationalen Arbeiterassoziation, deren 

Organisation durch die Ausläufer des Chartismus wesentlich beeinflußt ward, die schließliche Wir-

kung des Kampfes bezeichnen als einen Sieg, den die politische Ökonomie der Arbeiterklasse über 

die politische Ökonomie der Bourgeoisie errang. Am Eingang der Klassenkämpfe des europäi-

schen Proletariats steht in heroischer Größe die erste Verwirklichung des politischen Streiks, der 

ohne Führung, ohne Organisation, trotz offenkundiger Niederlage dem bürgerlichsten Staatswesen 

der Welt die Änderung des politischen Systems als zwingende Notwendigkeit auferlegte. 

2. Berufskampf und politischer Streik. 

Das Eingreifen der Internationalen Arbeiterassoziation in die Arbeitskämpfe der sechziger Jahre 

trägt wiederholt politischen Anstrich. Vor allem gilt dies von ihrer Stellungnahme [10:] zu den 

Massakers, die die belgische Soldateska unter den durch Lohnkürzungen zu Hungerkrawallen pro-

vozierten Grubenarbeitern von Marchienne und Charleroi im Frühjahr 1868 anrichtete. Von poli-

tischen Streiks läßt sich dabei freilich an keiner Stelle reden. Wie lebendig aber der Gedanke in der 

Internationale blieb und wie stark ihn chartistische Erinnerungen beeinflußten, zeigt die Entschlie-

ßung des Brüsseler Kongresses, als die luxemburgische Frage in den Beziehungen zwischen Frank-

reich und Deutschland eine arge Trübung verursacht hatte. Es liege in der Macht der Völker, die 

Zahl der Kriege herabzumindern, wenn sie sich nur jenen widersetzten, die die Kriege erklärten 

und führten. Ein solches Recht hätten besonders die dem Militärdienst vorzüglich unterworfenen 

arbeitenden Klassen. Zu seiner Verwirklichung gebe es ein nachdrückliches, gesetzmäßiges und 

sofort verwendbares Mittel. Die Gesellschaft würde nämlich zu existieren aufhören, wenn die Pro-

duktion eine Zeitlang stillstehe. Um nun die Unternehmungen des despotischen und persönlichen 

Regiments unmöglich zu machen, genüge es füglich, wenn die arbeitende Bevölkerung die Arbeit 

einstelle. Mit aller ihm zu Gebote stehenden Energie erhebe der Kongreß Protest gegen den Krieg. 

Alle Sektionen der Internationale, alle Arbeitergesellschaften und Verbindungen, welcher Art sie 

auch seien, sollten in ihren Ländern tatkräftig darauf hinarbeiten, den Krieg zwischen Volk und 

Volk zu hindern, der nur als ein Bürgerkrieg, als Kampf zwischen Brüdern und Genossen betrachtet 

werden könne. „Besonders empfiehlt der Kongreß den Arbeitern die Einstellung jeder Arbeit für 

den Fall, daß in ihren Ländern ein Krieg zum Ausbruch kommen sollte. Indem der Kongreß auf 

den Geist der Solidarität unter den Arbeitern aller Länder zählt, hofft er, daß ihre Unterstützung 

nicht ausbleiben wird in diesem Streik der Völker gegen den Krieg.“ Ein Generalstreik, meinte 

kurz nach dem Kongreß das in Brüssel erscheinende Blatt „Die Internationale“, könne „bei den 

heute herrschenden Emanzipationsideen nur mit einem die Gesellschaft erneuernden Zusammen-

bruch endigen“. 

Die Umwälzung der westeuropäischen Wirtschaft durch das Großkapital in den siebziger und acht-

ziger Jahren hatte den Arbeitskämpfen erhebliche Ausdehnung gegeben. Und meist griff ihre auch 

in politischer Hinsicht aufrüttelnde Wirkung über die [11:] betroffenen Kreise hinaus. So leitet sich 

von den großen Streiks des Jahres 1886 im Bergbau, in der Metall- und Glasindustrie das politische 

Erwachen der belgischen Arbeiterschaft her, das sich bald in einer starken Wahlrechtsbewegung 

äußert und die ersten Anläufe zur Arbeiterschutzgesetzgebung zeitigt. Schon der Umstand, daß 

Ausstände ganzer Berufsgruppen die Gesamtwirtschaft des Landes durchweg in schwere Mitlei-

denschaft ziehen, muß Kämpfen dieser Art allgemeine Bedeutung verleihen und damit politische 

Nebenwirkungen zeitigen. Dem anhebenden politischen Einschlag der Wirtschaftskämpfe ent-

sprach der Maifeierbeschluß des internationalen Sozialistenkongresses zu Paris. Die Arbeitsruhe 

für die grundlegende wirtschaftspolitische Forderung des Achtstundentags stellt den innersten Sinn 
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des gewerkschaftlichen Kampfes ins Licht, die tägliche Arbeitsdauer zu kürzen, um der Arbeit ein 

möglichst großes Stück Freiheit von Ausbeutung und Kapitaldruck zu erobern. Sie berührt, um mit 

Theodor York zu reden, den Punkt, wo die Arbeiterfrage zu einer Frage der Arbeiterklasse an die 

übrigen Gesellschaftsklassen wird nach dem Inhalt des Arbeitsrechtes, wo der gewerkschaftliche 

Kampf ausklingt in Fragen der Gesetzgebung und Politik. Nicht von ungefähr erblickte denn auch 

während der neunziger Jahre des letzten Jahrhunderts die sozialistisch durchgebildetste Arbeiter-

schaft der Welt, die deutsche, in der Maifeier einen der wichtigsten Wecker, Hebel und Förderer 

der Gewerkschaften! Und die deutschen Arbeitgeber haben diese inneren Wechselbeziehungen 

wohl begriffen. Hierin vor allem liegt es begründet, wenn sie sich der ersten Maifeier bereits mit 

aller Wucht entgegenwarfen und den Gedanken im Keime zu ersticken trachteten, Kämpfe, in de-

nen das Hamburger Unternehmertum im Vordergrund stand, um der Arbeiterschaft nach erbitter-

tem Kampfe eine schwere Niederlage zu bereiten. 

Namentlich seit Beginn des Jahrhunderts treten die ökonomischen Streiks mit politischen Neben-

wirkungen zahlreicher auf. Da ist zunächst der 150.000 Mann umfassende Streik der Kohlengräber 

in Pennsylvanien. Der Proletariermasse standen Kapitalmagnaten gegenüber, die jedes Eingehen 

auch auf die bescheidensten Forderungen hartnäckig verweigerten; nach einem Kampfe von meh-

reren Monaten mußte die Arbeit zu den alten Bedingungen wieder aufgenommen werden, bis ein 

Schiedsgericht ge-[12:]sprochen habe, wiewohl die Kohlennot das ganze gesellschaftliche Leben 

erschüttert hatte. Der Streik kam dem amerikanischen Sozialismus insofern zugute, als dessen 

Stimmenzahl von 4800 im Jahre 1900 auf 25.000 im Jahre 1904 stieg. Da aber eine unabhängige 

Arbeiterpartei fehlte, ernteten die Arbeiter auf politischem Gebiet so wenig Erfolge wie auf wirt-

schaftlichem. Auch der folgende österreichische Bergarbeiterstreik – 60.000 Bergproletariern stan-

den anderthalb Dutzend übermächtige Unternehmer gegenüber – bedrohte das Land mit schwerem 

Kohlenmangel. Mehrere Industriezweige mußten die Produktion wesentlich einschränken, viele 

Städte gaben die Beleuchtung der Straßen und Plätze auf und schlossen die Schulen. Gewerk-

schaftsführer und sozialdemokratische Reichstagsfraktion leiteten gemeinsam den Kampf, dessen 

Ergebnis die Eroberung des gesetzlichen Neunstundentags für die Grubenarbeiter war. Der Streik 

der französischen Bergarbeiter von Oktober bis Dezember 1902 war angedroht als „politischer 

Streik gegen die Regierung wegen Verschleppung der Altersrentengesetzgebung“, um zuletzt we-

gen Lohnherabsetzungen auszubrechen. Wohl umfaßte er auf seinem Höhepunkt vier Fünftel der 

in Betracht kommenden Arbeiter, doch hielten sich einige wichtige Zentren dem Kampfe fern. Da 

auch die Weisungen des Streikkomitees schlecht befolgt wurden, scheiterte die Absicht, für das 

ganze Land nur ein Schiedsgericht durchzusehen. Immerhin bewirkte die Furcht vor der Wieder-

holung des Streiks, daß die Kammer die seit Jahren verschleppte Regelung der Arbeitszeit in die 

Hand nahm und den Achtstundentag, wenn auch nicht für alle Kategorien von Bergarbeitern, ge-

setzlich festlegte. 

Dagegen bleiben die Streiks im Transportgewerbe in ihrer überwiegenden Mehrheit noch ohne 

größere politische Bedeutung. So die Ausstände in den Häfen, ein Streik der Seeleute 1900 zu 

Marseille, ein Streik zu Genua, der die Regierung zur Freigabe der geschlossenen Arbeitsbörse 

zwang. Allen Versuchen, in die Eisenbahnbetriebe einzudringen, wie sie in Italien, Holland, Un-

garn und selbst in Australien unternommen wurden, stemmte sich der Klassenstaat mit unbeugsa-

mer Energie entgegen. Entweder wurde der Eisenbahnerstreik zum Verbrechen gestempelt und mit 

langjähriger Gefängnisstrafe bedroht, oder man bildete Eisenbahnbrigaden und drillte einen Teil 

des Heeres für [13:] Streikbrecherdienste, oder aber man militarisierte die Arbeiter selbst, stellte 

sie unter militärisches Recht. Ein typisches Beispiel hierfür bilden die bedeutsamsten Eisenbahner-

streiks jener Periode, die holländischen vom Januar und April 1903. 
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Der Januarstreik war ein Sympathiekampf zugunsten einer partiellen Arbeitseinstellung der Hafen-

arbeiter zu Amsterdam, die mit Nichtorganisierten nicht zusammenarbeiten wollten. Er entsprang, 

sagt ein zeitgenössisches Dokument, der Weigerung, „den streikenden Kameraden im Transport-

gewerbe Amsterdams dadurch in den Rücken zu fallen, daß sie Güter von Firmen befördern sollten, 

mit denen die Arbeiter wegen Wortbruchs dieser Firmen im Kampfe lagen“. Hatte ja das Eisen-

bahnpersonal selber seit dreizehn langen Jahren vergebens alle gütlichen Mittel zur Abstellung 

erheblicher Beschwerden erschöpft. Eine heroische Kampfesstimmung ging durch seine Reihen. 

In der Provinz Holland ruhte der Eisenbahnbetrieb zwei Tage, im ganzen Lande einige Stunden. 

Die Bourgeoisie geriet auf einen Augenblick außer sich vor Staunen und Angst. „Die Direktionen 

der Eisenbahngesellschaften sowie die Regierung verloren den Kopf, während einiger Tage waren 

die Machtmittel des Staates vollkommen desorganisiert, die Regierung fast ratlos. Der Streik en-

dete am 31. Januar mit einem vollen Siege.“ 

Aber die bürgerliche Welt fand rasch die Selbstbesinnung wieder. Ein Sturm der Reaktion erhob 

sich in der Presse, und die Regierung zeigte sich entschlossen, die Möglichkeit eines zweiten Sie-

ges nicht zuzulassen. Drei namentlich auf Drängen der Konservativen eingebrachte Gesetzesvor-

lagen bedrohten Streiks der Eisenbahnangestellten und der Arbeiter im öffentlichen Dienst mit 

Gefängnis bis zu 6 Jahren – das angenommene Gesetz sagt 4 Jahre – und erschwerten der übrigen 

Arbeiterschaft in hohem Maße das Postenstehen. Eine größere Zahl von Gewerkschaften hatte nun 

vor Einbringung der Vorlage in Verbindung mit der sozialdemokratischen Arbeiterpartei und der 

Vereinigung freier Sozialisten ein Abwehrkomitee eingesetzt, das in allen bedeutenderen Gemein-

den Untergruppen besaß. Es sollte die Eisenbahn- und Transportarbeiterorganisationen gemäß der 

Erklärung, daß sie den Ausstand als ein Mittel der Verteidigung gegen Gesetze gebrauchen wollen, 

die das Ausstandsrecht bedrohen“, mit allen Mitteln unterstützen. Die Forderung [14:] der sozial-

demokratischen Kammerfraktion, die Vorlagen zurückzuziehen, bis die Untersuchung über die 

Lage des Eisenbahnpersonals erfolgt sei, stieß auf taube Ohren. Die Regierung wollte den Kampf, 

um die Niederlage vom 31. Januar wettzumachen. Geschäftsordnungswidrig fand die Beratung der 

Vorlagen bereits am zweiten Tage nach dem Zusammentritt der Kammer statt. Die Arbeiter mußten 

sich entweder darein finden, den Kampf lediglich im Parlament zu führen oder den Weg des Streiks 

zu beschreiten. Und die Eisenbahngesellschaften hatten sich inzwischen durch Bildung von Ord-

nungsbünden trefflich gerüstet, indes im Eisenbahnerverband, der zwar noch stark an Mitgliedern, 

doch innerlich bereits erheblich geschwächt war, die Kampfeslust verflog. Gleichwohl wurde, trotz 

Widerratens des Vertreters der Sozialdemokratie, der Streik beschlossen, der am 6. April für alle 

Arbeiter zu Wasser und zu Lande beginnen sollte. 

Den in den Solidaritätsstreik tretenden Hafenarbeitern zu Amsterdam antworteten die Unternehmer 

mit der Aussperrung, eine Maßregelung, die Wochen hindurch aufrechterhalten ward und der Ha-

fenarbeiterorganisation einen argen Schlag versetzte. Am 8. April wurde das letzte Notsignal – der 

Generalstreik über das ganze Land verkündet, der im ganzen 50.000 bis 60.000 Arbeiter umfaßte, 

davon etwa die Hälfte in Amsterdam. „Außer unter den Hafenarbeitern war der Ausstand in Ams-

terdam bloß im Baufach, der Metall- und Diamantenindustrie ein allgemeiner. Der Bäckerausstand 

stand so schlecht, daß der Vorstand schon an das Komitee das Gesuch gestellt hatte, den Ausstand 

aufheben zu dürfen. Der Ausstand der Typographen war total verunglückt. Alle Tagesblätter er-

schienen, als ob gar nichts vorlag.“ Außerhalb Amsterdams hatte der Streik fast keine Wirkung. 

„Der Ausstand der Gemeindearbeiter, auf den große Erwartungen gesetzt wurden, hatte außer in 

den Gasfabriken und im Reinigungsdienst sehr schwächlich eingesetzt. Die anderen Ausstände 

übten wenig oder keinen Einfluß aus.“ So der Bericht des Komitees zur Abwehr. Da die Kammer 

das Gesetz angenommen hatte mit sofortiger Geltung, standen zwei- bis dreihundert der führenden 

Personen in Gefahr, zu mehrjährigen Gefängnisstrafen verurteilt zu werden, zumal zu erwarten 
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war, daß die Gerichtshöfe das Gesetz mit größter Härte handhaben würden. Der [15:] Streik war in 

allen Teilen verloren und wurde in der Nacht vom 9. auf den 10. April aufgehoben. 

Die Anarchisten benutzten die Gelegenheit, um auf der ganzen Linie Mißtrauen zu säen und die 

Zerrüttung zu steigern. Zumal die niederländische Gewerkschaftsbewegung glich einem Schlacht-

feld. „Die Eisenbahnorganisationen vernichtet, die Amsterdamer Transportarbeiter ausgeschlossen 

von ihren organisierten Arbeitgebern. Ausschließung und Entlassung überall und in allen Berufen. 

...“ Gleichwohl werde der Streik in der Geschichte der Arbeitskämpfe denkwürdig bleiben, hieß es 

in einem Manifest der holländischen Arbeiterpartei, „als ein Beweis, daß die Arbeiter die Welt 

beherrschen können, sobald sie einmütig gegen das Kapital Front machen; denkwürdig wegen der 

Solidarität, welche das Eisenbahnpersonal bei dieser Gelegenheit bekundete; ... denkwürdig auch 

ob des bitteren Kampfes, der seitens der besitzenden Klasse nach dem Siege der Arbeiter gegen 

diese geführt wurde und in welchem es ersterer geglückt, mit Hilfe eines Teiles der Arbeiter der 

selbständigen Arbeiterbewegung einen gewaltigen Schlag beizubringen.“ Die sozialdemokratische 

Arbeiterpartei Hollands zog aus dem verlorenen Streik den Entschluß, „den Kampf für das allge-

meine Wahlrecht mit verdoppelter Kraft zu führen“. 

Auch Deutschland sah um jene Zeit die ersten ökonomisch-politischen Streiks. Vom 22. August 

1903 bis zum 18. Januar des folgenden Jahres führten die Crimmitschauer Weber einen heroischen 

Kampf um den zehnstündigen Arbeitstag. Als die Fabrikanten jede Vermittlung ablehnten und da-

rob am 7. August die Weber von fünf Fabriken die Arbeit aufsagten, antworteten jene mit der 

Kündigung der zirka 7600 Textilarbeiter des Ortes. Versammlungsauflösungen folgten Schlag auf 

Schlag, und am 3. Dezember wurden gar Versammlungen und öffentliche Lustbarkeiten überhaupt 

verboten. Selbst die geplante Weihnachtsbescherung für die Kinder der Streikenden wurde unter-

sagt. Wiewohl die deutsche Arbeiterschaft über eine Million Mark gespendet hatte, mußte der 

Kampf abgebrochen werden, da die Unternehmer die Unterstützung ihres Verbandes gefunden hat-

ten. 

Beim Abschluß des großen Bergarbeiterstreiks vom Mai 1889, den Verlängerung der Schichtdauer 

und Mißbrauch des Wagen-[16:]nullens veranlaßt hatten, versprach nach einer Konferenz der Ar-

beiterdelegierten mit dem Kaiser der Bergbauliche Verein die Regelung des Wagennullens und die 

Einführung einer achtstündigen Normalschicht; Überschichten sollten nur ausnahmsweise und un-

ter Verständigung der Grubenverwaltung mit den Bergleuten verfahren werden. Aber die Zusagen 

wurden nicht gehalten. Den Mißbrauch des Nullens gar hatte die preußische Berggesetznovelle 

vom 24. August 1892, indem sie seine „Voraussetzungen“ festlegte, zur gesetzlich zulässigen Re-

gel erhoben. Überdies waren die Schächte tiefer geworden, und die Arbeit fand an wärmeren Orten, 

unter gesundheitlich abträglicheren Bedingungen statt. Als nun das Kohlensyndikat noch zur Still-

legung von Zechen schritt, die viele Bergarbeiter außer Nahrung setzte, brach der Streik aller Be-

legschaften Anfang 1905 mit elementarer Wucht los. 

Der Zusammenschluß der Riesenbetriebe hatte im Ruhrbecken das stärkste Werksmonopol 

Deutschlands geschaffen. Von Konkurrenz der Zechen untereinander war keine Rede mehr, das 

Syndikat alleiniger Abnehmer und im Falle des Streiks jeder Verpflichtung und Lieferfrist vertrag-

lich enthoben. Dazu ließ die bevorstehende Kohlenknappheit eine Steigerung der Preise erhoffen. 

So konnte den Bergleuten nur der Druck der öffentlichen Meinung und die Gesetzgebung Hilfe 

bringen. Das Ergebnis des Kampfes war denn auch zunächst ein politischer Erfolg. Vor Abbruch 

des Streiks gab die preußische Regierung die Zusage, eine Reform der Berggesetzgebung in die 

Wege leiten zu wollen. Das Ergebnis der gesetzgeberischen Aktion- an den Reichstag des allge-

meinen Wahlrechts wagte man, bezeichnend genug, nicht zu gehen – bedeutete freilich nicht viel 

mehr denn eine unwürdige Revanche für die politische Nötigung, in die Regierung und herrschende 
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Klassen Preußens sich versetzt gesehen hatten. Die seit langen Jahren erhobene Forderung eines 

Normallohnes blieb unberücksichtigt. Auch die Zusagen der Zechenbesitzer von 1889 wurden 

nicht eingelöst, vielmehr die Achtstundenschicht ausdrücklich abgelehnt. Die Regelung der Ar-

beitszeit erstreckte sich lediglich auf besonders warme Gruben des Steinkohlenbergbaus, für die 

ein „sanitärer“ Arbeitstag vorgesehen ward, den illusorisch zu machen den Unternehmern nicht 

schwer fiel. Hinsichtlich der Über- und Nebenschichten wurde der bestehende [17:] Zustand noch 

verschlechtert. Die Regierungsvorlage anerkannte, daß das Wagennullen über die gesetzlichen Be-

fugnisse des Arbeitgebers hinausgehe; gleichwohl wurde es abermals sanktioniert. Jede Begren-

zung der in einem Monat zu verhängenden Strafen fiel. Die neueingeführten ständigen Arbeiter-

ausschüsse gingen in ihrer Zusammensetzung hinter das bestehende Recht zurück, wie denn die 

Regierung dem Herrenhaus nicht nur klar machte, daß sie als reine Scheinvertretung den Weg 

wirklicher und reichsgesetzlich geordneter Arbeitskammern versperren sollten, sie versprach auch, 

die Selbstverwaltung der Krankenkassen einzuschränken. Damit nicht genug, forderte das Herren-

haus neue Ausnahmegesetze gegen die Arbeiterklasse, vor allem Maßregeln wider den sogenann-

ten Kontraktbruch und zum Schutze der Arbeitswilligen. 

Den geschilderten ging eine Reihe rein politischer Streiks parallel. Bereits im Jahre 1893 erkämpfte 

sich die belgische Arbeiterschaft durch Massenarbeitseinstellung das allgemeine Wahlrecht. Dem 

Streik vorauf ging jahrelang eine unaufhörlich geführte Propaganda, war es doch um die politische 

und gewerkschaftliche Organisation der belgischen Arbeiterschaft noch schwach bestellt. Als der 

allgemeine Rat der Partei die Streiklosung ausgab, folgte in den großen Städten und industriellen 

Zentren die Masse der Arbeiter dem Ruf. „Die Furcht vor der Revolution, von der sie in dem Streik 

ein Vorspiel sah, die Furcht vor dem Abmarsch von Zehntausenden Grubenarbeitern nach Brüssel 

verwirrte die Bourgeoisie einen Augenblick und lähmte ihren Willen.“ So kam es zu einem Kom-

promiß: die bestehende Klassenwahl wurde abgeschafft, das mit einem Pluralwahlrecht verbun-

dene allgemeine Wahlrecht eingeführt. Bisher hatte die belgische Arbeiterschaft in der Kammer 

keinen Vertreter, nunmehr erlangte sie ihrer dreißig. Aber das Vordringen der Sozialdemokratie 

spornte die klerikale Reaktion zu scharfer Abwehr. Sie verschlechterte das Kommunalwahlrecht, 

arbeitete an der Klerikalisierung des Unterrichts und der Staatsbetriebe, an der Ausbreitung der 

Klöster, schuf mit Staatshilfe christliche Genossenschaften und Syndikate: mit einem Wort die 

Klerikalisierung des Landes machte gewaltige Fortschritte. Um nun die mit verwerflichen Mitteln 

künstlich erhaltene klerikale Kammermehrheit für immer zu stürzen, nahm die Sozialdemo-

[18:]kratie erneut den Kampf für das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht auf. 

Aber der Streik von 1902, obwohl von weit beträchtlicherem Umfang denn der erste, mißlang. Das 

Bürgertum setzte sich kaltblütig und energisch zur Wehr – „ohne Angst und in dem Bewußtsein, 

daß die Unterdrückungsmittel bei den augenblicklichen Machtverhältnissen zwischen den Klassen 

wohl imstande sind, dem Ausharrungsvermögen des Proletariats im politischen Streik die Spitze 

zu bieten“. Der Streik wurde im rechten Augenblick und in voller Ordnung aufgehoben. Die Orga-

nisationen, hieß es, blieben ungeschwächt, und „die Wahlen, die unter dem direkten Eindruck der 

Ereignisse und einer starken antisozialistischen Reaktion bei den durch die klerikale Agitation stark 

beeinflußten Mittelschichten vorgenommen wurden, ergaben zwar hier und da einen kleinen Rück-

gang, aber über das ganze Land doch einen Zuwachs von 16.000 Stimmen.“ 

Der erste schwedische Wahlrechtsstreik von 1902 endete gleichfalls mit halbem Erfolg. Als De-

monstrations- und nicht als Zwangsmittel geplant, sollte er wenige vorausbestimmte Tage dauern 

und unmittelbar nach Beendigung der Parlamentsverhandlungen über die Wahlrechtsvorlage der 

Regierung auf gehoben werden. Auch in diesem Falle war jahrelange Propaganda für das allge-

meine Wahlrecht vorausgegangen. Um Vergeltungsakten der Unternehmer vorzubeugen, blieben 
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die Gewerkschaften aus dem Spiel; die Leitung lag ausschließlich in der Hand der sozialdemokra-

tischen Partei. Ihre Parole hatte guten Erfolg. Es gelang, die Bourgeoisie zu überraschen. In Stock-

holm ruhten nicht allein die gesamten Industrie- und Baubetriebe, auch die Arbeiter der Staatsbah-

nen und Glasfabriken, im Reinigungs- und anderen städtischen Diensten feierten. Keine bürgerli-

che Zeitung konnte erscheinen. Es wurden denn auch sämtliche Wahlrechtsanträge, auch die der 

bürgerlichen Parteien verworfen und die Regierung aufgefordert, binnen zwei Jahren einen neuen 

Gesetzentwurf vorzulegen. 

Wiederholt kam es in Italien zu spontanen und großen Arbeitseinstellungen als Protest gegen die 

Erschießung von Arbeitern durch die Karabinieri. So zwang im September 1904 ein Streik von 

etwa einer Million Arbeitern, der vier Tage hindurch von Ort zu Ort sprang und neben den großen 

Städten auch die [19:] Landarbeiterschaft ergriff, die Regierung zu der Erklärung, künftig ähnliche 

Schießereien zu verhindern, was freilich neue Metzeleien nicht verhütet hat. Infolge des Streiks 

stieg bei den bald folgenden Neuwahlen, deren Ansehung die Reaktion erreichte, die sozialistische 

Stimmenziffer von 165.000 auf 316.000, während die erregten bürgerlichen Parteien geschlossen 

gegen die Sozialdemokratie stimmten und ihr eine Reihe von Mandaten abnahmen. „Der Streik 

brachte das erste historische Auftreten des italienischen Proletariats als selbständige revolutionäre 

Klasse. Bis jetzt hatte es immer gekämpft, politisch mit dem städtischen Kleinbürgertum und 

Kleinbauerntum verbunden: im Streik trat es zum erstenmal unabhängig, als eine die ganze kapi-

talistische Gesellschaftseinrichtung bekämpfende Klasse auf.“ 

3. Der politische Streik in der russischen Revolution. 

Bei der gewaltigen Rolle, die der politische Streik in der russischen Revolution gespielt hat, bei 

der vielfältig verschlungenen Fülle widerspruchsvollster Erscheinungen, die er bietet, und die es 

den verschiedensten Auffassungen ermöglicht, sich auf ihn als Beispiel und Beweis zu beziehen, 

scheint eine eingehendere Darlegung am Platze. 

Wollte Rußland um die Wende des siebzehnten Jahrhunderts sich gegen den Druck der Nachbar-

staaten, namentlich Schwedens, behaupten, so bedurfte es einer Staats- und Militärorganisation 

nach westeuropäischem Muster. Ein solche konnte sich bei der Zerrissenheit, Unwegsamkeit und 

asiatischen Struktur des Landes nach innen und außen nur durchsehen vermöge eines Machtappa-

rates von größter Zentralisation. Der Zarismus und seine Bureaukratie wurden die am schärfsten 

ausgeprägte Autokratie des Kontinents, der die europäische Technik und das europäische Kapital 

die Mittel einer Großmacht zur Verfügung stellten. 

Versteht sich, daß der moderne Verwaltungs- und Heeresorganismus einen ungewöhnlich hohen 

Teil vom jährlichen Arbeitsertrag einer noch in feudalen Formen steckenden Gesellschaft ver-

schlang. Von 7 Milliarden jährlichen Mehrprodukts entfallen heute noch 1½ Milliarden auf Steu-

ern. Auch die privilegierten Schichten sahen sich damit in ihren Nährquellen beschränkt und in 

ökonomischer Schwäche gehalten. Im alten Rußland kam es denn auch nicht eigentlich zu selb-

ständiger [20:] Stadtwirtschaft. Handwerk und Landwirtschaft blieben in enger Verschlingung, und 

das auf bäuerlicher Hausarbeit fußende Kaufmannskapital spielt noch jetzt – namentlich im Tex-

tilrayon die bedeutsamste Rolle. Bei der geringen finanziellen Leistungsfähigkeit des eigenen Lan-

des warf sich der russische Absolutismus dem westeuropäischen Kapital rasch in die Arme. Die 

Staatsschuld wuchs gewaltig. Einen Teil der Anleihen verwandte man zur Errichtung staatlicher 

Industriebetriebe, als Hüttenwerke, Waffen-, Tuch-, Leinwand- und anderer Fabriken, um die Ver-

sorgung der Armee von der ausländischen Produktion unabhängig zu machen. Nur verhältnismäßig 

wenige Etablissements befanden sich in den Händen von Privaten. Wiederum war es ausländisches 

Kapital, das in den vierziger und fünfziger Jahren durch Maschineneinfuhr und Fabrikanlagen – 



16 

ein Deutscher importierte allein aus England 122 Spinnereien bis auf den letzten Nagel – eine 

höhere Produktionsstufe begründete. Aber der Betrieb war noch bis ins einzelne reglementiert und 

ruhte auf leibeigener Arbeit. Da schuf unter der Wirkung der furchtbaren Niederlage im Krimkrieg 

die halbe Befreiungsreform von 1861 die Vorbedingung für eine ausgreifende kapitalistische Ent-

wicklung. Sie zeigte sich besonders intensiv im letzten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts. Das 

europäische Finanzkapital, das den Löwenanteil des russischen Staatsbudgets in sich aufsog, kehrte 

zumal seit Einführung der Goldwährung mit einem Teil der Beute in Gestalt von Industriekapital 

zurück. „Während im Laufe von vierzig Jahren bis 1892 das Grundkapital an Aktienunternehmun-

gen im ganzen auf 919 Millionen Rubel angewachsen war, stieg es allein in den nächsten zehn 

Jahren mit einem Schlage auf 2,1 Milliarden Rubel.“ Der gesamte Zufluß dieser Periode betrug 1/2 

Milliarden. In den drei Jahrzehnten nach der Bauernreform entstanden etwa 25.000 Werst Eisen-

bahnen, in den neunziger Jahren im europäischen Rußland 20.000, im ganzen Reich 30.000 Werst. 

So bildet die russische Großindustrie wesentlich eine Kolonie des westeuropäischen Kapitals. Die 

Produktionskraft des Landes, das ungeheure Bodenschätze birgt, ist schwach entwickelt. Im Jahre 

1900 produzierte die Industrie der Vereinigten Staaten für 25, Rußland für 2½ Milliarden Rubel. 

Im gleichen Jahre wurde auf den Kopf der Bevölkerung gewonnen in England 13,5, in [21:] 

Deutschland 9, in Rußland 1,4 Pud Eisen. Rußland erzielte 1, Deutschland 5½, England 13 Milli-

arden Pud Kohlen. Die ackerbautreibende Bevölkerung ist etwa doppelt so stark wie die industri-

elle. Gleichwohl weist die russische Industrie den höchsten kapitalistischen Typus auf. Die Grup-

pen der Groß- und der Riesenunternehmen konzentrieren einen beträchtlich größeren Prozentsatz 

von Arbeitern um sich als die entsprechenden in Deutschland. Neben den alten Industrierayon, der 

sich südlich der Waldstriche von Petersburg nach Moskau erstreckt – dieses ein Zentrum der Tex-

tilproduktion, jenes ein Hauptort der schweren Industrie –, traten in den letzten zwanzig Jahren die 

Küsten am Schwarzen Meer und der untere Lauf der Wolga. Die freien Steppen, die eine Leibei-

genschaft fast nicht kannten, mit dem zentralen Rußland wenig Berührung hatten, auf denen auch 

westeuropäische Ansiedler in nicht geringer Zahl saßen, sahen unter dem Einfluß des französisch 

-belgischen Kapitals einen Aufschwung der bearbeitenden und vor allem der schweren Industrie, 

die die Gouvernements mit Riesenunternehmungen bepflanzte, ein Anwachsen der Städte, eine 

Umwälzung der ganzen wirtschaftlichen Physiognomie von solch fieberhafter Eile, daß man den 

südöstlichen Industrierayon wiederholt das russische Amerika genannt hat. Dem entspricht die 

Struktur der russischen Stadt. Wohl ist die industrielle Bevölkerung Rußlands weniger als ander-

wärts in Städte zusammengeballt: 57 Prozent aller Unternehmungen mit 58 Prozent aller Arbeiter 

liegen auf dem Lande. Aber von 1885 bis 1897 wuchs die Dorfbevölkerung nur um 12,7, die städ-

tische Bevölkerung dagegen um 33,8 Prozent. Gewaltiger noch war die Zunahme der Großstadt. 

Moskau beispielsweise vermehrte seine Bewohnerzahl binnen fünfunddreißig Jahren von 604.000 

auf 1.359.000. Die Expansion der Städte im Süden, von Odessa, Rostow, Jekaterinoslaw, Baku 

usw. war noch stürmischer. Die russische Großstadt ist ein vollkommen modernes Produkt, das 

einen aus Zünften und Gilden alterwachsenen dritten Stand, eine bürgerliche Demokratie als Ver-

tretung produktiver und kommerzieller Schichten nicht kennt. „Das europäische Kapital schuf im 

Laufe weniger Jahrzehnte die russische Industrie, und die russische Industrie ihrerseits schuf die 

heutigen Städte, in denen die grundbildenden Produktionsfunktionen von dem modernen Proleta-

riat ausgeübt werden.“ 

[22:] Kapitalistisch betriebene Landwirtschaft findet sich in beiden Industrierayons, im Norden 

hauptsächlich Flachsbau und die Zucht von Handelsgewächsen, im Süden zahlreiche „Weizenfab-

riken“, die mit den neuesten Maschinen arbeiten und ihr Getreide nach den nördlichen Industriebe-

zirken oder nach dem Ausland verfrachten. Die Differenzierung innerhalb des Dorfes ist nament-

lich im Süden besonders groß. Neben den bäuerlichen Farmer stellt sich hier der bäuerliche Proleta-
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rier, der nicht selten aus dem sogen. Schwarzerdedistrikt eingewandert ist, während die eigene 

Überschußbevölkerung nach den industriellen Rayons abwandert. Der zwischen den Industrier-

ayons liegende Schwarzerdedistrikt kennt im großen ganzen weder Großindustrie noch kapitalisti-

sche Landwirtschaft. Ganz an die Bodenbestellung gebunden, verlor seine Bauernschaft bei der 

Reform von 1861 ein rundes Viertel ihres Ackers, und zwar gerade den besten Teil an die Guts-

herren. Das Steigen der Bodenpreise und die parasitäre Wirtschaft der Gutsbesitzer trieben den 

Bauern in die schwerste Pachtsklaverei. Außerstande, mit dem pauperisierten Pächter zu konkur-

rieren, unterliegt hier die Maschine der physiologischen Hartnäckigkeit des Menschen. Das Steu-

erbudget fällt mit seiner Last überwiegend auf den Bauern. Von der Regierung im Jahre 1902 be-

stellte Komitees stellten fest, daß die direkten und indirekten Abgaben über 50 und selbst bis zu 

100 Prozent vom reinen Bodenertrag der Bauernfamilie beanspruchen. Das Gesamtdefizit der rus-

sischen Bauernwirtschaft hat man auf 850 Millionen Rubel jährlich berechnet, etwa die Summe, 

„die der Fiskus der Bauernschaft jährlich aus der Tasche zieht“. Von den fünf Millionen erwach-

sener und „überflüssiger“ Männer, für die durchweg im Lande keine Beschäftigung vorhanden ist, 

gehört der geringere Teil zur industriellen Reserve oder zum Landstreichertum, die Mehrzahl zur 

bodenständigen Bauernschaft, „die ihre Arbeitskraft einem Boden widmen, der ohne sie nicht min-

der gut bebaut werden könnte“. 

Der Inhalt der russischen Revolution konnte nur ein bürgerlicher sein. Aber die Großbourgeoisie, 

in deren Sinn sie nach dem Stande der europäischen Entwicklung allein zu wirken vermochte, war 

im Grunde ihres Wesens konservativ und reaktionär. Das ausländische Kapital besaß seine politi-

sche Vertretung in den Parlamenten der Heimat und dachte in Rußland schon [23:] um deswillen 

nicht an Opposition, weil die Furcht vor Gefährdung der Staatsanleihen ihm das lebhafteste Inte-

resse am Bestand der herrschenden Ordnung einflößte. Soweit die russischen Industrieunterneh-

mungen der ausländischen Großbourgeoisie für den Weltmarkt produzierten, lag volle Rechtlosig-

keit der einheimischen Arbeiterschaft in ihrem Vorteil. Im übrigen waren sie von Staatsaufträgen 

wesentlich abhängig. „Alle Metallfabriken des Südens – viele von ihnen wurden bis auf das letzte 

Schräubchen in Amerika fertiggemacht und dann über den Ozean zu uns importiert! wurden schon 

bei ihrer Gründung durch Staatsaufträge für einige Jahre im voraus sichergestellt.“ Die russische 

Bourgeoisie zeigte sich zwar aufgebracht über die Bevorzugung des ausländischen Kapitals. Sie 

wünschte Beseitigung der Polizeiwillkür, die unbequeme legale Arbeitervereine organisierte und 

wider die Fabrikanten hetzte, um die Arbeiterschaft von der Opposition wider die Regierung abzu-

halten; sie wünschte bürgerliche Rechtsordnung, Erwerbsfreiheit, Verkehrssicherheit, gleiche Stel-

lung vor dem Gesetz, die das ausländische Kapital durch seine diplomatische Vertretung und in 

Kraft von Staatsverträgen besaß. Sie wünschte Leitung der Staatsbank in ihrem Sinne, die bisher 

als Werkzeug der ökonomischen Polizei des Absolutismus funktioniert und das Favoritsystem un-

ter den gewagtesten Manipulationen begünstigt hatte, um so mehr, als Krieg und Revolution die 

Bankoperationen auf ein Minimum reduzierten und viele Etablissements in die schlimmste Lage 

brachten. Aber wer konnte ihr bei der geringen Kaufkraft des russischen Marktes fettere Aufträge 

zuweisen, wer ihre Interessen gegen das Ausland und seine im Lande nistende Kapitalmacht besser 

vertreten als eine starke Monarchie, eine machtvolle Bureaukratie? Um so mehr, als die Agrarkrise 

den inneren Markt verengte, die Staatseinnahmen herabdrückte! Nicht Beseitigung des Zarismus 

war ihr Ziel: es galt ihr, mittels einer Volksvertretung aus ihm einen Hebel der eigenen Interessen 

zu machen. Auch die liberale Fronde der Semstwo bedeutete weder eine entschiedene noch gar 

eine grundsätzliche Befehdung des Zarismus. Entsprang sie doch im wesentlichen dem Unwillen 

der freihändlerisch gesinnten Agrarier über den industriellen Protektionismus der Regierung und 

die Barbarei der russischen Agrarverhältnisse, die eine Einrichtung des Wirtschaftsbetriebs [24:] 

auf kapitalistischer Basis unmöglich machte. Ähnliches gilt von der Opposition der diplomierten 
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Intelligenz. Ihr Anschluß an den Semstwokonstitutionalismus unter der Firma der Kadettenpartei 

hat ihre politische Aktionskraft nicht erhöht. 

Der scharfe Antagonismus, der die konzentrierteste Industrie  der rückständigsten Landwirtschaft 

aufpfropfte, spaltete auch das russische Proletariat in zwei große heterogene Gruppen. Die Bauern-

masse dürstete nach Land. Aber ihr Blick war nicht nach vorwärts, auf Intensivierung des Betriebs 

gerichtet und konnte es nicht sein bei der das Bauernland beherrschenden Tendenz wachsender 

Parzellierung. War doch seit der Emanzipation von 1861 das Durchschnittsmaß der Bauernwirt-

schaft um mehr denn ein Drittel zurückgegangen. Weder der Abstrom freier Hände in die Indust-

rierayons noch die Ansiedlungsbewegung in den Grenzländern und die Tätigkeit staatlicher Kre-

ditinstitute hatten die fortschreitende Zerschlagung der Bauernwirtschaft zu hemmen vermocht. 

Der Gesichtskreis des Bauern haftete und wird vielleicht noch lange haften an den alten Zuständen. 

Nicht nur klafft zwischen dem russischen Dorfe und der modernen, in das Land gepflanzten Stadt 

eine tiefe Scheide, über die keine Brücke bodenständiger Entwicklung führt: der Bauer ist der 

schärfste Konkurrent des industriellen Lohnarbeiters. Die Überschußbevölkerung namentlich des 

Zentrums drückt auf die Löhne im ganzen Lande, macht die Einführung arbeitsparender Maschinen 

auch in vielen Zweigen des gewerblichen Lebens zu einem vergeblichen Beginnen. Dagegen sah 

sich das industrielle Proletariat, kaum der Wiege entwachsen, der konzentriertesten Staatsmacht, 

der konzentriertesten Kapitalgewalt gegenüber. Im Jahre 1897 zählte die Arbeiterklasse 9,2 Milli-

onen Männer und Frauen, mit den Angehörigen etwa 27 Prozent der Gesamtbevölkerung. Davon 

gehörten 3,3 Millionen der Berg- und verarbeitenden Industrie, dem Transport-, Bau- und Han-

delsgewerbe, 2,7 Millionen der Urproduktion an; eine Million waren Taglöhner und Hilfsarbeiter, 

der Rest Hauspersonal; die Eisenbahner, denen im Oktoberstreik eine ausschlaggebende Rolle zu-

fiel, musterten 1905 667.000 Köpfe. Die energievollste, kühnste und tatbereiteste Gruppe des Pro-

letariats ist die großstädtische Arbeiterschaft. Aber auch ihre politische Aktivität ist nach Schichten 

sehr verschieden. „Die leitende Rolle in der Revolution fällt fast aus [25:] schließlich den Arbeitern 

der ersten Kategorie zu.“ Damit erklärt sich auch die Bedeutung der proletarischen Kampfmetho-

den für den Verlauf der Revolution. Wenn freilich ein Mitkämpfer und Augenzeuge meint, die 

Arbeiterklasse habe zugleich mit den Produktionsfunktionen des Kleinbürgertums auch dessen 

einstige politische Rolle übernommen, so deutet die Auffassung doch nur an, daß auch in der rus-

sischen Revolution Kräfte wirksam waren, die die proletarische Kampftaktik nicht zu voller und 

reiner Auswirkung kommen ließen. 

Schon 1882 zwangen Bewegungen in der Arbeiterschaft zum Erlaß eines Gesetzes über die Kin-

derarbeit; 1884 wurde das Gewerbeinspektorat geschaffen, 1885 die Beschäftigung von Frauen 

und jugendlichen Arbeitern in einigen der wichtigsten Industriezweige untersagt, 1886 die Lohn-

zahlung gesetzlich geregelt. Die Begründung der beiden letztgenannten Gesetze wies ausdrücklich 

auf die im übrigen blutig unterdrückten Arbeiterunruhen von Moskau und Wladimir als Beweg-

grund hin. Als dann anläßlich der Thronbesteigung Nikolaus II. den elend entlohnten und unter 13- 

bis 15stündiger Arbeitszeit frondenden Spinnern und Webern von Petersburg der Lohn für die Krö-

nungstage abgezogen werden sollte, lehnten sie sich auf und forderten außer dem vorenthaltenen 

Betrag Erhöhung der Akkordlöhne und 10½ stündige Arbeitszeit. Binnen einer Woche feierten 

sämtliche Spinnereien und Webereien der Stadt mit insgesamt 40.000 Arbeitern, ein damals in 

Rußland unerhörtes Ereignis. Der Streik wurde rücksichtslos unterdrückt; die Polizei verhaftete 

etwa 1000 Arbeiter und schob sie nach ihren Heimatdörfern ab. Aber im folgenden Januar brach 

die Bewegung erneut aus. Diesmal mit hervorragendem Erfolg: die Regierung verstand sich zur 

gesetzlichen Einführung eines 11½stündigen Maximalarbeitstags für ganz Rußland. Hatte die 

Streikbewegung doch von Petersburg auf das gesamte Land übergegriffen. Und trotz des Gesetzes, 

das die Führung von Streiks mit vier bis acht, die Beteiligung an Streiks mit zwei bis vier Monaten 
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Gefängnis bestrafte, brechen von jetzt ab die Lohnkämpfe nicht mehr ab. Neben der Polizei greift 

allenthalben auch das Militär ein. Zu Jaroslaw 1895, zu Dombrowo 1897, zu Riga und Mariupol 

1899, zu Petersburg im Mai 1901, um nur wenige Beispiele zu nennen. Stets gibt es Tote und 

Verwundete. Von 1895 [26:] bis 1900 registrierte die sozialdemokratische Presse 220 Streiks mit 

mehr als 200.000 Teilnehmern allein für die Hälfte dieser Kämpfe. 

Um 1900 begann der Gehilfe des Polizeiministers, Subatow, die Gründung legaler Arbeitervereine, 

„gelbe Gewerkschaften nach der Fasson des Lockspitzels und des agent provocateur“. Ihre Mißer-

folge und die Fortdauer der Streiks veranlaßten das Manifest vom 26. Februar 1903, das eine Reihe 

von Reformen ankündigte, unter denen freilich nur das Gesetz vom 2. Juli des gleichen Jahres über 

die Entschädigung der Arbeiter für Unfälle Erwähnung verdient. Im übrigen hielt die Regierung an 

der alten Methode fest. Der Eisenbahnerstreik im Oktober 1901 wird mit bewaffneter Hand unter-

drückt, zu Tiflis werden 1500 Streikende verhaftet. Die Wirtschaftskämpfe, die im Februar und März 

des folgenden Jahres im Kaukasus losbrachen, entsprangen dem Versuch, angesichts einer unge-

heuren Krise größere Massen von Arbeitern zwangsweise zu entfernen, eine Maßnahme, auf die die 

Arbeiterschaft in einer Reihe von Städten mit Sympathiestreiks und Demonstrationen antwortete. 

Im November des gleichen Jahres geben Lohndifferenzen in den Werkstätten der Wladikaukasischen 

Bahn den Anlaß zu einem großen Streik in Rostow am Don. Die Arbeiterschaft hielt auf öffentli-

chen Plätzen Meetings ab, an denen sich zeitweilig bis zu 30.000 Menschen beteiligten. Wenige 

Monate später kam es zum Streik in Kostroma, der sich gleichfalls zu einer großen politischen 

Demonstration auswuchs. „Die Arbeiter selbst veranstalteten die Demonstration und marschierten 

durch die ganze Stadt mit roten Fahnen und revolutionären Liedern auf das Haus des Gouverneurs 

zu. Und auch hier ging es nicht ohne Opfer ab. Das Militär wurde herbeigeordert. Die erbitterten 

Arbeiter wühlten die gepflasterten Straßen auf und errichteten Barrikaden.“ Es war das Vorspiel zu 

den großen Kämpfen, die in den Sommermonaten 1903 den Süden Rußlands in Flammen setzten. 

Schon im April und Mai hatten zahlreiche Streiks und Demonstrationen stattgefunden. Im Juli be-

gannen dann die großen Wirtschaftskämpfe, die Baku, Tiflis, Batum, Jelissawetgrad, Kiew, Niko-

lajew, Jekaterinoslaw, Odessa – hier gab die Agitation der Subatowschen „Unabhängigen“ den An-

stoß –, kurz alle Hauptorte Südrußlands ergriffen. Partielle und rein [27:] wirtschaftliche Forde-

rungen bildeten den Ausgangspunkt. Die streikenden Arbeiter zogen in tausendköpfigen Scharen 

durch die Straßen, um die übrigen zur Teilnahme am Streik aufzufordern. Diese folgten dem Rufe 

vielfach, ohne Forderungen zu erheben. Es sei unmöglich, nicht zu rebellieren bei den in den Fab-

riken üblichen Unterdrückungen und Schindereien; „gestern wurden Streikende am Bahnhof er-

schossen, heute wollen wir nicht arbeiten“. Keine klare politische Vorstellung, aber tiefe Unzufrie-

denheit mit der bestehenden Ordnung, die instinktiv sich auslöst! So bieten die großen Städte bald 

ein eigenartiges Bild. Der Verkehr, das wirtschaftliche Leben sind großenteils gehemmt. Die Le-

bensmittel steigen im Preise. „Keine Elektrizität, kein Gas, abends ist es finster auf den Straßen, 

und die Wohnungen werden nur kärglich von Kerzen beleuchtet.“ Dafür aber aufgeregtes politisches 

Leben, Versammlungen auf Straßen und Plätzen, die von Tausenden erfüllt sind. Die Behörden 

waren zeitweilig ausgeschaltet. Der Süden Rußlands verwandelte sich, schrieb ein im Ausland er-

scheinendes liberales russisches Blatt, für einige Wochen in eine revolutionäre Arbeiterrepublik. 

„Brüderliche Umarmungen, Rufe des Entzückens und der Begeisterung, Freiheitslieder, frohes Ge-

lächter, Humor und Freude hörte man in der vieltausendköpfigen Menge, die vom Morgen bis 

Abend in der Stadt wogte. Die Stimmung war eine gehobene; man konnte beinahe glauben, daß ein 

neues, besseres Leben auf Erden beginnt. Ein tiefernstes und zugleich idyllisches, rührendes Bild.“ 

Die Zahl der Teilnehmer an den Streiks wird auf eine Viertelmillion beziffert. „Die Versuche der 

Sozialistenrevolutionäre, sich in den Gang der Streiks einzumischen, und ihre Aufforderungen zu 
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Demonstrationen um jeden Preis und zu Gewaltakten gingen völlig spurlos vorüber und konnten 

eine bemerkenswerte Desorganisation in die Arbeiterbewegung nicht hineinbringen. Unsere Ko-

mitees gaben sich alle Mühe, dem nutzlosen Blutvergießen vorzubeugen, das in diesen Tagen so 

leicht entstehen und für lange Zeit die begonnene Arbeiterbewegung in einem Meer von Blut er-

säufen konnte.“ Wo die Bewegung abflaute, griffen Polizei und Militär mit Nachdruck ein: in Tiflis 

36 Tote und Schwerverwundete, in Kiew 15 Tote, 200 Verwundete, in Jekaterinoslaw 11 Tote, 

darunter 2 Kinder, 13 [28:] schwer, 15 leicht Verwundete und so fort. Dem grandiosen Vorstoß des 

Proletariats folgte der blutig unterdrückte Aufstand der armenischen Bauern und Kleinbürger wider 

die Konfiskation der Kirchengüter im Kaukasus. 

Der Ausbruch des Krieges dämpfte die Aktion der unteren Schichten. Als die Schlachten am Jalu 

und bei Liaojang an der Niederlage des Zarismus keinen Zweifel mehr lassen, beginnt die bürger-

liche Opposition mit der Veranstaltung von Banketten und der Abfassung untertänigster Adressen, 

die politische Rechte für die Gesellschaft, nicht für das Volk, erbitten. Als dann der erste Semst-

wokongreß sich wider die Polizeiwillkür, aber für die Autokratie und ihre aggressiv nationalisti-

sche Politik ausspricht, erscheinen organisierte Arbeiter in den Versammlungen der Bourgeoisie 

mit der Forderung: Beendigung des Krieges und Berufung einer konstituierenden Versammlung 

auf Grund des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts. Zugleich demonstrieren 

die Arbeiter in einer Anzahl von Städten für diese Forderung, wobei sie verschiedentlich von der 

Polizei attackiert werden. Die Öffentlichkeit bleibt zwar noch vom Gutsbesitzerliberalismus und 

der bourgeois-demokratischen Intelligenz beherrscht, aber die Demonstrationen der Arbeiter üben 

rasch ihre Wirkung, was die Polizei zu immer schärferem Eingreifen veranlaßt. Da bricht in den 

letzten Dezembertagen zu Baku ein neuer Streik aus, der mit Blitzeseile den ganzen Kaukasus 

überzieht, um in der Hauptstadt das gewaltigste Echo zu finden. 

Zwei Arbeiter der Petersburger Putilowwerke waren wegen Zugehörigkeit zu einem der legalen 

Vereine, die der Pope Gapon mit Vorwissen der Polizei ins Leben gerufen hatte, entlassen worden. 

Aber sämtliche zwölftausend Arbeiter des Unternehmens erklärten sich mit den Gemaßregelten so-

lidarisch, und die Gärung zog rasch weitere Kreise, so daß in wenigen Tagen hundertvierzigtausend 

Arbeiter der Hauptstadt im Streik standen. Gemeinsame Beratungen führten unter bestimmender 

Mitwirkung der Sozialdemokratie zur Ausarbeitung einer proletarischen Charte, die am 22. Januar 

dem Zaren vom Volke selber überreicht werden sollte. „Wir, die Arbeiter der Stadt St. Petersburg, 

unsere Frauen und Kinder, unsere Eltern, die schwache Greise sind, kommen zu dir, um Schutz 

und Gerechtigkeit zu suchen. Wir [29:] sind arm, wir werden von unerträglicher Arbeit geknechtet 

und unterjocht, wir werden verhöhnt, wir werden nicht als Menschen, sondern als Sklaven behan-

delt, die ihr bitteres Los dulden und schweigen müssen.“ „Menschen sind wir nur äußerlich, in 

Wirklichkeit besitzen wir kein einziges Menschenrecht, nicht einmal das Recht zu sprechen, zu 

denken, Versammlungen abzuhalten, über unsere Nöte zu beraten, Maßnahmen zur Verbesserung 

unserer Lage vorzunehmen. Jeder von uns, der es wagt, die Stimme zur Verteidigung der Interessen 

der Arbeiterklasse zu erheben, wird ins Gefängnis geworfen, in die Verbannung geschickt.“ „Mo-

narch, entspricht das den Gesetzen Gottes, in deren Namen du regierst? Und ist es möglich, unter 

diesen Gesetzen zu leben? Ist es nicht besser zu sterben, ist es nicht besser, daß wir alle, alle Arbeiter 

Rußlands sterben!“ „Vor den Toren deines Palastes suchen wir die letzte Rettung. Verweigere dei-

nem Volk den Schutz nicht, führe es aus dem Grabe der Rechtlosigkeit, Unwissenheit und des 

Elends heraus. Gib ihm die Möglichkeit, sein Schicksal selbst zu schmieden.“ An der Spitze stand 

jene Forderung einer Volksvertretung auf Grund des demokratischen Wahlrechts, einer allrussi-

schen Konstituante, der sich das Programm der bürgerlichen Demokratie anschloß, dazu die For-

derung der Übergabe von Grund und Boden an das Volk, des Arbeiterschutzes, der Arbeiterversi-

cherung, der Bewegungsfreiheit für Gewerkschaften, Produktiv- und Konsumgenossenschaften 



21 

und des achtstündigen Arbeitstages. „Das sind unsere Hauptbedürfnisse, Monarch, mit denen wir zu 

dir kommen. Befiehl und schwöre, sie zu erfüllen, und du wirst Rußland glücklich und ruhmreich 

machen und dein Name wird in allen unseren Herzen und in den Herzen unserer Nachkommenschaft 

für ewige Zeiten eingeprägt sein. Erhörst du aber unsere Bitte nicht, so werden wir auf diesem 

Platze vor deinem Palaste sterben.“ Und dieses Wort wurde Wahrheit. Als die Proletariermassen, 

Kreuz, Fahne und Heiligenbilder vorauf, sich von verschiedenen Seiten dem Palaste näherten, emp-

fingen sie die Salven der zarischen Soldateska. In wenigen Augenblicken lagen an die zweitausend 

arglose Männer, Frauen und Kinder, von Kugeln durchbohrt und zerfetzt in den Straßen. 

Die Folge war eine Flutwelle gewaltiger Streiks. „Das Zarenmärchen war zu Ende. Der gesunde 

Klasseninstinkt des Prole-[30:]tariats erwachte im blutigen Wirbel des sozialen Sturmes“, sagt ein 

bürgerlicher Augenzeuge. Eine fieberhafte Tätigkeit setzte ein. An die Spitze stellte sich die Sozi-

aldemokratie. Es traten zunächst die Petersburger Industriearbeiter in den Ausstand. „Während auf 

manchen Fabriken gearbeitet wurde, stellte man auf den anderen die Arbeit ein. Begannen die letz-

teren zu arbeiten, so traten die ersten in den Ausstand. Keine Fabrik, keine Industrie war des mor-

gigen Tages sicher.“ Nach Petersburg folgten andere Städte. In Moskau setzte ein Streik der Eisen-

bahner ein. „Abgesehen von manchen Konzessionen seitens der Unternehmer hatte hier die Streik-

bewegung das allgemeine Erwachen der Arbeitermassen und eine mächtige Entfaltung der Orga-

nisationsarbeit zur Folge.“ Tragischer verlief der Ausstand in Riga. Wiewohl das Proletariat von 

den Petersburger Ereignissen wußte, stürzte es demonstrativ auf die Straße. Man lockte es heimtü-

ckisch in eine Falle und metzelte es wie in Petersburg nieder. „Hunderte von Getöteten und Ver-

wundeten bedeckten die Straßen Rigas mit ihren Leibern, Hunderte von Männern, Frauen und Kin-

dern wurden in die eiskalte Dwina geworfen und starben dort einen fürchterlichen Tod. Dennoch 

wurde die Bewegung nicht eingedämmt. Die Begräbnisprozessionen der getöteten Opfer verwan-

delten sich in grandiose Demonstrationen, unter der Fahne der Revolution vereinten sich hier Let-

ten und Esten, Russen und Deutsche.“ Auch Warschau erlebte seine Bluttage. Während einer gan-

zen Woche hörte hier das wirtschaftliche Leben fast auf. „Die Tramway und die Kutscher brachen 

den Verkehr ab, alle Läden wurden geschlossen, die Laternen der Stadt erloschen, das Telephon 

funktionierte nicht. Die Straßen wurden zu Plätzen für politische Versammlungen, die Tore der 

Häuser waren offen und die Volksmengen verwandelten die Stadt in einen grandiosen politischen 

Klub.“ Wie in den anderen Orten ging die Niederschießung des Volkes auch hier grausam, sinnlos, 

erschütternd vor sich. „Ganze Tage wüteten Polizeibanden in der Stadt und machten alle nieder, 

die ihnen verdächtig schienen. ... Man jagte auf Menschen wie auf Wild und schoß sie nieder, wenn 

es beliebte. Niemand wurde geschont.“ Unterdes schlug die Flamme des Streiks nach dem Kauka-

sus zurück, und die Regierung begriff, daß ihr hier die größte Gefahr drohte. Daher reizte sie die 

tatarischen Stämme [31:] gegen die armenische Bevölkerung. Ein fürchterliches Blutbad wurde in 

Baku, Batum, Balachny und Bibi-Eibet angerichtet, die Städte einer förmlichen Plünderung preis-

gegeben, Männer, Frauen und Kinder in den Straßen hingemordet. Die Arbeiterschaft antwortete 

mit der Erklärung des allgemeinen Streiks, um die „Vereinigung aller Klassen der Bevölkerung“ 

herbeizuführen. In der Tat begannen auch die übrigen Schichten der Gesellschaft mitzutun. So 

stellten die Rechtsanwälte in Petersburg die Tätigkeit ein, und die Gerichte mußten ihre Verhand-

lungen vertagen. In einem Falle streikten sogar die Polizisten, in einem anderen die unglücklichen 

Gefangenen der Lusthäuser. Im ganzen nahm wohl eine Million Arbeiter an der Bewegung teil, die 

in den Grenzgebieten ungleich stärker war als im zentralen Rußland. Lagen doch in jenen von den 

122 Städten, über die der Streik sich verbreitete, 78. Nach einer anderen Mitteilung erfaßte der 

Streik insgesamt 150 Orte, davon in der ersten Woche 32, in der zweiten 36, in der dritten 9, in der 

vierten 47. Die geringere Beteiligung im eigentlichen Rußland ließ die Reaktion mit der Organisa-

tion des Lumpenproletariats und der verrotteten provinzialen Kleinbürger, der Schwarzen Hundert 
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beginnen, die sogleich in einer Reihe namentlich von Mittelstädten, in Pleskow, Wologda, Saratow, 

Nishnij Nowgorod, Eriwan, Mohilew und anderen, mit Gewalttaten einsetzten, von einfachen 

Schlägereien angefangen bis zu vorbereiteten Massenmorden. Wohl suchten die Arbeiter sich Waf-

fen zu verschaffen, um sich im Notfalle gegen Polizei und Hooligans zu verteidigen, hörten die 

Dynamitwerkstätten auf, Zubehör kleiner terroristischer Gruppen zu sein. Aber an bewaffneten 

Angriff gegen die Regierungsorgane dachte man noch nicht. Der Streik dehnte sich im ganzen 

friedlich aus. Und nicht der Terror der Regierung, der Streik siegte. 

Die Folge der Ausstände war eine starke Bauernbewegung, die im Februar unter großen Unruhen 

im Süden, im Zentrum und Osten Rußlands, in Polen, Georgien und den Ostseeprovinzen anhebt, 

wobei die Bauern der beiden letztgenannten Gebiete großenteils unter dem Banner der Sozialde-

mokratie marschieren. Den revolutionären Kundgebungen parallel läuft eine Reihe friedlicher Bau-

ernmanifestationen in Gestalt von Beschlüssen der Dorfgemeinden über die Notwendigkeit politi-

[32:]scher Freiheit. Zugleich entstand eine liberale Strömung unter den Fabrikanten, die ihren Mit-

telpunkt in der Unternehmerschaft Moskaus fand. Um die Arbeiter von den legalen Vereinen voll-

ends ab- und auf die eigene Seite zu ziehen, um ferner auf die Regierung einen möglichst starken 

Druck auszuüben, gingen sie in der Gewährung wirtschaftlicher Forderungen, mit denen nach wie 

vor die Streiks begannen, voran, ein Vorgehen, das angesichts der Revolution auf das ganze Fab-

rikantentum einen starken Druck ausübte. So waren die wirtschaftlichen Erfolge des Streiks zu-

nächst beträchtlich. In manchen Städten und Branchen kam es zur Gewährung des Achtstundenta-

ges, in vielen Militär- und Marinewerkstätten sowie auf den Werften erlangte die Arbeiterschaft 

den Neunstunden-, vielerorts den Zehnstundentag. Hinzu traten merkliche Lohnerhöhungen. Alles 

in allem eine nicht geringe Hebung im Lebensniveau des Proletariats. Aber die Fabrikanten sahen 

ihre Hoffnungen insofern enttäuscht, als die Arbeiterschaft die größere Bewegungsmöglichkeit be-

nutzte, um die Grundlagen moderner Gewerkschaften zu schaffen. In Petersburg entstanden damals 

die Organisationen der Druckereiarbeiter, der Handlungsgehilfen, Kontoristen und Advokatenge-

hilfen. Sie existierten vollkommen offen, „obwohl sie weder genehmigt waren noch bestätigte Sta-

tuten hatten; die Administration wußte von ihrer Existenz, unterhandelte hin und wieder mit ihnen, 

hatte aber den Mut nicht, sie aufzuheben“. Unterdessen waren die Vorarbeiten im Gange für die 

Organisation der Metallarbeiter, Uhrmacher, Schneider, Bäcker und anderer Berufe. In Moskau 

schufen in unmittelbarer Verbindung mit dem Streik die „Delegiertenräte“ der einzelnen Branchen 

den Grundstein der Gewerkschaften, zugleich den Gedanken der Arbeiterdelegiertenräte in die 

breiten Schichten der Arbeiterschaft tragend. In Charkow lag während des ganzen Jahres die Lei-

tung der Streikbewegung in der Hand von Fabrikkommissionen. Am bedeutsamsten für den Gang 

der Revolution sollte jedoch die Gründung des Verbandes der Eisenbahner werden. 

Der Absolutismus erlag dem ersten Anprall nicht. Die Kapitulation von Port Arthur und die an sie 

unmittelbar anschließenden Ereignisse entrissen ihm zwar das Reskript vom 3. März, das Volks-

vertreter „zusammenzurufen“ versprach. Dann erzeugte [33:] die Niederlage bei Mukden eine neue 

Welle liberaler und demokratischer Manifestationen. Eine Reihe illegaler Kongresse entsandte De-

putationen nach Peterhof und sprach zugleich, wenn auch mit großer Langsamkeit, die Bereitschaft 

aus, den Kampf des Volkes zu unterstützen. Unterdes nimmt die Streikbewegung, und zwar in 

Polen, aufs neue akuten Charakter an. Ihren Ausgangspunkt bildet die Feier des ersten Mai. An 

diesem Tage sah Warschau einen beispiellosen Ausstand mit völlig friedlicher Demonstration, die 

in einem blutigen Zusammentreffen der Massen mit den Truppen endete. Eine Massendemonstra-

tion im Gefolge eines Streiks, die von Soldaten durch Flintenschüsse zerstreut wird, führt in Łódź 

zu einer Demonstration von hunderttausend Arbeitern anläßlich des Begräbnisses der Opfer der 

Soldateska. Vom 10. bis 14. Juni toben in der Stadt Barrikadenkämpfe, bei denen es Hunderte von 

Toten und Verwundeten gibt. Die Polizeimassakers und das Wüten der Schwarzen Hundert erzeu-
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gen immer tiefere Erbitterung, die an Polizisten und Polizeioffizieren geübte Vergeltung durch das 

Volk wird häufiger. „Der weiße Schrecken steigt auf seinen Gipfel, der verstärkte Schutz wird 

durch das Standrecht ersetzt, die Militärgerichte sprechen Todesurteile ... und daneben dulden die 

Behörden ohnmächtig die systematischen Verletzungen von Gesetzen und Erlassen über das Ver-

bot jeglicher Versammlungen. In den Fabriken, in den Schulen, auf den Straßen werden Meetings 

von vielen Tausenden abgehalten; ganz öffentlich wird unsere Agitation betrieben.“ Da versetzt 

die Niederlage von Tsuschima auch die bürgerliche Welt in die gewaltigste Aufregung. In Odessa 

bricht ein großer Streik aus, dem der Matrosenaufstand der Kriegsschiffe Potemkin, Prut und Po-

biedonoszew folgt. Zu Libau der Aufstandsversuch der Panzerschiffe Sinop und Katharina, der 

mißglückte Versuch, alle Schiffe der Schwarzmeerflotte und die Festung Sebastopol zu besetzen, 

die Verschwörung der Garnison zu Kiew, die Unruhen zu Kronstadt und in den polnischen Garni-

sonen, der Soldatenaufstand zu Cherson! Eine Militärrevolte löst die andere ab, ergreift die Gärung 

doch selbst die Garde und die Kosaken. Dabei zugleich blutige Zusammenstöße zwischen Volk 

und Truppen. So erfolgt unter demütigenden Bedingungen der Friede mit Japan, dessen Abschluß 

der Ukas vom 19. August vorherging. [34:] Das Dumaprojekt des Ministers Bulygin sah eine be-

ratende, der bureaukratischen Maschine unterworfene Kammer ohne Beschlußrecht vor, die eine 

Meinung äußern, eigene Gesetze vorschlagen und über die Politik der Regierung interpellieren 

konnte, der aber weder Immunität der Abgeordneten noch konstitutionelle oder gar konstituierende 

Funktionen gewährleistet wurden. Die Wahlen sollten nach einem Zwei- und Vierstufensystem 

vorgenommen werden, das das gewerbliche und in Wahrheit auch das bäuerliche Proletariat sowie 

die Intelligenz vom Wahlrecht ausschloß. 

Die Antwort auf das Projekt war ein noch stärkeres Ausfluten der Streikbewegung. Am 2. Oktober 

verlangten die Setzer einer Moskauer Druckerei eine Verkürzung der Arbeitszeit und Erhöhung 

des Akkordlohns für je 1000 Buchstaben unter Einschluß der Interpunktionszeichen. Aus dem 

„Kampfe um die Interpunktionszeichen“ erwuchs der große Streik, der den Absolutismus zur 

Nachgiebigkeit zwang. Am 7. Oktober streikten unter Leitung des Verbandes der Moskauer Typo- 

und Lithographenarbeiter bereits 50 Druckereien. Am folgenden Tage versuchte der Stadthaupt-

mann im Namen der „persönlichen Unabhängigkeit der Arbeiter“, die von der „Willkür der prole-

tarischen Selbsttätigkeit“ bedroht seien, dem Streik durch die Polizeifaust ein Ende zu bereiten. 

Inzwischen waren aber bereits andere Arbeiterkategorien, so die Bäcker, in den Ausstand getreten, 

deren Hartnäckigkeit das Einschreiten der Kosaken veranlaßte. Am 14. Oktober schien der Streik 

abzuflauen, als am folgenden Tage die Petersburger Setzer beschlossen, ihre Solidarität mit den 

Kollegen in Moskau durch einen dreitägigen Demonstrationsstreik zum Ausdruck zu bringen, ein 

Vorgehen, dem die Setzer anderer Städte, so in Riga und Saratow, sowie in Petersburg andere 

Arbeiterschichten, wie die Schiffbauer der Newskiwerke, beitraten. Am 16. Oktober beschlossen 

zu Moskau die Delegiertenversammlungen verschiedener Arbeiterkategorien, u. a. der Drucker, 

Maschinenbauer, Tischler und Tabakarbeiter die Schaffung eines allgemeinen Delegiertenrats. Seit 

längerer Zeit bereitete, gestützt auf die Erfahrungen früherer Streiks auf einzelnen Bahnstrecken, 

der Verband der Eisenbahner einen allgemeinen Eisenbahnerstreik für den Augenblick der Beru-

fung der Reichsduma vor. Am 3. Oktober traten seine Delegierten zur [35:] Beratung über die 

Frage der Pensionskassen zusammen. Die Versammlung erweiterte ihre Kompetenz und konstitu-

ierte sich als politischen Kongreß. Inzwischen begannen die Setzer und die übrigen Arbeiter aller-

wärts die Arbeit wieder aufzunehmen. Da beschloß unter dem Einfluß der gespannten Stimmung 

auf allen Linien, insbesondere auf dem Moskauer Knotenpunkt das Zentralbureau des Eisenbah-

nerverbandes einen allgemeinen Probestreik, während man den eigentlichen Kampf für den Januar 

ins Auge faßte. Die Herzkrämpfe, wie die „Nowoje Wremja“ schrieben, hatten begonnen. 
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Die Moskauer Linien ersterben zunächst. Die Linien nach Kasan, Kursk, Jaroslaw, Nishnij liegen 

still, Moskau wird vom Lande isoliert. Am 21. Oktober beschließen die Eisenbahner von Peters-

burg, unverzüglich der Organisation des im April zu Moskau gegründeten Verbandes näherzutre-

ten, um der Regierung ein Ultimatum zu stellen und ihre Forderungen gegebenenfalls durch einen 

Streik des ganzen Bahnnetzes zu unterstützen. Man spricht vom Streik nur als einer in unbestimm-

ter Zukunft zu ergreifenden Maßnahme. Tags darauf dehnt er sich auf die Linien nach Kiew, 

Woronesch und Brest aus und wird damit Herr der Lage. Sofort erfolgt die Erklärung des allge-

meinen Eisenbahnerstreiks unter der Losung: Achtstundentag, bürgerliche Freiheiten, Amnestie, 

konstituierende Versammlung. In den folgenden Tagen erfaßt er die Linien nach dem Schwarzen 

Meere und des Knotenpunktes von Charkow, die Südwest- und Poljeßkibahnen. Als der kurländi-

sche Generalgouverneur eine eilige Verfügung erläßt, die die Arbeitseinstellung auf den Bahnen 

mit drei Monaten Gefängnis bedroht, versagen sogleich die Linien des Gouvernements. Am glei-

chen Tage verkehren die Weichselbahnen nicht mehr. Jetzt erst wird der Knotenpunkt der Haupt-

stadt selber lahmgelegt. Dann legt der Streik die Hand auf die finnländischen Strecken, die trans-

kaukasischen, sibirischen und die armenischen Bahnen. Er bezwingt den Telegraphen und die 

Elektrizitätswerke „oder beschädigt doch, wo seine Arme noch nicht hinreichen, die elektrischen 

Leitungen und versenkt die Bahnhöfe in Finsternis. Wo eigensinniger Widerstand seine Pläne zu 

durchkreuzen versucht, schreckt er nicht zurück, die Schienenstränge aufzureißen, das Semaphor 

zu verderben, Lokomotiven umzustürzen, den [36:] Weg zu versperren, Eisenbahnwagen quer über 

die Brücken zu stellen. Er dringt in den Elevator ein und seht der Tätigkeit der Hebemaschinen ein 

Ende.“ Wesentlich gefördert wird das Gelingen des Streiks durch die Tatsache, daß sich die tech-

nische Leitung des Kampfes in der Hand von Angestellten und Beamten befindet, und zwar großen-

teils von solchen, „die ein verhältnismäßig hohes Amt bekleideten“. 

Die Ruhe der Bahnhöfe elektrisiert die großen Zentren des Verkehrs. Eins nach dem anderen – 

insgesamt 39 – treten in den Ausstand. In den Fabriken und Werkstätten, in den Telegraphenämtern 

und Postanstalten, in den Läden und Magazinen ruht die Arbeit. Nicht nur die Arbeiter streiken, 

die Verbände der Intellektuellen stellen sich auf ihre Seite und gehen stellenweise selbst leitend 

voran. Die Richter, die Advokaten, die Ingenieure, die Ärzte, die Professoren und Lehrer, die hohen 

Beamtenschichten, selbst die Gymnasiasten und Schulmädchen, alles vereinigt sich in der Forde-

rung des allgemeinen, gleichen, geheimen und direkten Wahlrechts. In Petersburg fuhr keine 

Mietskutsche, keine Zeitung erschien, der Zar, in Zarskoje Selo versteckt, konnte mit den Ministern 

nicht verkehren, die fremden Gesandten konnten sich mit ihren Regierungen nicht verständigen. 

Stellenweise, so in Charkow, Jekaterinoslaw, Odessa, baute das Volk Barrikaden, die von den 

Truppen gestürmt wurden. „Doch im großen ganzen waren die Oktobertage Tage des politischen 

Streiks ... keinesfalls aber solche des bewaffneten Aufstandes.“ Rühmte am 31. Oktober doch eine 

der mächtigsten Kapitalsorganisationen, das Beratungsbureau der Eisenhüttenbesitzer in einem 

Schreiben an den Grafen Witte „mit besonderem Vergnügen“, „daß Gewalttaten seitens der Frei-

heitskämpfer durchaus zu den Seltenheiten gehörten und daß die Volksmassen mit beispielloser 

Disziplin vorgegangen sind“. Ohne selber auch nur in der Theorie Anhänger des allgemeinen 

Wahlrechts zu sein, habe das Bureau doch die Überzeugung gewonnen, daß „die Arbeiterklasse, 

die ihr politisches Bewußtsein sowie ihre Parteidisziplin mit solcher Kraft geäußert hatte, an der 

Selbstregierung des Volkes Anteil haben müsse“. 

Breite bürgerliche Schichten hatten erkannt, welch mächtiger Hebel zur Erlangung von Rechten 

der politische Streik sei. Daher denn auch die bürgerliche Intelligenz sich an ihm in jenem [37:] 

hervorragenden Maße beteiligte. Ihre Organisationen wiesen den Arbeiterdelegiertenräten, so dem 

Petersburger, nicht unerhebliche materielle Unterstützung zu. „Der Einfluß dieser großen Schich-

ten der Bourgeoisie ging so weit, daß sie einerseits die Arbeiter zu politischen Streiks geradezu 
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anreizten, andererseits es bei den Industriellen durchsetzten, daß diese jede Maßregelung ihrer Ar-

beiter unterließen und ihnen die Löhne für die Tage des Streiks auszahlten.“ „An dem Oktoberauf-

stand nahmen sogar Personen von der Regierung teil. Die Berichte der ausländischen Korrespon-

denten über ihre Unterredungen mit dem Grafen Witte haben in den Augen der ganzen Welt die 

Bedeutung der revolutionären Bewegung in Rußland gehoben und ihre Energie im Lande selbst 

angefeuert.“ Auch ein bedeutender Teil des Unternehmertums, wenn nicht dessen Majorität, stand 

dem Streik sympathisch gegenüber. Das Bulyginsche Projekt hatte selbst sie schwer enttäuscht, 

und überdies mochten sie hoffen, weitgehende politische Reformen würden das Rad der Industrie 

sofort und unbehindert in Gang sehen. „Die allgemeinste Form, in der sich die Sympathie für die 

politischen Ziele des Kampfes äußerte, war die Auszahlung des – ganzen oder halben – Arbeits-

lohns während des ganzen Oktoberstreiks.“ Aber die Energie des Angriffs ließ doch gerade die 

Kreise der Industrie zugleich stutzen und mit nicht geringem Mißtrauen auf die Bewegung blicken. 

Immerhin gaben die nachhaltige Unterstützung durch das Bürgertum, die machtvollere Energie der 

führenden Schichten des Proletariats, die ungleich tiefere revolutionäre Erregung des ganzen Vol-

kes – wenngleich selbst in Petersburg keineswegs alle Klein- und Mittelbetriebe der Industrie 

streikten und der Kleinhandel stellenweise zu reaktionärer Abwehr schritt – dem Oktoberstreik 

eine über seine Vorgänger weit hinausreichende Ausdehnung. Deutlich überwog selbst im Bauern-

land Rußland die Hegemonie der kapitalistischen Stadt über die Macht der Erde, der kapitalisti-

schen Stadt, deren Bewegung im letzten Ende bestimmt wird durch das revolutionäre Proletariat. 

Der Streik der Millionen entriß dem Zaren das Manifest vom 30. Oktober. Es gewährte eine be-

schränkte Amnestie, versprach Freiheit der Versammlung, des Wortes, der Wissenschaft, Kontrolle 

der Verwaltung, sagte Erweiterung des Wahl [38:] rechts zu, verlieh der Duma statt lediglich be-

ratenden gesetzgeberischen Charakter und vermied jedes Wort über Preßfreiheit. Das Ausbleiben 

jeglicher wirklichen Garantie, die Ernennung des Stadtkommandanten Trepow, der vor dem 30. 

Oktober die Bevölkerung der Hauptstadt auf jede Weise zum Aufstand zu reizen suchte, zum Be-

fehlshaber der Palastwachen, die Schärfe, womit am 31. Oktober bereits unter der Leitung der Po-

lizei die Pogroms in nicht weniger als 85 Städten einsetzten, ließen die konterrevolutionären Ab-

sichten der Regierung deutlich erkennen. Der während des Oktoberstreiks entstandene Petersbur-

ger Arbeiterrat beschloß denn auch am Tage der Publikation Fortsetzung des Kampfes mit der 

Forderung einer wirklichen Amnestie, Entfernung der Truppen und der Polizei aus der Stadt und 

Schaffung einer Volksmiliz. Das hauptstädtische Proletariat führte den Beschluß mit großer Dis-

ziplin durch. Aber die Provinz, die früher als die Hauptstadt in den Kampf getreten war, versagte. 

So blieb der Streik auf halbem Wege stehen und mußte auch in Petersburg abgebrochen werden, 

wesentlich eine Folge des starken und in diesem Augenblick verhängnisvollen Einflusses der bür-

gerlichen Demokratie, die sich über ihre politischen Illusionen nicht zu erheben verstand. Der 

Streik brachte im Bürgertum die Gruppenscheidung zum Abschluß und trennte es zugleich von der 

Revolution. Die radikale bürgerliche Intelligenz hielt zwar an ihrem Programm fest, war jedoch 

weiterem Vorgehen abgeneigt. Noch drei Tage vor Erlaß des Manifestes hatte der Kongreß der 

Kadetten bestimmt abgelehnt, die Parteiziele „auf dem Wege der Unterhandlungen mit den Ver-

tretern der Regierungsgewalt“ zu erreichen. Nach dem 30. Oktober beobachteten sie zwar der Re-

gierung gegenüber weiter eine starke Reserve, verharrten jedoch aus Mißtrauen wider die Revolu-

tion in voller Untätigkeit. Das Unternehmertum dagegen wandte sich mit bedingungsloser Ent-

schiedenheit von der Revolution ab. Sein politischer Traum war erfüllt, und Witte griff seiner Geld-

not mit Krediten der Staatsbank unter die Arme. Der Bund vom 30. Oktober entstand: Diskont und 

Kredit der Privatbanken gingen rapid in die Höhe. Neben sie trat die Feudalreaktion der Junker, 

die um so entschlossener die Führung an sich rissen, als sie in der Duma ihre eigenen Privilegien 

zu verteidigen hatten und der [39:] Absolutismus als materielle Tatsache trotz des Manifestes 
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bestehen geblieben war. Nach dem 30. Oktober genügte der Zusammenhalt der „Gesellschaft“, um 

die Revolution zum Stehen zu bringen. Wie aber bisher die Taktik der Junker in der Provokation 

und Organisierung von Gewaltakten bestanden hatte, durften sie auf desto längere und gründlichere 

Wirkungen hoffen, würden sie sich um so fester in den Sattel sehen, je gewaltsamer auch dieser 

Prozeß verlief. 

Unter den Bauern namentlich des Schwarzerdegebiets hatte der Oktoberstreik neue Bewegungen 

entfacht. Binnen kurzem wurden über 2000 Gutshöfe niedergebrannt, davon 270 allein im Gouver-

nement Saratow. In den Grenzgebieten vertrieb man vielfach, so in Litauen, die Schulzen und Wo-

lostbeamten und setzte Wahlgerichte und Vollziehungsausschüsse ein. Die Bauernschaft von Ge-

orgien ging noch entschiedener vor. Ein allgemeiner Bauerntag, der in der zweiten Hälfte des No-

vember zu Moskau stattfand, forderte Übergabe des Bodens „in den gemeinsamen Besitz des gan-

zen Volkes“, gerechte Regulierung der Bodenfrage durch die konstituierende Versammlung, die 

spätestens im Februar zusammentreten solle. Zur Verwirklichung der Forderungen wurde eine Er-

neuerung des Oktoberstreiks unter Einbeziehung der mit fremder Arbeit wirtschaftenden Betriebe 

des flachen Landes ins Auge gefaßt. Aber eine genügend starke und der Lage gewachsene Organi-

sation besaß die Bauernschaft nicht. Auch das städtische Proletariat war nahezu völlig unorgani-

siert. Seine Vertretung fand es in den Delegiertenräten, einer auf Fabriken und Werkstätten aufge-

bauten parteilosen Organisation, da nicht nur zwischen den beiden Fraktionen der Sozialdemokra-

tie starke Reibungen bestanden und beide mit den Sozialistenrevolutionären in scharfer Fehde la-

gen: als geheime Organisationen reichte die Kraft keiner der drei Gruppen aus, ein lebendiges Band 

der Einheit für die Hunderttausende der Massen zu bilden. 

Aber man ging rüstig daran, dem Mangel abzuhelfen. Mit Eifer warf man sich auf die Entwicklung 

der Gewerkschaften. Hatten doch ihre Ansätze entschieden in den Oktoberstreik eingegriffen. Jäh 

schoß denn auch die Gewerkschaftsbewegung in die Halme. Im Oktober und November entstehen in 

Petersburg vierzig neue Verbände. Was von der Hauptstadt, gilt im wesent-[40:]lichen von allen 

größeren Städten Rußlands und fast in noch höherem Grade Polens. „Es gab keinen Gewerbszweig, 

der nicht bestrebt war, eine Organisation für sich zu schaffen. Die revolutionären Ereignisse hatten 

die breitesten und rückständigsten Schichten der Arbeiterschaft ausgerüttelt.“ „Mit der weiteren Ent-

wicklung der revolutionären Ereignisse nimmt die Beteiligung der jungen Gewerkschaftsbewegung 

an denselben zu. Die Gewerkschaften entsenden ihre Vertreter in die Arbeiterdelegiertenräte, neh-

men tätigen Anteil an der Arbeit derselben und unterstützen energisch die allgemeinen Streiks. Eine 

besonders schwierige Aufgabe wurde dem Druckereiarbeiterverband zuteil. Er mußte die Druckle-

gung der ‚Nachrichten des Arbeiterdelegiertenrats‘ übernehmen, und eben der Energie dieses Ver-

bandes verdankt Rußland die unbeschränkte, wenn auch vorübergehende Preßfreiheit, welche nach 

Veröffentlichung des Manifestes vom 30. Oktober herrschte. Die Zensur war tatsächlich durch den 

Beschluß des Arbeiterdelegiertenrats, laut welchem in denjenigen Druckereien, wo die Redaktionen 

sich der Zensur unterwarfen, nicht gearbeitet werden durfte, vollkommen aufgehoben.“ 

Freilich zeigte sich, daß, wie die Struktur der Arbeiterschaft keine einheitliche war, es auf die Frage 

der beruflichen Organisation und ihr Verhältnis zur politischen Gesamtbewegung der Klasse keine 

einheitliche Antwort gab. Die historische Entstehung des heimindustriellen und des Fabrikproleta-

riats wies in Rußland so starke Verschiedenheiten auf wie kaum an anderer Stelle, und Fragen von 

der Art, wie sie den Gegensatz der Eisenacher Gewerksgenossenschaften und des Lassalleschen 

Arbeiterschaftsverbandes beherrscht hatten, traten um so schärfer hervor, als schon in die Lohnbe-

wegungen vor der Revolution die Sozialdemokratie organisierend und leitend einzugreifen pflegte 

und die politische Natur des großen Streiks die Vorstellungswelt der Arbeiterschaft beherrschte. 

So gründete die Sozialdemokratie des Königreichs Polen und Litauen der Partei angegliederte 
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Gewerkschaften, deren innere Angelegenheiten dem Veto der Parteileitung unterworfen waren; die 

polnisch-sozialistische Partei dagegen schuf neutrale Verbände. Das Proletariat, erklärten die Ver-

treter der ersteren, „müsse als bewußte Klasse kämpfen, und sein Bewußtsein muß es während der 

Revolution erringen. Die Gewerkschaften können sich diesem Kampfe [41:] nicht entziehen; sie 

müssen ihr möglichstes tun, um von ihrem Standpunkt aus auf ihrem Gebiet zur Klärung beizu-

steuern. Deshalb sagen wir offen in den Statuten unserer Gewerkschaften, daß sie als ihre Vertre-

terin die Sozialdemokratie des Königreichs Polen und Litauen betrachten; unsere Gewerkschaften 

geben 5 bis 15 Prozent von ihren Einkünften für Parteizwecke; sie bleiben in ständiger Fühlung 

mit der Partei und agitieren rege im Sinne unseres Parteiprogramms. Das soll nicht bedeuten, daß 

sie nur Parteimitglieder aufnehmen. Nein! Sie wenden sich an die Masse, aber sie sagen der Arbei-

terklasse nicht eine halbe, sondern die ganze Wahrheit: Nicht nur Gewerkschaftskampf, sondern 

auch Kampf um den Sozialismus! Nicht nur Gewerkschaften, sondern auch Sozialdemokratie!“ 

Eine Auslassung, als wäre sie dem Schweizerschen „Sozialdemokrat“ von 1868 unmittelbar ent-

lehnt. Nichts ist charakteristischer für die geringe politische und organisatorische Schulung der 

proletarischen Masse in der russischen Revolution als diese Art der Argumentation. So schuf der 

gewerkschaftliche Kampf neue Verwirrung und vermehrte die alte. In die politischen Berufsver-

bände ließ sich natürlich nur ein Bruchteil der Arbeiter aufnehmen, andere traten den Gewerkschaf-

ten anderer Parteien, andere den neutralen Verbänden bei. Das Bestreben, den ökonomischen 

Kampf schlechthin im Interesse der allgemeinen politischen Bewegung auszunutzen, führte zur 

vollsten Zersplitterung der Arbeiterschaft. Das galt namentlich in Polen. In Łódź beispielsweise 

schloß sich ein großer Teil der Arbeiter „in gelben, nationaldemokratischen und christlichen Ge-

werkschaften zusammen und eröffnete einen brudermörderischen Kampf gegen die sozialistischen 

Arbeiter“. Das gegenseitige Hinmorden dauerte längere Zeit. „Dies alles führte dazu, daß bei den 

Wahlen in die zweite Reichsduma die Arbeiterkurie in Łódź eine im ganzen Reiche einzig daste-

hende Erscheinung bot: die Mehrheit ihrer Arbeiterwahlmänner waren keine Sozialdemokraten wie 

in ganz Rußland, sondern reaktionäre Nationaldemokraten.“ 

Unterdes feierten unter der Ägide der Polizei die Schwarzen Hundert, deren Organisation jetzt auch 

in den großen Städten begann, fürchterliche Orgien. Dem Aufgebot des Abhubs der Gesellschaft 

war alles erlaubt: Mord, Brandstiftung, Plünderung, Vergewaltigung von Frauen und kleinen Mäd-

chen, bestia-[42:]lische Martern. „Die Arbeiterviertel befanden sich fortgesetzt in einem Belage-

rungszustand. In Petersburg wurden Kosakenpatrouillen aufgestellt, die schlimmer gewütet haben 

als die Kurden und Baschi-Bosuks. Sie überfielen friedlich ihres Weges gehende Arbeiter und prü-

gelten sie derart, daß man sie halbtot in die Krankenhäuser brachte. In Petersburg ergriffen die 

Kosaken am hellen lichten Tage Mädchen, Arbeiterinnen, die von der Fabrik nach Hause gingen, 

und vergewaltigten sie.“ Die Regierung hetzte Volksstamm wider Volksstamm, Stand wider Stand, 

Beruf wider Beruf. Lauerten doch Trepow und sein Werkzeug, der Minister Durnowo, auf die Ge-

legenheit, die Revolution in einem Blutbad zu ersticken. „Die Reaktion organisierte nicht bloß die 

Konterrevolution, sie schuf ihren detaillierten und genauen strategischen Plan, den sie auch syste-

matisch und konsequent durchgeführt hat. Das große Land war in kleine Bezirke eingeteilt, gleich 

einem Schachspielbrett. Für jeden solchen Bezirk wurde ein Befehlshaber mit den Vollmachten 

eines Militärdiktators ernannt oder zur Ernennung bestimmt. Auf diese Weise wurde der Staatsap-

parat bis zu seiner primitiven Form vereinfacht – die administrativen, gerichtlichen und Militäran-

gelegenheiten wurden in eins zusammengefaßt –, zu gleicher Zeit wurde die Möglichkeit einer 

gleichzeitigen und schnellen Abfertigung an allen Orten erreicht.“ 

Um das eigene Leben zu sichern und die Ordnung vor den Polizeibanden aufrechtzuerhalten, schritt 

die Arbeiterklasse zur Errichtung von Druschina, von Kampfabteilungen. In den Fabriken entstan-

den zu Hundertschaften zusammengeschlossene und unter Führern vereinigte Zehntschaften, die 
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den Räubern und den Polizeiausschreitungen tätigen und oft heldenhaften Widerstand entgegen-

stellten. „Das erste, direkte und klare Ziel dieser Bewaffnung war der Schutz im Falle eines An-

griffs durch das Schwarze Hundert.“ „Die Bewaffnung war in erster Linie ein Akt der Notwehr, 

der unbedingt notwendig war angesichts der Lebensgefahr, die ihnen drohte seitens des Schwarzen 

Hunderts, seitens der Unholde, der Kosaken, seitens der Polizei und zum Teil der Soldaten.“ Aber 

man blieb hierbei nicht stehen. Kein Zweifel: der Gedanke des bewaffneten Aufstandes zählte in 

der Arbeiterschaft Tausende begeisterter und todesmutiger Anhänger. Als der Oktoberstreik be-

gann, erklärten die Arbeiter der [43:] Petersburger Industrie großenteils ihre Bereitschaft, auch „mit 

der Waffe in der Hand für die volle Befreiung des Volkes einzutreten“. Die Buchdrucker verlangten 

die Organisierung von Kampftruppen, die für die Bewaffnung der übrigen Arbeiter zu sorgen hät-

ten, indem sie zum Beispiel die Waffenlager plündern und der Polizei und den Soldaten die Waffen 

entreißen, wo dies möglich ist“. Die Angst vor dem bewaffneten Aufstand der Hauptstadt trug denn 

auch nicht wenig zum Erlaß des Oktobermanifestes bei. Gestärkt wurde diese Unterströmung wie 

durch das Wüten der Schwarzen Hundert so durch die Rolle, welche die deklassierte Intelligenz in 

der Führung der Revolution spielte. War ihr doch das Werk der Aufklärung und Schulung, das in 

den vorrevolutionären Epochen anderer Länder bürgerliche Ideologen besorgten, allein vorbehal-

ten geblieben. Der dritte Parteitag der sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands trat ganz in 

den Gedankengang der bewaffneten Erhebung. Da das Proletariat als fortgeschrittenste und einzige 

konsequent revolutionäre Klasse zur leitenden Rolle in der Revolution berufen sei, die Revolution 

aber die Notwendigkeit des bewaffneten Aufstandes herbeigeführt habe, erklärte es der Parteitag 

für „eine seiner wichtigsten und dringendsten Aufgaben, das Proletariat zum unmittelbaren 

Kampfe gegen die Selbstherrschaft vorzubereiten und zum bewaffneten Aufstand zu organisieren“. 

Dem Proletariat sei „nicht nur die politische Bedeutung, sondern auch die praktisch organisatio-

nelle Seite des bevorstehenden bewaffneten Ausstandes auseinanderzusehen“ und ihm dabei „die 

Rolle des politischen Massenstreiks am Anfang und im Laufe des Aufstandes zu erklären“; „die 

energischsten Mittel zur Bewaffnung des Proletariats müßten ergriffen und zur Ausarbeitung eines 

Planes des bewaffneten Aufstandes“ geschritten werden, um sich „für die unmittelbare Leitung 

desselben vorzubereiten und zu diesem Zweck, wo nötig, besondere Gruppen aus aktiven Partei-

genossen zu gründen“. Die Vorwahlagitation solle ausgenutzt werden, um „dem Proletariat die 

Notwendigkeit einer auf revolutionärem Wege einberufenen konstituierenden Versammlung auf 

der Grundlage des allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts mit der geheimen Stimmabgabe 

klarzumachen“. Offenbar zur Einleitung dieses Kampfes und um das Proletariat unter der Fahne 

der Revolution in breitester Masse zu sammeln, sollte [44:] die „sofortige revolutionäre Verwirk-

lichung des Achtstundentags und der anderen auf der Tagesordnung stehenden Forderungen der 

Arbeiterklasse“ in Angriff genommen werden. 

So trat der tiefe Zwiespalt, der in den Dingen stak, offen zutage. Die Reaktion arbeitete auf den 

Aufstand hin, und die fortgeschrittensten Elemente der Arbeiterschaft nahmen dieses Kampffeld be-

wußt und mit Absicht an. Findet diese Haltung ihre tiefe Erklärung im gesellschaftlichen Untergrund, 

auf dem die Revolution sich abspielt, in der politischen Gruppierung, wie der 30. Oktober sie schuf, 

leiten die aus der Notwehr geborenen Kampfabteilungen unmittelbar zu ihr hinüber, so bedeutet ihr 

Überwiegen deshalb nicht weniger den Beginn des Abstiegs für die russische Revolution. 

Im Kampfe zwischen kapitalistischer und proletarischer Macht entscheidet die höhere und festere 

Organisation. Das Land aber war von den tiefsten wirtschaftlichen Umwälzungen zerwühlt, die 

Arbeiterschaft in chaotischer Gärung. So wenig es in der kurzen Frist weniger Monate gelang, für 

die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Gegensätze in der Arbeiterschaft selber eine zusam-

menfassende organisatorische Formel zu finden, so wenig machten die gleichen Gegensätze eine 

einheitliche Taktik möglich. „Nicht nur bietet uns die russische Revolution einen komplizierten 
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Prozeß des Klassenkampfes dar, sondern innerhalb der Klassenbewegung des Proletariats kämpf-

ten unermüdlich während der ganzen Revolution verschiedene taktische Tendenzen gegeneinan-

der“, sagt ein Mitkämpfer. Nach dem Oktobermanifest trat in den Mittelpunkt der taktischen Fra-

gen die Stellung zur Reichsduma. Zweierlei lag zutage: die Regierung wollte die Duma erst beru-

fen, nachdem die Revolution niedergeworfen war, und um dies zu erreichen, richtete sie ihre 

Schläge in erster Reihe gegen die zentralisierten Organisationen, den Eisenbahnerverband, den 

Bauernbund, die Arbeiterdelegiertenräte, zumal den Petersburger, „der zwar mit dem übrigen Ruß-

land nicht verbunden war, aber dank dem Umstand, daß er im politischen Zentrum des Landes sich 

befand, zur Avantgarde der Revolution wurde und bis zu einem gewissen Grade für die Provinz 

den Anzeiger abgab, nach welchem sich die Kampfrichtung bestimmte“. Sollte man das Kampffeld 

vorderhand den bürgerlichen Parteien räumen, auf die vorgeschobene Position verzichten, die der 

Ok-[45:]tober dem Petersburger Rat zugewiesen hatte? Sollte man Vereine zur politischen und 

gewerkschaftlichen Agitation und sozialistische Zeitungen gründen, von der Duma aus Aufklärung 

und Organisation des Proletariats in Angriff nehmen und vertiefen, das Parlament zum Zentrum 

des revolutionären Widerstandes machen? Oder aber sollte man an der Forderung der allrussischen 

Konstituante auf Grund breitester Demokratie festhalten und damit nach Lage der Dinge konse-

quent lossteuern auf die rote Republik? Hatte der „friedliche Massenstreik“ sich überlebt, war es 

nicht besser, die Dumawahl zu boykottieren, würde das Proletariat nicht den Liberalismus zur Seite 

schieben und im Bunde mit den Bauern die Herrschaft erobern? Die letztere Strömung überwog. 

Man empfand nicht, daß der Boykottgedanke im Grunde ein Erbstück der liberalen Taktik wider 

das Dumaprojekt Bulygins war, das jetzt mit Argumenten aus dem Lager der Sozialistenrevoluti-

onäre ausstaffiert ward. Der Kampf um die Taktik endete mit dem Zurücktreten des Einflusses der 

Sozialdemokratie, mit dem Überwiegen des Einflusses der Sozialistenrevolutionäre; und die Un-

terordnung der Berufsorganisation unter die politische Leitung, die Propaganda des Wahlboykotts 

und des bewaffneten Aufstandes arbeiteten diesem Ergebnis unmittelbar in die Hände. 

Der November und Dezember zeigen beide Methoden in Wirksamkeit nebeneinander, sich kreu-

zend und verschlingend, aber die Gewalttaktik rasch und breit an Boden gewinnend. Nach dem 30. 

Oktober hatten die Massen die Versammlungsfreiheit ausgeübt und sie damit errungen. Durch die 

Solidarität der Berufsgruppe der Buchdrucker gelang die Beseitigung der Zensur. Warum sollten 

sich auf dem Wege des Pressionsstreiks nicht auch Rechte gewinnen lassen, die unmittelbar im 

Interesse der Arbeiterklasse lagen? „Der politische Streik des Oktober entfaltete sich auf dem vul-

kanischen Untergrund ökonomischer Forderungen, und dieser Untergrund setzte seine Wirkungen 

fort auch nach dem 30. Oktober.“ Schon während des Oktoberstreiks hoben die Petersburger De-

legierten mit Nachdruck hervor, die Arbeiter würden um keinen Preis die Arbeit zu den alten Be-

dingungen aufnehmen. Als aber der Petersburger Arbeiterrat zu Beginn des November eine Ge-

dächtnisfeier für die bei den Manifestationen des 31. Oktober von der Polizei Getöteten veranstal-

ten wollte, [46:] zwang ihn die Reaktion bereits zum Rückzug. Wohl hätte der Rat, sagt die von 

einem seiner Mitglieder gegebene Darstellung der Ereignisse, den Zusammenstoß bewußt herbei-

führen können, was seiner allgemeinen politischen Richtlinie auch entsprochen hätte. Aber er hielt 

sich nicht für berufen, den Zusammenstoß zu beschleunigen und damit der Reaktion in die Hand 

zu arbeiten. Die anderen Aktionen verliefen nicht erfolgreicher. Am 8. November beschlossen zu-

nächst ohne Vorwissen des Rats die Delegierten eines Petersburger Rayons die Verwirklichung 

des Parteitagsbeschlusses über den Achtstundentag. Als nach einigen Tagen die Forderung in drei 

Fabriken „auf dem Wege der action directe“ durchgeführt war, dekretierte der Rat ihre allgemeine 

Einführung. Am 13. November ward der Parole von der Petersburger Arbeiterschaft entsprochen. 

Zugleich unternahm man eine zweite Aktion, die die erstere verstärken sollte. Als am 8. und 9. 

November zu Kronstadt eine Matrosenrevolte ausbrach, die mit Hilfe eines der furchtbarsten Po-
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grome der Revolutionszeit niedergeworfen ward, und die Regierung den Belagerungszustand in 

Livland und Polen verhängte, mußte der darob angeordnete allgemeine Streik der Petersburger 

Arbeiter bereits nach wenigen Tagen wegen ungenügender und abnehmender Beteiligung aufge-

hoben werden, wiewohl man tags zuvor noch der ungünstigen Stimmung zum Trotz die Fortset-

zung beschlossen hatte. Jetzt vereinigten sich Regierung und Unternehmer, um die Niederlage auf 

die Achtstundenbewegung auszudehnen und damit vollständig zu machen, die Waffe des politi-

schen Streiks in der Hauptstadt zu zerbrechen. Eine Aussperrung warf an 100.000 Mann aufs Pflas-

ter. Sie besiegelte die Niederlage des Rats. Damit war der Sammlungskampf des russischen Prole-

tariats gescheitert. Habe man, tröstete der Berichterstatter des Exekutivkomitees des Rats, nicht 

den Achtstundentag für die Massen gewonnen, so doch diese für den Achtstundentag. „Von nun 

an lebt im Herzen eines jeden Petersburger Arbeiters der Kampfruf: Achtstundentag und Waffen!“ 

Die Aussperrung währte etwa einen Monat, bis an die Schwelle des Dezemberkampfes, und schal-

tete das Petersburger Proletariat für diesen vollends aus. In der Tat rüstete man nur desto lebhafter 

für den bewaffneten Zusammenstoß, indem man zugleich engeren Anschluß an die revolutionären 

Elemente der [47:] Armee suchte. Kam es doch seit Mitte November zu einer fortlaufenden Reihe 

sich verblutender militärischer Unruhen: in Kiew, Jelissawetpol, Jekaterinoslaw, Kursk, Lomsha, 

Warschau, in Petersburg selbst und in anderen Orten, neben denen neue und zusammenhanglose 

Bauernrevolten herliefen. 

Am Tage der Verhaftung des Petersburger Arbeiterrats kam es in der Moskauer Garnison zu Un-

ruhen. Sofort entließen die Militärbehörden die Reservisten, Freiwilligen und Unzuverlässigen. 

Unter dem Eindruck der Revolte ordnete der Moskauer Delegiertenrat einen Streik für den 20. 

Dezember an, der bei günstiger Sachlage in den bewaffneten Aufstand hinübergeleitet werden 

sollte. Die Delegiertenkonferenz von 29 Bahnen trat dem Beschluß, wenn auch skeptisch, bei. Ins-

gesamt schritten 33 Städte zum Ausstand, die jedoch großenteils hinter der früheren Beteiligung 

zurückblieben, von ihnen Petersburg am meisten. Dagegen setzte der Eisenbahnerstreik zunächst 

mit Verve ein, als die Passivität Petersburgs auch hier lähmend wirkte. Der Verkehr auf der nach 

Moskau führenden Nikolausbahn blieb aufrechterhalten. Damit war die militärische Besetzung der 

Linie und die Sicherung des Telegraphenbetriebs ermöglicht. An wenigen Orten, so in Rostow, 

Jekaterinoslaw, kam es zu Scharmützeln zwischen Arbeitergardisten und den Truppen. Nur in Mos-

kau gelang es, den Aufstand in die Wege zu leiten. Er steht daher im Mittelpunkt der Dezemberer-

eignisse. An den beiden ersten Tagen streikten 150.000 Mann. Zwei Tage schwankten die Truppen, 

am dritten begannen die blutigen Zusammenstöße mit den Druschina der Arbeiter. Geschützt durch 

die Gassen, Winkel und Durchgangshöfe der Stadt, kämpften die Revolutionäre in kleinen Abtei-

lungen. Die Fußtruppen wurden mit ihnen nicht fertig, aber auch die tätige Mitwirkung der Bevöl-

kerung im ganzen blieb aus. Schließlich trat Artillerie in Tätigkeit, um die winkligen Straßenzüge 

in Schutt und Asche zu legen. Während sich dann um Moskau rasch immer größere Truppenmen-

gen zusammenzogen, konzentrierte sich der Kampf in der Stadt auf den Herd des Widerstandes, 

das Arbeiterviertel Presnja. Nachdem der Aufstand eine volle Woche gewährt, wurde es im Verlauf 

des 30. Dezember in Brand geschossen. Und die eigentlichen Schlachtkader des Moskauer Auf-

standes? Ein Mitglied des Petersburger Arbeiterrats beziffert sie auf noch nicht 2000 Mann, [48:] 

von denen 700 bis 800 den Arbeiterdruschina, 500 den Eisenbahnern, 400 Schützen den Drucke-

reiarbeitern und Handlungsgehilfen angehörten, zu denen sich noch einige kleine Gruppen von 

Freischärlern gesellten. Die proletarische Bevölkerung der Großstadt habe sich, einer lebendigen 

Mauer gleich, zwischen Freischärlern und Regierungstruppen ausgerichtet, sie bei Errichtung und 

Wiederherstellung der Barrikaden unterstützt, sie mit einer „Atmosphäre tätiger Sympathie“ um-

woben. So sehr dem Heldenmut und dem Heldentod der Kämpfer Ehre und Gerechtigkeit gebührt, 

so sehr das Überwiegen der Gewalttaktik dem geschichtlichen Untergrund selber entwuchs, auf 
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dem die Revolution sich abspielte, so genügen jene Zahlen aus dem bewaffneten Kampfe allein 

zum Erweise, wie wenig die Taktik der Gewalt der Bewegungsweise des modernen Proletariats 

und dem Wesen des politischen Streiks entspricht – selbst auf dem Boden Rußlands. 

Die liberale Dumaperiode ward eröffnet, um bald zu enden. Die Gesellschaftsentwicklung Europas 

leiht bürgerlichen Revolutionen nicht mehr schlechthin kapitalistischen, sondern imperialistischen 

Inhalt. Um so mehr entfesselte die Taktik der Gewalt ihr inneres Wesen. Der systematische Terror 

saugte in vollem Maße die übrigen Kampfmittel auf, mochte auch die Sozialdemokratie sich ihm 

zuletzt mit aller Entschiedenheit entgegenwerfen. Den sprechendsten Ausdruck gaben jener 

Kampftaktik die Maximalisten. Ihr Grundsatz war unverzügliche Durchsetzung ihrer Forderungen 

vor allem durch gewaltsame Enteignung. „Ihre Taktik, die mit den Banküberfällen begann, endete 

mit der Ausplünderung einfacher Kaufleute und ganz armer Bürger, da auf einmal die gemeinsten 

Verbrecher den Drang fühlten, sich in den Dienst der Revolution zu stellen.“ Die Helfer der 

Schwarzen Hundert und die Pogromleute als Vertreter des kämpfenden Proletariats! Konnte es ein 

wirksameres Mittel geben, um Verwilderung und Sittenverderbnis in die eigenen Reihen zu tragen, 

um zwischen den Massen und der Revolution eine tiefe Kluft aufzureißen? Es bedurfte der Entlar-

vung des Lockspitzels Asew nicht, um Klarheit darüber zu schaffen, wem der Terror in die Hände 

arbeitete. So wenig es in der Macht irgend jemandes lag, den Lauf der Dinge zu wenden, so sehr 

trifft das Wort eines Mitkämpfers das Rechte, daß der Terror der proletarischen [49:] Bewegung, 

der Entwicklung des Klassenbewußtseins, dem Kampfe der Arbeiterschaft zur Eroberung politi-

scher Rechte in hohem Maße geschadet habe. Bei Auflösung der zweiten Duma im Juni des fol-

genden Jahres oktroyierte der Zar im Widerspruch mit dem unlängst erlassenen Grundgesetz ein 

neues Wahlrecht. Als die Sozialdemokratie versuchte, die Verschlechterung aufzuhalten und das 

Volk erneut zum politischen Streik aufrief, fiel die Aktion kläglich zu Boden. 
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[50:] 

Zweites Kapitel.  

Die deutsche Diskussion. 

1. Der Stand der Theorie. 

Der politische Streik bedeutet wie der schwedische entweder eine Demonstration, oder er dient 

gleich dem belgischen Wahlrechtskampf der politischen Pression, oder er vereinigt wie der italie-

nische Streik wider Polizeiübergriffe beide Momente. Der ökonomische Streik mit politischem 

Einschlag erscheint als Streik großer Arbeitsgruppen, als Lahmlegung wichtiger Verkehrsmittel, 

als Stillsetzung bedeutsamer Produktionszentren und Wirtschaftsplätze. 

An die Erscheinung des ökonomisch politischen Streiks lehnt sich die Auffassung des Syndikalis-

mus an. Danach machen es die ungenügenden Erfolge der legalen Aktion, Kartellierung und Des-

potismus der Unternehmer, Vorgänge vom Schlage des Taff-Vale-Entscheids wider die streiken-

den Eisenbahner Englands oder jenes Urteils wider die walisischen Bergleute, das die Organisation 

zur Leistung eines Schadenersatzes von mehr als zwei Millionen Mark verurteilte, notwendig, die 

durch politische oder gewerkschaftliche Vertreter ausgeübte indirekte Aktion durch die direkte der 

Massen zu ersehen. Nicht Zahl und Größe der Organisation, nicht die Höhe der Kassenbestände 

sei entscheidend, vielmehr der Geist, der die Mitglieder beseele, vielmehr die Taktik, die man be-

folge. Die wirksamste Solidarität bestehe nicht in Geldleistung, sondern im Sympathiestreik. Das 

Mitleid mit vergewaltigten Arbeitsbrüdern wachse zu raschen und wilden Streiks empor; drohe 

eine im Kampf stehende Gruppe zu erliegen, so unterstütze sie die gesamte Arbeiterschaft des Be-

rufes, des Ortes, der Provinz. Jede Aktion müsse möglichst weit über sich selbst hinaus getrieben 

werden. Und diese unmittelbare Einführung von Reformen durch die Arbeiter selbst bediene sich 

der raschesten, besten und energischsten Wege. Zu ihren Mitteln zähle der revolutionäre terroris-

tische Streik, der ökonomische Terror, der Terrorismus gegen die Person des Arbeitgebers, Sabo-

tage, Go-canny*, Obstruktion, Boykott, passive Resistenz an – [51:] kurz alles und jedes, was ener-

gisch, revolutionär und direkt, ohne Vermittlung und Umwege geeignet scheine, die Forderungen 

des Proletariats durchzusehen, möge es auch die großen Kapitalisten in die Gefahr des Ruins und 

selbst des Lebens bringen. Immer bewähre sich das Wort: Dem Bittenden bewilligt man nichts, 

dem Drohenden etwas, dem Gewalttätigen alles! In verschiedenen Städten Frankreichs erzwang 

man den früheren Ladenschluß, indem man vor den offenen Geschäften Krawalle veranstaltete, 

Scheiben zerschlug und Stinkpillen in die Räume warf. Die Kaffeehausangestellten greifen zur 

Materialverschleuderung, indem sie den Konsumenten doppelte Rationen einschenken. Die Fri-

seure kleben Zettel an, nach bestimmten Stunden werde das Publikum schlecht rasiert werden und 

laufe Gefahr, mehrere Male geschnitten zu werden. Die Schneider bestreichen die Innenseite der 

fertiggestellten Kleider mit verdünnter Schwefelsäure; „nach einigen Tagen fällt das Zeug wie 

Spinngewebe auseinander“. „Die Eisenbahner Italiens schmierten während des Streiks zirka hun-

dert Meter Schienen mit grüner Seife ein, so daß sich die Räder der Lokomotiven in rasender Ge-

schwindigkeit um die eigene Achse drehten, ohne sich nach vorwärts bewegen zu können.“ „In 

manchen Gegenden Rußlands hatten es sich die Arbeiter direkt zum Prinzip gesetzt, nach jedem 

verlorenen Streik den Kapitalisten aus Rache zu töten“, eine neue Form des Tyrannenmordes, der 

soziale Tyrannenmord, da doch „die Bourgeoisie der kollektive Tyrann des Proletariats ist“. Als 

1905 die Unternehmer von Baku die Forderungen der streikenden Arbeiter der Petroleumgruben 

ablehnten, „steckten die Arbeiter 140 Bohrtürme in Brand“. 

 
*  Bummelstreik / bewußtes Langsam-Arbeiten als Kampfmittel. 
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Die direkte Aktion richtet sich naturgemäß auch auf politische Ziele: gegen reaktionäre Gesetze 

und Regierungen, gegen Krieg und Militarismus durch kollektive Dienstverweigerung, Militär-

streik und Insurrektion. Provokation von Konflikten mit der öffentlichen Gewalt gehört unmittelbar 

zum Programm, will man in ihnen doch die Funken erkannt haben, an denen eines Tages sich die 

soziale Revolution, die völlige Emanzipation des Proletariats entzünde. Diese vollzieht sich auf 

dem Wege der direkten Aktion umfassendsten Stils, des Generalstreiks. Er ist im Grunde eine ein-

fache Sache. Alle materiellen Schwierigkeiten eines letzten Riesenkampfes, von welcher Seite im-

mer man ihn [52:] ansehe, lösen sich eben durch die direkte Massenaktion selbst. So malt eine der 

einschlägigen Schriften diese folgendermaßen: Nach der notwendigen Zeit der Propaganda, nach-

dem die Massen und Organisationen entsprechend vorbereitet und mit der Idee vertraut sein wer-

den, sobald auch die Begleitumstände günstig sind und der Generalstreik ausbrechen soll, erklären 

vor allem sämtliche Gewerkschaften – die doch zur Propaganda dieser Idee am meisten berufen 

sind – den Generalstreik in ihrem Fache. Die Nichtorganisierten werden bald mitgerissen ... die 

Bewegung verbreitet sich, dehnt sich rasch auf das ganze Land aus, generalisiert sich – sie wird 

zum Generalstreik des Proletariats. Zuerst treten die Transportarbeiter in den Streik, hernach die 

Bergarbeiter, deren Streik auch diejenigen Transportarbeiter zur Arbeitsniederlegung zwingt, die 

vorher nicht mitgetan haben. Dann kommen die Arbeiter der Lebensmittelbranche an die Reihe, so 

daß auch die herrschende Klasse das schreckliche Gespenst des Hungers erkenne. In allen anderen 

Betrieben sei die Arbeit schon durch den Streik einer Minorität unterbrochen. Hier ergebe sich die 

Arbeitsruhe als Folge teils der Arbeitsteilung, teils des entschlossenen, Zahme und Feige ein-

schüchternden Auftretens der revolutionär Gesinnten. „Der Hunger treibt den sonst noch so Zah-

men, das Brot von dort zu nehmen, wo es ist. Und wie es auch bei allen Revolutionen und Volks-

bewegungen zu sehen war, sind da gerade die Frauen, die vorher in der Politik offen die Reaktio-

närsten waren, nun, wo es sich darum handelt, den Hunger ihrer Kleinen zu stillen, die Revolutio-

närsten und Kühnsten bei der Stürmung und Plünderung der Bäckereien und der Fleischerläden. 

Noch weit intensiver würde der Kampf werden, sobald es sich bei dem Proletariat darum handeln 

würde, nun auch von den Produktionsmitteln Besitz zu ergreifen. So ist der Generalstreik nicht nur 

die Einleitung der Revolution, zu der er notwendig führt, sondern die soziale Revolution selbst. Er 

ist nur der Name der sozialen Revolution der Zukunft.“ Auch das Militär und die Behörden brauche 

man nicht zu fürchten; denn man reißt Eisenbahnschienen auf und zerstört Telegraphendrähte und 

Fabriken. Dadurch wird das Militär in kleine Gruppen aufgelöst, wird machtlos, und das Proletariat 

erringt den Sieg. „Eine unbestrittene Tatsache ist es ja, daß eine kühne Tat, sei es eines [53:] Indi-

viduums oder einer energischen, begeisterten Minorität, Tausende aus dem Schlafe rüttelt und in 

ihnen mit einem Schlage begeisterte Kämpfer für die Sache gewinnt, während Jahrzehnte tatenloser 

Agitation sie nicht aus der Gleichgültigkeit herausreißen konnten.“ 

Die Vorstellung, vermöge einer einzigen konzentrierten Anstrengung die bessere Welt der Zukunft 

zu erringen, besitzt für den erlösungsbedürftigen Proletarier etwas Bestrickendes, Berauschendes. 

In Wirklichkeit ist die Idee der direkten Aktion denn auch älter, als es auf den ersten Blick scheint. 

Die Taktik der Chartisten läuft großenteils auf sie hinaus, und auch in den inneren Kämpfen der 

alten Internationale spielt sie eine bedeutsame Rolle, geht doch die Propaganda Bakunins und der 

jurassischen Föderation wesentlich auf sie zurück. Seitdem ist die direkte Aktion – hier mehr, dort 

minder – die Grundlage der gewerkschaftlichen Taktik ganzer Länder geworden. In Deutschland 

huldigt syndikalistischen Tendenzen allerdings nur eine verschwindende Minderheit der Arbeiter-

schaft. Anders in Holland und in den romanischen Ländern. In Frankreich stehen Generalstreik und 

direkte Aktion seit den Gewerkschaftskongressen von Bordeaux und Nantes auf der Tagesordnung. 

Das alte Problem trat in ungleich verbreiterter Form an die neue Internationale heran. Und wenn auch 

die phantastischen Gemälde eines Generalstreiks die harmlosere, die gewerkschaftliche Taktik der 
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direkten Aktion die ernste Seite der Sache war, so zeigte die Idee des Generalstreiks doch die Frage 

in ihrer schärfsten theoretischen Zuspitzung. 

Der erste Kongreß der neuen Internationale zu Paris hatte sich mit der Frage des Generalstreiks aus 

Anlaß des Maifeierbeschlusses zu beschäftigen. Ein französischer Delegierter meinte, die Mani-

festation werde wirkungslos bleiben, wenn nicht der Generalstreik dahinterstehe; man solle ihn als 

Anfang der sozialen Revolution beschließen. Der Antrag wurde mit großer Mehrheit verworfen. 

Auch der folgende Brüsseler Kongreß lehnte – im Gegensatz zu seinem Vorgänger von 1868 – 

einen Antrag ab, der Kriegserklärungen mit dem Aufrufe zu allgemeiner Arbeitseinstellung beant-

wortet wissen wollte. Der Züricher Kongreß vom Jahre 1893 beauftragte eine Kommission mit der 

Prüfung der Frage des Generalstreiks. Die vorgeschlagene, aber [54:] nicht mehr zur Abstimmung 

gebrachte Resolution betonte, politische Streiks könnten nur unter bestimmten Verhältnissen und 

zu bestimmten Zwecken mit Erfolg unternommen werden; ein Weltstreik sei angesichts der un-

gleichen ökonomischen Entwicklung der verschiedenen Länder unausführbar, und wenn zu ver-

wirklichen, nicht mehr notwendig; selbst ein auf ein Land beschränkter allgemeiner Streik sei aus-

sichtslos, da die Streikenden zuerst ausgehungert sein würden, ein gewaltsamer Streik aber von 

den herrschenden Klassen unbarmherzig niedergeschlagen würde. Unter den gegenwärtigen Ver-

hältnissen lasse sich im besten Falle an den Generalstreik einzelner Industrien denken. Massen-

streiks seien „unter Umständen eine höchst wirksame Waffe nicht bloß im ökonomischen, sondern 

auch im politischen Kampfe“; eine Waffe jedoch, „deren wirksame Anwendung eine tüchtige ge-

werkschaftliche und politische Organisation der Arbeiterklasse voraussetzt“. Auch der Londoner 

Kongreß von 1896 verhandelte über die Frage. „Der Kongreß hält den Streik und Boykott für ein 

notwendiges Mittel zur Erreichung der Aufgaben der Gewerkschaften, sieht aber die Möglichkeit 

für einen internationalen Generalstreik nicht gegeben. Das nächste Erfordernis ist die gewerk-

schaftliche Organisierung der Arbeitermassen, weil von dem Umfang der Organisation die Frage 

der Ausdehnung des Streiks auf ganze Industrien oder Länder abhängt.“ Der Kongreß von Paris 

vom Jahre 1900 bestätigte lediglich diesen Beschluß. Der Amsterdamer Kongreß von 1904 unter-

strich als Voraussetzung für den Erfolg von Massenstreiks gleichfalls die doppelte Notwendigkeit 

starker Organisationen und freiwilliger Disziplin und erklärte „den absoluten Generalstreik in dem 

Sinne, daß alle Arbeit niedergelegt wird, für unausführbar, weil derselbe jede Existenz, also auch 

des Proletariats, unmöglich macht“. Die Emanzipation der Arbeiterklasse könne „nicht das Resultat 

einer derartigen plötzlichen Kraftanstrengung sein“. Aber es sei möglich, daß ein Streik, der sich 

über einzelne für das Wirtschaftsleben wichtige Betriebszweige oder über eine große Anzahl Be-

triebe ausdehnt, ein äußerstes Mittel sein kann, um bedeutende gesellschaftliche Veränderungen 

durchzuführen oder sich reaktionären Anschlägen auf die Rechte der Arbeiterschaft zu widerset-

zen“. Der Kongreß warnte vor der anarchistischerseits betriebenen Propaganda des Generalstreiks 

und forderte [55:] Stärkung der Organisationen, weil, „sollte der Streik mit einem politischen Ziel 

sich einst als nötig und nützlich herausstellen, sein Gelingen davon abhängen wird“. So ist die 

Stellung der internationalen Kongresse bestimmt durch den Gegensatz zur anarchistischen und 

syndikalistischen Auffassung. Auf der anderen Seite erkennen sie den politischen Streik als eine 

gegebenenfalls anwendbare Waffe an, ohne daß freilich von einheitlicher und erschöpfender Er-

fassung des Problems die Rede sein könnte. 

Da zeitigte die russische Revolution eine Fülle neuer und scheinbar verworrener Gesichte, einen 

krausen Wechsel widerspruchsvollster Geschehnisse. Reine Wirtschaftskämpfe, Demonstrations-

streiks, Pressionsstreiks, Solidaritätsstreiks, terroristische Einzelakte, Zusammenstöße und Tu-

multe in den Straßen, Barrikadenkämpfe wirbeln bunt durcheinander. Die politischen Streiks in 

Rußland sind keine Generalstreiks im landläufigen Sinne, keine „Massenarbeitseinstellungen um-

fassendster Art“, die den ganzen Beruf und das ganze Land und gar mit einem Schlage umspannen. 
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Von den 9,2 Millionen Proletariern Rußlands streikte im Januar und Februar insgesamt etwa der 

neunte, vom großindustriellen Proletariat etwa der dritte Teil. Der Oktoberstreik bringt es auf etwa 

2½ Millionen Teilnehmer. Der Streik wurzelte in den großen Produktionszentren. Für die Streiks 

im Januar und Februar werden 120 bis 150, für den Oktober- und Dezemberstreik 39 und 33 Orte 

angegeben. Sind die beiden letzten Zahlen vielleicht zu niedrig gegriffen, so lassen sie doch auf 

das stärkere Hervortreten der großen Orte im Verlauf des Kampfes schließen. Die Städte gehen 

zudem nicht gleichzeitig vor. Zwischen dem Streikbeginn der ersten und letzten liegen Abstände 

von Wochen. Die Streiks erscheinen als eine bald größere, bald geringere Summe regionaler 

Kämpfe, die einander mehr oder minder rasch folgen. Es streikt zudem nicht die ganze Stadt. Selbst 

im Oktoberstreik scheiden die kleinen und mittleren Betriebe sogar der Hauptstadt großenteils aus, 

konzentriert der Kampf sich in den Großbetrieben. Das Schwarze Hundert sind eben die 

Nichtstreikler der unteren, und zwar städtischen Klassen, und eben hieraus erklärt sich das Rätsel 

seines raschen Wachstums nach den Oktobertagen. Es kommt ferner in den wichtigen Erwerbs-

zweigen nicht stets zur gleichzeitigen [56:] Arbeitsniederlegung. Die Bewegung nimmt vielmehr 

meist die Form einer Reihe sowohl neben wie nacheinander verlaufender Streiks an, die unaufhör-

lich in neuen Betrieben ausbrechen wie sich in alten wiederholen. Teils erwachsen die Streiks aus 

Lohnkämpfen, sind zusammenströmende wirtschaftliche Aktionen, „die in der allgemeinen Stim-

mung der revolutionären Situation und unter dem Eindruck der sozialdemokratischen Agitation 

rapid zu politischen Kundgebungen“ werden. Teils bildet die wirtschaftliche Forderung die äußere 

Form, die die politische Aktion in Fluß setzt. Das gilt namentlich vom Oktoberstreik. Hier ist, nicht 

zuletzt infolge der materiellen Unterstützung des Bürgertums, die Bewegung einheitlicher, sind die 

Zwischenpausen zwischen den Streikanfängen kürzer, wird die Aktion konzentrierter. Die Eisen-

bahnerstreiks, die über Monate verstreut mit partiellen Kämpfen beginnen, schwellen zu einer gro-

ßen Bewegung zusammen. Aber auch die Stillsetzung der Bahnen erfolgt nicht mit einem Male. 

Eine Linie erstirbt nach der andern, ein großer Knotenpunkt nach dem andern verfällt der Ruhe. 

Wo die herrschende Kamarilla dem Streik die Form des Bürgerkriegs aufzuzwingen trachtet, da 

stellen sich „die offene Brust und das ungeschützte Herz der bewaffneten Militärmacht gegenüber“. 

Nicht als ob man jegliche Gewaltanwendung verpönte, bedingungslos der „Methode der Passivi-

tät“, der „Revolution der gekreuzten Arme“ huldigte. Aber die Anwendung der ökonomischen 

Macht ist das entscheidende Hauptmittel, dem alle anderen untergeordnet bleiben. In der ersten 

Periode der Revolution ist Gewaltanwendung seitens Streikender etwas Beiläufiges ein Mittel der 

Abwehr und Notwehr. Erst der Dezemberstreik zeigt ein anderes Verhältnis, und doch offenbart 

gerade er am deutlichsten, wie untergeordnet dem Hauptzweck die Rolle der Gewalt bei den frühe-

ren Streiks gewesen sein muß. Eine erste theoretische Behandlung fand die Frage in dem Buche 

von Henriette Roland-Holst: Generalstreik und Sozialdemokratie. Es geht von der gegebenen Un-

terscheidung zwischen Demonstrations- und Zwangsstreik aus. Der erstere führe den herrschenden 

Schichten die Macht und Einigkeit des Proletariats vor Augen und überlasse es ihnen, daraus die 

rechten Konsequenzen zu ziehen. Mittelbar enthalte jeder Demonstrationsstreik ein Stück Pression. 

Der Zwangsstreik bezwecke einen Druck, [57:] möge es sich um Zurücknahme mißliebiger Maß-

nahmen, Oktroyierung eines erwünschten Rechts, Kabinettswechsel, Sturz und Ablösung eines ab-

solutistischen oder überhaupt eines bürgerlichen Regiments handeln. In solchen und ähnlichen Fäl-

len biete er der Regierung den Kampf an, wolle er sie besiegen. Könne er dieses Ziel erreichen? 

Eine industrielle Waffe, vermöge der politische Streik doch die konzentriertesten Kapitalgruppen 

nicht unmittelbar zu überwinden. „Die unermeßlich reichen Spitzen der hohen Finanz, die Eisen-

bahn- und Petroleumkönige, die Kohlenbarone und Stahlkönige, sie alle würde der stärkste ökono-

mische Sturm kaum erschüttern.“ Dies sei aber auch nicht der Zweck. Der politische Streik richte 

seine Spitze gegen den Staat: er wolle nicht die Gesellschaft aufreiben, sondern die politischen 

Machthaber zum Weichen bringen. Indirekt besorge dies die hervorgerufene und mit der Ausbrei-



36 

tung des Streiks wachsende Gesellschaftskrise. „Der politische Streik ist eine nationale Erhebung: 

auch in den zurückgebliebenen und abseitsgelegenen Orten, wo noch gearbeitet wird, droht er aus-

zubrechen, die Gärung erfaßt die Arbeiterschaft des ganzen Landes. ... Es sind Repressionsmaßre-

geln von nationaler Tragweite erforderlich, um Herr des Streiks zu werden, das heißt das Proletariat 

zu desorganisieren.“ „Aber alle Verbindungen sind unsicher, jede regelmäßige und schnelle Kom-

munikation unmöglich. Der zentralisierte Staat fällt auseinander; jede Provinz, jeder Distrikt wird 

sich selbst überlassen; den Unterdrückungsmaßregeln der Regierung muß es an planmäßigem Zu-

sammenhang, an Einheitlichkeit fehlen.“ Überhaupt könne die Gewalt gar nicht in Aktion treten. 

„Der Streik nimmt keinen aufrührerischen Charakter an, die Masse der Streikenden verhält sich 

friedlich, sie vermeidet Zusammenstöße mit der bewaffneten Macht: keine Plünderung, keine Kra-

walle.“ In dem Maße, wie die Wirkungen der gesellschaftlichen Krise wachsen, die Preise steigen, 

die vom Lumpenproletariat drohende Gefahr sich erhöht, wächst die Uneinigkeit in den Reihen der 

Machthaber. Umgekehrt wachsen Entschlossenheit und Siegeszuversicht der revolutionären Mas-

sen. So neigt sich der Sieg auf die Seite der letzteren. „Nicht die ökonomische, sondern die orga-

nisatorische Überlegenheit der Klasse wird entscheidend; damit verschwindet jede Notwendigkeit 

einer längeren Zeitdauer des [58:] Kampfes, die, weil sie das Aushungerungsvermögen des Prole-

tariats weit überschritte, unerbittlich entweder mit verzweifelter Unterwerfung oder mit verzwei-

felter Gewalttätigkeit enden müßte.“ 

Diese Auffassung ist in mehrfacher Hinsicht anfechtbar. Richtet sich der politische Streik gegen 

den Staat, dann auch gegen die Gesellschaft. Denn der Staat ist die Gesellschaft in politischer Um-

grenzung, ist die Organisation der Gesellschaft auf territorialer Basis unter einheitlichem Regi-

ment. Eine Volkserhebung, und gar von nationalem Umfang, trifft in der Staatsform die Gesell-

schaftsform und will sie treffen. Von Ausreibung der Gesellschaft ist dabei freilich keine Rede, 

wohl aber von Änderungen, sei es in Organisation und Oberbau, sei es im Fundament. Die gesell-

schaftliche Krise, die der politische Streik erzeugt, ist von bestimmter Art. Er kehrt sich in erster 

Reihe und notwendig gegen die Großproduktion als den wesentlichsten Faktor der Gütererzeu-

gung, unterbindet ganz oder teilweise den Verteilungsprozeß, sperrt wichtige Einfallstore des Gü-

terimports. Er stört die individuelle, vor allem aber die produktive Konsumtion, er desorganisiert 

den aktuellen Produktionsprozeß und trifft das Kapital zugleich in der Reproduktionsbewegung. 

Hier liegt das Schwergewicht seiner Wirksamkeit, das nicht mit ständiger Ausdehnung des Streiks 

schlechthin identisch ist. Wer sind zudem die Machthaber, die zum Weichen gebracht werden müs-

sen? Sind es die herrschenden Klassen selbst, oder ist es ihr Vollziehungsausschuß, die jeweilige 

Regierung? Wie schwer die Desorganisation einer konzentrierten Verwaltung ist, dafür bietet die 

russische Revolution füglich das lehrreichste Beispiel. Der Oktoberstreik hat die Gesellschaft in 

vollem Maße desorganisiert, hat die Regierung isoliert, er hat die Ausübung von Verwaltungsfunk-

tionen unmöglich gemacht, aber das innere Gefüge der Bureaukratie hat er nicht gelockert. Anders 

hätte diese ihre Vorrechte nicht in solchem Umfang aus der Sturmflut der Revolution zu retten 

vermocht. Je mehr der Großbetrieb sich konzentriert, je höher die Leistungsfähigkeit des einzelnen 

Betriebs, je mehr die Maschine die Menschenhand ausgeschaltet hat, je höher mit einem Wort der 

ökonomische Einfluß des großindustriellen Proletariats, um so weniger brauchen im Grunde poli-

tische Streiks „nationale Erhebungen“ zu sein, wie es fraglich erscheinen darf, ob jedes blinde 

Hinausgreifen des Streiks über [59:] die Sphäre des Großbetriebs seine politische Stoßkraft erhöht. 

Die Aufhebung der Kommunikation ist in den modernen Militärstaaten, wo die Hauptlinien sofort 

von Truppen besetzt und in Betrieb gehalten würden, kaum möglich. Das Vorbild des russischen 

Oktoberstreiks wird sich, zumal in Deutschland, schwerlich wiederholen. Soll von der Aufhebung 

der Kommunikation die Anwendung des politischen Streiks abhängig sein, dann wird das deutsche 

Proletariat auf sie noch recht lange verzichten müssen. Daß die organisatorische Überlegenheit 
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entscheidet, ist gewiß. Aber daß sich damit die Dauer des Kampfes notwendig abkürze, bleibt eine 

zunächst unbewiesene Behauptung. In der Auffassung der Schrift spiegeln sich die Ereignisse der 

ersten Phase der russischen Revolution. Diese befand sich noch im vollen Aufstieg, der gewaltige 

Oktoberstreik bereitete sich erst vor. Und da handelte es sich in Wahrheit um die Erhebung der 

Nation, um den Umsturz, die Revolution. 

Tiefer in der Erfassung des Problems und genauer in der Charakteristik der Erscheinungen ist im 

allgemeinen das Schriftchen über Massenstreik, Partei und Gewerkschaften von Rosa Luxemburg. 

„Es ist gänzlich verkehrt, sich den Massenstreik als einen Akt, eine Einzelhandlung zu denken. Der 

Massenstreik ist vielmehr die Bezeichnung, der Sammelbegriff einer ganzen jahrelangen, vielleicht 

jahrzehntelangen Periode des Klassenkampfes. Von den unzähligen verschiedensten Massen-

streiks, die sich in Rußland seit vier Jahren abgespielt haben, paßt das Schema des Massenstreiks 

als eines rein politischen, nach Plan und Absicht hervorgerufenen und abgeschlossenen kurzen 

Einzelaktes lediglich auf eine, und zwar untergeordnete Spielart: auf den reinen Demonstrations-

streik.“ „Alle übrigen großen und partiellen Massenstreiks und Generalstreiks waren nicht De-

monstrations-, sondern Kampfstreiks, und als solche entstanden sie meistens spontan, jedesmal aus 

spezifischen lokalen zufälligen Anlässen, ohne Plan und Absicht, und wuchsen sich mit elementa-

rer Macht zu großen Bewegungen aus, wobei sie nicht einen ,geordneten Rückzug‘ antraten, son-

dern sich bald in ökonomischen Kampf verwandelten, bald in Straßenkampf, bald fielen sie von 

selbst zusammen.“ In dem politischen Kampfstreik lasse sich das ökonomische und politische Mo-

ment unmöglich voneinander trennen. „Auch hier weicht die Wirklichkeit von dem theoretischen 

[60:] Schema weit ab, und die pedantische Vorstellung, in der der reine politische Massenstreik 

logisch von dem gewerkschaftlichen Generalstreik als die reifste und höchste Stufe abgeleitet, aber 

zugleich klar auseinandergehalten wird, ist von der Erfahrung der russischen Revolution gründlich 

widerlegt.“ „Endlich zeigen uns die Vorgänge in Rußland, daß der Massenstreik von der Revolu-

tion unzertrennlich ist. Die Geschichte der russischen Massenstreiks, das ist die Geschichte der 

russischen Revolution.“ Wenn man uns sage, der Generalstreik führe unvermeidlich zur Revolu-

tion, folglich dürfe man ihn nicht machen, so sei die Revolution etwas anderes und mehr als Blut-

vergießen“. „Im Unterschied von der polizeilichen Auffassung, die die Revolution ausschließlich 

vom Standpunkt der Straßenunruhen und Krawalle ... ins Auge faßt, erblickt die Auffassung des 

wissenschaftlichen Sozialismus in der Revolution vor allem eine tiefgehende innere Umwälzung 

in den sozialen Klassenverhältnissen.“ Andererseits schafft erst die Revolution „die sozialen Be-

dingungen, in denen jenes unmittelbare Umschlagen des ökonomischen Kampfes in politischen 

und des politischen in ökonomischen ermöglicht wird, das im Massenstreik seinen Ausdruck fin-

det“. Nicht der Massenstreik produziere die Revolution, sondern die Revolution den Massenstreik. 

„Wenn der Massenstreik nicht einen einzelnen Akt, sondern eine ganze Periode des Klassenkamp-

fes bedeutet, und wenn diese Periode mit einer Revolutionsperiode identisch ist, so ist es klar, daß 

der Massenstreik nicht aus freien Stücken hervorgerufen werden kann, auch wenn der Entschluß 

dazu von der höchsten Instanz der stärksten sozialdemokratischen Partei ausgehen mag.“ Ein aus 

Disziplin und Begeisterung geborener Massenstreik werde lediglich „als eine Episode, als ein 

Symptom der Kampfstimmung der Arbeiterschaft eine Rolle spielen“. 

Was diese Auffassung ins Licht stellt, der Versuch einer schärferen Analyse des russischen revo-

lutionären Streiks, ist zugleich ihr Schatten: die Begrenzung auf ein wenn auch noch so gewaltiges 

geschichtliches Ereignis. Jede Revolution ist bedingt durch eine konkrete Gesellschaftsverfassung. 

Sie gibt sich ihr eigenes Gesetz, und eben darum lassen sich die Erfahrungen der an eine bestimmte 

gesellschaftliche Struktur gebundenen russischen Revolution nicht schlechthin auf Länder mit we-

sentlich [61:] verschiedener Wirtschaftsverfassung übertragen. Auch in der russischen Revolution 

wird man, das ergibt eine einfache Rückwärtsbetrachtung der Dinge, in Verlauf und Rolle der 
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einzelnen großen Streiks unterscheiden müssen nach den Gruppen, die sie führen, und den Grup-

pen, die sie in die Bewegung hineinziehen. Wenn sich nun auch das Bild in seinen allgemeinen 

Linien zeichnen läßt, so ist doch unsere Kenntnis der Einzelvorgänge mangelhaft genug. Nur um 

so schwieriger ist es, die Parallele zu den Geschehnissen anderer Länder zu ziehen. In der von der 

Verfasserin gegebenen Kennzeichnung verkümmern nicht nur die westeuropäischen Erscheinun-

gen; auch die Rolle der Arbeiterdeputiertenräte und der auftauchenden Gewerkschaftsbewegung in 

der russischen Revolution selbst treten völlig zurück vor dem einen und einzigen Moment, der 

Bewegung der revolutionären, im wesentlichen noch durch keine Organisation gebundenen Masse. 

Daß der politische Streik kein bloßer Einzelakt, sondern ein geschichtlicher Prozeß, daß sein We-

sen nicht in der Demonstration eklatiere, sondern in der Pression, im Kampfe, gilt für die Erschei-

nungen des übrigen Europa nicht minder wie für die des revolutionären Rußland. Der politische 

Streik bildet das Kennzeichen einer bestimmten Gesellschaftsepoche, der imperialistischen Periode 

des Kapitals. Er ist ein weltwirtschaftliches Produkt und als solches losgelöst von Nationalität und 

Landesgrenze. Aber mit der wirtschaftlichen Struktur der Länder wechselt naturgemäß die Bewe-

gungsweise des Proletariats, wechseln Form und Organisation des Kampfes. Auch bei den Kämp-

fen der Bergarbeiter, einzelner Gruppen der Transportarbeiter, wie sie sich bis 1905 in Deutsch-

land, Frankreich, Holland abspielen – den Kämpfen seitdem zu schweigen –, lassen ökonomisches 

und politisches Moment sich unmöglich trennen. Selbst für Rußland gilt nicht, daß der politische 

Streik von politischer Revolution schlechthin unzertrennlich sei, wie die Streikperiode von 1896 

bis 1903 sowohl wie der tragische Abschluß am Ausgang des Jahres 1905 und der Wandel der 

revolutionären Taktik deutlich dartun. Tiefgehende innere Umwälzung in den sozialen Klassen-

verhältnissen – gewiß, so lautet die Begriffsbestimmung der Revolution im wissenschaftlichen 

Sinne. In dieser Beleuchtung ist die kapitalistische Wirtschaft schlechthin revolutionär. Die [62:] 

politische Revolution aber findet ihr Ziel in Verfassung und Staatsgewalt. So sehr beide dem ge-

sellschaftlichen Untergrund entwachsen und durch ihn bedingt sind, stehen sie der Gesellschaft 

doch mit eigenem funktionellen Dasein gegenüber. Jene Definition kann daher nach der politischen 

Seite wenig besagen, wie schon aus dem Umstand erhellt, daß sie den einzelnen aus der Umwäl-

zung der gesellschaftlichen Produktion geborenen großen Wirtschaftskampf nicht zu einem politi-

schen Vorgang stempelt, der er in bestimmter Hinsicht ist, sondern zu einem revolutionären Akt, 

der er in jeder Hinsicht nicht ist. 

Die russische Revolution – das ist der Zusammenprall der vorderasiatisch feudalen Despotie mit 

den Lebensbedingungen des imperialistisch gestimmten Kapitalismus, wesentlich unter Anwen-

dung proletarischer Kampfmethoden. Daß die innere Logik der Geschichte diese Kampfmethoden 

in imperialistische Dienste stellt, daß die Agrarreaktion ihnen begegnet durch Bewaffnung des pro-

letarischen Bodensatzes eben dieses treibt jene Kampfmethoden aus ihrem eigentlichen Geleise. 

Die Verfasserin verkennt diese inneren Zusammenhänge: „Die Gärung nach dem kurzen Verfas-

sungstraum und dem grausamen Erwachen führt endlich im Dezember zum Ausbruch des dritten 

allgemeinen Massenstreiks im ganzen Zarenreich. ... Die politische Aktion schlägt nicht mehr in 

eine ökonomische um wie im Januar, sie erringt aber auch nicht mehr einen raschen Sieg wie im 

Oktober. ... Durch die logische Entwicklung der fortschreitenden Ereignisse schlägt der Massen-

streik diesmal um in einen offenen Aufstand, einen bewaffneten Barrikaden- und Straßenkampf in 

Moskau. Die Moskauer Dezembertage schließen als der Höhepunkt der aufsteigenden Linie der 

politischen Aktion und der Massenstreikbewegung das erste arbeitsreiche Jahr der Revolution ab. 

Die Moskauer Ereignisse zeigen zugleich im kleinen Probebild die logische Entwicklung und die 

Zukunft der revolutionären Bewegung im ganzen: ihren unvermeidlichen Abschluß in einem all-

gemeinen offenen Aufstand, der aber seinerseits wieder nicht anders zustande kommen kann als 

durch die Schule einer Reihe vorbereitender partieller Aufstände, die ebendeshalb vorläufig mit 
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partiellen äußeren ,Niederlagen‘ abschließen und, jeder einzeln betrachtet, als ,verfrüht‘ erscheinen 

mögen.“ Es ist die Auffassung, die sich in den Schlußsätzen des Kommunistischen Manifestes 

ausspricht, daß [63:] das Proletariat seine Ziele nur zu erreichen vermöge durch den gewaltsamen 

Umsturz aller bisherigen Gesellschaftsordnung, eine Auffassung, zu der die Verfasserin sich auch 

auf dem ersten Jenaer Parteitag bekannte. Die Bewaffnung der Revolution: das war das Ausschei-

den der Sozialdemokratie aus der Führung der russischen Arbeiterklasse und die Abdankung in die 

Hand des Anarchismus, das war die Steigerung der inneren Fehden des russischen demokratischen 

Sozialismus zu einer Tiefe und Bitterkeit, wie die Geschichte der Internationale sie nirgendsonst 

kennt, auch nicht in dem Deutschland der sechziger Jahre des letzten Jahrhunderts. 

Die saloppe Alternative, ob in späteren Kämpfen auf russische oder belgische Weise zu reden sei, 

ist gewiß das Gegenteil historisch-materialistischer Auffassung. Aber wie groß immer die uns von 

der russischen Revolution vermittelten Erfahrungen sein mögen, die gesellschaftliche Bedingtheit 

jener geschichtlichen Ereignisse, die inneren Gründe des Aufstiegs und Abstiegs darf man so wenig 

übersehen wie die Tatsache, daß die westeuropäischen Streiks nachhaltige politische Wirkung ge-

übt und zum Teil bedeutsame Erfolge erzielt haben. Keine großzügige Politik ist denkbar, ohne 

daß sie den Fernblick zu gewinnen sucht in die Gesellschaftsentwicklung der Zukunft. Aber wie 

die Revolutionen der bisherigen Menschengeschichte bleiben die großen Umwälzungen der kom-

menden Zeit der politischen Spekulation und der wissenschaftlichen Vorhersicht in gleicher Weise 

verschlossen. Wie ihre Vorläufer werden sie sich den Zeitgenossen Elementargewalten gleich auf-

erlegen und aus eigenem Recht und Gesetz die Zeit schöpferisch gestalten. Nur die eine Frage kann 

für die Tagespolitik der Arbeiterklasse bestehen, wo die Angriffspunkte und Handlungsmöglich-

keiten liegen, um den dialektischen Gesellschaftsprozeß zu beschleunigen und im Sinne der prole-

tarischen Wirtschafts- und Weltauffassung immer tiefer zu beeinflussen. 

2. Der Kölner Gewerkschaftskongreß. 

Im Gegensatz zur russischen Arbeiterschaft, die sich die ersten Freiheiten eroberte, sah die deut-

sche Arbeiterklasse ihre geringfügigen Rechte vom Ansturm der Reaktion bedroht. Erst 1897 hatte 

ein Erlaß des Ministers von der Recke verboten, gegen Volksmengen bei Gewaltgebrauch anders 

als mit scharfen Waffen [64:] vorzugehen. Seit zwei Jahrzehnten steigerten sich im preußischen 

Abgeordneten- und Herrenhaus die Angriffe auf das Reichstagswahlrecht nach Zahl und Heftig-

keit. Ähnliches galt vom Koalitionsrecht. Posadowskys Rundschreiben vom Dezember 1897 wollte 

Material gesammelt wissen zwecks Beseitigung des Streikpostenstehens und des Schutzes der Ar-

beitswilligen „gegen den Terrorismus der Ausständigen und Agitatoren“. 

Im Mai 1899 kam im Gefolge der Oeynhauser Kaiserrede das sogenannte Zuchthausgesetz, das 

Zwang, Drohung und Verrufserklärung bei Lohnstreitigkeiten mit Gefängnis bis zu einem Jahr, 

Streiks und Sperren, die die Sicherheit des Reiches oder eines Bundesstaats gefährden, mit Zucht-

haus bis zu drei und bei den Rädelsführern bis zu fünf Jahren ahnden wollte. Die Vorlage fiel zwar; 

als aber die Sozialdemokratie vom Reichstag Sicherung des Koalitionsrechts verlangte, wies die 

bürgerliche Mehrheit die Forderung ab. Jetzt hatte der Wahlsieg von 1903 die Stimmen der Sozi-

aldemokratie von 2,1 auf drei Millionen, die Zahl ihrer Mandate von 57 auf 81 emporschnellen 

lassen, hatte der Dresdener Parteitag jedes Abweichen von der alten Taktik verworfen und die 

Hoffnungen zerstört, die der Reichskanzler Bülow hinsichtlich der Spaltung der Sozialdemokratie 

und der Entstehung einer von ihrem rechten Flügel bis zu den Nationalliberalen reichenden libera-

len Partei gehegt haben mochte. Die Neigung der Liberalen für die Konservativen wuchs. Damals 

las man in Blättern der Rechten Dankesbriefe nationalliberaler Fabrikanten an die preußischen 

Junker in beiden Häusern des Landtags für ihre stramme Haltung. „Es war die höchste Zeit, daß 
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der Regierung und ihren Freunden, den Sozialdemokraten, ein Quos ego!* zugerufen wurde. Wohin 

soll es schließlich kommen? Will man uns völlig ausziehen, nachdem man die Besitzer zu Heloten 

des Proletariats gemacht und diesen Menschen zwecklos Millionen an den Hals geworfen?“ Nicht 

nur die Zahl, auch die Geschlossenheit der Unternehmerverbände wuchs. „Es gibt viele Industrie-

verbände, in denen nicht ein einziger Unternehmer mehr außerhalb steht. ... Der Klassencharakter, 

das Klassenbewußtsein der deutschen Bourgeoisie ist dem der deutschen Arbeiterklasse bedeutend 

überlegen“, eine Tatsache, die sich in gesteigerter Angriffslust äußerte. So bildete die Frage des 

politischen Streiks nicht nur ein theo-[65:]retisch noch verworrenes Problem, es stand zu fürchten, 

daß die nächsten Wirkungen der russischen Revolution sich in Deutschland als Stärkung der reak-

tionären Elemente geltend machen würden. In dieser Lage trat am 29. Mai 1905 zu Köln der fünfte 

Kongreß der deutschen Gewerkschaften zusammen. 

Im Anschluß an die Resolution des Amsterdamer Kongresses hatten mehrere Mitglieder der Partei 

in Wort und Schrift über das Wesen des politischen Streiks Klarheit zu gewinnen und zu verbreiten 

gesucht, und der Bremer Parteitag überwies auf ihre Anregung dem Parteivorstand einen Antrag zur 

Erwägung, die Frage des politischen Streiks auf die Tagesordnung des nächsten Parteitags zu se-

hen. Zwar stellte die Mehrzahl seiner Vertreter den politischen Streik in scharfen Gegensatz zum 

anarchistischen und syndikalistischen Generalstreik. Aber es gab unter ihnen doch eine Schattie-

rung, die zum Syndikalismus hinableitete. Nicht nur bildete der Gegensatz zu Anarchismus und Syn-

dikalismus bisher das Leitmotiv der Debatte über den politischen Streik: auch der abgeschwächte 

Syndikalismus, der Anarchosozialismus, der kurz vor dem Bremer Parteitag in Berlin das Banner 

des Antiparlamentarismus entrollte, bedeutete für die Gewerkschaften und ihre Führer eine Frage 

von fundamentalem prinzipiellem Gewicht. Stellte er doch Taktik und Organisationsform, die ge-

schichtliche Wesenheit der deutschen Gewerkschaften zur Debatte. Erschwerend kam hinzu, daß 

der gewerkschaftliche Lokalismus sich stellenweise in der Partei weitherziger Duldung erfreute. 

So versteht es sich, daß der Kongreß seine Spitze entschieden gegen die deutsche Ausstrahlung des 

Syndikalismus richtete. Hatten doch die Vertreter der Generalkommission der deutschen Gewerk-

schaften auf den internationalen Kongressen wiederholt erklärt, die Frage des Generalstreiks exis-

tiere für die deutschen Gewerkschaften nicht, sei für sie undiskutierbar, wie ja die syndikalistischen 

Organisationen, die französische Gewerkschaftsföderation, die italienischen Arbeitskammern, das 

nationale Arbeitersekretariat Hollands, die deutschen Lokalisten in gewerkschaftlicher Beziehung 

ebendeshalb wenig geleistet hätten, weil man dort glaube, im Generalstreik das Generalkampfmit-

tel gefunden zu haben. So war der Kongreß auf die Note gestimmt, die Arbeiterschaft vor jener 

Idee erneut und nachdrücklicher zu warnen. „Die Partei sollte uns dankbar sein, daß wir es auf 

[66:] unserem Kongreß verhindert haben, daß auch bei uns der antiparlamentarische Standpunkt 

sich unter den Arbeitern ausbreitet. ...“ Sollten Partei und Gewerkschaft sich verständigen, dann 

war allerdings die klare Scheidung von Anarchosozialismus und Lokalismus auch für die Partei 

geboten. Da ferner der politische Optimismus als ein Lebenselement revolutionärer Parteien leicht 

zur Überschätzung neuer Kampfmittel führt, galt es zu prüfen, inwieweit sich unter den gegebenen 

deutschen Verhältnissen politische Streiks als durchführbar erwiesen. 

Die Ausführungen des Referenten, der im allgemeinen den Standpunkt der Generalkommission 

vertrat, ließen denn auch erkennen, wie schwer die Frage für die Gewerkschaften wog. Daß die 

Gewerkschaftsführer kühler urteilten, „lag keineswegs in einem Mangel an Klassenbewußtsein und 

Solidarität, sondern in der Sorge für das durch jahrzehntelangen Aufbau großgewordene Organi-

sationswerk, das solchen Stürmen schwerlich standhalten würde und dessen Vernichtung die Ar-

beiterklasse um Dezennien zurückwerfen, ihre Entrechtung besiegeln müßte“, schrieb das Korres-

 
*  Euch will ich’s zeigen! 
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pondenzblatt der Generalkommission der Gewerkschaften Deutschlands anläßlich Bebels siebzigs-

tem Geburtstag. Unter der neuerdings erfundenen Bezeichnung politischer Massenstreik verberge 

sich die Propaganda des anarchistischen Generalstreiks. Die Diskussion entspringe der Befürch-

tung einer reaktionären Beschneidung der politischen Rechte, und zweifellos eigne auch den Ge-

werkschaften die Pflicht, sich gegen reaktionäre Anschläge zu wehren. Einer Erörterung der Frage 

brauche man nicht aus dem Wege zu gehen, aber ich würde es für einen entschiedenen Fehler 

halten, wollte man den politischen Massenstreik als ein neues Kampfmittel gegen die Reaktion im 

voraus bestimmen. Die Taktik im Kampfe gegen Unternehmertum und Reaktion kann man nicht 

ganz beliebig im voraus bestimmen, sondern sie hat sich nach den Verhältnissen zu richten. ... Es 

wäre ein Fehler, wollten wir irgendwelche Grundsätze für Kämpfe der Zukunft festlegen.“ Das 

gelte um so mehr, als der politische Streik ein Kampfmittel sei, bei dem sich größte Vorsicht ge-

biete. Man sage, man brauche ihn als Demonstration mit vorher bestimmter Dauer. Da hätten dann 

die Gegner Gelegenheit, sich gut darauf einzurichten. Mit Demonstrationen dieser Art lasse sich 

der Reaktion nicht entgegentreten. Wolle man ernsthaft demonstrieren, [67:] müsse man versu-

chen, das ganze Land vor eine öffentliche Kalamität zu stellen. Das sei leicht gesagt, aber schwer 

getan. Die Eisenbahner würden nicht so bald streiken, auch die Bergarbeiter würden allein kaum 

in den Streik treten. Für die Textilindustrie habe der Crimmitschauer Streik bewiesen, daß der Vor-

rat selbst für einen Streik von einigen Monaten ausreiche. Ob man glaube, „es würde eine öffent-

liche Kalamität herbeigeführt, wenn in der Metallindustrie oder im Baugewerbe die Arbeit wo-

chenlang ruht? Selbst beim Bergarbeiterstreik haben wir die Erfahrung gemacht, daß die Lagerbe-

stände groß genug waren, um den Betrieb vier Wochen lang aufrechtzuerhalten.“ Und es sollen 

fürder ja die Lagerbestände noch beträchtlich vergrößert werden. Eine öffentliche Kalamität her-

beizuführen, erheische einen allgemeinen Streik, und zwar von sehr langer Dauer. Die christlichen 

und Hirsch-Dunckerschen Gewerkschaften würden sich bei der Frage des Koalitionsrechts viel-

leicht neutral verhalten, jedenfalls aber keine Freunde im Kampf sein. „Trotzdem haben wir heute 

keine Ursache, zu sagen, solche Mittel sollen nicht angewandt werden, in solchen Fragen entschei-

det man von Fall zu Fall.“ „Sollte die Reaktion einmal die Absicht haben, das Wahlrecht zu ver-

schlechtern, dann werden wir in eingehender Weise beraten, was wir tun wollen, und wir werden 

die Mittel anwenden, die wir als richtig und zeitgemäß betrachten.“ Auch wenn die Reaktion Wahl-

recht und Koalitionsrecht raube, sei die Arbeiterschaft nicht am Ende des Lateins. „Wenn man uns 

auf diese Weise niedertreten wollte, dann würden wir andere Mittel finden, um den Kampf erfolg-

reich gegen die Reaktion zu führen. Wenn wir dafür sorgen, daß die Arbeiterorganisationen stärker 

und stärker werden, daß die Arbeiter zu klassenbewußten Kämpfern erzogen werden, dann können 

wir ruhigen Mutes der Zukunft entgegensehen, wir werden dann, wenn es einmal zu kämpfen gilt, 

am Platze sein und die Arbeiterschaft – das wird keiner verhindern können – sie wird siegen, sie 

wird das Ziel erreichen, das sie sich gesteckt hat.“ 

Die Begründung drehte sich um den Gedanken, daß sich die bei Kämpfen einzuhaltende Taktik im 

voraus nicht festlegen lasse, was gewiß richtig war, aber auch von niemandem bestritten wurde. 

Doch folgte die Mehrzahl der Redner dem Argument. Daneben unterlief eine Reihe mißverständ-

licher Wendungen. Da [68:] der Parteitag sich über kurz oder lang mit der Frage beschäftigen 

werde, sei Stellung zu nehmen, um nicht Gefahr zu laufen, daß wir uns später Beschlüssen fügen 

müßten, die einseitig an anderer Stelle gefaßt sind“, Worte, die kaum anders gedeutet werden konn-

ten denn als Versuch, der Entscheidung des Parteitags vorzugreifen, der Arbeiterschaft nicht allein 

in wirtschaftlichen, vielmehr auch in politischen Fragen eine Richtlinie zu geben. Im Hinblick auf 

den in Hamburg vorbereiteten Wahlrechtsumsturz meinte man, ein Massenstreik werde die allei-

nige Wirkung haben, daß die Senatsvorlage mit noch größerer Mehrheit angenommen würde. In 

der deutschen Gewerkschaftsbewegung habe man dafür zu sorgen, daß die Diskussion über die 
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Frage verschwinde, daß man die Lösung der Zukunft, dem gegebenen Augenblick überlasse. Denn 

„ungeheure Opfer hat es gekostet, um den augenblicklichen Stand der Organisation zu erreichen, 

und ungeheure Opfer wird es noch kosten, um die Organisation auf eine noch höhere Stufe der 

Macht zu heben. Um aber unsere Organisationen auszubauen, dazu bedürfen wir in der Arbeiter-

bewegung Ruhe.“ 

Aber auf dem Kongreß bereits erfuhren diese Auffassungen von verschiedenen Seiten starken Wi-

derspruch. „Wenn man diese Frage jetzt gar nicht diskutiert, so kann das dazu führen, daß zu einer 

Zeit, wo wir uns plötzlich rühren müssen, ein allgemeiner Wirrwarr entsteht, und keiner weiß, was 

er zu tun hat. Wir haben gewiß keine Veranlassung, den politischen Massenstreik herbeizuwün-

schen; wenn aber die politische Entwicklung dazu führt, daß man uns russische Zustände in 

Deutschland aufzwingen will, dann müssen wir auch den Mut haben, auszusprechen, daß die deut-

sche Arbeiterklasse sich das jedenfalls nicht gefallen lassen wird, daß wir noch so viel Vaterlands-

liebe haben, um das zu verhindern. Das können wir klar und deutlich auf dem fünften Gewerk-

schaftskongreß zum Ausdruck bringen.“ „Wenn es aber im Deutschen Reiche zum Wahlrechtsraub 

kommen sollte, so würde mit der politischen Entrechtung genau so gut die wirtschaftliche eintreten, 

wie es unter dem Sozialistengesetz der Fall gewesen ist. Und wir können dann leicht zu politischen 

Massenstreiks gedrängt werden.“ Zur Verwirklichung des Endziels sei der Generalstreik „ganz 

unsinnig“. „Aber er ist nicht unter allen Umständen von der Hand zu weisen. Er [69:] ist geeignet, 

durch Konzentrierung aller Kräfte auf einen Punkt zum Beispiel einen Wahlrechtsraub abzuweh-

ren.“ Wenn man meine, im Falle der Notwendigkeit werde man wissen, was zu tun, so habe man 

„eine sehr hohe Meinung von der Klarheit des Denkens der Masse“. Der Organisation könne der 

Generalstreik nur gefährlich werden, wenn er als alleiniges Kampfmittel empfohlen würde. Aber 

als zeitweises Demonstrationsmittel solle man ihn nicht verwerfen, und vor allem nicht die bloße 

Propagierung verbieten, was ein reines Maulkorbgesetz wäre. Auch sei es nicht verwerflich, „den 

Arbeitern zu sagen, wenn es einmal so weit kommt, dann schießt nicht auf Vater und Mutter; ihr 

schießt damit nicht nur auf sie, sondern auf das, was euch das Heiligste sein muß, auf die Freiheit 

und Unabhängigkeit des deutschen Volkes“. Gegenüber der Entrechtungspolitik dürften die Ge-

werkschaften nicht Gewehr bei Fuß stehen und kampflos die Waffen strecken. Der Gewerkschafts-

kongreß dürfe zudem über die Frage nicht allein entscheiden, auch die Partei habe ein Wort mitzu-

reden. „Die Amsterdamer Resolution gibt der Partei, was der Partei, der Gewerkschaft, was der 

Gewerkschaft ist. Schließen Sie sich dieser Resolution an und nehmen sie damit der Arbeiterschaft 

nicht eine Waffe, die sie einmal gebrauchen kann und muß, um ihre politischen und wirtschaftli-

chen Rechte ausrechtzuerhalten.“ 

Der vorgelegten und von der Generalkommission vorberatenen Resolution folgend, sprach der 

Kongreß es mit großer Mehrheit als unabweisliche Pflicht der Gewerkschaften an, eine Verbesse-

rung der grundlegenden Rechte, auf denen die Existenz der Gewerkschaften ruhe, und ohne die sie 

ihre Aufgaben nicht zu erfüllen vermöchten, nach Kräften anzustreben und jeden Versuch, die 

Volksrechte zu beschneiden, zurückzuweisen. Die jeweils zu befolgende Taktik habe sich nach den 

Verhältnissen zu richten. „Der Kongreß hält daher auch alle Versuche, durch die Propagierung des 

politischen Massenstreiks eine bestimmte Taktik festlegen zu wollen, für verwerflich; er empfiehlt 

der organisierten Arbeiterschaft, solchen Versuchen energisch entgegenzutreten. Den General-

streik, wie er von Anarchisten und Leuten ohne jegliche Erfahrung auf dem Gebiete des wirtschaft-

lichen Kampfes vertreten wird, hält der Kongreß für undiskutabel; er warnt die Arbeiterschaft, sich 

durch die Aufnahme und Ver-[70:]breitung solcher Ideen von der täglichen Kleinarbeit zur Stär-

kung der Arbeiterorganisation abhalten zu lassen.“ 
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Es war nicht zu verkennen, daß die Resolution über die von Amsterdam hinausging. Der Referent 

hatte dies mit den Worten zu erkennen gegeben, der Amsterdamer Kongreß habe zwar den anar-

chistischen Generalstreik verworfen, aber doch dem politischen Massenstreik bedauerlicherweise 

eine Konzession gemacht, was in anarchistischen Kreisen als Konzession an den Generalstreik 

aufgefaßt werde. Die Resolution selber verwarf ausdrücklich die Propaganda des politischen 

Streiks und damit logischerweise den politischen Streik selbst, mochte dies auch durch die Form 

der Entschließung verhüllt scheinen. Auf die Frage vor allem, was geschehen solle, wenn die Re-

aktion an die Grundrechte des Volkes und damit auch der Gewerkschaften taste, gab sie im Grunde 

keine Antwort. Damit blieb sie nicht nur vom Standpunkt der politischen Partei, sondern vom 

Standpunkt der Gewerkschaftsbewegung ungenügend. Haben doch die Gewerkschaften ein gleich 

starkes und vielleicht stärkeres Interesse an der Erhaltung der politischen Rechte wie die Partei, 

deren Aktionskraft durch eine Wahlrechtsverkümmerung nicht gelähmt werden würde, die gege-

benenfalls ohne viel Schwierigkeiten zu der unter dem Sozialistengesetz beobachteten Taktik zu-

rückkehren könnte, während die der Wahlentrechtung notwendig folgende Beschränkung des Ko-

alitionsrechts die Aktionskraft der Gewerkschaften aufs schwerste beeinträchtigen müßte. „Wer 

sind denn, meinte ein Redner auf dem Kongreß, die führenden Elemente unter den Reaktionären 

in der Bewegung für Volksentrechtung? Lest die, Arbeitgeberzeitung, die ,Hamburger Nachrich-

ten‘, die ,Post‘ und andere Scharfmacherorgane! Es sind eure schlimmsten Feinde auch im wirt-

schaftlichen Kampfe, die Herren im Hause, die grundsätzlich Verhandlungen mit euren Vertretern 

ablehnen, die jegliche Sozialreform, auch das minimalste Maß von gesetzlichem Arbeiterschutz 

mit allen Mitteln bekämpfen und unmöglich zu machen suchen. Sie haben Lassalle besser verstan-

den als die Arbeiter: das allgemeine Wahlrecht ist eine Magenfrage!“ 

So bildete den Auftakt zum Jenaer Parteitag eine lebhafte Diskussion über den Kölner Kongreß, 

die zum Teil scharfe und selbst unschöne Formen annahm. 

[71:] 

3. Die Parteitage von Jena und Mannheim. 

Die Fragen, an denen sich seit Jahren die Diskussion zwischen dem politischen und gewerkschaft-

lichen Flügel zu orientieren pflegte: die Neutralität der Gewerkschaften und die Grenzen der Ge-

werkschaftsbewegung, die Notwendigkeit ihrer Durchdringung mit sozialistischem Geist standen 

auch diesmal im Vordergrunde. Von gewerkschaftlicher Seite selber ward auf die Gefahr hinge-

wiesen, daß die deutsche in die Bahnen der englischen Gewerkschaftsbewegung gerate. „Die Füh-

rer der großen Gewerkschaften fangen an, wie in England, die Stellungnahme zu allgemeinen Fra-

gen rein rechnerisch zu erwägen; mehr und mehr tritt das ideale Moment in den Hintergrund.“ Aber 

es hieß das Kind mit dem Bade ausschütten, wenn der Mehrheit des Kölner Kongresses von anderer 

Seite „eine selbstgefällige, strahlende, selbstsichere Borniertheit, die sich an sich selbst berauscht, 

die sich über alle Erfahrungen der internationalen Arbeiterbewegung erhaben dünkt, welche sie gar 

nicht verstanden hat“, attestiert ward. Dafür quittierte wieder ein Gewerkschaftsblatt mit dem Hin-

weis auf die „politische Ohnmacht“ der sozialdemokratischen Partei, die von der Regierung „als 

Luft“ behandelt werde. Und in einer Broschüre hieß es: „Genug, der Parlamentarismus in Deutsch-

land versumpft einfach. Der Dreimillionensieg unserer Partei von 1903 hat daran nicht nur nichts 

geändert, sondern er hat diesen Versumpfungsprozeß des Parlamentarismus nur noch beschleunigt. 

Ich halte es darum auch für richtig, daß der fünfte Gewerkschaftskongreß sich mit sozialpolitischen 

Angelegenheiten nicht weiter beschäftigt hat. Die Tatsache steht fest: eine Verbesserung unserer 

wirtschaftlichen Lage haben wir in absehbarer Zeit von der Gesetzgebung nicht zu erwarten.“ „Die 

ganze politische und ökonomische Situation weist die deutsche Arbeiterklasse auf die Gewerk-

schaftsbewegung hin. Sie ist unter den gegebenen Verhältnissen das einzige Mittel, die Lage der 
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Arbeiter zu verbessern. Der Klassenkampf der Gegenwart spielt auf wirtschaftlichem Gebiet; die 

Gewerkschaften sind die Träger dieses Klassenkampfes.“ Damit war die politische Tätigkeit als 

nutzlos und wertlos hingestellt, dem Anarchosozialismus eine bedenkliche Konzession gemacht. 

Heißt es doch in der Programmschrift Friedebergs: „Die ökono-[72:]mischen Vorteile, die durch 

den Parlamentarismus dem Klassenstaat heute abgerungen werden, können durch Eigentätigkeit 

des Proletariats in seiner Gewerkschaftsbewegung, durch Ausbau seiner Konsum- und Produkti-

onsassoziationen reichlich ersetzt werden.“ Woraus sich dann zwei unabweisbare Konsequenzen 

ergaben. Die ideellen Momente des Parlamentarismus, die Ausbildung des sozialistischen Denkens 

und die Förderung des Klassenbewußtseins seien kraftvoller, schneller und wuchtiger durch direkte 

und unmittelbare Erziehung und Beeinflussung der Volksmassen in Wort und Schrift, durch die 

Propaganda der Idee des Generalstreiks zu erreichen. Der politische Kampf sei Kraftvergeudung. 

„Wir führen keinen politischen Kampf und brauchen deshalb auch keine politischen Kampffor-

men.“ Dem allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrecht brauche man keine Träne 

nachzuweinen. „Im Gegenteil, wir werden wieder einmal bewundern müssen die Dummheit, den 

Mangel an Taktik bei unseren Gegnern, die der deutschen Arbeiterklasse endlich einmal die Augen 

öffnen werden über den Weg, den das deutsche Proletariat zu gehen hat.“ 

Gleichwohl zeigte die Debatte im großen ganzen einen gemeinsamen Grundzug: den Wunsch nach 

Verständigung. „Je weniger“, klang es von seiten der Partei, „die Gewerkschaften wie die politi-

sche Parteiorganisation für sich allein vermögen, um größere positive Erfolge zu erzielen, je mehr 

die Unternehmerverbände wachsen und je stärker ihr Einfluß auf die Regierungen, ihre politische 

Macht, desto notwendiger wird es, daß die politische Organisation des Proletariats und ihre Macht-

mittel – Vertretung in den Parlamenten, den Gemeinden, die Tagespresse – zusammenwirken mit 

den gewerkschaftlichen Organisationen.“ Wolle man, hieß es auf gewerkschaftlicher Seite, den in 

der deutschen Gewerkschaftsbewegung vorhandenen Keimen der Nurgewerkschaftlerei den Nähr-

boden entziehen, so weise man der Gewerkschaftsbewegung den gebührenden Platz als gleichbe-

rechtigten und gleichwertigen Faktor an. Wenn die höchsten Instanzen der Arbeiterbewegung, die 

beide ihren Sitz in Berlin haben, „vor Köln gründlich über diese, die Partei wie die Gewerkschaften 

in gleichem Maße berührenden Fragen beraten hätten, wäre in Köln die Resolution über den poli-

tischen Massen-[73:]streik nicht in jener unglücklichen Form vorgelegt worden und die Verhand-

lungen hätten einen anderen Verlauf genommen“. Es fehle der notwendige aktive Kontakt, und der 

Jenaer Parteitag habe die zwingende Aufgabe, hier eine Direktive zu praktischem Handeln zu geben. 

Das Referat Bebels begann mit einer großzügigen Schilderung der politischen Situation, die not-

wendig die Reaktion stärke und zum Angriff auf die Volksrechte leite. Aber die proletarische 

Masse, die ungeheure Mehrheit der Nation und von ausschlaggebender sozialer Bedeutung, bilde 

das Fundament der Gesellschaft. „Auf ihrem Rücken ist die gesellschaftliche Pyramide aufgebaut, 

und wenn einmal das Fundament dieser Pyramide zu wanken beginnt, dann stürzt sie zusammen.“ 

Wohl bestehe die Möglichkeit friedlicher Entwicklung. Zunächst hänge sie ab von der Macht, die 

die Arbeiterschaft ihren Organisationen gebe, von der politischen Bildung, die sie sich aneigne, 

„die in jeder Stunde der historischen Entwicklung des Landes genau wissen muß, wo sie zu stehen, 

was sie zu tun und zu lassen hat“. Mehr aber schreibe das Verhalten der Gegner dem Proletariat 

die Taktik vor. „Die bürgerlichen Parteien sagen sich, können wir das Ungeheuer nicht aus unseren 

Augen schaffen, das uns Tag und Nacht so viel Sorgen macht, das uns in unseren Träumen er-

scheint, dann wollen wir wenigstens zusammenstehen, um es abzuwehren.“ Die Herrschenden er-

fülle starke Furcht, es möge das Feuer von Rußland nach Deutschland überspringen. „Sie sagen 

sich, wenn das in Rußland möglich ist, wo gar keine Organisation besteht, wo das Proletariat im 

Verhältnis schwach an Zahl ist, was kann dann in Deutschland geschehen, wo wir politisch ausge-

klärte Massen, ein organisiertes Proletariat haben, wo es bereits nicht nur Bataillone, sondern ganze 
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Regimenter in der Armee gibt, die aus Sozialdemokraten zusammengesetzt sind, und wenn man 

die Reserve und Landwehr einberuft, ganze Brigaden Sozialdemokraten einzieht.“ Wenn in Ruß-

land Tausende von Arbeitern und Arbeiterinnen alles, selbst das Leben in die Schanzen schlagen, 

„sollten wir nicht den Mut haben, einige Monate Gefängnis und Schlimmeres zu ertragen, um die 

Rechte zu behalten, die wir besitzen?“ 

Zweifellos interessiere die Frage des politischen Streiks Partei und Gewerkschaften gleichermaßen. 

Als Staatsbürger hätten [74:] die Mitglieder der Gewerkschaften das lebhafteste Interesse auch an 

den politischen Zuständen des Landes. „Es wäre wider alle Logik, es wäre ein Schauspiel der un-

erhörtesten Art, wenn eine so gewaltige Klasse, wie es die deutsche Arbeiterklasse materiell, phy-

sisch und geistig geworden, sich das nehmen ließe, was alle unterdrückten Klassen vor ihr als 

selbstverständlich beansprucht haben. Das muß auch uns gelingen; wie, das ist Sache der politi-

schen Situation, die nicht wir, sondern unsere Gegner schaffen.“ Da sage man freilich: den politi-

schen Massenstreik mache man, aber man spreche nicht davon. Man müsse in der Tat die Kölner 

Resolution mit der Lupe studieren, um zu finden, daß die Diskussion nicht habe verboten werden 

sollen. „Es ist eine Torheit, wenn man glaubt, eine solche Diskussion dadurch beseitigen zu kön-

nen, daß man so tut, als höre man sie nicht.“ Wenn die Frage an allen Ecken und Enden – sei es in 

richtiger, sei es in verkehrter Weise – angeschnitten werde, müsse jeder Parteiführer, der den Na-

men verdiene, sich fragen, ob es nicht an der Zeit sei, daß die Partei den Vorschlag diskutiere. 

„Wenn große Massen in Frage kommen, kann man nicht Maßregeln, bei denen die Massen eine 

Rolle zu spielen haben, vor den Massen unbesprochen lassen. Soll die Masse mit Begeisterung für 

eine bestimmte Handlung eintreten, dann verlangt sie auch die Wirkung und den Zweck der Maß-

regel zu kennen. Das ist ihr gutes Recht. Außerdem folgen aufgeklärte Massen nicht blind gegebe-

nen Befehlen.“ „Wir kämpfen doch nicht um Utopistereien, auch nicht um Forderungen des Zu-

kunftsstaats. Wir glauben nicht, daß wir die bürgerliche Gesellschaft mit dem Generalstreik aus 

den Angeln heben können, sondern wir kämpfen um ganz reale Rechte, die Lebensnotwendigkeit 

für die Arbeiterklasse sind, wenn sie noch politisch leben und atmen will.“ Sei es nicht der uner-

hörteste Skandal, daß die Partei, die in Preußen bei den Landtagswahlen fast die meisten Stimmen 

gewann und bei den Reichstagswahlen sich als die weitaus stärkste erwies, von den 433 Mandaten 

des Abgeordnetenhauses nicht ein einziges zu erringen vermochte? „Hier stimme ich mit Bernstein 

überein, wir haben uns doch mal eines Tages zu fragen: Soll das so bleiben, wollen wir es uns 

dauernd gefallen lassen, daß Junker, Pfaffen und Bourgeoisie uns den Fuß auf den [75:] Nacken 

sehen, daß sie ihre Stellung mißbrauchen, um die Gemeindewahlrechte zu verschlechtern, um das 

Vereins- und Versammlungsrecht zu verschlechtern?“ Der Verlust des allgemeinen Wahlrechts 

trage den des Vereins- und Versammlungsrechts, des Koalitionsrechts, aller übrigen Rechte im 

Schoße. „Denn wenn unsere Feinde uns einmal das allgemeine Wahlrecht nehmen, dann wären sie 

geradezu Toren, wenn sie uns die übrigen politischen Rechte, mögen sie noch so gering sein, lie-

ßen.“ Es gelte Ausbau der Organisation, der Presse, vor allen Dingen auch wieder das Studium der 

grundlegenden Schriften! Geschehe dies mit dem nötigen Nachdruck, dann wird es kein Meister-

stück sein, im Laufe eines Jahres die Mitgliederzahl unserer Vereine zu verdoppeln, die der Ge-

werkschaften um mindestens 25 Prozent zu steigern und die Leser unserer Organe um 50 bis 100 

Prozent zu heben“. Rodbertus’ Wort habe volle Geltung: die heutigen Einrichtungen könnten Steu-

ern und Kriegsdienste der Arbeiterschaft nicht entbehren, und da beides hauptsächlich auf ihr laste, 

verlange sie mit doppeltem Recht die politische Gleichheit der Stimmen. Wo der geschichtliche 

Zug einmal gegeben, diene ihm alles, Wahrheit und Torheit, Recht, Unrecht, Segen und Fluch. 

So war die hohe Bedeutung des legitimen Einflusses auf die öffentliche Ordnung der Dinge, den 

die Arbeiterklasse durch ihre Vertretung in den staatlichen und kommunalen Körperschaften aus-

übte, in den Vordergrund gestellt, die Erhaltung und Stärkung dieses Einflusses als die wichtigste 
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Aufgabe der proletarischen Politik und Taktik bezeichnet, der politische Streik, ohne die Taktik 

der Partei im Falle eines Raubes an den Volksrechten in aller Form festzulegen, den Kampfmitteln 

der Partei im Prinzip eingereiht. Es handle sich nicht darum, „die Partei heute schon auf den Mas-

senstreik in einem gegebenen Falle festzulegen. Das würde ich für den größten Fehler halten, den 

wir machen könnten. Nein, wir haben ihn nur für den gegebenen Fall als ein Kampfmittel mit in 

Erwägung zu ziehen.“ Als Führer der Partei wandte Bebel sich gegen die Kölner Resolution, die 

der politischen Notwendigkeit keine Rechnung trug – „bremst, soviel ihr wollt, die Bremse geht 

über euch weg!“ – stimmte er mit aller Schärfe seine Rede auf das gleiche Interesse, das beiden 

Flügeln der Arbeiterbewegung an [76:] der Erhaltung und Erweiterung der politischen Rechte der 

Arbeiterklasse eigne, gab er dem Anarchosozialismus die denkbar schärfste Absage. Kein Zweifel 

blieb, daß der politische Streik im Sinne der Resolution kein Gewaltmittel zur Errichtung des Zu-

kunftsstaats sei, wie denn die Anwendung von Gewalt rundweg abgewiesen ward. „Wir Sozialde-

mokraten haben den Begriff revolutionär stets so aufgefaßt, daß er sich in den Zielen, nicht in den 

Mitteln dokumentiert. Es kann eine Bewegung gewaltsam durchgeführt werden und doch reaktio-

när wirken, und auf der anderen Seite kann eine Bewegung, die friedlich bleibt, viel wirksamer und 

tiefgehender wirken als alle Kannibalenkämpfe.“ Dem entsprach die vorgelegte Resolution. Sie 

betonte die gebieterische Pflicht der gesamten Arbeiterklasse, „mit allen zu Gebote stehenden Mit-

teln jedem Anschlag auf ihre Menschen- und Staatsbürgerrechte entgegenzutreten, immer wieder 

volle Gleichberechtigung zu fordern“. Da namentlich das allgemeine, gleiche, direkte und geheime 

Wahlrecht die Voraussetzung einer normalen politischen Fortentwicklung, die volle Koalitions-

freiheit die Voraussetzung für die wirtschaftliche Hebung der Arbeiterklasse bilde, da die Arbei-

terklasse vermöge ihrer stetig wachsenden Zahl, Intelligenz und Arbeit für das ganze Leben des 

Volkes, vermöge ihrer materiellen und physischen Opfer für die militärische Verteidigung des Lan-

des den Hauptfaktor der modernen Gesellschaft darstelle, müsse sie nicht nur die Erhaltung, son-

dern auch die Erweiterung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts für alle 

Vertretungskörper im Sinne des sozialdemokratischen Programms und die Sicherung der vollen 

Koalitionsfreiheit fordern. „Demgemäß erklärt der Parteitag, daß es namentlich im Falle eines An-

schlags auf das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht oder das Koalitionsrecht die 

Pflicht der gesamten Arbeiterklasse ist, jedes geeignet erscheinende Mittel zur Abwehr nachdrück-

lich anzuwenden. Als eines der wirksamsten Kampfmittel, um ein solches politisches Verbrechen 

an der Arbeiterklasse abzuwehren oder um sich ein wichtiges Grundrecht für ihre Befreiung zu 

erobern, betrachtet gegebenenfalls der Parteitag die umfassendste Anwendung der Massenarbeits-

einstellung.“ Jedes Parteimitglied sei verpflichtet, der für seinen Beruf bestehenden gewerkschaft-

lichen Organisation beizutreten und ihre Ziele und Zwecke zu [77:] unterstützen, jedes klassenbe-

wußte Mitglied einer Gewerkschaft, sich der politischen Organisation der Sozialdemokratie anzu-

schließen und für die Verbreitung der sozialistischen Presse zu wirken. 

Beim Kampf um die Resolution zeigte sich erneut, daß die Wortführer beider Flügel im Urteil über 

den politischen Streik wesentlich übereinkamen. Die eine Seite sah in der Resolution den Weg zum 

Anarchosozialismus. „Wenn aber der Massenstreik ein Mittel ist, um den Angriff der Gegner ab-

zuwehren, dann sehe ich nicht ein, weshalb man nicht weiterhin sagen soll: er ist überhaupt ein so 

vorzügliches Mittel, daß wir uns in jedem Falle seiner bedienen wollen. Und da gebe ich Friedeberg 

recht: die Halbheit hat in diesen Dingen keinen Zweck. Wenn der Massenstreik das Koalitions-

recht, das Wahlrecht schützen kann, warum soll er dann nicht in der Lage sein, die bürgerliche 

Gesellschaft aus den Angeln zu heben? Es handelt sich also unter Umständen um Sein oder Nicht-

sein der bürgerlichen Gesellschaft. Deshalb hat Friedeberg durchaus konsequent diesen Weg und 

diese theoretische Auffassung weiter gedacht als Bebel.“ In anderen Situationen könne man dem 

Hinweis auf den Generalstreik vielleicht zustimmen, nicht aber in der gegenwärtigen. In der jetzi-
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gen Situation bedeute er nur ein Zugeständnis an den Anarchosozialismus. Und Legien meinte: 

„Kommt der Generalstreik oder wie man ihn sonst nennen will, dann bedeutet das für mich den 

Anfang der Revolution. Dann heißt es biegen oder brechen. Man sucht eben in der Partei nach 

neuen Kampfmitteln, weil man fälschlicherweise die Idee des gewaltsamen Widerstandes preisge-

geben hat. Ich habe die Auffassung, daß Revolutionen im alten Sinne heute nicht mehr möglich 

sind, nie geteilt. Ich bin überzeugt: wenn unsere Macht so gewachsen ist, daß wir der Bourgeoisie 

gefährlich werden, dann setzt sie das Spiel auf eine Karte, dann wird sie uns vor die Bajonette 

treiben. ... Ziehen Sie nicht die nötige Schlußfolgerung, daß der Massenstreik der Anfang der Re-

volution ist, dann muten Sie der Arbeiterklasse etwas zu, was ich ihr unter keinen Umständen zu-

muten möchte.“ Und Rosa Luxemburg fragte: „Sieht denn Robert Schmidt nicht, daß die Zeit ge-

kommen ist, die unsere Großmeister Marx und Engels vorausgesehen, wo die Evolution in die 

Revo-[78:]lution umschlägt? Wir sehen die russische Revolution, und wir wären Esel, wenn wir 

nichts daraus lernten.“ Die letzten Worte des Kommunistischen Manifestes seien nicht nur eine 

schöne Phrase für Volksversammlungen, sondern blutiger Ernst, wenn wir den Massen zurufen: 

Die Arbeiter haben nichts zu verlieren als ihre Ketten, aber eine Welt zu gewinnen! Wie denn die 

„Leipziger Volkszeitung“ vorher geschrieben hatte: der politische Streik komme in Betracht „nicht 

als Mittel, die kapitalistische Produktion stillzusehen, langsam auszuhungern und durch diesen 

Druck diese oder jene Einzelforderung durchzusehen oder jenen politischen Anschlag abzuwehren. 

Ein solcher Massenstreik, als untergeordnete Aktion zur Erreichung eines bestimmten Teilzwecks 

gedacht, ist von vornherein aussichtslos; er kann und darf nur in Frage kommen, wo es den ganzen 

Einsatz der Person und Existenz verlohnt, wo die Masse der Bevölkerung mit elementarem Unge-

stüm sich ihm anschließt, wo es sich um die ganze politische Macht und deren Eroberung handelt. 

Ein Proletariat, das diesen Schlag riskiert, muß bereit sein, im Falle des Sieges das Staatsruder zu 

übernehmen, und die Massen, die ihn wagen, müssen damit einverstanden sein, daß sie für den 

Sturz der Klassenherrschaft und um die Diktatur des Proletariats kämpfen.“ 

Gemeinsam war diesen Gedankengängen, daß der Massenstreik ein letztes verzweifeltes Mittel, 

der entscheidende Kampf um die Macht, die Revolution selber sei, eine Auffassung, die der Be-

belschen Resolution völlig fremd war. Die Abwehr von Entrechtungen des Volkes, wie sie zur Zeit 

des Jenaer Parteitags zweifellos in den Absichten sehr einflußreicher Kreise lagen – und gegen 

eben diese Pläne richtete sich die Resolution –, hätte den bisher gültigen staatsrechtlichen Zustand 

aufrechterhalten; von einer Diktatur des Proletariats, einem Ergreifen des Staatsruders wäre nicht 

entfernt die Rede gewesen. Von der gleichen irrigen Prämisse kamen jedoch beide Teile zu dia-

metral entgegengesetzten politischen Schlußfolgerungen. Die eine Seite wollte eben um jenes re-

volutionären Charakters willen von der Anwendung des politischen Streiks nichts wissen; die an-

dere glaubte im Hinblick auf die russische Revolution an eine Periode revolutionärer Ereignisse in 

naher Zeit auch in Deutschland. So stimmte das Gros der Gewerkschaftsführer gegen die Bebelsche 

[79:] Resolution, indes einer die wohl von der Mehrzahl gebilligte Erklärung abgab, daß für ihn als 

Gewerkschafter in erster Linie die Entschließung des Gewerkschaftskongresses bestehe. 

Es war gewiß, daß die Aufnahme des politischen Streiks unter ihre Kampfmittel an der Stellung 

der Partei als einer in Staat und Gemeinde parlamentarisch kämpfenden nichts ändern werde; daß 

eine demokratische Minderheitspartei nicht daran denken konnte, ihren Willen den übrigen Klas-

sen im Wege der Gewalt aufzuzwingen. „Es darf nicht vergessen werden“, so kennzeichnete da-

mals Dr. David Lage und Taktik der Partei, „daß ein großer, vielleicht der größte Teil des Volkes 

politisch nicht organisierbar ist und daß für tieferes theoretisches Denken sicher nur eine Minder-

heit Anlage und Neigung hat. Die große, nicht organisierbare und nicht theoretisierende Masse 

aber ist es doch, für die und mit der die Partei im engeren Sinne Politik zu machen hat. Nur durch 

energischste und vielseitigste Mitarbeit an der Durchsetzung greifbarer sozialer Fortschritte kön-
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nen wir aus dieser formlosen Wählermasse in Stadt und Land neue Anhängerscharen gewinnen.“ 

Auf der anderen Seite verschärfte sich die politische Situation in der Tat. In Rußland wurde das 

Zarenmanifest erzwungen, die Wahlrechtsstürme in Österreich, in Preußen brachen los; im Dezem-

berstreik sah man den Höhepunkt der russischen Revolution. In eben den Tagen, da Moskau im 

Barrikadenkampf unterlag, die Führung der russischen Revolution im Überwuchern des Terrors den 

Händen der Sozialdemokratie entglitt, schrieb Kautsky unter Bezugnahme auf das bekannte En-

gelssche Wort aus dem Jahre 1895: „Insofern haben wir die Anschauung zu revidieren, die Friedrich 

Engels in seinem Vorwort zu den Marxschen Klassenkämpfen niedergelegt hat, die Anschauung, 

als sei die Zeit der Barrikadenkämpfe endgültig vorbei: nur die Zeit der alten Barrikadentaktik ist 

vorbei.“ So lag es in der Natur der Dinge, daß die Polemik nach Jena sich wesentlich verschärfte. 

Den Höhepunkt erreichte der innere Gegensatz in der Konferenz der Gewerkschaftsführer vom Feb-

ruar 1906, die in der doppelten Forderung gipfelte, daß die Gewerkschaften sich an politischen 

Streiks nicht offiziell beteiligen, die Führer dagegen zu den inneren Parteifragen tätig und entschie-

den Stellung nehmen sollten. Aber wenn der Wahlrechtssturm das meiste tat, der russischen [80:] 

Autokratie die Hilfe der deutschen Reaktion zu sichern, so machte er nicht minder den Plänen der 

Scharfmacher in Deutschland vorderhand den Garaus. Nicht nur konnten die Gewerkschaften sich 

der Wahlrechtsbewegung nicht entziehen, das Verhalten der Partei zerstreute die Befürchtung, als 

bestehe hier die Neigung, mit jener Waffe zu spielen. Wohl tauchten Stimmen auf, die schärfstes 

Vorgehen verlangten. Wolle man in Preußen keine anderen Mittel anwenden als Versammlungen, 

so könne man die ganze Wahlrechtsbewegung einstellen, da Versammlungen und Demonstrationen 

der Regierung nicht imponierten. Hier und da war auch angedeutet worden, bei der Wahlrechtsbe-

wegung werde oder müsse der Massenstreik zur Anwendung kommen – „Massenstreikromantik“, 

wie die schärfsten Widersacher des politischen Streiks es nannten. Aber auf dem preußischen Par-

teitag ward der politische Streik im Hinblick auf die Wahlrechtsbewegung nicht erörtert; seitens 

der Reichstagsfraktion, der Kontrollkommission, seitens keiner preußischen Organisation erfolgte 

eine dahinzielende Anregung. In Hamburg kam der Gedanke zwar in einer internen Zusammen-

kunft zur Sprache, aber nicht eine Stimme erklärte, zur Abwehr des bevorstehenden Wahlrechts-

raubs sich auf ihn einlassen zu wollen. „Wir waren alle überzeugt, daß es wahnsinnig sei, in diesem 

Moment in Hamburg an einen Massenstreik zu denken. Es kam hinzu, daß die Vorlage des Senats 

nicht beabsichtigte, den Arbeitern überhaupt das Wahlrecht zu nehmen, sondern daß sie ein anderes 

System bezweckte, um den angeblich übermäßigen Einfluß der Sozialdemokratie unter dem alten 

Zensuswahlrecht nach Möglichkeit zu verhindern.“ In Sachsen sprach sich eine Minderheit für den 

Streik aus; in Leipzig und Dresden herrschte Stimmung für einen Demonstrationsstreik, ein Ge-

danke, der schließlich auch in Hamburg durchschlug. So begann man in den Kreisen der Gewerk-

schaftsführer die Sache nüchterner anzusehen. Meinte doch ein ausgesprochener Gegner des poli-

tischen Streiks, er merke an sich, wie man nach und nach anfange, sich an den Gedanken zu ge-

wöhnen. Und ein anderer betonte, wenn es sich einmal darum handle, das für die Arbeiter so not-

wendige Koalitionsrecht zu verteidigen, hätten die Gewerkschaften gar nicht erst die Initiative der 

Partei abzuwarten, sondern müßten selber auftreten und zum Abwehrstreik greifen. 

[81:] Eine Beratung von Parteivorstand und Generalkommission ließ zwar die Gegensätzlichkeit 

der Auffassung nochmals und in einer durch die Indiskretionen des anarchosozialistischen Organs 

verschärften Form auflodern, die auch auf dem Mannheimer Parteitag noch nachklang. Aber die 

von Bebel hier vorgelegte und mit der Generalkommission in den Grundzügen vereinbarte Reso-

lution bedeutete doch die Verständigung. Die Beschlüsse von Jena über den politischen Streik wur-

den bestätigt. Der Parteitag empfahl nochmals besonders nachdrücklich die Beschlüsse zur Nach-

achtung, die Stärkung und Ausbreitung der Parteiorganisation, Verbreitung der Parteipresse und 

Beitritt zu Partei und Gewerkschaften forderten. „Sobald der Parteivorstand die Notwendigkeit 
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eines politischen Massenstreiks für gegeben erachtet, hat derselbe sich mit der Generalkommission 

der Gewerkschaften in Verbindung zu sehen und alle Maßnahmen zu ergreifen, die erforderlich 

sind, um die Aktion erfolgreich durchzuführen.“ Ein zweiter Teil wies hin auf die unumgängliche 

Notwendigkeit der Gewerkschaften innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft. Sie stehen an Wich-

tigkeit hinter der sozialdemokratischen Partei nicht zurück, die den Kampf für die Hebung der Ar-

beiterklasse und ihre Gleichberechtigung mit den anderen Klassen der Gesellschaft auf politischem 

Gebiet zu führen hat, im weiteren aber über diese ihre nächste Aufgabe hinaus die Befreiung der 

Arbeiterklasse von jeder Unterdrückung und Ausbeutung durch Aufhebung des Lohnsystems und 

die Organisation einer auf der sozialen Gleichheit aller beruhenden Erzeugungs- und Austausch-

weise, also der sozialistischen Gesellschaft erstrebt. Ein Ziel, das auch der klassenbewußte Arbeiter 

der Gewerkschaft notwendig erstreben muß. Beide Organisationen sind also in ihren Kämpfen auf 

gegenseitige Verständigung und Zusammenwirken angewiesen. Um bei Aktionen, die die Interes-

sen der Gewerkschaften und der Partei gleichmäßig berühren, ein einheitliches Vorgehen herbeizu-

führen, sollen die Zentralleitungen der beiden Organisationen sich zu verständigen suchen.“ 

Der Bann, den die russische Revolution über die bürgerliche Welt gebreitet hatte, war gebrochen; 

die Spannung, die das Jahr zuvor über der inneren Situation lagerte, hatte sich gelegt. Dies und das 

große Ziel, die Gewerkschaften auf den Boden der Jenaer [82:] Resolution zu ziehen, ein Ziel von 

höchster inner- und parteipolitischer Bedeutung, diktiere Bebel die Haltung. Es bestehe kein Zwei-

fel, daß ein Generalstreik in Deutschland beziehungsweise in Preußen etwas anderes bedeuten 

würde, als in irgend einem anderen Lande der Welt. ...“ Die in Deutschland herrschenden Gewalten 

würden jedem dahingehenden Versuch mit den brutalsten Mitteln entgegentreten; die noch nicht 

genügende Organisation mache den Streik jetzt und noch auf lange Zeit aussichtslos. Wohl gebe 

es Lagen, wo man den Kampf aufnehmen müsse, selbst in Voraussicht der Niederlage, und solche 

Situationen seien allerdings der Raub des Wahlrechts und des Koalitionsrechts. Aber es sei auf das 

entschiedenste zu bestreiten, daß anläßlich der einsehenden Wahlrechtsbewegung „die Situation in 

Preußen so beschaffen war, daß ein derartiger Kampf aufgenommen werden durfte. ... Eine solche 

Aktion wäre nichts als eine Kopflosigkeit und müßte mit einer furchtbaren Niederlage enden.“ „Es 

ist eine falsche Auffassung der Jenaer Resolution, als verlangte sie, daß wir bei nächster Gelegen-

heit ohne weiteres in einen Massenstreik eintreten sollten.“ „Ein Blick auf die bisherige Massen-

streikdebatte zeigt, daß ohne die Zustimmung der Gewerkschaftsführer und -mitglieder an die Aus-

führbarkeit eines Massenstreiks nicht gedacht werden kann. Die bloße Tatsache, daß die Zahl der 

politisch organisierten Genossen nur vierhunderttausend beträgt, muß jeden vernünftigen Men-

schen überzeugen, daß die Arbeitseinstellung dieser, selbst wenn auch ein gewisser Anhang dazu 

gerechnet wird, wirkungslos sein muß.“ „Daß wir die Gewerkschaften für die Idee des Massen-

streiks gewinnen müssen, erscheint mir zweifellos. Ebenso, daß der Massenstreik ohne Mitwirkung 

der Gewerkschaften nicht durchführbar ist.“ „Ob es im Falle eines Massenstreiks zu Blutvergießen 

kommen müßte, ist nicht meine Ansicht. ... Jedenfalls darf man nicht sagen, weil in Rußland die 

Revolution mit dem Massenstreik eingesetzt hat, wird ein Massenstreik bei uns ebenfalls den Be-

ginn einer Revolution bedeuten. Die Dinge wiederholen sich nicht nach derselben Schablone.“ Bei 

Abwehr von Entrechtungen würde die gesamte Arbeiterklasse, soweit sie politisch denkt und fühlt, 

dem Kampfe sich anschließen. „Ganz anders, wenn es sich um ein Recht handelt, das man erst 

erobern muß. Wir müssen uns klarmachen, daß die Kraft für [83:] Eroberung von Rechten, die in 

den Einzelstaaten wurzeln, durch Gründung des Deutschen Reiches bedeutend geschwächt ist.“ 

„Gerade weil es sich für uns nach der ganzen Gestaltung der politischen Verhältnisse in Deutsch-

land um ganz bestimmte Rechte handelt, für die der Massenstreik gegebenen Falles inszeniert wer-

den soll, und weil wir in unser aller Interesse den Wunsch hegen müssen, eine solche Demonstra-

tion vollständig in der Hand zu haben, verlangen wir, daß noch in viel höherem Maße agitiert und 
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aufgeklärt wird, damit wir im gegebenen Moment unsere disziplinierten Massen, die die undiszipli-

nierten fortreißen sollen, in der Hand haben, so daß keine Dummheit gemacht wird.“ „Ich betrachte 

den Massenstreik als die ultima ratio, das letzte, und zwar friedliche Mittel unserer Partei, als ein 

Kampfmittel, das wir mit aller Kraft und Disziplin und Selbstbeherrschung anwenden müssen, um 

es so zu gestalten, wie wir es im Interesse der Partei und des Volkes für notwendig halten.“ Die 

Anwendung des Massenstreiks im Kriegsfalle sei unmöglich. Es sei zwar die Sozialdemokratie 

stärker geworden, aber auch die Machtmittel der Gegenseite seien riesig gewachsen. „Würde eine 

Parteileitung so kopflos sein, an einem solchen Tage einen Massenstreik zu inszenieren, so würde 

sofort mit der Mobilmachung der Kriegszustand über ganz Deutschland verhängt werden. ... Ich habe 

schon Leute sagen hören, und das halte ich für wahrscheinlich, weil man in den entscheidenden 

Kreisen glaubt, die Sozialdemokratie könnte so töricht sein und einen solchen Beschluß fassen, daß 

man sich an maßgebenden Stellen schon lange mit dem Gedanken trägt, allen Führern der Sozial-

demokratie dasselbe Schicksal zu bereiten wie 1870 den Mitgliedern unseres Parteiausschusses.“ 

Es war völlig legale Praxis: eine wirtschaftliche Aktion in gesetzlichen Grenzen zu verfassungs-

mäßigen Zwecken, nicht ein Bruch mit der parlamentarischen Kampfweise, sondern ihre Unter-

stützung und Erweiterung. Der Gedanke der ultima ratio bedeutete in Bebels Auffassung nicht 

einen letzten entscheidenden Machtkampf, vielmehr eine von den Organisationen geleitete Aktion, 

die sie jeden Augenblick in der Hand hatten, eine Aktion allerdings, die sich nur in äußersten La-

gen, wo Lebensinteressen der Arbeiterschaft auf dem Spiele standen, wagen ließ. Diesem Stand-

punkt konnten die Führer der Gewerkschaften [84:] rückhaltlos beipflichten, wie sie denn auch, in 

etwas gewundenen Formen freilich, erklärten, der Jenaer Resolution beizutreten, gegen die sie das 

Jahr zuvor gestimmt hatten. War damit ein gemeinsamer Boden gewonnen, der nur unter gegen-

seitiger Verständigung und Einwilligung verlassen werden konnte, so trat nunmehr – und hierin 

liegt nicht minder ein bedeutsamer Fortschritt der Mannheimer über die Jenaer Debatte – die Frage 

der Durchführung, der Methode deutlicher hervor. 

Die ersten Kämpfe in Rußland, meinte Legien in seinem Korreferat, waren genau solche Lohn-

kämpfe, wie wir sie in Deutschland mit wechselnden Erfolgen führen. Es wurden Forderungen auf 

Verbesserung der Lage der Arbeiter gestellt. Um diese Forderungen sei gekämpft worden. „Spä-

terhin waren es nicht mehr einfache Arbeitseinstellungen zur Erreichung bestimmter Forderungen, 

sondern revolutionäre Ausbrüche.“ „Wenn man die Durchführbarkeit und Wirkung des politischen 

Massenstreiks untersucht, so kann man nur von zwei Voraussetzungen ausgehen: entweder man 

sucht durch den politischen Massenstreik das ganze Getriebe des Staates lahmzulegen und dadurch 

die herrschenden Klassen zu zwingen, den Anforderungen des Proletariats nachzugeben, oder man 

betrachtet einen solchen politischen Massenstreik als Demonstration nach außen, um zu zeigen, 

welche Massen heute für die Forderungen des Proletariats eintreten. Daß wir das erstere wenigstens 

in der gegebenen Situation nicht können, darüber sind wir uns wohl klar. Um das Getriebe des 

Staates lahmzulegen, bedürfen wir in erster Linie der Organisation der Transportarbeiter, und diese, 

insbesondere die Eisenbahner, fehlen uns in der Organisation.“ „Andererseits soll als Demonstra-

tion der politische Massenstreik nicht benutzt werden, das hat ja besonders Bebel erklärt, indem er 

sagte: Wir dürfen unter keinen Umständen auf die Straße gehen, wir dürfen uns nicht zeigen.“ Wie 

liegen die Dinge heute? „Ich kann wohl ohne weiteres sagen, in der Metallindustrie und Holzin-

dustrie, in dem ganzen Baugewerbe und auch in einem Teil der Bekleidungsindustrie würde eine 

Massenarbeitseinstellung durchgeführt werden können. Bei der Nahrungsmittelindustrie würde die 

Sache schon schwieriger stehen, da mangelt es an der ausreichenden Organisation.“ Glaube man 

aber, daß durch einen solchen Streik, wo es sich für sie um Sein und Nichtsein handle, [85:] Un-

ternehmertum und Regierung zu bestimmten Zugeständnissen zu zwingen seien? „Glauben Sie 

denn, daß diese Klasse in einer solchen Situation nicht vierzehn Tage oder vier Wochen lang die 
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Betriebe der Metallindustrie, Holzindustrie und des Baugewerbes ruhen lassen würde? Das tun sie 

doch heute schon!“ „Anders liegt es, wenn wir den politischen Massenstreik als Demonstration 

benutzen wollen, und wenn dann diese Hunderttausende, vielleicht mehr als eine Million Arbeiter 

der genannten Gewerbe als Masse zusammentreten und nach außen hin zeigen: hier stehen wir und 

können nicht anders, diese Forderungen stellen wir. Sie bewegen sich auf einer vollständig irrigen 

Bahn, wenn Sie auf der einen Seite sich bewußt sind: wir können als Pressionsmittel den politischen 

Massenstreik nicht anwenden, und auf der anderen Seite sagen, als Demonstrationsmittel wollen 

wir ihn nicht anwenden, weil wir da Gefahr laufen, mit den Staatsgewalten in Konflikt zu kom-

men.“ „Um auf die Regierung Pression auszuüben, brauchen wir auch nicht den Generalstreik, da 

haben wir noch andere Mittel, die wir aber auch in der nächsten Zeit noch nicht anwenden können. 

Es würde vollständig genügen, wenn die Bergarbeiter einmal zehn Wochen oder ein Vierteljahr 

die Arbeit einstellten. Bei den internationalen Verbindungen der Bergarbeiter, die sich immer wei-

ter ausdehnen, würde auch mit der Gefahr nicht zu rechnen sein, daß vom Ausland Zufuhr käme. 

Wenn wir dann einig und geschlossen dastehen und sie materiell unterstützen, dann brauchen wir 

nicht den politischen Massenstreik, dann führen wir mit dem Bergarbeiterstreik die Forderungen 

durch, die wir an die Regierung zu stellen haben. Aber dazu bedarf es auch erst des Ausbaus der 

Organisation. ... Ein solcher allgemeiner Streik der Bergarbeiter, der gewiß auch dazu führen 

könnte, einen Teil der Staatsbetriebe lahmzulegen, ist aber nicht das, was wir unter politischer 

Massenarbeitseinstellung verstehen, sondern der Kampf einer Organisationsgruppe zur Erreichung 

politischer Zwecke.“ 

Um den Konflikt über die Auslegung des Kölner Beschlusses aus dem Wege zu räumen und zu 

dokumentieren, daß in der speziellen Frage Gegensätze zwischen Partei und Gewerkschaften nicht 

mehr bestanden, beantragte Legien einen Zusatz zur Resolution Bebel, wonach die Beschlüsse von 

Köln und Jena nicht [86:] in Widerspruch ständen. Das war keine logische, aber nach gefundener 

Verständigung eine historische Wahrheit. Nunmehr beantragte Kautsky einen weiteren Zusatz, der 

unmittelbar auf die Erklärung jenes Gewerkschaftsführers auf dem letzten Parteitag abzielte, wo-

nach für die Gewerkschaftsführer in Gewerkschaftsfragen die Kongresse der Gewerkschaften die 

ausschließliche Instanz seien. „Um aber jene Einheitlichkeit des Denkens und Handelns von Partei 

und Gewerkschaft zu sichern, die ein unentbehrliches Erfordernis für den siegreichen Fortgang des 

proletarischen Klassenkampfes bildet, ist es unbedingt notwendig, daß die Gewerkschaften von 

dem Geiste der Sozialdemokratie beherrscht werden. Es ist daher Pflicht eines jeden Parteigenos-

sen, in diesem Sinne in den Gewerkschaften zu wirken und sich bei der gewerkschaftlichen Tätig-

keit wie bei jeder anderen öffentlichen Betätigung an die Beschlüsse der Parteitage gebunden zu 

fühlen. Dies ist geboten im Interesse der gewerkschaftlichen Bewegung selbst, denn die Sozialde-

mokratie ist die höchste und umfassendste Form des proletarischen Klassenkampfes, und keine 

proletarische Organisation, keine proletarische Bewegung kann ihrer Aufgabe vollständig gerecht 

werden, die nicht vom Geiste der Sozialdemokratie erfüllt ist.“ Aber die Gewerkschaftsführer 

räumten ein, daß jene Erklärung insofern inkorrekt gewesen, als Parteitagsbeschlüsse für jeden 

Parteigenossen bindend seien. Damit war dem Amendement der Boden entzogen, das, obwohl 

prinzipielle Bedenken dagegen nicht vorlagen, die Zustimmung von Parteivorstand und Kontroll-

kommission nicht fand, da es, wie Bebel sagte, „die Gewerkschaften gegenüber der Partei in eine 

Situation bringt, die notwendigerweise ein Gefühl der Verbitterung, ja noch mehr, ein Gefühl der 

Zurücksetzung bei den Gewerkschaftsführern hervorruft“. Das Amendement wurde in seinen we-

sentlichen Teilen zurückgezogen, was von der rechten Seite mit einer kleinen Ranküne beantwortet 

ward. Sie beantragte namentliche Abstimmung über den Antrag Legien, um die Linke klein an 

Zahl und isoliert erscheinen zu lassen, ein taktischer Zug, der damals zum erstenmal gelang und 

seitdem des öfteren hat wiederholt werden können. 
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Der Verlauf des Parteitags fand eine stark gegensätzliche Beurteilung. „Wir erwarteten“, schrieb 

Kautsky in der „Neuen Zeit“, „die Verfechter der gewerkschaftlichen Neutralität würden [87:] un-

seren Zusah grundsätzlich bekämpfen, und er werde so zu einer großen, grundsätzlichen Auseinan-

dersetzung des Verhältnisses von Partei und Gewerkschaft Anlaß geben. Dazu kam es indes leider 

nicht! Ein Teil unseres Zusatzes fand keinen Widerspruch, sondern allgemeine Zustimmung, ob-

wohl er in die gewerkschaftliche Neutralität bereits ein bedenkliches Loch reißt. Der am schärfsten 

zugespitzte Teil unseres Amendements wurde aber von einer Reihe von Rednern ebenfalls nicht 

grundsätzlich verworfen, vielmehr als selbstverständlich bezeichnet, aber aus Zweckmäßigkeits-

gründen abgelehnt. Hätten die Gewerkschaften auf dem Parteitag die Haltung fortgesetzt, die sie 

in den letzten Jahren eingenommen, und hätten sie dementsprechend unser Amendement als falsch 

bekämpft, wäre es sicher angenommen worden, daran ließ die Stimmung des Parteitags keinen 

Zweifel. Aber die Gewerkschaften ließen alle praktischen Streitpunkte fallen. ...“ „Es muß“, repli-

zierte David in den „Sozialistischen Monatsheften“, „als ein großes Verdienst Bebels anerkannt 

werden, daß er jeden Versuch, den Gewerkschaften eine Rute zu binden, von sich abwies. Er des-

avouierte mit seiner Anerkennung des Amendements Legien offen die Urheber des Feldzugs gegen 

die Gewerkschaftsführer. Bebels Abrücken von jener Gruppe wurde noch bekräftigt und verschärft 

durch seine entschlossene Zurückweisung des von Kautsky unternommenen Versuchs, die Parität 

zwischen Gewerkschaft und Partei zuungunsten der ersteren auszuhöhlen. ... (Es) stand die im 

Schlußsatz enthaltene Weisung, Parteibeschluß bricht Gewerkschaftsbeschluß in schroffstem Wi-

derspruch zu dem Grundsatz der vollen Parität, auf der die ganze Bebel-Legiensche Resolution 

fußte und zu der sich Bebel noch nachdrücklichst dadurch bekannte, daß er erklärte, er stehe nach 

wie vor auf dem in seiner Schrift dargelegten Standpunkt der parteipolitischen Neutralität der ge-

werkschaftlichen Organisation.“ 

So kennzeichnet auch die Gegensätzlichkeit des Urteils über die Bedeutung der Abstimmungen die 

Mannheimer Resolution als ein Kompromiß, das wie durchweg alle Kompromisse ähnlicher Art 

von Widersprüchen beherrscht wird. Die Gewerkschaften traten auf den Boden der Jenaer Resolu-

tion, nachdem der politische Horizont sich im Vergleich zum Vorjahr stark verändert hatte, jede 

Aktualität des politischen Streiks für geraume Zeit aus dem Wege geräumt schien. Diskussion und 

Propagierung [88:] des Massenstreiks sei überflüssig, ja ein Fehler, wenn man nicht in naher Zu-

kunft mit revolutionären Situationen rechne. „Die Kampfmittel, die vielleicht nach zwanzig Jahren 

in Betracht kommen, brauchen uns heute nicht zu kümmern“, schrieb Kautsky in der „Neuen Zeit“. 

Ob eine ultima ratio, die man in weiter Ferne sieht, in der Tat ein letztes und obendrein friedliches 

Mittel bedeutet, hängt von Umständen ab, von denen niemand etwas weiß. Es liegt im Zuge wie 

im Abschluß der Debatte begründet, wenn im Denken der Arbeiterschaft über den politischen 

Streik ein katastrophales, fatalistisches Moment stark in den Vordergrund tritt. Auf der anderen 

Seite weiß man über die bei Katastrophen zu beobachtende Methode gleich wenig. Daß jede Dis-

kussion über den politischen Streik an den Punkten einseht, zu denen die großen Auseinanderset-

zungen von Köln, Jena und Mannheim geleitet haben, ist selbstverständlich. Aber nicht minder 

einleuchtend scheint die Möglichkeit, daß die Debatte in fehlerhafte Zirkel gerät. 
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[89:] 

Drittes Kapitel. 

Wahlrechtskämpfe. 

1. Das Vorspiel im Osten. 

Die politischen Wirkungen der russischen Revolution erstreckten sich weit über die Grenzen des 

Zarenreichs. Das Entstehen nationaler Strömungen in der asiatischen Türkei, in Indien und in 

China, die persische Umwälzung sind nachhaltig durch sie beeinflußt worden. Die persische Re-

volution ahmte gar die Kampfmittel der russischen nach. Als 1890 der geldbedürftige Schah einer 

englischen Gesellschaft das Monopol auf die Tabakindustrie verkaufte, erzwang die Bevölkerung 

bereits im Wege des Boykotts durch Enthaltung vom Rauchen die Aufhebung des Kontrakts. Beim 

Ausbruch der russischen Revolution griff sie als Protest gegen die Übergriffe der Beamten und um 

sich Anteilnahme an der Regierung zu erkämpfen, in weitem Maße zum Ausstand. In den Haupt-

orten wurden Marktbuden und Handwerksstätten geschlossen, und die Arbeiter verließen die Fab-

riken, deren man in Täbris – Teheran, Ispahan und Rescht standen ihm kaum nach – mehr als 100 

mit etwa 10.000 Arbeitern zählte. „Das Volk versammelte sich in einer Moschee oder vor einem 

englischen Telegraphenbureau und brachte hier die Zeit zu, indem es die Reden der Agitatoren und 

Prediger anhörte.“ In der Tat entriß es dem Schah die Zusage, den „Nationalrat“ bald zu berufen 

und eine Konstitution zu erlassen. Am 8. Oktober trat das erste Parlament zusammen; drei Jahre 

später jagten es die Kosaken Ljachows auseinander. 

Nicht minder bedeutsam waren die Wirkungen der russischen Revolution nach der europäischen 

Seite. In Österreich hatten Privilegiertenparlament und Absolutismus sich unfähig erwiesen, den 

dringendsten Staatserfordernissen gerecht zu werden. Die Zustände Zisleithaniens befanden sich 

in völliger Zerrüttung, und die Dynastie geriet in wachsende Abhängigkeit von der in Ungarn herr-

schenden Adelsclique. Als ihr trotz aller Nachgiebigkeit der Kampf mit den ungarischen Machtha-

bern nicht erspart blieb, erinnerte sich die Regierung des Volkes. [90:] Zur Überraschung aller 

bekannte sich im September 1905 der ungarische Minister des Innern zum allgemeinen, gleichen, 

direkten und geheimen Wahlrecht: „Ein Parlament, aus dessen Wählerschar das Gros des Volkes 

künstlich ausgeschlossen ist, kann keine Empfänglichkeit für die wahren Bedürfnisse des wahren 

Volkes empfinden, und ein Parlament, welches sich nach unten nicht abhängig fühlt, fühlt sich 

auch jener Aufgaben der Volksvertretung enthoben, welche in der verständigen und liebevollen 

Pflege der Interessen der breiten Volksschichten bestehen.“ Die auf schmalem Stimmrecht ruhen-

den Parlamente seien überall, selbst in England, in die Sünden oligarchischer Herrschaft verfallen. 

Der Kaiser hatte im vorweg seine Zustimmung zur Einführung des Volkswahlrechts gegeben. Das 

österreichische Ministerium widersprach jedoch aus Furcht vor den Wirkungen, die eine Verlei-

hung des allgemeinen Wahlrechts in Ungarn auf die österreichische Arbeiterschaft üben mußte. 

Bedeutete doch seine Oktroyierung in dem kulturell rückständigen Ungarn eine grimmige Heraus-

forderung des österreichischen Proletariats, das 1896 nach heißen Kämpfen eine kärgliche Ab-

schlagszahlung auf seine Wahlrechtsforderungen erhalten hatte durch Errichtung jener fünften Ku-

rie, in der neben den Arbeitern die Privilegierten der übrigen Kurien nochmals mitwählten. 

Die sozialdemokratische Arbeiterschaft bekundete denn auch auf einer Reichskonferenz zu Wien 

ihre Entschlossenheit, den Wahlrechtskampf mit allem Nachdruck aufzunehmen. Als am 9. Okto-

ber die Landtage der Kronländer eröffnet wurden, proklamierte das Prager Proletariat für diesen 

Tag die Arbeitsruhe. Es zeigte sich, wie eine zeitgenössische Schilderung sagt, ein „grandioses 

Bild proletarischer Macht“. „Prag war an diesem Tage von den Arbeitern beherrscht. Keine Hand 

regte sich zu produktiver Arbeit, keine Straßenbahn verkehrte, kein Laden war geöffnet.“ Durch 
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ganz Österreich ging die Bewegung. „Wo, ein Landtag eröffnet wurde, demonstrierten die Arbeiter 

und sandten Deputationen zu den höchsten Landesbehörden.“ Die Tagesordnung des am 29. Ok-

tober in Wien zusammentretenden Parteitags lautete vielsagend genug Wahlrecht und Massen-

streik, und unverhohlen gelangte die Stimmung zum Ausdruck, das Volkswahlrecht zu erobern, es 

koste, was es wolle. Da schlug am [91:] folgenden Tage die Kunde von dem Zarenmanifest in die 

Verhandlungen! Sie wurden sofort abgebrochen. „Leidenschaftliche Gefühlsausbrüche traten an 

die Stelle ruhiger Erwägung.“ Die Parteitagsmitglieder sangen spontan revolutionäre Lieder. Um 

4 Uhr wurde die Sitzung geschlossen. Zwei Stunden später wälzte sich eine unabsehbare Men-

schenmasse über die Ringstraße der Hofburg zu. Bei früheren Arbeiterdemonstrationen war ihre 

Umgebung noch immer gegen den Andrang der Menge gehalten worden; diesmal waren die Poli-

zeiketten im ersten Anprall durchbrochen, und revolutionäre Rufe tönten tausendstimmig zu den 

Fenstern des Palastes empor. „Von jedem erhöhten Platz wurden Reden gehalten. Auch die Rampe 

des Parlaments war zur Rednertribüne geworden, die Tausende umstanden.“ Tags darauf sprach 

Viktor Adler über den Massenstreik: keine theoretische Erörterung über Möglichkeit und Ge-

brauch, vielmehr eine begeisterte Aufforderung, bereit zu sein, alle Kraft auf das nächste Ziel zu 

richten. Es folgte keine Debatte. Den Rest des Kongreßtags und die Schlußsizung am nächsten 

Tage füllten Erklärungen aus, die die Vertreter der Nationen und der Arbeitsbranchen abgaben, 

daß sie mit ganzer Kraft, zu jedem Opfer bereit und entschlossen, alles einzusehen, an diesem 

Kampfe teilnehmen würden. Die Frauen standen an Begeisterung nicht zurück, verzichteten sie 

doch für den Augenblick, um das nächste Ziel, das gleiche Wahlrecht für alle Männer, um so si-

cherer zu erreichen, auf die Forderung des Frauenwahlrechts. 

In dem entbrannten Kampfe gab es kein Zurück. Eine stürmische Demonstration folgte der ande-

ren. Zahlreich waren die Verhaftungen, und wiederholt floß in den Straßen Wiens Blut. Im Landtag 

von Niederösterreich verkündete der Statthalter mit Pathos den festen Entschluß der Regierung, 

den Terrorismus der Straße nicht zu dulden. Vierundzwanzig Stunden später, am 5. November, 

zogen 50.000 bis 60.000 Menschen über die Ringstraße, das Recht auf die Straße behauptend. 

„Keinen Tag waren wir sicher, daß nicht am nächsten der Massenstreik würde erklärt werden müs-

sen. Alle Vorbereitungen dazu waren bis zu den letzten Einzelheiten getroffen.“ Durch peinlichste 

Beobachtung der Dienstvorschriften legten die Eisenbahner den Verkehr auf den wichtigsten Stre-

cken lahm. Zeigte die Kampfmethode doch [92:] nicht nur die Unzulänglichkeit des vorhandenen 

Dienstpersonals, der Güterandrang blockierte auch die Stationen. Erst als die Regierung Entgegen-

kommen zeigte, wurde die passive Resistenz aufgehoben. Neben dem materiellen Erfolg stand die 

Anerkennung der Organisation durch dasselbe Ministerium, das sie acht Jahre zuvor als staatsge-

fährlich ausgelöst hatte. Am 28. November, dem Tage der Parlamentseröffnung, sollte in Wien 

Arbeitsruhe herrschen. Rund eine Viertelmillion Männer und Frauen schritten in stummer Ent-

schlossenheit am Parlamentsgebäude vorüber. Und nun erklärte der Deputation der Arbeiter der 

Ministerpräsident, die Wahlrechtsreform solle in die Wege geleitet werden. Wie sehr sich die 

Christlichsozialen, die polnische Schlachta, das Herrenhaus sträubten, am 23. Februar des folgen-

den Jahres gelangte ein Entwurf an das Abgeordnetenhaus, welcher den Männern das allgemeine, 

gleiche und direkte Wahlrecht verlieh. Die Voraussagung des von der Unaufschiebbarkeit der Re-

form nunmehr überzeugten Ministerpräsidenten, sein Sturz sei nicht der Sturz der Wahlrechtsre-

form, traf zu. Das Jahr darauf war der Entwurf Gesetz. 

Ende 1905 verlieh das ungarische Ministerium den Landarbeitern das Koalitionsrecht und veröf-

fentlichte zu gleicher Zeit einen Gesetzentwurf über die Einführung des allgemeinen, gleichen und 

geheimen Wahlrechts. Für Ungarn war damit eine Periode der schärfsten inneren Kämpfe eröffnet. 
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2. Wahlrechtsänderungen in den Einzelstaaten. 

Bereits 1897 hatte Sachsen durch Einführung der Dreiklassenwahl der Arbeiterschaft die Möglich-

keit genommen, auf die Landesgesetzgebung einzuwirken, dadurch freilich auch die nächst Rhein-

land und Westfalen bedeutendsten Industriegebiete Deutschlands unter ein konservatives Regiment 

und eine agrarische Gesetzgebung gebracht. Der sächsischen folgte die Wahlrechtsänderung zu 

Lübeck. Seit Anfang der siebziger Jahre konnte hier jeder großjährige Deutsche gegen Entrichtung 

eines Einstandsgeldes von 28 Mark Bürgerrecht und Wahlberechtigung erwerben. Als die Arbeiter 

sich die Bestimmung zunutze machten, führte man einen Zensus von 1200 Mark ein mit der Maß-

gabe, daß, ehe man das Wahlrecht erwarb, fünf Jahre hindurch fortlaufend die gesetzlichen Steuern 

entrichtet sein mußten. [93:] Wiewohl nun noch kein Vertreter der Sozialdemokratie in der Bür-

gerschaft saß, legte der Senat ein neues Wahlgesetz vor, lediglich weil eine größere Zahl von Ar-

beitern den Zensus überschritt. Die Bestimmungen waren so getroffen, daß unter Erhöhung des 

Wahlberechtigungsalters von 21 auf 25 Jahre 20.000 Reichstagswähler 65, die 2000 Wohlhaben-

deren 105 Mitglieder wählten. Bei der Gesetzesänderung wirkten 38 Bürgerschaftsmitglieder mit, 

deren Mandat abgelaufen und verfassungswidrig verlängert worden war. Nach Lübeck kam Ham-

burg. Unter dem Druck der bei der Choleraepidemie von 1892 zutage getretenen großen Übelstände 

hatten hier die Hausbesitzer in eine geringfügige Beschneidung ihrer Privilegien willigen müssen. 

Seitdem konnten Staatsangehörige, die fünf Jahre hindurch 1200 Mark versteuert hatten, unent-

geltlich Bürgerrecht und damit Wahlrecht erwerben. Die Arbeiterschaft machte von der Bestim-

mung regen Gebrauch, und schon 1901 gelangte bei der halbschichtigen Erneuerung der Bürger-

schaft ein Vertreter der Sozialdemokratie in das Parlament. Da dies bei der im bürgerlichen Lager 

eintretenden Stimmenspaltung dem Umstand zu danken war, daß relative Mehrheit entschied, än-

derte man sofort das Gesetz, um die Geltung absoluter Mehrheit einzuführen. Gleichwohl drang 

am 14. Februar 1904 die Sozialdemokratie mit 12 weiteren Vertretern in die Bürgerschaft. Nun 

war es ausgeschlossen, da von den 160 Mitgliedern der letzteren nur 80 in allgemeinen Wahlen, 

die anderen je zur Hälfte von Grundbesitzern und sogenannten Notabeln – den vom Senat abhän-

gigen Richtern und anderen hohen Beamten gewählt wurden, daß die Bürgerschaft je eine sozial-

demokratische Mehrheit aufweisen würde. Um jedoch die Opposition zu „kontingentieren“, wies 

die aus der Kommissionsberatung hervorgegangene neue Wahlrechtsvorlage den Notabeln und 

Hausbesitzern je 40, den Bürgern mit mehr als 2500 Mark Einkommen 48, dem Landgebiet 8 Man-

date zu, während 24 Mandate den Einkommen unter 2500 Mark vorbehalten blieben. Als am 17. 

Januar 1906 in der Bürgerschaft die Entscheidung fallen sollte, berief die Sozialdemokratie zu 

nachmittags 4 Uhr Volksversammlungen, die stundenlang vorher überfüllt waren. So stark war die 

Beteiligung an der Demonstration, daß fast sämtliche Fabriken zum Stillstand kamen. Selbst die 

Dampfer, die den Verkehr zwischen Hamburg [94:] und den an der Alster belegenen Vororten 

vermitteln, verkehrten nach Mittag nicht mehr. „Ruhig in der Form, aber entschieden in der Sache, 

protestierte Hamburgs Bevölkerung gegen den Gewaltstreich.“ Der Versuch der Scharfmacher-

presse, einen Krawall, der am selben Abend ausbrach, als Folge der Demonstration zu denunzieren, 

scheiterte. „In der Erkenntnis, daß dieses Treiben der Herrschenden Hamburgs keine Kritik vertra-

gen könne, konfiszierte die Polizei das ganze Versammlungsrecht.“ So wurde am 31. Januar die 

Wahlentrechtung in der vorgeschlagenen Form durchgeführt. Bremen wollte hinter den beiden 

Schwesterstädten nicht zurückstehen. Der Versuch, einen Zensus einzuführen, scheiterte zwar, 

aber man beseitigte doch mit dem Einstandsgeld auch die Verpflichtung jedes männlichen Staats-

angehörigen zum Erwerb des Bürgerrechts „im Interesse des armen Mannes“. Und wie in den Staa-

ten, so in den Kommunen. Kiel und Chemnitz, Dresden und andere Orte schritten zur Verschlech-

terung des Wahlrechts, zum Teil ehe noch die Sozialdemokratie in das Stadtparlament gelangt war. 
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Das preußische Wahlrecht wurde am 30. Mai 1849 unter Verfassungsbruch in Abwesenheit der 

Kammern an Stelle des in der Revolution errungenen und von der Krone sanktionierten allgemei-

nen, gleichen und geheimen Wahlrechts oktroyiert, hat somit noch keinen Tag zu Recht bestanden. 

Plutokratisch durch das Klassensystem und die öffentliche Stimmabgabe, die die Abhängigen von 

der Wahl fernhält, feudalabsolutistisch durch die Bevorzugung des Landes vor der Stadt, wird es 

von einem vertrauten Kenner der preußischen Parlamentsgeschichte „das empörendste und nieder-

trächtigste aller Wahlsysteme“ genannt, verkörpere doch die russische Duma in höherem Maße 

den Volkswillen als das preußische Abgeordnetenhaus. Wohl hat man im Laufe der Zeit Neben-

sächliches, am Kern der Dinge jedoch nie geändert. Die sogenannte Reform von 1891 bestimmte 

lediglich, es solle, um die Wirkungen des Miquelschen Einkommensteuergesetzes auf die Vertei-

lung des Wahlrechts abzuschwächen, für jede zur Einkommensteuer nicht veranlagte Person ein 

Betrag von drei Mark in Ansatz gebracht und die Abteilungsbildung nicht mehr über die ganze 

Gemeinde, sondern für jeden Urwahlbezirk vorgenommen werden. Ein Regierungsentwurf von 

1893 sah an Stelle der Drittelung die Zwölftelung vor, [95:] derart, daß auf die erste Wählerklasse 

fünf, auf die zweite vier, auf die dritte drei Zwölftel des Steuersolls entfielen, eine Bestimmung, 

die den plutokratischen Charakter in etwas abgeschwächt hätte, jedoch fiel, um neuer Begünsti-

gung des Großgrundbesitzes Platz zu machen. Denn nichts anderes bedeutet die zum Gesetz erho-

bene Berechnung des Steuersolls nicht nur nach den Staats-, sondern auch nach den Gemeinde-

steuern, beziehungsweise wo solche nicht gezahlt werden nach der zwar veranlagten, aber nicht 

erhobenen Grund-, Gebäude- und Gewerbesteuer. Als dann die Beteiligung der Sozialdemokratie 

an den Landtagswahlen von 1903 dartat, daß die Wahlhandlung bei der Beteiligung großer Massen 

sich nicht gesetzmäßig abwickeln ließ, änderte die Regierung das Wahlreglement und verlegte un-

ter Gesetzesbruch den gesetzlich bestimmten Wahlort eines Kreises, da dies „angesichts der sozi-

aldemokratischen Unternehmungen zur Hinderung gültiger Wahlen nach dem bestehenden Wahl-

system für die Aufrechterhaltung der gesetzlichen Ordnung unbedingt erforderlich“ gewesen sei. 

Jene Beteiligung der Sozialdemokratie legte nun die ganze Ungeheuerlichkeit der Rechtslage vor 

aller Welt bloß. Die Urwahlstimmen der Sozialdemokratie beliefen sich auf 314.149, die der Kon-

servativen auf 324.157. Dafür erhielten diese 143, die Sozialdemokratie dagegen keinen Abgeord-

neten. Der preußische Parteitag vom Dezember 1904 beschloß nunmehr, eine energische Agitation 

gegen das Dreiklassenwahlrecht in die Wege zu leiten, unter Ablehnung eines Antrags Bernstein, 

der in den großen Städten und Industriezentren „Massendemonstrationen größten Stiles gegen die 

Klassenwahl und für das demokratische Wahlrecht“ veranstaltet wissen wollte. Damals meinte 

Stadthagen in der „Neuen Zeit“: „Allerlei revolutionsmäßig schillernde Projekte aushecken, Wau- 

Wau-Taktik treiben, mit allerlei lärmendem Tamtam Eindruck machen wollen, das überlasse man 

dem Kleinbürger, der in Unklarheit über den Zusammenhang der Dinge lärmt und tobt und, weil 

er nicht weiß, wie die Dinge zusammenhängen, die ganze Welt zusammenschmeißen will. ... Ner-

vöse Abweichungen von der ,verrosteten Taktik‘ mögen ergötzlicher als die unendlich schwere 

Kleinarbeit der Agitation und Organisation sein, bringen aber die Bewegung nicht vorwärts. ...“ 

[96:] In Fluß kam die Bewegung jedoch erst im Herbst des folgenden Jahres. In Sachsen hatte 

bereits im September der Landtagswahlkampf sich zum lebhaften Protest wider das Dreiklassen-

wahlsystem gestaltet, und beim Zusammentritt des Landtags demonstrierte das Volk allenthalben 

in imposanten Versammlungen. Namentlich in Leipzig kam es zu machtvollen Kundgebungen. Als 

dann die Regierung die von Nationalliberalen und Freisinnigen eingebrachten Interpellationen mit 

der Erklärung beantwortete, es trotz allem beim bestehenden Zustand belassen zu wollen, erfolgten 

im Anfang des Dezember neue und nicht minder wuchtige Demonstrationen, die in Dresden zu 

Konflikten mit der Polizei führten. Gedrängt von den Mitgliedschaften, beschloß nun auch der 

Parteivorstand, in Preußen in eine umfassende Wahlrechtsagitation einzutreten. Ein in sechs Milli-
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onen Exemplaren verbreitetes Flugblatt bestimmte Sonntag, den 21. Januar als Tag der Demonst-

ration. Die Staatsanwälte ließen es planlos konfiszieren, um allerlei Vergehen, wie Hochverrat, 

Ausreizung verschiedener Klassen zu Gewalttätigkeiten, Verächtlichmachung von Staatseinrich-

tungen, groben Unfug und manches andere darin zu entdecken. Daß der Jahrestag des Gemetzels 

an der Newa, mit dem die russische Revolution begann, derselbe Tag, an dem 1793 in Paris Ludwig 

XVI. hingerichtet ward, zur Veranstaltung der Demonstration gewählt worden, machte die Herr-

schenden besonders unruhig. Allenthalben traf man Maßregeln zur Unterdrückung von Unruhen, 

wurden Polizei und Militär bereitgehalten. Da die Regierung Mecklenburgs glaubte, es werde der 

Wahlrechtskampf bereits am 16. Dezember beginnen, durfte kein Soldat an diesem Tage die Ka-

serne verlassen, obwohl seitens der Sozialdemokratie keinerlei Vorbereitungen für Versammlun-

gen oder ähnliche Veranstaltungen getroffen waren. Selbst in der Nacht stand das Militär bereit. In 

Schwerin verteilte man an vier Kompagnien scharfe Patronen und instruierte die Soldaten, nicht in 

die Luft zu schießen. Die Wachtposten wurden verdoppelt und die städtischen Kassenbeamten zum 

Nachtdienst berufen. 

Aber alle Hoffnungen der Reaktion scheiterten an der selbstsicheren Haltung der Arbeiterschaft. 

Der rote Sonntag wurde ein Triumphtag der Sozialdemokratie. In Tausenden überfüllter Versamm-

lungen bekundete die Arbeiterschaft ihren festen Ent-[97:]schluß, die Zwingburg der deutschen 

Reaktion niederzuringen. Die in den Versammlungen des 21. Januar angenommene Resolution 

wurde von den preußischen Mitgliedern des Parteivorstandes dem Herrenhaus und Abgeordneten-

haus in Form einer Petition überreicht, natürlich ohne Beachtung zu finden, trotz der nachdrückli-

chen Kundgebungen, die auch die März- und Maifeiern des Jahres für die Wahlrechtsreform zei-

tigten. Dagegen folgten die obligaten gerichtlichen Nachspiele. Wegen desselben Flugblatts er-

kannte das Berliner Landgericht auf Einstellung des Verfahrens, die Elberfelder Strafkammer auf 

Freisprechung, die Glazer Strafkammer auf Vernichtung des Flugblatts „im objektiven Verfahren“ 

und die Strafkammern zu Görlitz und Stargard auf Gefängnisstrafen, und das Reichsgericht als 

Revisionsinstanz bestätigte sowohl die freisprechenden wie die verurteilenden Erkenntnisse! Wäh-

rend bisher nur preußisches Herrenhaus und sächsische Kammer Beleidigungsprozesse angestrengt 

hatten, begann damit jetzt auch das preußische Abgeordnetenhaus. Weil die sozialdemokratischen 

Blätter von Düsseldorf und Erfurt es als „Pfaffeninsel“ angesprochen, wurden ihre Redakteure zu 

zwei beziehungsweise sechs Monaten Gefängnis verurteilt. Doch hatte man offenbar an der einen 

Aktion genug. Als das Düsseldorfer Blatt den Ausdruck in verschärfter Form wiederholte, ließ man 

das begonnene zweite hochnotpeinliche Verfahren versanden. 

Es kam eine Flickreform, ganz im Geleise eines Antrages gehalten, den zwei Jahre zuvor der Frei-

konservative v. Zedliz im preußischen Landtag gestellt hatte. Eine Reihe allzu großer Wahlkreise 

in Berlin, Oberschlesien und im westlichen Westfalen wurde geteilt, die Abgeordnetenzahl von 

433 auf 443 erhöht. Die Konservativen dankten denn auch der Regierung für die Entschiedenheit, 

womit sie die Einführung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts bekämpft 

hatte, das ein Unglück für Preußen bedeuten, dies und das Reich den schlimmsten Eventualitäten 

aussehen würde. „Wir müssen unser preußisches Wahlrecht aufrechterhalten, damit wir es dereinst 

in die Wagschale werfen können, um dem Reiche ein vernünftiges Wahlrecht zu geben.“ Ein An-

trag der Nationalliberalen, der eine Neueinteilung der Wahlkreise „unter Aufrechterhaltung eines 

erhöhten Wahlrechts bei höherer Steuerleistung“, ein [98:] Pluralwahlrecht für Bildung und höhe-

res Alter, Beseitigung der indirekten Wahl, Vertretung der Minderheiten und Erweiterung des 

Wahlrechts der dritten Abteilung verlangte, wurde verworfen. Auch ein nicht geringer Teil des 

Zentrums weigerte einem Antrag auf Einführung des Reichstagswahlrechts die Unterschrift, weil 

man nicht wolle, „daß das System des Reichstagswahlrechts ohne weiteres auf das Landtagswahl-

recht übertragen“ werde. 
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Ihre ersten Erfolge sah die Wahlrechtsbewegung in Süddeutschland, wo zähe jahrelange Kämpfe 

jetzt zu einem vorläufigen Abschluß gediehen. In Bayern fiel das indirekte Wahlsystem; jeder fünf-

undzwanzigjährige Staatsangehörige, der ein Jahr lang direkte Steuer zahlte, erhielt das Wahlrecht; 

die Wahlkreiseinteilung erfolgte statt nach der Volkszählung von 1875 nach dem Status von 1900. 

Württemberg besaß seit 1868 das relativ freieste Wahlrecht Deutschlands. Ohne Zensus und Auf-

enthaltsdauer war das Wahlrecht allgemein, gleich, direkt und geheim für jeden fünfundzwanzig 

Jahre alten Staatsbürger. Doch saßen in dem Abgeordnetenhaus neben den 70 Erwählten des Vol-

kes 23 privilegierte Abgeordnete des Adels, der Geistlichkeit und Universität. Jetzt wurde die Ab-

geordnetenkammer zur reinen Volkskammer, die Stadt Stuttgart erhielt sechs Abgeordnete statt 

eines. „Während für die Abgeordneten Stuttgarts und für weitere 17, die als Ersah für die ausschei-

denden Privilegierten vom ganzen Lande zu wählen sind, das Proportionalwahlsystem eingeführt 

wurde, gilt für die übrigen 69 Wahlkreise mit je einem Abgeordneten zur Wahl im ersten Wahlgang 

die absolute, in einem zweiten Wahlgang die relative Mehrheit.“ Dafür mußte eine nicht sehr ins 

Gewicht fallende Erweiterung der Ersten Kammer in Kauf genommen werden. Das badische Wahl-

recht war indirekt, im übrigen dem württembergischen gleich. Die indirekte Wahl ward beseitigt 

und überdies die Zahl der städtischen Mandate erheblich vermehrt, dafür jedoch die Erste Kammer 

nicht nur durch Vertreter der einzelnen Berufsgruppen erweitert, sie erhielt auch größere Rechte. 

Während früher alle Finanzgesetze nach ihrer Erledigung in der Zweiten Kammer von der Ersten 

nur im ganzen angenommen oder abgelehnt werden konnten, steht jetzt der Ersten Kammer das 

Recht zu, solche Entwürfe auch in einzelnen Punkten anzunehmen [99:] oder abzulehnen. Eine 

gerechte Ausmessung der Anteilnahme des Volkes an den öffentlichen Angelegenheiten, hieß es 

im Reformentwurf der württembergischen Regierung, biete eine bessere Garantie für die Zukunft 

als das Festhalten an Einrichtungen, die der allgemeinen Auffassung der Gegenwart entgegenste-

hen und auf eine längere Dauer keinesfalls haltbar sind. Und just in den Tagen, wo man in Preußen 

auf jenes Flugblatt Jagd machte und sich zum Straßenkamps rüstete, nannte der bayerische Thron-

folger in der Herrenkammer das geheime Wahlrecht „einen Schutz der Schwachen gegen die Star-

ken“, sprach er in deutlicher Anlehnung an Worte des preußischen Ministers Herfurth bei der 

Wahlrechtsänderung von 1893 von den erkünstelten Wahlsystemen einzelner Staaten, die dem Ge-

rechtigkeitsgefühl der großen Volksmehrheit zuwiderlaufen und von denen es zweifelhaft scheine, 

ob sie noch lange weiterbestehen könnten. 

Die Wahlrechtsbewegung wurde durch die Reichstagsauflösung von 1906 und den ihr folgenden 

Wahlkampf unterbrochen. Sein Resultat war der Block, die „Paarung zwischen Karpfen und Ka-

ninchen“. Aber schon der preußische Parteitag der „Niedergerittenen“ vom November 1907 stand 

wieder völlig im Zeichen der Wahlrechtsbewegung, die durchgeführt werden solle „mit allen dem 

organisierten Proletariat zu Gebote stehenden Mitteln“. Es war das Signal zur größten Volksbewe-

gung, die Preußen im Verlauf des letzten halben Jahrhunderts gesehen hat. Die Thronrede, die die 

letzte Session des Landtags am 26. November eröffnete, erwähnte des Wahlrechts mit keinem 

Worte. Am selben Abend fanden in Preußen allerorts überaus stark besuchte Versammlungen statt, 

in deren Gefolge stellenweise Tausende zu Straßenkundgebungen schritten. Der Druck der Bewe-

gung veranlaßte die Freisinnigen des Abgeordnetenhauses zu einem Antrag, der Einführung des 

allgemeinen, gleichen und direkten Wahlrechts und Neubegrenzung der Wahlkreise verlangte. Er 

gelangte am 10. Januar zur Beratung. Am Abend zuvor fanden wiederum Versammlungen statt, 

die trotz Schneesturms und Winterkälte Massenbesuch aufwiesen. Infolge von Absperrungen und 

Überfüllungen bildeten sich in den Straßen Berlins bald Demonstrationszüge, die rasch zu endlosen 

Reihen anschwollen und Kampflieder singend die [100:] Parole für den kommenden Tag ausgaben: 

Heraus mit dem freien Wahlrecht! Aus den Versammlungen wurden dringende Telegramme an das 

Abgeordnetenhaus, den Ministerpräsidenten, die Abgeordneten gerichtet, die die Forderungen der 
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Sozialdemokratie den Herrschenden zur nächtlichen Stunde in Erinnerung brachten. Vom frühen 

Morgen an boten die nach dem Abgeordnetenhaus führenden Straßen der Hauptstadt ein buntes 

Bild. Hunderte, die zuerst durch die Straßen wogten, wuchsen bald zu Tausenden. Die Abgeord-

neten sahen sich von Hochrufen auf das freie Wahlrecht empfangen, und als die Karosse des 

Reichskanzlers anfuhr, umbrauste sie vieltausendstimmiger Massengesang: das freie Wahlrecht ist 

das Zeichen! Ein Empfang, wie er seit 1848 keinem preußischen Minister wieder bereitet worden. 

Die Polizei, die sich zuerst darauf beschränkt hatte, den Fahrdamm für die Auffahrt freizuhalten, 

begann in den Mittagstunden mit der Säuberung der Straßen. Im Laufschritt nahten Schutzmänner-

patrouillen, die Berittenen gingen schärfer vor und drängten die Demonstranten zurück, die unter 

dem Klang des Liedes: „Wer schafft das Gold zutage“ langsam wichen, die Wahlrechtsrufe in die 

benachbarten Straßen und Stadtviertel verpflanzend. 

Unterdes sah die Wahlrechtsdebatte im Abgeordnetenhaus nicht einmal ein anständig besetztes 

Haus. Die von Bülow abgegebene Erklärung anerkannte, daß das geltende System Mängel aus-

weise, daher die Regierung seit längerer Zeit eingehend erwäge, wie ihnen abzuhelfen sei. Ob dies 

im Rahmen des bestehenden Systems oder nur durch grundsätzliche Abänderung möglich sei, lasse 

sich noch nicht übersehen. „Wie indes jetzt schon erklärt werden muß, steht es für die Königliche 

Staatsregierung nach wie vor fest, daß die Übertragung des Reichstagswahlrechts auf Preußen dem 

Staatswohl nicht entsprechen würde und deshalb abzulehnen ist. Auch kann die Königliche Staats-

regierung die Ersetzung der öffentlichen Stimmabgabe durch die geheime nicht in Aussicht stel-

len.“ Der Einfluß der breiten Schichten des Mittelstandes auf das Wahlergebnis sei aufrechtzuer-

halten und sicherzustellen und daher auf gerechte Abstufung des „Gewichtes der Wahlstimmen“ 

Bedacht zu nehmen. Es sei daher zu prüfen, ob neben der Steuerleistung das Stimmrecht noch nach 

Alter, Besitz, Bildung und dergleichen zweck-[101:]mäßig abgestuft werden müsse. Für die lau-

fende Tagung könne eine Vorlage nicht mehr in Aussicht gestellt werden. Es war die denkbar 

schärfste Absage an die linksliberalen Blockpolitiker. Wenn die Nationalliberalen sich mit Bülow 

zufrieden zeigten, so versteht sich, daß der freisinnige Antrag in allen Teilen abgelehnt wurde, was 

den Freisinn allerdings nicht zur Kündigung des Blocks, vielmehr zu der Erklärung begeisterte, 

daß er mit der Politik der Straße nichts gemein habe. 

Wiederum kam es zu Kundgebungen, und diesmal gewannen die Dinge ein ernsteres Gesicht. Nicht 

nur kamen von allen Seiten, aus Danzig, Breslau, Köln, Frankfurt, Halle, Stettin, Essen, Elberfeld-

Barmen, Altona Nachrichten über große Massenversammlungen, noch größere Menschenmassen 

fluteten demonstrierend über die Straßen. So marschierten in Hannover mehr denn 10.000 Arbeiter 

in Zügen durch die Stadt. In den Straßen Berlins floß Blut, zum erstenmal seit den Tagen der Re-

volution. Unter den Linden, in der Neustädtischen Kirchgasse, an der Isenbrücke, am Lehrter Bahn-

hof, am Kottbuser Tor, am Rosentaler Tor, am Schönhauser Tor, in der Michaelkirchstraße wie an 

anderen Plätzen kam es zu ernsten Zusammenstößen. Als im Lustgarten Hochrufe auf das freie 

Wahlrecht hörbar wurden, stürmte Polizei aus dem Schloßhof. „Das Schloßviertel glich einem 

Kriegslager. In den meisten öffentlichen Gebäuden der inneren Stadt war Polizei untergebracht.“ 

Sie attackierte die Menge, hieb nicht nur auf Wehrlose und langsam Zurückweichende ein, sie 

bearbeitete auch Fliehende und an der Erde Liegende mit den Säbeln. „Der schärfste Zusammen-

stoß ereignete sich in der schmalen Friedrichsgracht. Ein Zug von 3000 bis 4000 Demonstranten 

kam von der Fischerstraße her nach der Gertraudtenbrücke und fand den Mühlendamm gesperrt. 

Die Polizei ging vor. In den engen Straßen konnte die Menge nicht schnell zurück. Als die De-

monstranten schon im Weichen waren, rückte, wie in dem späteren Aufruhrprozeß festgestellt 

wurde, die Polizeireserve heran und lieferte den Unbewaffneten ein Treffen.“ Unter die Demonst-

ranten hatten sich Polizeibeamte gemischt. Ein Kriminalschutzmann, der sich unter falschem Na-

men in die sozialdemokratische Organisation geschmuggelt hatte, tat sich durch provokatorische 
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Rufe hervor. Ein zweiter wurde an der Friedrichsgracht sogar verwundet. Beiden Schutzleuten 

wurde von der [102:] vorgesetzten Behörde im Aufruhrprozeß das Recht zur Aussage verweigert. 

Solchen Kundgebungen gegenüber ließ sich die von den meisten bürgerlichen Blättern bisher be-

obachtete Taktik des Nichtbeachtens nicht mehr fortsetzen. Das Ausland war auf die Demonstrati-

onen aufmerksam geworden, und auch in Süddeutschland wurde es lebendig. Eine Konferenz der 

sozialdemokratischen Kammerfraktionen von Bayern, Württemberg, Baden und Hessen protes-

tierte gegen jene Erklärung Bülows im Abgeordnetenhaus, die einen Angriff auf das konstitutio-

nelle Leben Deutschlands und eine Gefährdung des Reichstagswahlrechts darstelle. Zwar wichen, 

als in den süddeutschen Parlamenten die Erklärung zur Sprache kam, die Minister aus unter dem 

Vorwand, es handle sich um eine innerpolitische Angelegenheit Preußens. Aber es war großen 

Teilen der süddeutschen Bevölkerung erneut klar geworden, daß die preußische Reaktion wie ein 

Alp auf Deutschland laste, ständig bestrebt, Fortschritte in anderen Bundesstaaten zu hemmen. Am 

22. Januar interpellierte sodann die sozialdemokratische Reichstagsfraktion wegen der Wahlrechts-

frage. Tags zuvor zersprengte die Berliner Polizei die Züge friedlich demonstrierender Arbeitslo-

sen, wobei es eine Anzahl Verwundeter gab. Bei gleicher Gelegenheit stürmte sie das Verbands-

haus der Metallarbeiter und jagte die auf die Auszahlung von Unterstützung Wartenden mit ge-

zückten Säbeln über Treppen und Gänge. Am Tage der Interpellation schlossen Polizeikordons das 

Reichstagsgebäude völlig ab. „Selbst Minister mußten sich legitimieren, ehe sie die Polizeiketten 

passieren durften.“ In den Kasernen stand das Militär bereit. Bülow lehnte eine Beantwortung der 

Interpellation ab. Für innere preußische Angelegenheiten sei der Reichstag nicht zuständig, und 

die Konsignierung* des Militärs sei Sache der Kommandogewalt. Dann einige Worte über den 

„Unfug“ der Straßendemonstrationen. Eine eingehende Erörterung der Interpellation wurde von 

den bürgerlichen Parteien verhindert. Im preußischen Abgeordnetenhaus rief man unterdes nach 

einem neuen Tessendorf, der gegen die Verhafteten vom 12. Januar rasche und energische Justiz 

mache. Es kam auch mit Hilfe des Eventualdolus jener Aufruhrprozeß zustande, in dem zwei An-

geklagte je sechs Monate, vierzehn andere insgesamt neunzehneinhalb Monate Gefängnis und 230 

Mark Gelder-[103:]strafe erhielten. Als anläßlich der Märzfeier in einer Anzahl von Großstädten 

auf den Nachmittag Versammlungen anberaumt wurden, fand die „Freisinnige Zeitung“ heraus, 

daß an diesem Tage der Generalstreik proklamiert werden solle. Die Absicht bestand zwar nir-

gendwo, aber das hinderte die Arbeitgeberverbände nicht, eine Aussperrung von mindestens vier 

Tagen anzudrohen. Trotz Polizeiausgebots übertraf der Umfang der Märzfeier zumal in Berlin al-

les, was seit sechzig Jahren an öffentlicher Demonstration dagewesen war. 

Gleichwohl blieb der Massensturm auch in Norddeutschland nicht wirkungslos. Nach den Worten 

eines Eingeweihten fürchtete die sächsische Regierung, Sachsen werde zum knallroten Königreich, 

wenn es bei dem bestehenden Wahlrecht verbleibe. Eine jetzt eingebrachte Regierungsvorlage bil-

ligte der Sozialdemokratie 10 bis 15 Mandate zu. Das nach langen Kommissionsverhandlungen 

zustande gekommene Gesetz machte die Grundstimme von einem Alter von 25 Jahren, Zahlung 

direkter Staatssteuern, zweijähriger Staatsangehörigkeit und einem halbjährigen Wohnsitz am Orte 

der Listenausstellung abhängig. Grundbesitz, Selbständigkeit, die Berechtigung zum Einjährig-

Freiwilligen-Dienst und ein Einkommen von über 1600 Mark gewährten bis zu vier Zusatzstim-

men, von denen jedoch unvermögende Handwerker und kleine Hausbesitzer ausgeschlossen blie-

ben. So minderwertig an sich die Reform, sie öffnete der Sozialdemokratie immerhin die Pforten 

des Landtags. Bei den Wahlen vom 21. Oktober 1909 errang sie 25 Mandate. In Oldenburg wurde 

die Legislaturperiode von drei auf fünf Jahre verlängert und das Wahlrecht, das jedem Deutschen 

verliehen wurde, an eine dreijährige Ansässigkeit geknüpft, im übrigen aber das indirekte durch 

 
*  Eine besondere Lieferform von Waren; der Lieferant lagert die Ware beim Käufer. 
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das allgemeine, gleiche und direkte Wahlrecht in der Weise ersetzt, daß Vierzigjährige zwei Stim-

men erhielten und die Wahlberechtigung auf die bei Fremden in Kost und Logis Stehenden ausge-

dehnt ward. Bei den Neuwahlen vom 29. September 1911 eroberte die Sozialdemokratie von 45 

Mandaten 12. Die Regierung von Braunschweig betonte, „eine tiefgehende politische Bewegung, 

welche sich wiederholt bis zu einer die öffentliche Ordnung ernstlich bedrohenden Auflehnung 

gegen die Staatsgewalt gesteigert habe“, gehe durch das Land. Erst 1899 hatte man ein Wahlgesetz 

geschaffen, das allem modernen politischen Empfin-[104:]den Hohn sprach. Die Wahl war indi-

rekt. Von den 48 Abgeordneten wurden 18 von privilegierten Klassen gewählt und für die Wahl 

der übrigen 30 drei Wählerklassen nach dem Einkommen gebildet, an denen die Privilegierten 

nochmals teilnahmen. Nach einer vom Ministerium und der Justizkommission des Landtags nun-

mehr eingebrachten Vorlage sollten die privilegierten Vertreter der Berufsstände beseitigt und das 

Klassensystem unter Beibehaltung indirekter Wahl ausgebaut werden. Das vom Landtag angenom-

mene Gesetz behielt die Privilegiertenwahlen bei, verwies von den Wählern 10 Prozent statt bisher 

5 Prozent in die erste, 20 Prozent in die zweite und 70 Prozent in die dritte Klasse, wobei die 

Wähler der ersten Klasse drei, die der zweiten zwei und die der dritten eine Stimme erhielten. 

Jedoch wurde die indirekte durch die direkte Wahl ersetzt. Unter dem alten System war die Wahl 

von Sozialdemokraten unmöglich. Am 13. Januar 1909 drang der erste Vertreter der Sozialdemo-

kratie in den braunschweigischen Landtag ein. In Sachsen-Altenburg und Sachsen-Weimar wurden 

gleichfalls Verbesserungen zugebilligt, in dem letztgenannten Staate für die größere Hälfte der 

Abgeordneten die direkte an Stelle der indirekten Wahl gesetzt. Bayern gewährte die Sonntags-

wahl. Alles in allem unter dem Druck der Massenbewegung eine Reihe von Zugeständnissen, die 

der Sozialdemokratie größeren Spielraum verschafften. Den bedeutsamsten Erfolg aber errang die 

Bewegung in Preußen selbst. Die Wahlen vom 3. Juni 1908 brachten ihr über sechsmalhunderttau-

send Stimmen. Die Tribüne des Landtags war erobert, sieben Sozialdemokraten zogen in das Ab-

geordnetenhaus ein. Der Wucht dieser Tatsache konnte sich auch die Regierung nicht entziehen. 

Am 20. Oktober 1908 gab die Thronrede das Versprechen einer Wahlreform. „Mit dem Erlaß der 

Verfassung ist die Nation in die Mitarbeit an den Geschäften des Staates eingetreten. Es ist mein 

Wille, daß die auf ihrer Grundlage erlassenen Vorschriften über das Wahlrecht zum Hause der 

Abgeordneten eine organische Fortentwicklung erfahren, welche der wirtschaftlichen Entwick-

lung, der Ausbreitung der Bildung und des politischen Verständnisses, sowie der Erstarkung staat-

lichen Verantwortlichkeitsgefühls entspricht. Ich erblicke darin eine der wichtigsten Aufgaben der 

Gegenwart. Ihre Bedeutung für das gesamte Staatsleben erfordert um-[105:]fassende Vorarbeiten, 

die von meiner Regierung mit allem Nachdruck betrieben werden.“ 

Die Versuche der Sozialdemokratie, den Schritt der preußischen Regierung zu beschleunigen, blie-

ben ohne Wirkung. Mehr als ein Jahr verging noch, ehe am 4. Januar 1910 die mit Spannung er-

wartete Vorlage erschien. Ihre wesentlichste Bestimmung bildete der Ersatz der indirekten durch 

direkte Wahlen, in einer Weise freilich, die das Übergewicht der beiden ersten Klassen aufrecht-

hielt. Einen Fortschritt bedeutete auch die sogenannte Maximierung, die den Gesamtsteuerbetrag 

eines Wählers nur bis zum Belauf von fünftausend Mark angerechnet wissen wollte. Die öffentli-

che Stimmabgabe war beibehalten und allen, deren man durch sie sicher war, den Offizieren, Mi-

litäranwärtern und ähnlichen Berufsarten als „Kulturträgern“ erhöhtes Wahlrecht zugewiesen. Im 

ganzen blieb das Übergewicht des Landes über die Stadt unter Verschärfung des plutokratischen 

Charakters des Systems eben durch die Kulturträgerparagraphen erhalten. 

Schon am 6. Februar kam es in Breslau, Halle, Bielefeld, Solingen und anderen Orten zu großen 

Demonstrationen. Am 13. Februar fanden große Versammlungen im ganzen Lande statt. Anläßlich 

ihrer erließ der Berliner Polizeipräsident jene denkwürdig naive Bekanntmachung: es werde das 

Recht auf die Straße verkündet, die Straße aber diene lediglich dem Verkehr und bei Widerstand 
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erfolge Waffengebrauch. „Ich warne Neugierige.“ As dann der schwarzblaue Block bei der Bera-

tung der Vorlage seinem Übermut die Zügel schießen ließ, „als man die öffentliche Wahl durch 

die geheime ersetzte, an Stelle der direkten Wahl Beibehaltung der indirekten setzte und bei der 

Abgeordnetenwahl wieder zur öffentlichen Wahl überging, also jedes Unrecht der Vorlage strich, 

um es durch eine Niederträchtigkeit zu ersehen“, stieg die Erregung auf das höchste. In Berlin rief 

die sozialdemokratische Partei die Massen am Sonntag, den 6. März zu einer Versammlung unter 

freiem Himmel nach dem Treptower Park. Der Polizeipräsident verbot sie und ließ unter Aufgebot 

der gesamten Schutzmannschaft alle Zugänge besetzen. Zu gleicher Zeit zogen jedoch nach nied-

riger Schätzung hundertfünfzigtausend Demonstranten nach dem Tiergarten, um zu protestieren 

gegen das Wahlunrecht und die durch nichts [107:] zu rechtfertigenden Maßnahmen der Polizei. 

Das Gelächter des In- und Auslandes hinderte freilich Konservative und Zentrum nicht, der Vor-

lage der Regierung eine schwere Niederlage zu bereiten. Sie wurde abgelehnt, ein freisinniger An-

trag, das Reichstagswahlrecht einzuführen, bis zum Schluß der Session verschleppt. Als es endlich 

zur Abstimmung über ihn kam, führten die Mehrheitsparteien eine unwürdige und vorher abgekar-

tete Komödie auf. Die Konservativen stimmten ihrer Überzeugung entgegen aus „taktischen“ 

Gründen für das gleiche Wahlrecht, um durch dessen Annahme seinen nationalliberalen Gegnern 

den Antrag unannehmbar zu machen. Eine Mehrheit aus Konservativen und Nationalliberalen 

lehnte denn auch in der Gesamtabstimmung den Antrag ab. Das gleiche Manöver führte zur Ab-

lehnung eines Antrags auf Neueinteilung der Wahlkreise. 

Gleichwohl kam damit die auf Erweiterung des Wahlrechts der Einzelstaaten gerichtete Bewegung 

nicht zum Stillstand. Das hessische Landtagswahlrecht war an die Staatszugehörigkeit und ein Al-

ter von fünfundzwanzig Jahren geknüpft, im übrigen allgemein und indirekt. Als Wahlmänner 

konnten nur Urwähler fungieren, die in der Wahlgemeinde ihren Wohnsitz hatten und mindestens 

achtzig Mark Staatssteuern zahlten. Schon 1896 hatte sich die Zweite Kammer für Beseitigung der 

indirekten Wahl erklärt, doch waren alle Reformversuche am Widerstand der Ersten Kammer ge-

scheitert. Die nunmehr zustande gekommene Änderung sah direkte Wahl vor und gab allen fünfzig 

Jahre alten Wählern eine zweite Stimme. Dafür erhielt die Erste Kammer, die bisher das von der 

Zweiten Kammer gestaltete Budget nur im ganzen annehmen oder ablehnen konnte, das Recht, 

auch einzelne Positionen ändern zu können. Wahlberechtigt wurde jeder Fünfundzwanzigjährige, 

der seit drei Jahren in Hessen seinen Wohnsitz hat, seit einem Jahre die hessische Staatsangehörig-

keit besitzt und nicht mehr als zwei Monate mit der Steuerzahlung sich im Rückstand befindet. 

Wichtiger war die Verfassungsänderung in Elsaß-Lothringen. Seit Jahren gingen die Bestrebungen 

dahin, die Herrschaft des Diktaturparagraphen und die Statthalterschaft in Elsaß-Lothringen zu be-

seitigen, dem Lande als einem Reichsterritorium selbständige Vertretung im Bundesrat zu ver-

schaffen. 

[107:] In der Zeit des preußischen Wahlrechtssturmes brachten die liberal angehauchten lothringi-

schen Abgeordneten mit freisinniger und nationalliberaler Unterstützung im Reichstag einen An 

rag ein, Elsaß-Lothringen zum Bundesstaat zu erheben bei allgemeinem und gleichem Wahlrecht 

für die Volksvertretung. Der Reichstag nahm den Antrag an. Seit 1909 fanden neue, von der Sozi-

aldemokratie geleitete Demonstrationen statt, die eine überraschend starke Beteiligung aufwiesen, 

eine Bewegung, die sich fortgesetzt und nachhaltig steigerte. In den letzten Märztagen des folgen-

den Jahres kündigte schließlich der Reichskanzler die Verfassungsvorlage an. Staatsgewalt und 

Vetorecht übt der Kaiser aus. Neben ihm steht eine Erste Kammer, deren Mitglieder teils durch 

Amt, teils durch korporative Wahl, teils durch kaiserliche Ernennung bestimmt werden. Bedeutete 

manches auch eine Verschlechterung des früheren Zustandes, so wies doch die Verfassung im gan-

zen wesentliche Verbesserungen auf. Die drei Elsaß-Lothringen zugebilligten Bundesratsstimmen 

werden nicht gezählt, wenn durch sie die Präsidialmacht Preußens die Mehrheit im Bundesrat 
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erlangt oder den Ausschlag gibt, ein Fortschritt, den freilich der Umstand abschwächt, daß der 

Kaiser den jene Stimmen instruierenden Statthalter ernennt. Für die Finanzverwaltung bedarf es 

eines ordnungsmäßig zustande gekommenen Gesetzes; solange das Budget nicht bewilligt ist, dür-

fen nur auf Gesetz oder Recht beruhende Einnahmen oder Ausgaben gemacht werden. Das aktive 

Wahlrecht zur Zweiten Kammer ist an das fünfundzwanzigste, das passive an das dreißigste Le-

bensjahr, einen dreijährigen Wohnsitz im Land und einen einjährigen am Ort der Wahl gebunden, 

im übrigen aber allgemein, gleich, direkt und geheim. Die Wahlhandlung darf nur Sonntags statt-

finden, Bestimmungen, die die Sozialdemokratie veranlaßten, im Reichstag für die Vorlage einzu-

treten. Im Stammlande Preußen mochte Junkertrotz sich noch wider Lebensinteressen des Volkes 

aufbäumen – an den Grenzen des „Erbfeindes“, wo das Junkertum Lebensinteressen des Reiches 

bedroht sieht, mußte die Volkskammer zugestanden werden, obwohl einer Ausbreitung und Stär-

kung des Einflusses der Sozialdemokratie gerade an dieser Stelle vom Standpunkt nationalistischer 

Staatsretterei die schwersten Bedenken entgegenstehen. An dieser Sachlage ändert auch die in 

Zabern ins Werk [108:] gesetzte und im Grunde ohnmächtige Rebellion der Militärkamarilla wider 

die Verfassungsverleihung nichts. 

Gewiß hatten die Wahlrechtsstürme die preußische Dreiklassenschmach nicht zu Fall gebracht. 

Aber der flüchtige Überblick der Ereignisse zeigt, daß sie keineswegs ergebnislos verlaufen sind. 

Die Wahlrechtsreformen in Süddeutschland, die preußische Thronrede von 1908, die Tatsache ei-

nes von der preußischen Regierung selbst ausgehenden Reformvorschlages, das Eindringen der 

Sozialdemokratie in den preußischen Landtag, die Gesetzesänderungen in Sachsen und Braun-

schweig, die der Sozialdemokratie auch hier den Landtag öffnen, die oldenburgische Reform, die 

Verfassung von Elsaß-Lothringen – alles in allem doch ein gewichtiges Resultat. Dazu die Wahl-

erfolge jener Zeit! In Baden wurden 21, in Lübeck zu den sieben Sitzen weitere fünf gewonnen, in 

Weimar vier, in Sachsen-Altenburg sieben. Von den unter Mitwirkung der Freisinnigen kassierten 

vier preußischen Landtagsmandaten behauptete die Partei drei, und das vierte ging nur verloren, 

weil seine Eroberung in der ersten Wahl besonderen Umständen verdankt ward, die inzwischen 

nicht mehr bestanden. Im Jahre 1906 war die Partei in 19 Landesvertretungen mit 116, 1911 dage-

gen mit 188 Abgeordneten vertreten. Und wie in den Parlamenten, so in den Kommunen! Die Zahl 

der sozialdemokratischen Gemeindevertreter betrug nach der ersten Statistik von 1907 in Städten 

und Landgemeinden 4996, im Jahre 1911 8910. Die Zeit der Wahlrechtsstürme bedeutet eine Zeit 

machtvoller Verbreiterung der Angriffsbasis der Arbeiterschaft wider die bürgerliche Welt, die 

unmittelbare Vorbereitung des großen Wahlsieges von 1912! 

3. Die Verfassungskrise im Reich. 

Zeigt die elsaß-lothringische Verfassungsreform die dem Junkertum gesteckten Grenzen, dann die 

Verfassungskrise von 1908 die Grenzen der damaligen Wahlrechtsbewegung. Acht Tage nach je-

ner preußischen Thronrede vom 20. Oktober erschien im Londoner „Daily Telegraph“ der Bericht 

über die Unterredung Wilhelms II. mit einem Engländer, die der öffentlichen Meinung Englands 

begreiflich machen sollte, welch aufrichtiger Freund des Landes der Deutsche Kaiser sei und wie 

ohne Grund man ihn mit der Nachrede verdächtige, er hege gegen England feindliche Ab-

[109:]sichten. Seine Aufgabe sei freilich nicht leicht. „Die in breiten Schichten der mittleren und 

unteren Klassen meines eigenen Volkes vorwaltende Gesinnung ist England nicht freundlich. Ich 

bin sozusagen in meinem eigenen Lande in der Minderheit.“ Im Dezember 1899 habe er anläßlich 

des Burenkriegs an die Königin von England einen selbst ausgearbeiteten und vom deutschen Ge-

neralstab gutgeheißenen Feldzugsplan gesandt, der mit dem von Lord Roberts durchgeführten im 

wesentlichen übereinstimme. Er habe den Antrag Frankreichs und Rußlands abgewiesen, England 

die Beendigung des Burenkrieges aufzuzwingen und es „bis in den Staub zu demütigen“. Möchte 
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England bereit sein, mit der deutschen Kriegsflotte gemeinsam beider Interessen im Stillen Ozean 

zu wahren, zumal gegen China und Japan, das mit England verbündet war. Die Veröffentlichung 

brachte die deutsche Politik in die heilloseste Lage. Frankreich, Rußland, China, Japan und selbst 

England, dessen Freundschaft gewonnen werden sollte, sahen sich in gleicher Weise bloßgestellt. 

Die Sache wurde nicht besser durch die Darstellung der „Norddeutschen Allgemeinen Zeitung“, 

die den Dilettantismus der deutschen Diplomatie bis zur Blöße enthüllte. Wilhelm II. erhielt näm-

lich von jenem Engländer das Manuskript des Artikels mit dem Ersuchen, die Veröffentlichung zu 

genehmigen; er ließ den Entwurf dem auf Norderney weilenden Reichskanzler zugehen, der ihn 

nicht las, das Manuskript vielmehr dem Auswärtigen Amt überwies. Der Staatssekretär des Aus-

wärtigen aber saß im südlichsten Gipfel des Reiches in Berchtesgaden und las den Entwurf eben-

falls nicht. Mit dieser Kundgabe waren die Enthüllungen des „Daily Telegraph „ lediglich bestätigt. 

Das Ganze war ein Zusammenbruch des Deutschland regierenden persönlichen Regiments, wie er 

sich schlimmer nicht denken ließ, eine Lage, die die schlimmsten Verwicklungen in der auswärti-

gen Politik nach sich ziehen konnte. 

Wenige Tage nach jenen Veröffentlichungen trat der Reichstag zusammen. Sofort brachten die 

Parteien Interpellationen ein, bei deren Besprechung die Vertreter des Bürgertums mit bis dahin 

unerhörter Schärfe Kritik an der Person und dem persönlichen Regiment des Kaisers übten. Das 

Vertrauen des Volkes sei auf den Nullpunkt gesunken, meinte der Redner der Rechten. Es herrsche 

im Lande einmütiger Protest gegen das [110:] Eingreifen des Kaisers in die offizielle Politik, gegen 

das persönliche Regiment, sagte der Nationalliberale. Mußte doch der Reichskanzler mahnen, nicht 

kleinmütig zu sein, damit das Unglück nicht zur Katastrophe werde. Ein liberaler Historiker 

schreibt denn auch über die Vorgänge: „In den Novembertagen 1908 vollzogen die Vertreter des 

liberalen Bürgertums Deutschlands vor der gesamten Kulturwelt die Demütigung eines Herrschers, 

der in zwanzig Jahren diesem Bürgertum viel, sehr viel geboten hatte, was wider Vernunft, wider 

Angemessenheit und guten Geschmack war. Wilhelm hatte diese tiefe Demütigung vollauf ver-

dient, und man konnte fragen, ob dieser Herrscher, dessen Unreife der ganze Reichstag bestätigt 

hatte, wohl die Reife habe, zu regieren, insbesondere, wenn man einen Hauptpunkt hervorheben 

wollte, das preußische Volk als für das Reichstagswahlrecht unreif hinzustellen.“ Und ein früherer 

Gesandter sprach öffentlich aus, Deutschland befinde sich am Abgrund. 

Gleichwohl verlautete von Garantien gegen die Wiederkehr ähnlicher Dinge bei den bürgerlichen 

Parteien nichts. Der Reichskanzler tischte lediglich eine feste Überzeugung auf, die zutage getre-

tene allgemeine Erregung werde den Kaiser dahin führen, auch in Privatgesprächen jene Zurück-

haltung zu beobachten, die im Interesse einer einheitlichen Politik für Land und Krone gleich un-

entbehrlich sei. Wäre dem nicht so, würde weder er noch einer seiner Nachfolger die Verantwor-

tung tragen können. Die Sozialdemokratie forderte Taten in Gestalt einer Verfassungsänderung: 

die Volksvertretung solle über Krieg und Frieden entscheiden, auf die auswärtige Politik und die 

Ernennung des Reichskanzlers bestimmenden Einfluß üben, ein Reichskanzlerverantwortlichkeits-

gesetz geschaffen werden. Im weiteren solle die Geschäftsordnung so ausgestaltet werden, daß die 

Volksvertretung jederzeit die Beantwortung von Interpellationen erzwingen und mit eigenen An-

trägen verknüpfen könne. Aber Ledebours glänzende Rede predigte tauben Ohren. Sein Appell, 

sich mit dem Willen zur Macht, mit dem Mut zur Tat zu beseelen, dafür zu sorgen, daß endlich in 

deutschen Landen des Volkes Wille höchstes Gesetz werde, fiel glatt zu Boden. Ward doch selbst 

von freisinniger Seite die Taktik, die gegebene Situation zur Erweiterung der politischen Macht 

des Reichstags auszunutzen, als eine Erpresserpolitik bezeichnet. Die vom Reichs-[111:]tag er-

nannte Verfassungskommission gelangte zur Beratung der verfassungsrechtlichen Anträge der So-

zialdemokratie überhaupt nicht, blieb vielmehr in der Beratung der Geschäftsordnungsanträge ste-

cken, ohne selbst hier etwas zutage zu fördern, was wirklichen Wert besaß. 
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Bald erhob denn auch das persönliche Regiment das Haupt kühner als zuvor. Als im Januar 1910 

der Kriegsminister dem Reichstag mit deutlicher Anspielung erklärte, der Offizier schwöre nicht 

auf die Verfassung, sondern dem Kriegsherrn, eine klare und einfache Institution, die in vielen 

Schwierigkeiten dem Vaterland zum Segen gereicht habe; als Oldenburg-Januschau verlangte, der 

Kaiser müsse jeden Augenblick in der Lage sein, einem Leutnant zu befehlen, mit zehn Mann den 

Reichstag zu schließen; als im August des gleichen Jahres Wilhelm II. zu Königsberg Volk und 

Volksvertretung mit der Staatsmaxime des Sonnenkönigs herausforderte, er trage die Krone von 

Gottes Gnaden allein und nicht von Parlamenten, Volksversammlungen und Volksbeschlüssen, als 

auserwähltes Instrument des Herrn gehe er ohne Rücksicht auf Tagesansichten und Tagesmeinun-

gen den eigenen und einzig rechten Weg: da versagte das Bürgertum erneut und diesmal bedin-

gungslos im vollen Umfang. Konnte doch Bethmann Hollweg unter Zustimmung bürgerlicher Ver-

treter erklären, jene Auffassung des Kaisers sei unanfechtbar und bewege sich im Rahmen seiner 

konstitutionellen Befugnisse. So verwunderlich diese Sachlage auf den ersten Blick erscheint, ent-

spricht sie doch nur der inneren Logik der Dinge. Die Autokratie ist ein Produkt der imperialisti-

schen Tendenzen des Kapitals und wächst mit ihnen. Eben diese wirtschaftlichen Interessen ma-

chen es dem deutschen Bürgertum unmöglich, der Autokratie parlamentarisch Herr zu werden. 

Solange diese aber im Reiche wächst, läßt sich die preußische Junkerherrschaft nicht beseitigen. 

Denn sie ist die politische Voraussetzung jener. Meinte doch seinerzeit einer der gescheitesten 

Köpfe der modernen Bourgeoisie, der sich zur Freisinnigen Vereinigung zählende Direktor der 

Deutschen Bank Dr. Siemens: „Das preußische Junkertum hat dem Staat und der Gesellschaft die 

größten Dienste geleistet, und der Staat hat die Verpflichtung, für die Erhaltung dieser Gesell-

schaftsschicht aufzukommen und ihr die Existenzmöglichkeit zu geben.“ Eine Auffassung, die na-

mentlich bei den National-[112:]liberalen vorherrschend ist, die in den Junkern die Männer des 

Säbels sehen, die Generale, „ die gegebenenfalls zu kommandieren haben, wenn auf Vater und 

Mutter geschossen werden soll“. 

Die Reichsverfassung bildet die verfassungsrechtliche Ausdeutung der Niederlage der Liberalen 

während der Konfliktszeit und der gegen sie erfochtenen Siege von Düppel und Königgrätz. Das 

neue Staatswesen erhielt in Reichstag und Wahlrecht, um Österreich zu übertrumpfen und die 

Volksmehrheit auf die Seite der Regierung zu ziehen, eine nicht geringe demokratische Beimi-

schung. Zugleich ward es eine Domäne Preußens. Der Kaiser ist Kaiser in seiner Eigenschaft als 

König von Preußen. Mit zahlreichen Prärogativen ausgerüstet, stehen ihm alle Truppenkontingente 

zur Verfügung, die er im Falle der Exekution gegen jeden Bundesstaat in Bewegung sehen kann, 

während gegen Preußen eine Exekution unmöglich bleibt, da der Kaiser sie gegen sich selber als 

König von Preußen zu vollstrecken hätte. Das Reich erscheint als eine durch das Mittel des Bun-

desrats ausgeübte Funktion der Einzelstaaten. Der Bundesrat ist Träger der Souveränität, so daß 

die Einzelstaaten der verfassungsrechtlichen Doktrin gemäß in jenem ihrem Verwaltungsausschuß 

wiederfinden, was sie von ihrer Souveränität an das Reich abgeben. Preußen besitzt aber nicht nur 

in wichtigen Dingen ein Veto, sein Einfluß wächst im selben Maße, wie mit den imperialistischen 

Aufgaben der Reichsgedanke den Partikularismus zurückdrängt. 

Das Reich wurde von absolutistischen und partikularistischen Mächten gegründet, die seinen fö-

derativen Charakter unbedingt erhalten wollten; jetzt hat die moderne Expansion die partikularis-

tische und territoriale Strömung, die uns als trübe Erbschaft vom Ausgang des Mittelalters über-

kommen und die damals in verhängnisvollster Weise den Reichsgedanken ertötete, in den Hinter-

grund treten lassen. Kein Zweifel, daß in Deutschland der zentralistische Reichsgedanke heute be-

stimmend im Vordergrund steht. „In der Tat“, sagt ein Historiker der Gegenwart, „in der wichtigs-

ten Aufgabe mit der inneren Politik, in der Pflege und Beeinflussung der sozialen Schichtung und 

in der Ausprägung der neuen, aus den Wandlungen dieser Schichtung sich ergebenden politischen 
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Werte hat das Reich die Bundesstaaten so gut wie ersetzt und, im Vergleich mit früheren Zu-

[113:]ständen, eigentlich abgelöst.“ Der ganzen verfassungsrechtlichen Entwicklung nach stellt 

sich dies innerpolitisch als Wachstum der preußischen Hegemonie dar. Umgekehrt können die In-

teressen des Großkapitals sich desto rücksichtsloser entfalten und ausleben, je schärfer das preußi-

sche Verfassungsprinzip, das Junkerregiment sich ausprägt. Änderung des preußischen Wahlrechts 

im Sinne der Demokratie das heißt Beseitigung der Herrschaft des großen Kapitals, heißt Kampf 

um die Macht im Reiche. 

Man hat infolgedessen das preußische Wahlrecht die zentrale deutsche Frage genannt. Mit Recht, 

soweit das Übergewicht Preußens im Reiche wächst und durch die Reichsentwicklung selbst ge-

stärkt wird. Mit Unrecht, soweit man die Stellung des Junkertums in den beiden Häusern des preu-

ßischen Landtags, von der seine Stellung in der preußischen Verwaltung unzertrennlich ist, aus-

schließlich auf das preußische Wahlrecht zurückführen will. Als das Dreiklassenwahlrecht an 

Stelle des allgemeinen und gleichen Wahlrechts oktroyiert war, faßte die Demokratie den unklugen 

Beschluß, sich der Wahl zu enthalten, und räumte damit dem Junkertum bis zum Anbruch der 

sogenannten neuen Ära unbestritten das Feld. Als der Liberalismus jedoch 1859 sich an den Wah-

len beteiligte, riß er sofort 210. Size und damit die Majorität des Abgeordnetenhauses an sich, indes 

die Konservativen von 240 auf 60 Abgeordnete zurückgingen. Auch die Wahlen vom 5. Dezember 

1861 brachten eine liberale Mehrheit, ein Resultat, das für alle Wahlen der Konfliktszeit gilt. Die 

Zahl der liberalen Abgeordneten, die unter der Ära des allgemeinen Wahlrechts 279 betrug und 

nach der Oktroyierung auf 154, 91, 48 und 57 sank, schnellte von 1859 bis 1866 bis auf 247 Köpfe 

hinauf und belief sich seit 1860 stets auf über 200, während die Höchstzahl der Konservativen in 

jener Zeit 59 betrug. Dies allein schon zeigt, daß die auf Bevorrechtung des Grundbesitzes gerich-

tete Tendenz des Dreiklassenwahlrechts keineswegs dessen plutokratisch städtische Tendenz 

schlechthin lahmzulegen vermag. Einen neuen Ausschwung nahmen die Konservativen nach 1866, 

als die Annexionen und der Sieg über Österreich die Bismarcksche Politik im Bürgertum mit einem 

Schlage populär machten. In der letzten Legislaturperiode 1867 bis 1870 besaßen sie einschließlich 

der Frei-[114:]konservativen von 433 Mandaten 173, während die Liberalen 197 Mandate muster-

ten. Während der siebziger Jahre folgte wiederum ein rascher Sturz, der für die Periode 1873 bis 

1876 die Konservativen auf 30, die Freikonservativen auf 35 und für das folgende Triennium auf 

41 bezw. 35 Köpfe herabbrachte, während die liberalen Parteien 245 und 232 Mandate inne hatten. 

Erst seit dem Beginn der Schutzzollära, deren entschiedenste Vertreter die Konservativen, tritt ein 

völliger Wandel ein. Ihre Zahl schnellt 1879 auf 110, die der Freikonservativen auf 51 Abgeordnete 

empor, um seit Mitte der neunziger Jahre sich auf über 140 Abgeordneten zu halten, während die 

Freikonservativen durchweg an die 60 und darüber zählen. Die Gesamtzahl der Liberalen sinkt zur 

selben Zeit auf wenig mehr denn 100 Köpfe. Die Zusammenhänge sind handgreiflich. Freilich ist 

der Ausschwung der Konservativen seit 1879 keineswegs den Schutzzöllen allein zu danken. We-

sentlich ins Gewicht fallen Kreis- und Provinzialordnung, die, als Mitte der siebziger Jahre Bis-

marck sich den Konservativen wieder näherte, ganz in deren Sinne ausgestaltet wurden. Hatten 

doch die Liberalen alle Warnungen, namentlich Forckenbecks, in den Wind geschlagen: jene Ge-

setze würden dem Großgrundbesitz nicht nur erhöhten Einfluß auf das Volksleben verleihen, es 

bestehe die Gefahr, daß sie ihm künftig vermöge der Herrschaft über Kreis und Provinz die Mehr-

heit im Abgeordnetenhaus verschafften. Schon die Provinziallandtagswahlen vom November 1875 

zeigten denn auch deutlich die Wirkung des Gesetzes; in Pommern, Brandenburg, Sachsen und 

Schlesien errangen die Konservativen sogleich die Mehrheit. 

Als der schwarzblaue Block die Wahlrechtsvorlage der preußischen Regierung begrub, die große 

preußische Volksbewegung die Reaktion dazu brachte, sich erst recht jeder Reform, auch der drin-

gendsten, in den Weg zu stemmen, legte der Parteivorstand dem Parteitag von Magdeburg eine 
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Entschließung vor, die gegen die preußischen Verfassungszustände aufs neue protestierte und die 

Genugtuung über die mit großer Energie in den einzelnen Bundesstaaten geführten Wahlrechts-

kämpfe aussprach. „Der Parteitag fordert für alle über 20 Jahre alten Staatsbürger beider Ge-

schlechter das allgemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlrecht auf Grund des Verhältniswahl-

systems für die Wahlen [115:] zu allen öffentlichen Körperschaften und Einteilung der Wahlkreise 

nach jeder Bevölkerungszählung. Der Parteitag erwartet, daß in Preußen und in den anderen Bun-

desstaaten die Genossen mit allen ihnen zu Gebote stehenden Mitteln den Wahlrechtskampf bis 

zur Erringung der vollen politischen Gleichberechtigung weiterführen.“ Der Parteitag nahm hierzu 

ein Amendement an, der preußische Wahlrechtskampf könne nur durch eine große, entschlossene 

Massenaktion des arbeitenden Volkes zum Siege geführt werden, „wobei alle Mittel, darunter auch 

der politische Massenstreik, notwendigenfalls zur Anwendung gebracht werden müssen“. In der 

Begründung wurde gesagt: ein politischer Massenstreik könne vielleicht über ein, zwei oder drei 

Jahre, möglicherweise aber auch nach den nächsten Wahlrechtsdemonstrationen notwendig wer-

den. „Steht die Sache aber so, können wir nicht festlegen, wann und wie der Massenstreik zustande 

kommt; müssen wir zugeben, daß er möglicherweise schon in sehr kurzer Zeit notwendig werden 

kann, so ergibt sich daraus die klare Pflicht, die Massen auf ihre Aufgabe vorzubereiten und dafür 

zu sorgen, daß, wenn die Situation reif ist, sie nicht bloß unter dem Effekt, in der Erbitterung zur 

Waffe des Massenstreiks greifen, sondern als eine politisch geschulte, scharf überlegende Armee 

von Klassenkämpfern unter der Führung der Sozialdemokratie ins Feld ziehen.“ „Nicht wir, son-

dern die Massen sind berufen, zu entscheiden, wann die Zeit reif ist, und unsere Pflicht ist es, ihnen 

die geistigen Waffen zu geben, die klare Einsicht in die Tragweite des Kampfes, in die Größe der 

Aufgabe und in die damit verbundenen Opfer. Denn hier wie in jedem anderen politischen Kampfe 

heißt es: Bereit sein ist alles.“ Trotz leidenschaftlichen Widerspruchs namentlich seitens der Ge-

werkschaftsvertreter, die auf die Mannheimer Resolution hinwiesen – „wann der Massenstreik be-

gonnen werden soll, das bestimmen die Leiter der Organisationen, das wissen der Parteivorstand 

und die Generalkommission“ –, machte der Parteitag sich den Antrag zu eigen. 

Die allgemeinen Gedanken jener Argumentation sind zweifelsohne richtig. Es läßt sich nicht im 

voraus bestimmen, wann der politische Streik kommt; die Gegner können den Zeitpunkt des Ein-

tritts beschleunigen, er kann spontan notwendig werden, und die Massen müssen auf ihre Aufgabe 

vorbereitet sein. Aber [116:] befand sich im Herbst 1910 die Wahlrechtsbewegung noch im Auf-

stieg? Ließ sich in ganzer Front in Deutschland die Machtfrage aufwerfen? Welche Massen ent-

scheiden den Beginn des Kampfes? In welchem Sinne soll die Vorbereitung der Massen sich be-

wegen? Die Antwort auf diese und verwandte Fragen war um so dringlicher, als mitten in die De-

batte über die preußische Wahlrechtsfrage die Mitteilung des Bissingschen Korpserlasses fiel, ein 

Angstprodukt offenbar aus der Zeit der russischen Revolution, das seine politische Spitze gegen 

die Wahlrechtsbewegung und die Möglichkeit politischer Streiks aus deren Anlaß richtete. Der 

Erlaß gab genaue Vorschriften für die Verhaftung der sozialdemokratischen Führer, Redakteure 

und Reichstagsabgeordneten und die Unterdrückung der sozialdemokratischen Presse. Die Art, wie 

Straßenkämpfe zu führen und gegebenenfalls Stadtviertel einzunehmen, Häuser zu stürmen seien, 

war ins einzelne festgelegt. Für den Fall eines Eisenbahnerausstandes, hieß es in dem Schriftstück, 

seien zur Sicherung der Truppentransporte Maßnahmen bereits getroffen, eine Bemerkung, die 

deutlich zeigt, wie Regierung und Großkapital in Deutschland einem etwaigen politischen Streik 

von vornherein mit Überlegung, mit festen Plänen und gerüstet gegenüberstehen. 

Der politische Streik für Wahlrechtsfragen der Einzelstaaten, für Ziele, die im Grunde genommen 

in der Richtung der Einzelstaaterei und des Föderalismus liegen, dürfte kaum anders denn als De-

monstration in Frage kommen. Pressionsstreiks würden die Arbeiterschaft isoliert sehen, die Ak-

tion schon angesichts der großen Verschiedenheiten der Wahlrechte nach den Einzelstaaten zer-
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splittern, würden das Bürgertum einigen und auch die an einer Wahlrechtsänderung im bürgerli-

chen Sinne interessierten Schichten in die Arme der Reaktion treiben. Die vom letzten Jenaer Par-

teitag angenommene Entschließung bestätigt daher die Beschlüsse von Mannheim und Jena. Die 

Eroberung des allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts zu allen Vertretungskör-

pern bilde eine der Vorbedingungen für den Befreiungskampf des Proletariats. Der Parteitag fordert 

die entrechteten Massen auf, im Kampfe gegen das Dreiklassenunrecht, das alle Bestrebungen auf 

Verbesserung der Lebenslage hemme und das Junkertum zu Herren der Gesetzgebung mache, alle 

Kräfte anzuspannen in dem Bewußtsein, daß dieser Kampf [117:] ohne große Opfer nicht siegreich 

durchgeführt werden könne. Der politische Massenstreik „kann nur bei vollkommener Einigkeit 

aller Organe der Arbeiterbewegung von klassenbewußten, für die letzten Ziele des Sozialismus 

begeisterten und zu jedem Opfer bereiten Massen geführt werden. Der Parteitag macht es deshalb 

den Parteigenossen zur Pflicht, unermüdlich für den Ausbau der politischen und gewerkschaftli-

chen Organisationen zu wirken.“ 

Damit war der Schritt von Magdeburg zurückgetan, das Kompromiß von Mannheim wiederherge-

stellt, war ausgesprochen, daß die unbestrittene Führung des Kampfes der organisierten Arbeiter-

schaft gebühre, die Aktion selber im wesentlichen auf den Organisationen ruhen müsse. Wer in 

den Kampf zwischen Arbeit und Kapital hineinschaue, sagt der Heidelberger Professor Alfred We-

ber, „hat den Eindruck, daß sich zwei große organisierte Heere gegenüberstehen, die bestimmte 

Positionen besetzt haben, daß das Verlassen einer Position den Versuch, eine andere Position zu 

gewinnen, bedeutet, daß zwei einheitliche Willen auf dem Schlachtfeld sind und daß es ein 

Schlachtfeld ist mit zwei großen Organisationen, auf dem hier gesiegt, hier fortgeschritten wird, 

immer aber von zentralen Punkten die großen Bewegungen gelenkt werden“. Diese auf dem Gebiet 

der Arbeitskämpfe bestehende Sachlage färbt naturgemäß auf etwa eintretende politische Streiks 

ab. In der Tat lassen sich einer wohlgerüsteten Gegnerschaft, die mit festem Plane dem Kampfe 

entgegengeht, nicht überwiegend oder gar ausschließlich amorphe Massen gegenüberstellen. Es 

lag offenbar an diesen Verhältnissen, wenn im ganzen die Resolution ihren Blick mehr rückwärts 

als vorwärts richtete. 
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[118:] 

Viertes Kapitel. 

Der politische Streik nach der russischen Revolution. 

1. Die Kämpfe außerhalb Deutschlands. 

Die russische Revolution übte auf die Arbeiterschaft der ganzen Welt tiefe Wirkungen, die sich 

selbst auf den Inseln des Stillen Ozeans, in den Lohnkämpfen der japanischen Arbeiter auf den 

Zuckerplantagen von Hawai verfolgen lassen. Mit ihr beginnt auch im übrigen Europa eine neue 

Phase des politischen Streiks, die manche bemerkenswerten Züge aufweist. Nicht nur gewinnen 

beim Streik mit verfassungsrechtlichem Ziel, dem politischen Streik im strengsten Wortsinne, die 

Fragen der Methode erhöhtes Gewicht, in den großen Wirtschaftskämpfen tritt der politische Ein-

schlag stärker hervor, sei es, daß sie die Interessen der Gesamtgesellschaft im höchsten Maße be-

rühren und damit zu politischen Ereignissen ersten Ranges werden, sei es, daß die gesellschaftliche 

Kalamität die Regierung zu politischen Gegenmaßnahmen oder zur Vermittlung gegebenenfalls 

durch gesetzliche Erledigung der Streitpunkte treibt, sei es, daß es mit in der Absicht des Kampfes 

liegt, ein solches Eingreifen von Regierung und Gesetzgebung zu veranlassen, womit der ökono-

misch politische sich dem rein politischen Streik unmittelbar und eng nähert. 

Noch 1905 kam es in Italien zu Ausständen politischen Charakters. Die Mailändische Gasgesell-

schaft, ein englisches Unternehmen, wollte einen Einfluß der Arbeiterorganisationen auf die Ar-

beitsbedingungen nicht zulassen und suchte, als es darüber zum Streik kam, auswärts Arbeitswil-

lige. Obwohl nun die Gesellschaft sich mit einem schiedsgerichtlichen Austrag einverstanden er-

klärt hatte, fuhr sie in der Herbeischaffung von Streikbrechern fort. Schließlich wurde ein großer 

Zug der letzteren vom Volke angegriffen. Die ihn geleitenden Karabinieri schossen auf die Menge, 

von der sieben Mann auf der Strecke blieben. Wie ein Lauffeuer verbreitete sich die Nachricht 

durch die Stadt, und nach kaum einer Stunde standen die Werkstätten leer. Die Arbeitermassen 

strömten nach der [119:] Camera del Lavoro. Im Einvernehmen mit der gewerkschaftlichen Exe-

kutivkommission und den sozialdemokratischen Abgeordneten ward der Proteststreik beschlossen 

mit der Parole, die Arbeit nicht aufzunehmen, ehe die schuldigen Karabinieri inhaftiert würden. 

Die Behörden, von dem drohenden Charakter der Bewegung beunruhigt, gaben die geforderte Zu-

sicherung, und die Arbeiterschaft nahm trotz der entgegengesetzten Bemühungen der Anarchisten 

und Syndikalisten die Arbeit wieder auf. Auch in Turin, wo jene anfänglich Erfolg hatten, wurde, 

als die Industriellen eine zweitägige Aussperrung anordneten, die Arbeit wieder aufgenommen. 

Aber an der Bewegung in Mailand und Turin hatten auch die Eisenbahner teilgenommen, die die 

Bahnhöfe und Werkstätten verließen, selbst Züge mitten auf der Strecke zum Stehen brachten. Da 

es nun 1904 gelungen war, sämtliche bürgerlichen Parteien zu einem antisozialistischen Wahlblock 

zu vereinigen und damit eine erhebliche Schwächung der sozialdemokratischen Fraktion zu erzie-

len, was der Regierung eine ausgesprochen klerikal-reaktionäre Färbung gegeben, erhoffte man 

aus jenen Vorgängen für die bevorstehenden Wahlen ähnlichen Nutzen. Vor allem glaubte man 

das Wiederaufleben des antiklerikalen Bundes der demokratischen Parteien verhindern zu können, 

ein Kartell, das unlängst vorgekommene Pfaffenskandale zu begünstigen schienen. Die reaktionäre 

Presse verlangte daher, das Gesetz, das sämtliche Eisenbahner als öffentliche Beamte betrachtete 

und ihnen das Recht zu streiken versagte, solle voll angewendet werden. Darauf antwortete das 

Syndikat der Eisenbahner mit der Erklärung, es werde den Kampf aufnehmen, wenn die Regierung 

zu Maßregelungen schreite. Diesmal unter Führung der Syndikalisten zögerte man in der Tat kei-

nen Augenblick, „den Kampf auf einem Gebiet zu beginnen, das für die Reaktionäre äußerst güns-

tig war: den Kampf gegen das Gesetz, den Kampf gegen den Staat“. Der Zusammenschluß sämtli-

cher „verfassungstreuer“ Parteien war die Folge, und die gesamte bürgerliche Presse, von der kleri-
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kalen bis zur radikalen, stellte sich hinter die Regierung. Eine entscheidungsschwere Situation! 

„Ein gewalttätiger Zusammenstoß mit der Regierung hätte zweifellos zu einem neuen Mai 1898 

geführt mit Belagerungszuständen, Gefängnissen, Sistierung der Blätter und Auflösung der Ge-

werkschaften; [120:] hätte mit einem Worte die lange, mühselige Arbeit der Organisationen seit 

den Reaktionsjahren 1898/1899 mit einem Schlage vernichtet.“ Infolgedessen erklärten die Zent-

ralvorstände der Gewerkschaften und der politischen Organisation, daß die Eisenbahner, wenn sie 

in solcher Lage den Kampf aufnähmen, einer sicheren Niederlage entgegengingen, daß daher die 

anderen Gewerkschaften nicht mitmachen könnten, um die Niederlage nicht noch zu vergrößern. 

Die Syndikalisten nahmen die Erklärung zum Vorwand des Rückzugs, um zugleich die Verant-

wortung für die Sachlage von sich abzuschieben. 

Am 1. Mai 1906 sollte in Frankreich der Achtstundentag auf dem Wege der direkten Aktion er-

zwungen werden. Ein volles Jahr hindurch hatte man den Gedanken nachhaltig propagiert. Gleich-

lautende Plakate wurden in allen Orten, Hunderttausende von Handzetteln wurden allerwärts ver-

breitet mit der kurzen Aufschrift: Vom 1. Mai 1906 arbeiten wir nicht länger als acht Stunden. 

„Massenhaft verbreitete Broschüren und zahllose Volksversammlungen in ganz Frankreich berei-

teten das Proletariat auf diesen bedeutenden Tag vor, an dem es sich selbst erringen sollte, was ihm 

seine Führer schon seit Jahrzehnten versprachen.“ Der Enthusiasmus war groß. Die Bewegung 

erfaßte vor allem die Lithographen, die Bauarbeiter und Metallarbeiter aller Branchen, Holzarbei-

ter, Erdarbeiter, Schneider und Maler. Parallel damit ging der Kampf der Bergarbeiter im Becken 

des Pas de Calais und von Auzin. Nach dem 1. Mai dehnte der Ausstand sich zunächst aus. In Paris 

streikten während des Mai 140.000 Arbeiter. Die Metallindustriellen griffen zur Aussperrung, die 

weitere 10.000 Personen auf die Straße setzte. Die Bergwerksreviere wurden mit Militär über-

schwemmt, so daß hier schließlich 70.000 Streikenden 25.000 Mann Truppen gegenüberstanden. 

Es kam denn auch an einer Stelle, beim Dorfe Frieth, zu schweren Zusammenstößen, die auf seiten 

der Arbeiter zahlreiche Verletzte kosteten. Im ganzen verlief die Bewegung resultatlos. Der Acht-

stundentag ward nirgends erreicht, stellenweise Verkürzung der Arbeitszeit und Erhöhung der 

Löhne errungen.1 

[121:] Bedeutsam war der am 2. Januar 1907 einsehende Streik der bulgarischen Eisenbahner. Im 

November des Vorjahres hatten sich die vier Eisenbahnerorganisationen Bulgariens zwecks ge-

meinsamen Vorgehens zusammengeschlossen. Eine mit mehreren tausend Unterschriften verse-

hene Petition, die die Einigungskommission dem Parlament und dem Minister der öffentlichen 

Arbeiten unterbreitete, wurde zurückgewiesen: der Minister könne eine „Deputation seiner unter-

gebenen Beamten und Angestellten“ nicht empfangen. Gleichzeitig brachte die Regierung einen 

Gesetzentwurf an die Kammer, der jedem an einem Streik beteiligten Beamten ohne Rücksicht auf 

das Dienstalter die Pension entzog. Die Vorlage warf den Funken ins Pulverfaß. Augenblicklich 

griffen die Eisenbahnangestellten zum Streik. Es war ein Kampf um bessere Lohnbedingungen, 

zugleich aber nach der ganzen innerpolitischen Lage des Landes ein Kampf für die unmittelbaren 

Interessen der Demokratie. Diese ließ es denn auch an moralischer und materieller Unterstützung 

der Ausständigen nicht fehlen. „Besonders zu erwähnen ist die Unterstützung des bulgarischen 

Lehrerverbandes, der rund 10.000 Franken für den Streik ausgegeben hat und nach dessen Initiative 

eine Anzahl von Versammlungen im ganzen Lande stattfanden.“ Regierung und Sobranje warfen 

sich dem Streik mit aller Macht entgegen, beteiligten sich doch von den 3800 Eisenbahnangestell-

ten des Landes rund 3600 am Ausstand. Tags nach dem Ausbruch des Streiks wurde das ganze 

 
1  Die Bewegung, die am 17. Januar 1907 die französischen Buchdrucker für den Neunstundentag begannen, zog 

sich geraume Zeit hin und endete im [121:] wesentlichen erfolglos, wiewohl die Gold- und Silber-, die Juwe-

lenarbeiter und andere Arbeiterkategorien zum Solidaritätsstreik griffen. 
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Eisenbahnnetz von Militär besetzt. Etwa 1600 Ausständige zog man unter die Fahne. So gelang es, 

während der Güterverkehr völlig stockte, den Personenverkehr zur Not unter größten Schwierig-

keiten aufrechtzuerhalten. „Verhaftungen, Mißhandlungen, Gerichtsverfolgungen, Verschickun-

gen, Verjagung der Eisenbahnerfamilien aus den Staatswohnungen – all dies waren die alltäglichen 

Mittel der Behörden zur Wiederherstellung des Verkehrs und der Gesellschaftsordnung.“ Dem Ge-

setz nach hätte man die in die Kaserne Berufenen nach drei Wochen entlassen müssen; ein vom 

Parlament durchgepeitschtes Gesetz verlängerte ihre Dienstzeit um weitere drei Wochen. Schlugen 

doch die Wünsche der Regierung, vom Ausland Streikbrecher heranzuziehen, völlig fehl. Mitte 

Januar [122:] bereits fanden Verhandlungen statt, die jedoch, um die Eisenbahner einzuschüchtern, 

von der Regierung plötzlich abgebrochen wurden, um nach zehn Tagen wieder aufgenommen und 

zum Abschluß gebracht zu werden, nachdem der Streik 42 Tage gedauert hatte. Die Regierung gab 

in allen Teilen nach. Die Streikenden wurden wieder an die früheren Plätze gestellt, alle Prozesse 

vor den Zivil- und Kriegsgerichten niedergeschlagen, die Lohnverhältnisse aufgebessert und die 

Dienstverhältnisse von einer gemischten Kommission geregelt. Die Entschädigung für den Streik-

monat wurde in den vom Parlament genehmigten Kredit zur Erhöhung der Löhne einbezogen und 

die Vorgesetzten, die das Personal ungebührlich bedrückt hatten, gleich den Streikbrechern und 

den während des Streiks Neueingestellten entlassen.2 

In Ungarn begegneten die gewerkschaftlichen Organisationen kaum geringeren Schwierigkeiten 

denn in Rußland. Jahrelang ließ man die Arbeiter auf die Anerkennung eingereichter Gewerk-

schaftsstatuten warten, um ihnen schließlich die Inangriffnahme und Unterstützung von Streiks zu 

verbieten. Als dann die Arbeiterschaft sogenannte freie Organisationen gründete, die der Anerken-

nung der Behörden entbehrten und deren Aufgabe die Führung von Lohnkämpfen bildete, wurden 

auch diese speziellen Streikorganisationen für ungesetzlich erklärt. Nicht genug damit, behauptete 

man, sie stünden mit den Zentralverbänden der Gewerkschaften in Verbindung, und löste darob im 

Zeitraum von etwa zwei Jahren vierhundert Sektionen der gewerkschaftlichen Landeszentrale auf. 

Zuletzt ging die Regierung daran, nicht nur einzelne Sektionen, sondern auch die Landesverbände 

der Gewerkschaften selber zu suspendieren, so die Verbände der Eisenbahner, Metallarbeiter und 

Tischler. Die Arbeiterschaft erblickte hierin ein gegen das Koalitionsrecht selber gerichtetes [123:] 

Attentat, das nicht unerwidert bleiben dürfe. Am Abend des 29. Dezember 1909 waren jene Sus-

pendierungen bekannt geworden, tags darauf beschlossen Parteileitung und Gewerkschaftsfödera-

tion gemeinsam einen Proteststreik von vierundzwanzig Stunden für die Betriebe der Hauptstadt 

als „eine energische Kundgebung, daß die Arbeiterschaft Ungarns nicht mehr gewillt ist, alle 

Schurkereien ruhig über sich ergehen zu lassen“. Die Kunde von dem gefaßten Beschluß verbrei-

tete sich mit Windesschnelligkeit. Zwei Stunden später bereits ruhte die Arbeit in vielen Betrieben. 

Am 31. Dezember früh neun Uhr standen an die siebzigtausend Arbeiter im Streik, mehr denn 60 

Prozent der Budapester Arbeiterschaft. Die stürmische Stimmung entlud sich in zehn überfüllten 

Nachmittagsversammlungen, nach denen sich große Massen in den Hauptstraßen sammelten, wo-

bei es zu Zusammenstößen mit der Polizei kam. „In den Kreisen der Arbeiterschaft betrachtete man 

den Proteststreik als eine trotz der schlechten Wirtschaftslage wohlgelungene Probe. Man rechnete 

damit, daß man in Ungarn, wo die Arbeiter in jeder Beziehung rechtlos sind, noch oft zur Waffe 

des Massenstreiks greifen muß.“ 

 
2  Im September des gleichen Jahres errangen auch die Angestellten der österreichischen Privatbahnen eine we-

sentliche Ausbesserung ihrer Lohn- und Arbeitsverhältnisse. In Erinnerung an die Vorgänge von 1905 und an-

gesichts des Erfolges der bulgarischen Eisenbahner scheute die Regierung davor zurück, ihr eigenes Personal 

erneut zu reizen. Sie beobachtete Neutralität, wobei auch die Absicht mitspielen mochte, an den Privatbahnen 

für Unbotmäßigkeiten ihrer Aktionäre und Verwaltungen eine gewisse Vergeltung zu üben. 
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Gewaltige Machtkämpfe – wirtschaftliche „Großstreiks“ ausgesprochen politischen Charakters – 

spielten sich auch in Schweden ab. Seit 1895 hatten sich hier die Nahrungs- und Genußmittel-, 

Textil-, Holz- und Metallindustrie, der Maschinenbau, die Verarbeitung der Steine und Erden rasch 

entwickelt, war die Zahl der Fabriken von 9745 im Durchschnitt der Jahre 1896 bis 1900 auf 11659 

im Jahre 1907, die Zahl der Arbeiter im gleichen Zeitraum von 23.8181 auf 303.029 gestiegen. Von 

der Bevölkerung gehörten noch rund 50 Prozent der Landwirtschaft an; Städte mit über 50.000 

Einwohnern besaß Schweden nur drei, mit über 30.000 nur sechs. Doch hatte die schwedische In-

dustrie sich überwiegend auf dem flachen Lande angesiedelt. Von jenen im Jahre 1907 gezählten 

Industriebetrieben lagen nur 4225 in den Städten, die wiederum nur 44 Prozent der industriellen 

Arbeiterschaft beschäftigten. Nicht minder wie durch die eigenartige wirtschaftliche Struktur des 

Landes ward der Verlauf der Kämpfe bedingt durch die straffe Organisation des Unternehmertums 

nach Vereinen und Zentralverbänden, wie sie charak-[124:]teristisch auch für Norwegen und Dä-

nemark ist. Die Gesamtsumme der von den einzelnen Mitgliedern bei statutenwidrigem Handeln zu 

leistenden Garantiebeiträge hatte 1900 die Höhe von 16 bis 17 Millionen Kronen erreicht. Das 

skandinavische Unternehmertum die größte Zentrale der schwedischen Arbeitgebervereine beschäf-

tigte mehr als 160.000, die Zentralen der Metallindustrie und des Baugewerbes je rund 30.000 

Arbeiter sieht in der Aussperrung seine Hauptwaffe, in deren Handhabung es zumal für die deutsche 

Unternehmerschaft vorbildlich geworden ist. Und zwar waren die Dänen die eigentlichen Lehr-

meister, die mit ihrer Generalaussperrung von 1896 den Anfang jener erbitterten Kämpfe machten. 

Die einzelnen Industrieorganisationen sind von der Hauptorganisation abhängig, an die alle nicht 

beigelegten Differenzen zu verweisen sind, so daß den Industrieverbänden in wirtschaftlichen 

Kämpfen die Hilfe der Gesamtorganisation zur Seite steht. Die Satzungen der Landesorganisation 

sichern den angeschlossenen Verbänden eine bestimmte Unterstützung in Fällen zu, wo eine ge-

wisse Anzahl ihrer Mitglieder sich im Kampfe befindet. Hauptsächlich wird die Unterstützung bei 

Abwehrkämpfen gewährt, jedoch auch – namentlich in Norwegen und Dänemark – bei größeren 

Angriffskämpfen. Damit erhält die Hauptorganisation das Recht, in die Kampfführung einzugrei-

fen. „Das System der Streikversicherung hat jene Massenaussperrungstaktik stark gefördert, die zu 

einer dauernden Beunruhigung und zeitweiligen Lahmlegung des ganzen Wirtschaftslebens in 

Schweden geführt hat“, Konflikte, die in dem Riesenkampf von 1909 ihren Höhepunkt fanden. 

Auf einer Konferenz, die im November 1907 zu Kopenhagen stattfand, beschlossen die Vertreter 

der skandinavischen Unternehmerorganisationen, die Bestrebungen der Arbeiter auf Verkürzung 

der Arbeitszeit und Erhöhung der Löhne mit allen Mitteln zurückzuweisen. Die Bauunternehmer 

von Stockholm setzten die Beschlüsse sofort in Wirklichkeit. Die Tarifverträge wurden zu April 

gekündigt, den Arbeitern Lohnreduktionen bis zu 15 Öre die Stunde zugemutet. Es kam zu Streiks, 

auf die die Unternehmer mit Aussperrungen antworteten. Am 4. April war die Arbeitsruhe im 

Stockholmer Baugewerbe allgemein. Daneben entwickelten sich folgenschwere Kämpfe in den 

Hafen-[125:]städten. Der Hafenarbeiterverband hatte teils unter schweren Opfern durchgesetzt, 

daß im Hafenbetrieb organisierte Arbeiter zu beschäftigen waren. „Vielfach ist die Arbeitsvermitt-

lung auf Kosten der Reeder von den Arbeitern organisiert.“ Von Einfluß war auch das Bestreben 

der Hafenarbeiter, die Stauereiarbeiten genossenschaftlich zu übernehmen. Jetzt forderten die Ree-

der vom Transportarbeiterverband „Freiheit“ der Arbeit. Für den Fall, daß die Konflikte in den 

Häfen und im Stockholmer Baugewerbe nicht beigelegt würden, kündigten die Unternehmer an, 

daß sie am 20. Juli über die gesamte schwedische Industriearbeiterschaft eine Aussperrung verhän-

gen würden. Als nun die zwischen den Zentralen der Gewerkschaften und der Unternehmer begon-

nenen Verhandlungen zu scheitern drohten, griff die Regierung ein. Beide Teile unterwarfen sich 

dem Schiedsspruch einer Schlichtungskommission, der zwar den Wünschen der Arbeiterschaft hin-

sichtlich des Lohnes entgegenkam, aber den Unternehmern wesentliche Zugeständnisse machte. 



73 

So mußte im Hafenarbeiterkonflikt die Freiheit der Arbeit zugestanden werden, wiewohl Er-

sahkräfte erst herangezogen werden sollten, wenn ein gewisser Stamm von Arbeitern genügend 

beschäftigt sei. Der Stauereigesellschaft und der mit ihr konkurrierenden Arbeitergenossenschaft 

wurde gleiche Erwerbsfreiheit zugestanden. 

Aber der Ausbruch des Konfliktes war nur vertagt. Schon im folgenden Jahre kam es zu einem der 

größten Arbeitskämpfe der Zeit. Erneut versuchten die Unternehmer angesichts der herrschenden 

Krise, der Arbeiterschaft die Errungenschaften der guten Konjunktur zu entreißen, „teils sogar den 

Lohn bis an die Hungergrenze herabzusehen“. As die Arbeiter die Angebote ablehnten, kam es am 

12. Juli zur Aussperrung der gesamten Arbeiter der Zellulosefabrikation. Bis dahin waren die Un-

terhandlungen zwischen den beteiligten Arbeiter- und Unternehmergruppen geführt worden. Jetzt 

ergriff auf Unternehmerseite der schwedische Arbeitgeberverein die Führung des Kampfes. Er be-

gann mit einem Ultimatum. Würden bis zum 26. Juli nicht sämtliche Konflikte zu den von ihm 

geforderten Bedingungen beigelegt, so solle die Aussperrung ausgedehnt werden am 26. Juli auf 

Holzschleifereien, Sägewerke und die Textilindustrie, am 2. August auf die Eisenwerke. „Sollte 

auch diese Ausdehnung der Aussperrungen ergebnislos bleiben, wird der Vorstand zu [126:] wei-

teren Aussperrungen nach eigenem Ermessen autorisiert.“ Damit hatte das Unternehmertum zu 

einem lange herbeigewünschten Schlage ausgeholt. Zwar versuchte die Regierung noch einmal, 

den Frieden zu vermitteln. Aber sie machte nur den Unternehmern genehme Vorschläge, die die 

Gewerkschaften schon deshalb ablehnen mußten, um die Arbeiter nicht für lange Jahre auf stark 

reduzierte Lohnsätze festzulegen. Inzwischen hatten die Arbeitgeber 80.000 Arbeiter auf die Straße 

gesetzt. Infolgedessen beschlossen die Vorstände der schwedischen Gewerkschaften auf einer 

Konferenz vom 19. und 20. Juli, am 4. August hätten alle Mitglieder der der Landesorganisation 

angeschlossenen Gewerkschaften – insgesamt streikten etwa 250.000 Mann – die Arbeit einzustel-

len, „um dadurch eine annehmbare Vereinbarung zu erzwingen und einen schnelleren Abschluß 

des Riesenkampfes herbeizuführen“. Ausgenommen blieben Buchdrucker, Eisenbahner, alle mit 

der Krankenpflege und der Pflege lebender Tiere beschäftigten Personen, sowie die im Beleuch-

tungs-, Straßenreinigungs- und Wasserversorgungsdienst Beschäftigten, da der Ausstand sich le-

diglich gegen die Unternehmer richte. In Wirklichkeit enthüllte jedoch diese Beschränkung bereits 

die innere Schwäche der Aktion. „Alle Unterstützungsauszahlung wird mit dieser Ausdehnung des 

Kampfes eingestellt. Das Landessekretariat wird beauftragt, den in der Arbeit eventuell verblei-

benden Mitgliedern einen so hohen Extrabeitrag aufzuerlegen, wie er für die Ansammlung der zur 

Unterstützung der Folgen dieses Kampfes notwendigen Mittel geeignet scheint.“ 

Der Ausstand setzte denn auch am bestimmten Tage mit großer Energie ein. Aber schon nach ei-

nigen Tagen stellte sich heraus, daß die bürgerliche Gesellschaft sich wie eine Mauer der kämp-

fenden Arbeiterschaft entgegenstemmte. „Die Theoretiker des Generalstreiks werden aus dieser 

Stellung der bürgerlichen Gesellschaft Schwedens ersehen können, daß sie bisher die Bedeutung 

und Zahl unserer Gegner, die Größe der Widerstände völlig. unterschätzt haben.“ Kaum ein bür-

gerliches Blatt sagte den Führern der Arbeitgeber ein mißbilligendes Wort. An die Arbeiter dage-

gen wandte dieselbe Presse sich zuerst „mit dem Rate, sich zu unterwerfen, nachher mit Schmä-

hungen der unflätigsten Art, mit Verleumdungen, Verdrehungen und Lügen“. Die Arbeitseinstel-

lung , zu der darob die Buchdrucker griffen, erwies [127:] sich als ein Schlag ins Wasser. Nach 

wenigen Tagen erschien die bürgerliche Presse wieder. Die kleinen Buchdruckereibesitzer stellten 

sich den Zeitungsverlegern zur Verfügung. Mit ihrer und der Hilfe ihrer Angestellten, technischen 

Betriebsleiter und des kaufmännischen Personals brachten sie die Zeitungen heraus. Daß der Inhalt 

„durch den Ausstand der Buchdrucker arbeiterfreundlicher wurde, konnte selbstverständlich nicht 

in Frage kommen“. Die Arbeiterpresse hingegen erschien überhaupt nicht, „weil die Buchdrucker 

sich dem Vorwurf nicht aussehen wollten, eine bestimmte Partei zu begünstigen“. Überdies ent-
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stand für die Arbeiterpresse bald Papiermangel, da man ihr die Lieferungen sperrte. Ähnlich ent-

wickelten sich die Dinge im Personentransport. Einmütig legten die Stockholmer Straßenbahner, 

Kutscher und Chauffeure die Arbeit nieder. „Einige Tage glich Stockholm in dieser Hinsicht einem 

Bauerndorf.“ Sofort organisierte der schwedische Arbeitgeberverein seine Bürgerschutzwehren. 

„Handwerker, die Söhne der Besitzenden und diese selbst, das höhere Beamtentum stellten sich in 

größerer Zahl freiwillig zur Verfügung.“ Die Straßenbahn eröffnete aufs neue den Betrieb, und die 

Fuhrherren wurden unter Androhung der Konzessionsentziehung gezwungen, das gleiche zu tun. 

Sieht man vom Lastenverkehr ab, so zeigte der Straßenverkehr bald wieder sein gewohntes Ge-

sicht. Die Gaswerkarbeiter stellten die Arbeit ein, weil sie nicht gleich Streikbrechern unter mili-

tärischer Aufsicht stehen wollten. Aber die Gasversorgung erlitt keinen Abbruch, da aus den Krei-

sen der Gegner der Arbeiterklasse genügend Kräfte herangezogen werden konnten, die zusammen 

mit den Ingenieuren den Betrieb versahen. Es wäre nicht anders gekommen, hätte man die Arbeiter 

der Wasserwerke und ähnlicher Betriebe in den Kampf gezogen. „Die Arbeiterschaft hätte zunächst 

unter dem Mangel der Wasserversorgung selbst zu leiden gehabt, vielleicht am meisten; sodann 

wären Freiwillige aus dem Bürgertum zur Verfügung gewesen.“ Auf die Eisenbahner hatte man 

nicht genügend Einfluß; auch waren sie in ihren Ansichten stark gespalten, so daß eine Zersplitte-

rung zu besorgen stand. Doch führte der Ausstand der Industriearbeiter bereits nach zwei Wochen 

zur Einschränkung des Eisenbahnverkehrs um rund 25 Prozent. Die übrigen Züge hielten die Ver-

bindung aufrecht, „an der die Streikenden bald das gleiche Interesse hatten wie [128:] ihre Gegner. 

Ohne Post- und Eisenbahnverbindungen, die Nachrichten, Geld und Lebensmittel vermittelten“, 

heißt es in dem Bericht eines an den Dingen nahe Beteiligten, „wäre der Ausstand in dem weitver-

zweigten Lande bald abgebröckelt. Darüber sollte man sich keinen Illusionen hingeben, daß große 

Massen nur zusammen kämpfen können, wenn sie in täglicher Verbindung miteinander stehen. 

Auf die Unternehmer hätte ein Ausstand der Postbeamten keinen Einfluß zu üben vermocht, da die 

Betriebe ja ohnehin stillagen. Regierung und Bureaukratie, selbst wenn sie in Verlegenheit kamen, 

würden doch weder Arbeiter noch Unternehmer zur Nachgiebigkeit kommandieren können. Wohl 

aber hatten sie einen dritten Ausweg, wenn sie die notwendige Verbindung mit militärischen oder 

anderen Mitteln herstellten. Die Regierung verfügte bedingungslos über das Militär, das sie sorg-

sam über das ganze Land verteilte.“ 

Nach einem Kampfe von fünf Wochen sahen sich die Gewerkschaften genötigt, die Zahl der Strei-

kenden um rund 100.000 Mann zu vermindern, so daß etwa jene 150.000 bis 160.000 im Kampfe 

verharrten, die der schwedische Arbeitgeberverein beschäftigte. Wohl brachte der Kampf der All-

gemeinheit und den Privatunternehmern riesige Verluste. Die Minderung der Einnahmen der 

Staatskassen belief sich allein auf Millionen. Aber die Hoffnung der Gewerkschaftsvorstände er-

füllte sich nicht. Zwei oder nahezu drei Wochen hielten es die Arbeiter ohne Unterstützung aus, 

und dank dem ländlichen Charakter vieler Industriezentren zeigte sich hier die Masse meist wider-

standsfähiger als in den Großstädten. Die internationale Unterstützungsaktion blieb hinter den Er-

wartungen wie hinter den Erfordernissen zurück. Sie ergab 2.273.344 Kronen, eine Summe, die 

überwiegend in Deutschland, Norwegen, Schweden, Dänemark und den Vereinigten Staaten auf-

gebracht wurde. Deutschland allein gab etwa die Hälfte. Die Franzosen dagegen steuerten keine 

6000 Kronen. Auch in England wurde nur die geringfügige Summe von 35.780 Kronen aufge-

bracht. Auf jeden englischen Schilling entfielen 670 deutsche Mark. 

Nach langem Sträuben ernannte die Regierung eine Vergleichskommission, die freilich dem mit 

ihr versippten Unternehmertum den Nacken steifte. Den Arbeitern wurden nicht nur hohe Lohn-

kürzungen angesonnen, die Unternehmer bestanden [129:] auch auf einem Vertragsentwurf, der 

die Verantwortlichkeit und Schadenersatzpflicht der Arbeiterorganisationen für die eigenen Hand-

lungen und Beschlüsse wie für die der Mitglieder der Organisationen forderte. Des weiteren sollte 
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die Landeszentrale der Gewerkschaften verantwortlich sein für die Handlungen jeder ihr ange-

schlossenen Organisation und sich verpflichten, dem Vertrag zuwiderhandelnde Verbände auszu-

schließen. Noch charakteristischer war die Bestimmung des Entwurfes, die eine Statutenänderung 

fast sämtlicher Gewerkschaften notwendig gemacht hätte, derzufolge Streik, Aussperrung, Boykott 

und andere gewerkschaftliche Maßnahmen nur ins Werk gesetzt werden konnten, wenn eine Vier-

fünftelmajorität der zur Beschlußfassung kompetenten Instanz vorlag. So scheiterten die Verhand-

lungen, und der Streik endete ohne formellen Abschluß. Erst am 30. November des folgenden Jah-

res hob der schwedische Arbeitgeberverein die letzten Aussperrungen auf. Die Arbeiter wurden 

bei Wiedereinstellung gezwungen, den Austritt aus ihren Verbänden zu erklären, und diese mußten 

die Abgabe der Erklärung zulassen, obwohl in allen schwedischen Tarifverträgen unbeschränktes 

Koalitionsrecht anerkannt war. Gleichwohl gelang dem Unternehmertum die beabsichtigte Zer-

trümmerung und Ausschaltung der gewerkschaftlichen Organisationen nicht. Das zeigte sich be-

reits im Jahre 1911. In Norwegen schlossen zwei große Grubenwerke mit ihren Arbeitern, 3000 an 

der Zahl, Verträge ab, die nicht die Genehmigung der Unternehmerzentrale fanden. Diese ordnete 

vielmehr die Kündigung aller Verträge an, um unter Lohnverkürzung eine fünfjährige Vertrags-

dauer durchzusehen. Infolgedessen sperrte der norwegische Arbeitgeberverein im Juli des Jahres 

32.000 Arbeiter aus, denen sich 5000 Nichtorganisierte anschlossen. Zu gleicher Zeit und in Ver-

bindung mit dieser Aktion setzten auch die schwedischen Bauunternehmer 40.000 Arbeiter auf die 

Straße. Das Vorgehen der Unternehmer endete in beiden Fällen mit einer Niederlage. 

Seit mehreren Jahren hatten sich verschiedene französische Eisenbahnerkongresse zugunsten eines 

Generalstreiks ausgesprochen. Der letzte Kongreß vom 13. bis 15. April 1910 beschloß dann den 

Streik im Prinzip und ernannte ein Streikkomitee, Vorgänge, die den Gegenstand eifriger Erörte-

rungen in der gesamten [130:] Presse des Landes bildeten. Die Forderungen der Eisenbahner waren 

wirtschaftlicher Natur: Mindestlohn von 5 Franken täglich, Besserung der Arbeitsbedingungen, 

wöchentlicher Ruhetag, Ausdehnung der Altersversicherung. Die Forderungen wurden seit langer 

Zeit erhoben, und Regierung und Eisenbahngesellschaften hatten ihre Berechtigung gleicherweise 

anerkannt. Trotz vielfacher Enttäuschungen und langjähriger Verschleppung versuchten es die Ei-

senbahner, bevor sie den Kampf begannen, erneut mit Verhandlungen, die sie angesichts des ein-

heitlichen Charakters der Forderungen, und um ihnen größeren Nachdruck zu geben, in einer ge-

meinsamen Konferenz mit allen Gesellschaften zugleich geführt wissen wollten. Die Gesellschaf-

ten lehnten dies ab, und die Regierung tat nichts, um die Konferenz zuwege zu bringen, beruhigte 

vielmehr die Eisenbahnkompanien im voraus durch die unzweideutige Drohung, die Eisenbahner 

zu militarisieren. „Die Arbeiter haben zwar das Recht, als Arbeiter zu streiken, sie werden aber 

ohne jede gesetzliche Grundlage in Soldaten verwandelt; als solche besitzen sie das Streikrecht 

nicht.“ Die Gesellschaften trachteten nun, den Streik in einem für die Angestellten ungünstigen 

Augenblick zu provozieren. Durch eine Reihe von Maßregelungen, durch Konzessionen an ge-

wisse Kategorien der Angestellten, die in der offenkundigen Absicht, die Arbeiter zu spalten, ge-

währt wurden, reizten sie geflissentlich die ohnehin aufgeregten Gemüter. Als nun die Depotarbei-

ter einer Werkstatt der Nordbahn in der Nähe von Paris die Arbeit niederlegten, entbrannte am 30. 

Oktober blitzartig der ganze Kampf. Der Streik auf der Nordbahn setzte energisch ein. Am folgen-

den Tage streikten sämtliche Bahnen des Westnetzes. Der Pariser Riesenbahnhof Saint – Lazare, 

von dem täglich 1200 Züge ausliefen, mußte geschlossen werden. Auch auf dem Bahnhof Mont 

Parnasse nahm der Verkehr rapid ab. „Frankreich wurde dadurch von Belgien, von England und 

vom Westen, dem Hauptlieferanten der Nahrungsmittel für die Hauptstadt, Paris wurde vom in-

dustriellen Norden abgeschlossen.“ In den folgenden Tagen verbreitete sich die Bewegung auch 

über die anderen Bahnen. Der ganze Süden, die Städte Marseille, Toulouse und zum Teil Orleans, 

die Provinz Ardennes schlossen sich der Bewegung an. Der Eisenbahnverkehr ward zerrüttet, der 
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Warenverkehr stockte. Aber es mangelte an der [131:] genügenden Vorbereitung. „Die Streikord-

res mußten durch Automobile verschickt werden. Einige Tage gingen vorbei, bevor sie an die 

rechte Stelle gelangten. Es fehlte an führenden Kräften.“ Um so rascher arbeitete die Regierung 

unter Leitung des Renegaten Briand, der noch kurz zuvor einer der entschiedensten Agitatoren für 

die Idee des Generalstreiks gewesen war, wie er denn zusammen mit Jaurès die „Humanité“ ge-

gründet hatte. „Die militärischen Ordres, welche die Eisenbahner in dienstpflichtige Soldaten ver-

wandelten, lagen fertig im Kriegsministerium und wurden sofort an die 300.000 Angestellten ver-

schickt.“ Die 22 Mitglieder des seit Monaten bestehenden Streikkomitees wurden verhaftet, und 

zwar in der Redaktion der „Humanité“. Da gesetzliche Handhaben nicht bestanden, grub man ein 

Gesetz von 1845 aus, das damals gegen Banditen, die Züge anhielten und plünderten, erlassen 

worden war. „Die Eisenbahner, die jahrzehntelang offiziell als streikberechtigt gegolten hatten, 

verwandelten sich auf diese Weise plötzlich in Straßenräuber, die mit Zuchthaus und Todesstrafe 

bedroht sind.“ In allen Städten wurden sie aus geringfügigen Anlässen verhaftet, allenthalben wur-

den Untersuchungen verhängt. Selbst diejenigen wanderten ins Gefängnis, die Gegner des Streiks 

gewesen waren. „So wurde der Streik gleichsam enthauptet. Ohne Führer und ohne Organisation 

mußte er naturgemäß unterliegen.“ Die Organisation der Eisenbahner wurde durch ihn aufs 

schwerste zerrüttet. 

Am 12. Juli 1912 traten in Zürich die Arbeiter in einen eintägigen Proteststreik. Seit Wochen 

streikten die Maler und Schlosser der Stadt um eine Verkürzung der Arbeitszeit von einer halben 

Stunde. Hinter die bestreikten Meister hatte sich die Gesamtheit der Schweizer Unternehmerver-

bände gestellt. Die Behörden wiesen streikende Ausländer aus, die Gerichte fällten Urteile von 

ungewohnter Strenge wegen Streikvergehen. Schließlich führte der Import ausländischer Arbeits-

willigen zu Zusammenstößen, bei denen ein Streikender schwer verwundet wurde. Als nun die 

Behörde ein Verbot des Streikpostenstehens erließ, entschieden sich die Gewerkschaften in Urab-

stimmung mit starker Mehrheit für einen Proteststreik, wiewohl die Parteileitung abriet. Die Betei-

ligung war eine wider Erwarten starke. [132:] Etwa 80 Prozent der Arbeiter, an die 20.000 nahmen 

am Ausstand teil. „Schon in den frühen Morgenstunden ruhte die Arbeit allgemein. Nur die Buch-

drucker feierten nicht, sowie das Personal der Post, Eisenbahnen, von Telephon und Telegraph, das 

von der Teilnahme ausdrücklich dispensiert war. Die Straßenbahnen konnten nicht ausfahren, 

Streikende stellten sich auf die Schienen. Die übrigen Arbeiter der kommunalen Werke verließen 

die Arbeitsstätten. Die städtischen Leichenwascher waren erst nach Erteilung einer Bewilligung 

seitens der Streikleitung zur Fortführung ihrer Arbeit zu bewegen. Die Straßen lagen still und ver-

ödet da. Es verkehrten weder Lastfuhrwerke, noch Droschken, noch Autos. Die Arbeiterwirtschaf-

ten schlossen ohne Widerspruch und unterließen den Alkoholausschank. Die Warenhäuser und ein 

großer Teil der Verkaufsmagazine stellten ihre Tätigkeit ein und schickten das Personal nach 

Hause.“ Die Demonstration verlief in voller Ruhe. Das Unternehmertum beantwortete sie mit einer 

Aussperrung von zwei Tagen, die Kantonsregierung mit der Konsignierung von Truppen, und die 

Gerichte stempelten den Streik zum Aufruhr. Bereits 1907 drohte in England ein schwerer Konflikt 

mit den Unternehmern um die Frage der Anerkennung der Eisenbahnerorganisation auszubrechen. 

Eine Konferenz der Eisenbahnerorganisationen, von denen die bedeutendsten, die vereinigte Ge-

sellschaft der Eisenbahnangestellten 100.000 und die vereinigten Lokomotivführer und Feuerleute 

19.000 Mitglieder zählten, versuchte zwecks einheitlichen Vorgehens eine Zusammenfassung der 

bestehenden sechs Verbände. Da aber zwischen den genannten beiden Verbänden ein scharfer Ge-

gensatz bestand, weil der größere alle im Eisenbahndienst Beschäftigten, der andere dagegen nur 

gelernte Lokomotivführer und Heizer aufnahm und sich in die geplante Bewegung nicht hineinzie-

hen lassen wollte, scheiterte diese, nachdem das Land sich Wochen hindurch in der größten Auf-

regung befunden hatte. Im Herbst des folgenden Jahres kam es zu einer Aussperrung von 50.000 
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Webern, denen eine Lohnverkürzung von 5 Prozent aufgezwungen werden sollte. Die Zahl der im 

Kampf Stehenden stieg zuletzt auf 150.000, der größte Kampf, der die Textilindustrie von Lan-

cashire bis dahin durchtobt hatte. Nach sieben [133:] Wochen vergeblichen Ringens mußte die 

Arbeiterschaft sich den Bedingungen der Unternehmer unterwerfen. In den englischen Bergrevie-

ren gärte es gleichfalls seit geraumer Zeit. Bis dahin wurden die Hauer akkordmäßig nach Tonnen 

entlohnt unter prozentualen Zuschlägen zu einer Grundziffer, die mit der Höhe der Kohlenpreise 

wechselten. Da nun bei der verschiedenen Beschaffenheit der Förderplätze die Arbeitsleistungen 

großen Schwankungen unterlagen, schwankte entsprechend auch der Verdienst. Nicht selten kam 

es vor, daß Hauer fast zur Hälfte unter dem Normallohn arbeiteten. Die Arbeiter forderten daher 

auskömmlichen Lohn, unabhängig von den Arbeitsbedingungen, damit nicht sie das Risiko für die 

Einrichtung der Schächte, den Zustand der Plätze und die übrigen, die Produktivität der Arbeit 

bestimmenden Bedingungen zu tragen hätten. Der Gegensatz gewann zuerst 1908 scharfe Gestalt 

bei Erlaß des Achtstundengesetzes – so genannt, weil es unter Ausschluß der Ein- und Ausfahrt 

den Arbeitstag auf 8½ bis 9 Stunden normierte. Als die Unternehmer nun den Lohn entsprechend 

dem Arbeitsausfall kürzen oder aber die durch das Gesetz gestatteten Überstunden voll ausnutzen, 

stellenweise doppelte, stellenweise gar dreifache Schichten verfahren lassen wollten, entbrannte 

eine Reihe so erbitterter Kämpfe, wie sie bis dahin der englische Bergbau nicht gekannt hatte. Eine 

Zeitlang schien ein Generalstreik kaum zu vermeiden. Einmal wurde sogar über die Frage durch 

Referendum abgestimmt und sie mit einem Mehr von 540.000 gegen 60.000 Stimmen bejaht. Es 

gelang jedoch in letzter Stunde hauptsächlich durch Vermittlung des Handelsministeriums, ein 

Kompromiß zustande zu bringen. Aber die Stimmung blieb gereizt, zumal die Arbeiter sich ver-

pflichten mußten, eine Reihe von Jahren – in Südwales fünf, in Northumberland zwei – nicht in 

den Streik zu treten. So kam es bald zu neuen Vorstößen. In Südwales wuchs sich im September 

1910 die Arbeitsniederlegung von 70 Hauern, die sich seit Monaten über die Preisliste für ein ab-

normes Flöz bei der Verwaltung vergebens beklagt hatten, zu einem Ausstand von 12.000 Mann 

aus. Da die Unternehmer die Streikbrecher unter polizeilichen Schutz stellten, entstanden große 

Unruhen und Krawalle, die sich durch mehrere Monate hinzogen. Der Streik währte mit ungeheurer 

Erbitterung bis in den folgenden August, und „erst [134:] nachdem die Ausständigen mehreremal 

die zwischen dem Vorstand und den Unternehmern erzielten Abmachungen verworfen hatten, ga-

ben sie völlig erschöpft nach, ohne irgendwelche nennenswerte Zugeständnisse zu bekommen. Die 

Frage des Minimallohns für abnorme Stellen wurde überhaupt ausgeschaltet, da die Unternehmer 

sich entschieden geweigert hatten, darüber zu verhandeln.“ 

Noch währte der Kampf, als eine internationale Aktion der Seeleute begann, die auf einen alle 

Länder umfassenden Streik abzielte. In Deutschland und Dänemark kam es jedoch zwischen den 

Organisationen der Arbeiter und Unternehmer zu Vereinbarungen, so daß beide Länder aus der 

Bewegung ausschieden. Am 14. Juni setzte der Streik zur vollen Überraschung der Reeder in Ant-

werpen, Rotterdam, Amsterdam und in den englischen Häfen ein. Zuerst glaubten die Reeder nicht 

an den Ernst der Situation. Aber in den niederländischen Häfen konnten bald die einlaufenden 

größeren Dampfer nicht wieder fort, da die Mannschaften sich dem Kampfe anschlossen, Hafen-

arbeiter und Fuhrleute sich mit den Streikenden solidarisch erklärten. Die niederländischen Reeder 

lenkten darauf ein. In Antwerpen endete der Kampf in der Hauptsache mit der Bewilligung der in 

Hamburg bereits früher anerkannten Lohnskala, in Rotterdam mit einer Lohnzulage und dem Ab-

schluß eines Tarifvertrags für mehrere Jahre. Indes kamen die englischen Seeleute nicht vorwärts. 

Außer kleinen Konzessionen kleiner Firmen erreichten sie nichts. Da änderte sich plötzlich die 

Situation. In den großen Hafenstädten, in Hull, Liverpool, Grimsby, traten die Dockarbeiter, Fuhr-

leute und verwandten Berufe in einen Sympathiestreik, der innerhalb zweier Tage den gesamten 

Handel dieser Plätze lahmlegte. „Das merkwürdigste dabei ist die Tatsache, daß alles nur das Werk 
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des Augenblicks war. Ohne lange theoretische Debatten wurde der gesamte Handel großer Indust-

riezentren ... wie durch einen Zauberstab lahmgelegt. In allen diesen Städten wurde die Gefahr 

einer Hungersnot in bedenkliche Nähe gerückt.“ In Manchester beseitigte man sie dadurch, daß 

man mit dem Streikkomitee eine Vereinbarung schloß, wonach dieses die Beförderung von Le-

bensmitteln nach der Stadt erlaubte. Es gab Passeports aus, und nur Fuhrleute, die im Besitz eines 

solchen waren, erhielten von den Streik-[135:]posten die Erlaubnis, mit beladenen Wagen durch 

die Stadt zu fahren. In Cardiff wurde auch der Transport von Lebensmitteln auf Tage hinaus un-

möglich gemacht. Das Arbeitsamt des Handelsministeriums, das noch am 26. Juni bekannt gab, es 

sei nicht zweckmäßig, in den Kampf einzugreifen, bot bereits zwei Tage später den streitenden 

Parteien seine Dienste an mit dem Resultat, daß am 29. Juni in Hull eine Konferenz zusammentrat, 

bestehend aus Vertretern der Shipping-Federation und der Seeleute sowie der Dockarbeiter. Es 

kam zu einer Vereinbarung, die den Minimallohn für Seeleute und Steuerleute unter Gewährung 

von Lohnerhöhungen regelte, Anerkennung der Gewerkschaft und gleichmäßige Behandlung der 

organisierten mit den nichtorganisierten Seeleuten sowie die Einleitung von Verhandlungen 

zwecks Festsetzung der Lohnsätze für Dockarbeiter zusagte. Die Seeleute waren zur Wiederauf-

nahme der Arbeit bereit, aber die Dockarbeiter widersprachen, weil sie ohne direkte Errungen-

schaften für sich selbst nicht zur Arbeit zurückkehren wollten. 

Die Lage des Landes wurde kritisch, als bekannt wurde, auch die Londoner Dockarbeiter und die 

Eisenbahnarbeiter von Hull würden dem Streik beitreten. Die Londoner Reeder hatten zunächst 

gehofft, vom Streik verschont zu bleiben. Die vom Parlament unlängst zur Kontrolle der Hafen-

verhältnisse gebildete Körperschaft erklärte sich am Anfang der Bewegung bereit, gemeinsam mit 

dem Transportarbeiterverband die Lohn- und Arbeitsverhältnisse zu prüfen. Verhandlungen mit 

den Reedern ergaben denn auch neben Verkürzung der Arbeitszeit eine Erhöhung der Stunden-

löhne sowie der Sätze für Überzeit-, Stück- und Feiertagsarbeit. Eine Massenversammlung am 28. 

Juni nahm die Vereinbarungen an. Als aber am 30. Juni die Errungenschaften in Kraft treten soll-

ten, verweigerten einige hundert Mann die Arbeit, weil die Privatunternehmer keinen Lohnauf-

schlag geben wollten, ehe das in den Verträgen vorgesehene Schiedsgericht gesprochen habe. „In 

England hatte man die merkwürdige Erscheinung zu verzeichnen, daß die Bewegung in ihrem letz-

ten Stadium nicht als ein Werk organisierter Anstrengung anzusehen, sondern die unorganisierten 

Massen der Hafenarbeiter rissen die organisierten mit in den Streik hinein.“ Als die Bewegung sich 

ausdehnte, erklärten sich trotz inneren [136:] Widerstrebens die Führer mit den Streikenden soli-

darisch. Sonnabend, den 5. August wurde der Generalstreik für alle auf den Werften beschäftigten 

Arbeiter erklärt. Tags darauf fand eine von 50.000 Werftarbeitern besuchte Versammlung auf dem 

Trafalgarsquare statt, wie eine ähnliche seit der Dockarbeiterbewegung der neunziger Jahre nicht 

stattgefunden hatte. Die Fuhrleute traten am Montag, den 7. August in die Streikbewegung ein. 

„Und es zeigte sich sehr bald, daß diese Arbeiterkategorie so recht das Zünglein an der Wage ist. 

Kaum ruhte das Fuhrwerk, und der Handel der größten Stadt der Welt mit ihren 7½ Millionen 

Einwohnern lag in einem hoffnungslosen Zustand danieder.“ Der Streik war von kurzer Dauer. Die 

Kohlenleute errangen am 8. August, die Fuhrleute am nachmittag des folgenden Tages den Sieg. 

Trotzdem blieben alle im Streik, bis in der späten Abendstunde desselben Tages auch die Forde-

rungen der Leichterschiffer zur Zufriedenheit geregelt wurden. 

Im Anschluß an die große Bewegung der Transportarbeiter traten die Eisenbahner in Liverpool, 

Hull, Manchester, London, Grimsby, Sheffield und Bristol in den Streik. Aus Anlaß des 1907 dro-

henden Konfliktes war unter Vermittlung des Handelsministeriums eine Schlichtungskommission 

zur Prüfung der Wünsche und Forderungen der Angestellten eingesetzt worden. Da aber der Apparat 

sehr schwerfällig, die Vertretung der Gewerkschaften nur eine indirekte, waren die Eisenbahner 

gegen das Ganze vom tiefsten Mißtrauen erfüllt, zumal gerade die unteren Grade sich jedes Einflus-
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ses auf die Kommission bar sahen. Jetzt lagen die wichtigsten Eisenbahnzentren still. Angesichts 

der drohenden Lage griff die Regierung erneut ein, und es gelang ihr in der Tat, den Abbruch des 

Streiks zu erreichen und eine Vereinbarung zustande zu bringen, die den Angestellten an sich nicht 

günstig war. Der von ihnen seit langen Jahren geforderte Minimallohn wurde zwar im Prinzip an-

erkannt, seine Festsetzung aber paritätischen Schiedsgerichten unter dem Vorsitz sogenannter Un-

parteiischer überwiesen. 

Die Vorgänge übten auf die übrige Arbeiterwelt Englands gewaltige Wirkung, die gewaltigste na-

turgemäß auf die Bergarbeiter, deren südwalisische Kameraden eben nach zähem Kampfe unter-

legen waren. Kaum war der Eisenbahnerstreik abgebrochen, als sie erneut die Frage des Minimal-

lohns aufrollten [137:] und von den Führern entschiedene Schritte forderten, um die früher gefaßten 

Entschließungen auf Ersatz des Minimalakkordlohnes durch einen Minimalzeitlohn zu verwirkli-

chen. Die Führerschaft machte einen letzten Versuch, einem Zusammenstoß auszuweichen, indem 

sie die Unternehmer zur Einführung von Minimallöhnen für abnormale Arbeitsplätze zu bestim-

men suchte. Aber auch die abgeschwächte Forderung ward von jenen verworfen. Eine Distrikts-

delegiertenkonferenz des allgemeinen Bergarbeiterverbandes erteilte darauf das gebundene Man-

dat, mit den Unternehmern endgültig, und zwar distriktweise zu verhandeln. Trotz ergebnislosen 

Verlaufs der Verhandlungen erwirkten die Führer, daß auf einer nationalen Zusammenkunft noch 

ein zweiter Versuch friedlicher Verständigung gemacht werde. Wiederum scheiterte auch diese 

Konferenz, vor allem durch die ablehnende Haltung der Trustmagnaten von Südwales. Eine Urab-

stimmung der Arbeiterschaft ergab ein erdrückendes Mehr zugunsten des Streiks bei bedeutsamen 

Stimmenenthaltungen in den mittelenglischen Revieren, wo die Unternehmer das Prinzip des Mi-

nimallohnes anerkannten, dagegen eine konkrete Entscheidung hinzögerten. Um den Ausbruch der 

Feindseligkeiten zu verhüten, lud der Vorstand des Bergarbeiterverbandes den Zentralausschuß der 

Unternehmer eigenmächtig zu einer Konferenz ein und stellte Sätze für Minimallöhne für Unter-

tagsarbeit in den einzelnen Distrikten auf, die von den Ziffern, über die man bisher distriktweise 

verhandelt hatte, zuungunsten der Arbeiter stark abwichen. Obwohl die Arbeiterschaft das Vorge-

hen scharf tadelte, besaß sie kein Mittel, es zu verhindern. Aber auch diese Konferenz verlief gleich 

ergebnislos. Nun griff, als die letzten Kündigungen der Arbeiter einliefen, die Regierung ein. Wa-

ren doch inzwischen die Verhandlungen auch in den mittelenglischen Revieren an der vorgeschla-

genen und mit einem zweijährigen Dienstvertrag verquickten Lohnskala gescheitert. Die Regie-

rung schlug die beim Abbruch des Eisenbahnerstreiks von den Arbeitern angenommene Grundlage 

vor: prinzipielle Anerkennung des Minimallohnes, Regelung der Lohnsätze durch paritätische Dis-

triktskommissionen unter dem Vorsitz eines von der Regierung ernannten Unparteiischen; wo sich 

eine Einigung nicht erzielen lasse, solle der von der Regierung vorgeschlagene Vorsitzende als 

Schiedsrichter die Lohnsätze bestimmen; Vorschläge, die von [138:] der Arbeiterschaft höflich, 

aber bestimmt abgelehnt wurden. So begann am letzten Februartag 1912 der gewaltigste Streik, 

den das Inselreich bis dahin gesehen hatte: 1.067.000 Bergsklaven, von denen 863.000 unter Tage 

arbeiteten, verließen die Arbeitsplätze, brachten die Kohlenförderung des ganzen Landes zum vol-

len Stillstand. 

Der Kampf währte sieben Wochen und endete mit einer schweren Enttäuschung der Arbeiterschaft. 

Am 6. April beschloß ihre Delegiertenkonferenz mit 440 gegen 125 Stimmen die Wiederaufnahme 

der Arbeit. Einzig das Prinzip des Minimallohnes war anerkannt. Wie es sich mit den praktischen 

Wirkungen verhalten würde, ließ sich beim Abbruch des Kampfes nicht übersehen. Von konkreten 

Zugeständnissen, selbst von einer Distriktsskala für Minimallöhne, die noch unlängst und selbst 

von gemäßigten Führern als äußerstes Minimum bezeichnet worden, keine Spur. Nach ungeheuren 

Anstrengungen und nach gewaltigen Lohnverlusten von etwa 30 Millionen Mark kehrten die Ar-

beiter in genau der gleichen Lage an die Arbeit zurück, in der sie sich am Vorabend des Ausstandes 
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befanden. Der Mißerfolg war zwei Umständen geschuldet. Die Widerstandskraft der bürgerlichen 

Gesellschaft hatte sich wider Erwarten groß gezeigt. „Sieben Wochen nacheinander war die Pro-

duktion in einer Industrie, von deren Erzeugnis alle anderen Industrien – man darf sagen die ge-

samte wirtschaftliche Tätigkeit der modernen Gesellschaft – abhängig sind, gänzlich eingestellt, 

und doch erlitt diese Gesellschaft keine Katastrophe. Hier und da kamen manche Fabriken und 

Werke zum Stillstand. Der Eisenbahn- und Dampferverkehr wurde etwas eingeschränkt, und in 

manchen Städten kamen der elektrische Trambahndienst und die Straßenbeleuchtung zu kurz. Kei-

neswegs aber wurde der wirtschaftliche Mechanismus des Landes wesentlich gestört. Trotz aller 

Erwartungen nahm die Arbeitslosigkeit nicht bedeutend zu, denn selbst die halbe Million, von der 

die bürgerliche Presse gemeldet hatte, mag nicht viel mehr als den normalen, aber sonst ignorierten 

Umfang der Arbeitslosigkeit darstellen, und die Exportziffern für März wiesen keine katastrophi-

schen Änderungen auf.“ Hatte ja die Gesellschaft eine Frist von fast vier Monaten! Mitte Oktober 

wurde der Streikbeschluß gefaßt, Ende Februar die Produktion eingestellt. In der Zwischenzeit 

waren ungeheure [139:] Mengen Kohlen herangeschafft und gefördert worden, so daß die Industrie 

ihren Gang ungestört fortsehen konnte. Gleichwohl hätte die Widerstandskraft der Gesellschaft 

selber wohl nicht genügt, um dieses Resultat herbeizuführen. Nach Angaben bürgerlicher Blätter 

besaßen einzelne Revierverbände bei Abbruch des Streiks noch bedeutende Summen, insgesamt 

mehr als 16 Millionen Mark, so daß der Kampf noch vier weitere Wochen sich hätte aufrechterhal-

ten lassen. Was seinen Abbruch bewirkte, war in erster Linie das von der Regierung dem Parlament 

vorgelegte Mindestlohngesetz. Danach erhält jeder Untertagarbeiter einen Lohn, der nicht unter 

einem bestimmten Minimum stehen darf. Die Höhe des Minimallohnes wird in jedem der zwei-

undzwanzig Bergreviere festgesetzt von einem aus Arbeitern und Zechenbesitzern paritätisch ge-

bildeten Ausschuß unter dem Vorsitz eines Unparteiischen, den beide Teile berufen oder, falls sie 

sich über die Person nicht einigen können, das Handelsministerium ernennt. Statt einer dürfen auch 

drei Personen zum Vorsitz berufen werden, wobei Stimmenmehrheit entscheidet. Arbeiter, die we-

gen Alters, Krankheit oder aus anderen Gründen das vom Ausschuß bestimmte Arbeitsquantum 

nicht zu leisten vermögen, haben auf Mindestlohn keinen Anspruch. Das Gesetz gilt auf drei Jahre 

und bedarf zur weiteren Dauer der Genehmigung des Parlaments. Für die gleiche Dauer gelten 

auch die Mindestlohnsätze, sofern nicht nach Ablauf eines Jahres unter Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist von drei Monaten der eine Teil des Ausschusses eine Revision der Lohnsätze beantragt. 

Die Vorlage sollte, indem sie den gemäßigten Teil der Führerschaft zufrieden stellte, die Bewegung 

spalten und den Arbeitern die äußerste Grenze zeigen, über die hinaus sie keine Aussicht hätten, 

durch Kampf etwas zu erreichen. „Ein fortgesetztes Beharren im Ausstand würde schon den Cha-

rakter einer passiven Auflehnung gegen das Landesgesetz tragen und dadurch die Regierung zur 

Anwendung von Gewaltmitteln zum Schutze der Streikbrecher wie auch der Einfuhr von Kohle 

berechtigen, wie es Sir Edward Grey in seiner Rede während der Parlamentsdebatte namens der 

Regierung ganz ungeniert gestand.“ Auf der anderen Seite waren es zwei grundverschiedene 

Dinge, ob eine Grundforderung der Arbeiterschaft ihre Verwirklichung fand in einem Tarifvertrag 

oder einem Gesetz. In Wahrheit be-[140:]deutete das Gesetz einen namhaften Erfolg der Bergar-

beiterschaft. Zum ersten Male in ihrer Geschichte berührte ein Gesetz der bürgerlichen Gesellschaft 

den empfindlichsten Punkt der bürgerlichen Produktion, die Grundlage der kapitalistischen Ord-

nung, wo Kauf und Verkauf der Arbeitskraft sich vollziehen. Die Opposition nannte das Gesetz 

denn auch „eine kolossale Revolution“, und eben diese Erkenntnis bestärkte die Regierung in der 

Weigerung, das Prinzip ziffernmäßig auszudrücken, und in dem Entschluß, das Gesetz auf drei 

Jahre zu beschränken. „Mag sein, daß das Gesetz wirklich nicht erneuert wird, obwohl es nicht 

wahrscheinlich ist, mag das Parlament auch noch lange nicht wagen, das Prinzip in Zahlen zu über-

sehen. Der erste und wichtigste Schritt ist gemacht worden, und damit ist der Arbeiterklasse ein 

neuer Weg des Kampfes gezeigt.“ Jeder bedeutende Lohnkampf in England wird von nun ab zu 
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einem politischen Kampf. Der Premierminister meinte denn auch bei der zweiten Lesung deutlich 

genug: ein Tor werde jetzt geöffnet, das nicht mehr geschlossen werden könne. Es lasse sich nicht 

vermeiden, und es sei nutzlos, den Kopf in den Sand zu stecken. 

Die Ankündigung des allgemeinen Wahlrechts im Jahre 1905 hatte in Ungarn zunächst die Bildung 

eines aus allen bürgerlichen Parteien zusammengesetzten Koalitionsministeriums zur Folge. Den 

Junkern kam es darauf an, ein Wahlrecht zu schaffen, das ihre Herrschaft sicherte. Als sie nun mit 

einer pluralen Wahlrechtsvorlage herausrückten, protestierte die Arbeiterschaft mit Straßende-

monstrationen, bei denen mehrfach Blut floß, und politischen Streiks. „Die Straßendemonstratio-

nen wurden mit brutaler Gewalt unterdrückt: Streiks taten wohl der Bourgeoisie weh, machten aber 

auf die Großgrundbesitzer nicht den geringsten Eindruck.“ Es gelang darauf den Agrariern, den 

König zur Vorsanktion für einen neuen Wahlrechtsentwurf zu bestimmen, „welcher den des 

Schreibens Unkundigen bei indirekter Abstimmung ein Zehntel Stimmrecht gab, den des Schrei-

bens Kundigen eine, zwei oder drei Stimmen, je nach Einkommen und höherer Schulbildung ab-

gestuft“. Nunmehr entspann sich ein zähes Ringen zwischen Agrariern und der kleinbürgerlich -

bäuerlichen Justhpartei, dessen Folge die Ernennung Khuens zum Ministerpräsidenten war. Im 

Frühling 1912 spitzten sich dann die Dinge [141:] aufs schärfste zu, da das Kleinbürgertum, in der 

Erkenntnis, mit den Agrariern nicht anders fertig zu werden, sich die Forderung des allgemeinen, 

gleichen und geheimen Wahlrechts zu eigen gemacht hatte. Die Lage ward noch dadurch kompli-

ziert, daß der heftigste Kampf um die Wehrvorlagen tobte, die eine Erhöhung des jährlichen Kon-

tingents vorsahen und damit Bauernschaft und Kleinbürgertum schwer trafen, über die jedoch das 

Wiener und das ungarische Kabinett keine Einigung zu erzielen wußten. Die Justhpartei näherte 

sich der Sozialdemokratie, die bereits 1911 den Wahlrechtskampf jener gutgeheißen hatte, verhin-

derte im Parlament die Verhandlung der Wehrvorlagen durch Obstruktion und versprach, sie so 

lange fortzusehen, bis die Regierung mit einer annehmbaren Wahlreform herausrücke. 

Am 4. März fand eine von der sozialdemokratischen Partei angeordnete Kundgebung für das all-

gemeine Wahlrecht in Budapest statt, an der sich etwa achtzigtausend Menschen beteiligten. Auf 

einer zweiten Kundgebung wenige Tage später erklärte die Justhpartei, die Krise könne nur durch 

Schaffung eines allgemeinen Wahlrechts gelöst werden. Auch die Magnatenpartei sprach sich für 

ein „demokratisches Wahlrecht“ aus, sofern die Hegemonie der Magyaren, die nationalen Interes-

sen und der Einfluß der Intelligenz gewahrt blieben. Während im Abgeordnetenhaus die Opposi-

tion der Justhpartei sich verschärfte, nahm der ungarische Parteitag zu den schwebenden Fragen 

Stellung. Um die Militärvorlagen ganz zu verdrängen und damit das allgemeine Wahlrecht Gesetz 

werde, sei es nötig, daß die Obstruktion im Abgeordnetenhaus und die Bewegung der Massen im 

Lande in noch höherem Maße als bisher und mit stärkeren Waffen einsehe. Der Parteitag versi-

cherte die gegen die Militärvorlagen und für das allgemeine Wahlrecht geführte Obstruktion der 

Unterstützung der organisierten Arbeiterschaft und stellte diese Obstruktion unter den Schutz der 

Kraft der Massen. „Sollten aber die Wahlrechtsfeinde zu den Mitteln der Auflösung der Abgeord-

netenkammer greifen, um so mit dem Terror des Geldes, des Branntweins und des Bajonetts die 

parlamentarische Kampftruppe des Wahlrechts niederzuringen, so wird die sozialdemokratische 

Partei gegen den Terror mit terroristischen Waffen kämpfen und außerdem mit allen zur Verfügung 

stehenden agitatorischen Kräften dahin wirken, daß [142:] nur solche Abgeordnete siegreich aus 

den Wahlen hervorgehen, die den Kampf gegen die Wehrvorlagen und für das allgemeine, gleiche, 

geheime und gemeindeweise auszuübende Wahlrecht gutheißen und mit ihrer ganzen Kraft zu un-

terstützen geneigt sind.“ 

Die Dinge entwickelten sich jetzt rasch. Am 21. April demissionierte Khuen, und sein Finanzmi-

nister Lukács ward Ministerpräsident. Er galt als radikaler Politiker und Freund des allgemeinen 
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Wahlrechts, der zur Justhpartei stets in gutem persönlichem Verhältnis gestanden. Aber es wurde 

bald klar, daß er nicht die Energie besaß, sich dem Einfluß der agrarischen Reaktion zu entziehen. 

Das erste Wahlrechtskompromiß, das er der Justhpartei anbot, war eine Kopie der früheren vierten 

österreichischen Kurie, wonach einer Anzahl Städte das allgemeine, gleiche und geheime Wahl-

recht zugestanden, in den Landbezirken gleiches und geheimes Wahlrecht nur auf Grund eines 

Vermögenszensus gewährt werden sollte. Ein zweiter Entwurf behielt Vermögenszensus und Plu-

ralwahlrecht für die Intelligenz bei und gewährte denen, die keine direkte Steuer zahlten, das Wahl-

recht nur, sofern sie ein Schulzeugnis über sechs Klassen vorwiesen, fünf Jahre Mitglieder einer 

Krankenkasse waren oder mehrere Jahre auf einer Stelle in Arbeit standen. Als die Justhpartei beide 

Entwürfe abwies, warf sich Lukács vollends den Magnaten in die Arme. Der bisherige Präsident 

der Abgeordnetenkammer mußte abdanken, der Führer der reaktionären Wahlrechtsfeinde, Tisza, 

wurde an seine Stelle gewählt zu dem Zweck, den Widerstand der Justhpartei gegen die Erhöhung 

der militärischen Lasten zu brechen, den Kampf für das allgemeine Wahlrecht niederzuschlagen. 

Von allen Seiten bedrängt, zeigte die Justhpartei starke Zeichen der Entmutigung, zumal Tisza 

offensichtlich und sofort zu einem entscheidenden Schlag ausholte. Da griff die Sozialdemokratie 

ein. Am Abend der Wahl noch kam es zu großen öffentlichen Demonstrationen, und die sozialde-

mokratische Partei forderte die Arbeiterschaft auf, am folgenden Tage, am 23. Mai, in den Gene-

ralstreik zu treten und vor das Parlament zu ziehen. 

In den frühen Morgenstunden des roten Donnerstag waren die wichtigen Verkehrsadern der Stadt 

von Polizei und Militär besetzt. „Als um 8 Uhr“, heißt es in einem Budapester Tele-[143:]gramm 

des „Vorwärts“, „die kleinen Arbeitergruppen aus den Vorortsbezirken der Stadt zuzogen, begann 

die Polizei, unterstützt von Militär, mit wahrer Berserkerwut überall, wo sie eines Arbeiters an-

sichtig wurde, mit Polizeisäbeln und Pferden loszugehen.“ Die Arbeiter blieben die Antwort nicht 

schuldig und warfen sich der Polizei entgegen. Um 9 Uhr vormittags glich Budapest bis in die 

innere Stadt hinein einem riesigen Blachfeld. Man kämpfte an hundert Punkten zugleich. Mitten 

im Feuer wurden die Elektrischen ausgehalten, die Schienen aufgerissen und an bedrohten Stellen 

zu Barrikaden zusammengehäuft. Nachmittags zog sich die Menge vom nördlichen zum südlichen 

Stadtteil, wo am Petőfiplatz eine Versammlung stattfinden sollte. Hier kam es erneut zu heftigen 

Zusammenstößen. „Die Polizei stürmte in mehreren Attacken gegen die Arbeiter an; das Blut der 

Arbeiter färbte die Straßen, trotzdem wich die Menge nicht zurück.“ Eine größere Zahl von Stra-

ßenbahn- und Möbelwagen ward umgestürzt und in Brand gesteckt. „Die Arbeiter verbarrikadier-

ten sich in den Häusern und schossen auf die Polizei.“ Abends war aller Verkehr gehemmt, die 

Geschäfte geschlossen, an den Ecken der Hauptstraßen Kolonnen Infanterie, berittene Truppen 

allerorts patrouillierend, auf den Trottoirs gleichwohl dichte Arbeitermassen! „In den proletari-

schen Stadtteilen aber beherrschte die Arbeiterschaft vollkommen das Terrain. Die Beleuchtungs-

anlagen waren schon am Nachmittag zerstört worden, die Lampen teils eingeschlagen, teils total 

abgebrochen. Hier und da wurde das frei ausströmende Gas angezündet: meterlange rote Flammen 

verbreiteten ihr düsteres Licht über die Straßen. An anderen Plätzen wurden aus Wagen Barrikaden 

gebaut, Drähte quer über die Straßen gespannt, zertrümmerte Zäune zu Scheiterhaufen aufgehäuft 

und angezündet. Zumeist aber herrschte absolute Finsternis; in der Dunkelheit ertönten Salven und 

einzelne Schüsse.“ Auch in den Provinzstädten hatten die Arbeiter begonnen, in den Ausstand zu 

treten, und der Anschluß der Eisenbahner an den Streik wurde erwartet. 

Da hob die Parteileitung den Generalstreik plötzlich auf. Der Marsch vor das Parlament, um den 

Abbruch der Parlamentssitzung zu erzwingen, war nicht gelungen. Nicht nur weigerte Tisza die 

Vertagung angesichts des Blutvergießens. Selbst [144:] wenn es fünfzig Tote gebe, lasse er die 

Sitzung nicht unterbrechen. „Wir sind doch keine hysterischen Frauen!“ Im Ministerrat ließ er 

durch seinen Vertrauten, den Handelsminister, die sofortige Verhaftung der sozialdemokratischen 
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Parteileitung, die Auflösung aller Gewerkschaften, die Unterdrückung der Parteizeitungen, Sper-

rung der Parteidruckerei und Proklamierung des Standrechts fordern, ein Verlangen, das jedoch 

abgewiesen wurde. Den nächsten Zweck, den Widerstand der Opposition zu stärken, glaubte die 

Mehrheit der Parteileitung zudem erreicht. Es war ferner nicht unmöglich, daß ein allzu großes 

Blutvergießen die Bewegung auf lange Zeit niederschlug. In der Tat einigten sich die oppositio-

nellen Parteien des Abgeordnetenhauses auf einen Reformentwurf, der die Allgemeinheit der 

Wahlberechtigung und die geheime Abstimmung nicht im vollen Umfang aussprach. Das Wahl-

recht wurde für jeden des Lesens und Schreibens Kundigen beansprucht, der eine einer Kündigung 

von mindestens vierzehn Tagen unterliegende Wohnung inne hatte; doch bedurfte es des Nachwei-

ses einer solchen nicht bei selbständigen Kaufleuten und Gewerbetreibenden und allen, die inner-

halb der letzten zwei Jahre zwölf Monate Mitglied der Arbeiterkrankenkasse waren. Öffentlich 

sollte die Abstimmung in Bezirken sein, wo weniger als sechzig Prozent der Bevölkerung lesen 

und schreiben konnten. „In Gemeinden mit über 15.000 Einwohnern, ferner in jeder Gemeinde, in 

der irgend ein Unternehmen mehr als 1000 Arbeiter beschäftigt, erfolgt die Abstimmung jedenfalls 

geheim.“ Der Entwurf würde die Zahl der Wähler von 1,2 auf 2,9 Millionen erhöht haben. 

In den ersten Junitagen stellte Lukács der Opposition hinsichtlich der Wahlreform die alten Zuge-

ständnisse in Aussicht, sofern sie sich zu rascher Erledigung der Wehrvorlagen unter Erhöhung des 

Truppenkontingents um 136.000 Mann bereit erkläre. Der Ablehnung folgte unmittelbar der Um-

sturz der parlamentarischen Hausordnung und die Dezimierung der Opposition um vierzig Mann, 

die durch die Polizei gewaltsam aus dem Parlament entfernt wurden, während 25.000 Mann Trup-

pen bereitstanden, jeden Aufstandsversuch blutig zu unterdrücken. Stellenweise in der Provinz, in 

Debreczin, Großwardein, Nagy -Varad kam es zu Tumulten und Proteststreiks. Sie hinderten nicht, 

daß die Wehrvorlagen unter Verfassungsbruch angenommen [145:] wurden. Gegen Ende des Jah-

res veröffentlichte die Regierung die Grundzüge einer Wahlreform. Sie zielten auf ein Vierklas-

sensystem, das die Zahl der Wähler von 1,069 Millionen auf 1,868 Millionen erhöhte und wesent-

lich dem zweiten Vorschlag entsprach, den Lukács der Justhpartei vor dem Streik gemacht hatte. 

Die Jahre 1911 und 1912 sahen auch in Rußland ein Wiedererwachen der wirtschaftlichen und 

mehr noch der politischen Streikbewegung. Im Jahre 1911 streikten in Rußland 103.000, in den 

ersten fünf Monaten des folgenden Jahres bereits 613.771, während des ganzen Jahres 1,062 Mil-

lionen Arbeiter. Die Polizei folgerte daraus die Notwendigkeit, die Berufsvereine noch mehr zu 

überwachen und zu unterdrücken. Dagegen meinte ein Bericht des Verbandes der Moskauer In-

dustriellen, es sei zwar die Unterdrückung sozialistischer Einflüsse auf die Gewerkschaften wich-

tig, aber nicht minder notwendig, „daß die Unternehmer die Möglichkeit erhalten, durch ihre Be-

ziehungen mit legalen Vertretern der Arbeiter der Ausstellung von Forderungen vorzubeugen, die 

infolge der Bedingungen der Konjunktur unerreichbar sind“. 

Im Gefolge der wirtschaftlichen Prosperität hatte sich die Arbeiterschaft von ihren Wunden und 

Niederlagen erholt. Aber weniger die wirtschaftlichen als die politischen Streiks verliehen dem 

Jahre 1912 das Gepräge. Den Anstoß dazu gab das Gemetzel in den Lena-Goldwäschereien vom 

17. April. Während die Delegierten der Arbeiter mit dem Vertreter der Bergwerksinhaber um Bei-

legung entstandener Differenzen verhandelten, eröffnete das bereitstehende Militär ohne vorher-

gehende Warnung auf die friedlich harrende Menge das Feuer, wobei 270 Arbeiter getötet und 250 

verwundet wurden; 83 Prozent der Toten trugen nach amtlichen Berichten die Schußwunden im 

Rücken; selbst auf gefallene Arbeiter wurde noch geschossen. Infolge des Massakers kam es an 

vielen Orten zu Proteststreiks. Von Stadt zu Stadt übergehend, dauerte die Bewegung über einen 

Monat. In Petersburg streikten in den beiden letzten Apriltagen bis zu 25.000 Mann. In Kiew kam 

es zwischen Kosaken und Streikenden zu einem Zusammenstoß, bei dem 40 Arbeiter niedergerit-
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ten, mehrere schwer verwundet wurden. In Petersburg veranstalteten außerdem 7000 [146:] Höre-

rinnen der Frauenkurse vor der Kasankirche eine Demonstration, die zahlreiche Verhaftungen im 

Gefolge hatte. Die Demonstrationen bildeten das Vorspiel einer ungewohnt großen Maifeier. In 

Moskau und Petersburg ruhten die meisten Fabriken. Die Zahl der Feiernden soll in Petersburg an 

die 200.000 betragen haben. Insgesamt geben amtliche Berichte die Zahl der den 1. Mai Feiernden 

auf 300.000 an gegen 83.000 im Durchschnitt der Jahre 1908 bis 1911. Wenige Wochen später 

kam es zwischen der Polizei und 5000 streikenden Arbeitern einer Petersburger Schuhfabrik zu 

einem blutigen Zusammenstoß, brachen Streiks unter den Kohlenarbeitern des Donezreviers und 

den Schiffbauern im Hafen von Nikolajew am Schwarzen Meere aus, wie ja auch die Wahlbewe-

gung vom Oktober des Jahres anläßlich der Auflösung der Duma in den Städten einen schärferen 

demokratischen Einschlag auswies. Die Sozialdemokratie zumal hatte in den großen Orten be-

trächtlichen Stimmenzuwachs zu verzeichnen. Die Regierung kassierte die Urwahlen in den größ-

ten Petersburger Arbeiterkurien, worauf 30.000, nach anderen Meldungen 60.000 Arbeiter der 

Hauptstadt zum Proteststreik griffen. Als in Sewastopol 17 Matrosen wegen Aufreizung zum be-

waffneten Aufruhr zum Tode, 106 vier- bis achtjähriger Zwangsarbeit verurteilt wurden, fanden in 

einer Reihe von Städten Proteststreiks gegen die Todesstrafe statt. So in Moskau, Charkow, Riga. 

In Petersburg streikten aus diesem Anlaß 45.000 Mann. Insgesamt erfaßte diese Bewegung eine 

Viertelmillion Arbeiter. Anläßlich des Balkankriegs kam es nicht zu politischen Streiks, doch pro-

testierte eine Bevollmächtigtenkonferenz der Petersburger Arbeiter einstimmig gegen dessen Aus-

bruch. „Wir machen es den Auserwählten der Arbeiterklasse im Verein mit allen wirklichen Volks-

vertretern zur Pflicht, in und außerhalb der Reichsduma die Politik des kriegerischen Ausbeuter-

tums mit allen Mitteln zu bekämpfen.“ Die Bewegung in der Arbeiterschaft beschleunigte die Ver-

abschiedung der Gesetze über die Unfall- und Krankenversicherung der Arbeiter. Die der Arbei-

terschaft gewährte Vertretung war freilich ein Hohn und führte mancherorts wiederum zu Protest-

streiks. An den politischen Streiks nahmen nach eben jenen amtlichen Berichten insgesamt 400.000 

Arbeiter teil. „Auf vielen Fabriken fanden bedeutende Maßregelungen der Streikenden statt. [147:] 

Besondere Konventionen zu diesem Behufe wurden unter den Petersburger und Moskauer Fabri-

kanten abgeschlossen.“ Und der Moskauer Fabrikantenverband wies auf die Leichtigkeit hin, wo-

mit die Arbeiter zu politischen Streiks schreiten „und die Produktion gefährden und unterbrechen“. 

Nach dem Wahlrechtsstreik von 1902 hatte in Belgien der Kampf um das Wahlrecht andere Formen 

angenommen, glaubte doch ein Teil der Parteimitglieder, gemeinsam mit den Liberalen ein besse-

res Wahlrecht erobern zu können. Im Jahre 1911 kam es mit diesen zu einem förmlichen Kompro-

miß, um bei den Wahlen von 1912 die klerikale Herrschaft zu stürzen. Aber die Taktik erwies sich 

als verfehlt; die klerikale Mehrheit verstärkte sich von 6 auf 16 Stimmen. Der Ausfall der Wahlen 

führte in den Massen zu einer wahren Explosion. Am 3. Juni 1912 griffen sie spontan zum Streik. 

Die Regierung versuchte ihn gewaltsam zu unterdrücken. In verschiedenen Städten, in Verviers, 

Lüttich, Brüssel gab es Verwundete und Tote. In der Hauptstadt feuerte eine Gendarmerieabteilung 

aus kurzer Entfernung mehrere Salven auf eine von einer Demonstration ins Volkshaus zurückge-

kehrte Menge; drei Arbeiter wurden getötet, etwa vierzig verwundet. „Die Verwaltung hat die 

durchlöcherten Scheiben der Glastüren, soweit sie nicht überhaupt von den Kugeln zertrümmert 

worden sind, zwischen anderen Glasscheiben einfassen lassen, damit sie noch lange zeugen von 

dem abscheulichen Meuchelmord, der hier geschehen.“ Es kostete die Führer der Partei und Ge-

werkschaften denn auch die größte Anstrengung, die Arbeiter zur vorläufigen Wiederaufnahme der 

Arbeit zu bewegen. Ein außerordentlicher Kongreß der Partei, der Gewerkschaften und Genossen-

schaften trat am 30. Juni zusammen. Er steckte sich als Ziel, den Streik friedlich, einheitlich und 

methodisch zu organisieren und bei der Masse der Arbeiter zu erreichen, daß sie den Kampf mit 
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gleicher Einheitlichkeit beende, sobald der erstrebte Zweck erreicht sei oder seine Durchführung 

sich als unmöglich erweise. 

Sofort wurde von den Gewerkschaften, Genossenschaften und den politischen Gruppen ein Propa-

gandafonds errichtet. Alle vierzehn Tage gingen Manifeste und Broschüren über das Land. Die 

großen Gewerkschaften beschlossen, der Unterstützung des [148:] Streiks einen beträchtlichen Teil 

ihrer Barbestände zu opfern. Die Spartätigkeit in der Arbeiterschaft „nahm namentlich in den zwei 

großen Provinzen Lüttich und Hennegau solchen Umfang an, daß der Kleinhandel bald durch die 

bloße Vorbereitung des Streiks schwer getroffen wurde. Viele Kleinhändler sahen ihren Umsatz 

um 30, 40, ja selbst 50 Prozent abnehmen.“ Am 12. Februar 1913 lehnte die Kammer ab, den 

Revisionsantrag der Sozialisten auf die Tagesordnung zu sehen, während man doch wußte, daß 

König und Ministerium sich mit der Notwendigkeit einer Wahlrechtsrevision abgefunden hatten; 

sie gedachten die Frage zunächst zum Studium zu bringen, um vorher das Kap der Wahlen von 

1914 zu umschiffen. Großkaufmannschaft und Großindustrie legten sich nun ins Mittel. In der Tat 

wurden die Bürgermeister der Städte gegenüber den Führern der Arbeiterschaft zu der Erklärung 

autorisiert, die Wahlrechtsreform werde in die Wege geleitet, wenn der Streik unterbleibe. Aber 

die Erklärung, die der Ministerpräsident am 12. März unter dem Drucke der klerikalen Kammer-

mehrheit abgab, entsprach den gemachten Eröffnungen in keiner Weise. Der darauf am 23. März 

zusammentretende Kongreß der Arbeiterorganisationen setzte den Anfang des Streiks auf den 14. 

April fest. 

Eine noch größere und umfassendere Propaganda begann. Nach der letzten verfügbaren, allerdings 

aus dem Jahre 1896 stammenden Gewerbestatistik zählte Belgien – von der Hausindustrie abgese-

hen 682.000 Arbeiter und Arbeiterinnen in Industrie und Transportwesen, die sich auf etwa 

800.000 vermehrt haben mochten. Von den Transportarbeitern kamen etwa 70.000 Eisenbahner, 

die kein Koalitionsrecht besaßen und fast völlig unorganisiert waren, für den Streik nicht in Be-

tracht; „außerdem begegnete die Teilnahme an einem Massenstreik bei dem immerhin noch erheb-

lichen Teil der Industriearbeiterschaft, der in Kleinbetrieben beschäftigt ist, erheblichen Schwie-

rigkeiten“. Die Streikleitung rechnete, die Aktion werde mit 250.000 bis 300.000 Mann beginnen 

und auf etwa eine halbe Million anschwellen. Der Kampf, der am festgesetzten Tage begann, über-

traf zunächst die gehegten Erwartungen. Am zweiten Tage hatten etwa 350.000 Mann die Arbeit 

niedergelegt. Der für das belgische Wirtschaftsleben ausschlaggebende Hafen von Antwerpen 

[149:] lag fast still, wiewohl von den 20.000 Hafenarbeitern nicht mehr als 6000 organisiert waren 

und die klerikale ländliche Umgebung der Stadt ein großes Reserveheer von Streikbrechern zur 

Verfügung zu stellen schien. In der Nacht vom Sonntag zum Montag, Punkt Mitternacht, „legten 

die Arbeiter der Nachtschicht die Arbeit nieder, die Polizei alarmierte sofort das Militär, das eine 

Stunde später die Kasernen verließ, um im Verein mit der Gendarmerie und einem Teil der Bür-

gergarde die ausgedehnten Hafenanlagen zu besetzen“. Am dritten Streiktag war der Güterwagen-

verkehr des Hafens von 1200 auf 200 Wagen gesunken. In den wallonischen Industriebezirken war 

alles wie ausgestorben. Am wenigsten trat der Streik zunächst in der Hauptstadt in die äußere Er-

scheinung, ist Brüssel ja weit mehr Luxusstadt als Industriezentrum. Gleichwohl gab es in Groß -

Brüssel „überhaupt nur zwei oder drei größere Fabriken, und zwar solche, die ausschließlich un-

gelernte Arbeiter und Arbeiterinnen beschäftigen, wo noch gearbeitet wird“. In allen übrigen, zu-

mal den Maschinen- und Automobilfabriken, wurde gestreikt. Am sechsten Tage erreichte der 

Streik mit etwa 450.000 Beteiligten den Höhepunkt. 

Tags zuvor faßte die Organisation der Buchdrucker den Beschluß, dem Streik beizutreten. Aber 

diese Arbeiterschicht kehrte sich nicht an die Weisung, so daß alle Blätter der Hauptstadt erschie-

nen mit Ausnahme des Arbeiterorgans „Peuple“. Eine Erneuerung des Streikbeschlusses hatte 
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keinen besseren Erfolg. Tat dies dem Eindruck des Streiks nicht unwesentlichen Abbruch, so konn-

ten sich doch Regierung und Parlament der Wirkung der Demonstration nicht völlig entziehen. Der 

Ministerpräsident hatte sich in der Kammer damit einverstanden erklärt, daß eine zur Beratung des 

Gemeinde- und Provinzialwahlrechts zu berufende Kommission auch die Revision des Wahlrechts 

für die gesetzgebenden Körperschaften in Erwägung ziehe, sobald das Land „in die Gesetzlichkeit“ 

zurückgekehrt sei. Aber die klerikale Mehrheit zwang ihn zu der öffentlichen Erklärung, der ste-

nographische Text seiner Worte „entspreche nicht seinen Gedanken“. Schließlich stimmte die 

Kammer einer Tagesordnung zu, in der es hieß, daß eine einzusehende Kommission das Problem 

der Provinzial- und Kommunalwahlen studieren und die Wahlrechtsfrage für das Parlament erör-

tern solle; finde sie [150:] eine bessere Formel wie die bestehende, könnten die 1914 zu wählenden 

Abgeordneten die Wähler befragen. Sprächen sie sich im Sinne einer Revision aus, so würde sich 

wohl niemand einer Verfassungsrevision widersetzen“. Die Klerikalen schwächten die Erklärung 

dadurch ab, daß sie betonten, als ihre Basis seien sämtliche Erklärungen des Ministerpräsidenten 

anzusehen; außerdem beschloß die Kammer eine Mißbilligung des Streiks. Aber der Sinn der Er-

klärung war doch, daß die Frage der Wahlrechtsreform in der nächsten Kammer zur parlamentari-

schen Behandlung stand. Die Liberalen, die bisher dem Streik teilweise Sympathie entgegenge-

bracht hatten, gaben sich mit der Erklärung zufrieden, was sie dadurch zum Ausdruck brachten, 

daß sie dem Mißbilligungsvotum beitraten. Im Angesicht dieser Vorgänge empfahl das nationale 

Streikkomitee den Abbruch des Kampfes. 

Bemerkenswerter fast wie der Verlauf des Kampfes ist die bei ihm befolgte Methode. Die am Streik 

Beteiligten waren höchstens zu einem Drittel gewerkschaftlich organisiert. Man hatte drei Arten 

von Fonds, die Bezirksfonds, den Nationalfonds und den Reservefonds geschaffen. Organisation 

und Finanzierung des Streiks blieb zunächst den Ortsverbänden überlassen, während das National-

komitee, in dem Partei, Gewerkschaften und Genossenschaften vertreten waren, den Reservefonds 

eventuell auch aus dem Ausland zu beschaffen und die allgemeinen Fragen zu regeln hatte. Außer-

dem waren vier Spezialausschüsse gebildet für die Agitation, die Finanzen, die Lebensmittelver-

sorgung und die Kinderauswanderung. Über ihnen stand das Exekutivkomitee, gebildet aus dem 

Nationalkomitee und den Vertretern der Spezialausschüsse, das wieder einen ausführenden Vor-

stand ernannte. Die Beschaffung der Mittel lag in den Händen des Finanzausschusses. „Die Mittel 

der Gewerkschaften und Genossenschaften sollten nicht zu stark in Angriff genommen werden, 

um im Falle einer Niederlage diese Organisationen nicht auffliegen zu lassen. Die meisten Ge-

werkschaften beschlossen daher, erst nach vierzehntägigem Streik und auch dann nur mit unwe-

sentlichen Zuschüssen einzugreifen; andere Gewerkschaften lehnten jede Unterstützung ab.“ Um 

Streikfonds zusammenzubringen, gab man Hefte mit Scheinen über 1 bis 100 Franken und daneben 

Verpflichtungskarten aus, „da viele erst zum Streik beitragen wollten, [151:] wenn er ausgebrochen 

sei“. Außerdem wurde zum individuellen und offiziellen Sparen ermuntert. Das erstere war ziem-

lich ohne Erfolg. Anders die offizielle Spareinrichtung. „Durch Hauskassierer wurden in zahlrei-

chen Orten ganz erhebliche Summen zusammengeholt, die für jeden der Streikenden im Durch-

schnitt eine Reservesumme von 20 bis 30 Franken ausmachten.“ Durch Sammelscheine wurden 

125.300, auf andere Weise 114.900 Franken gesammelt; beim Nationalkomitee gingen 525.678 

Franken ein, Summen, in denen die Unterstützungen der Gewerkschaften und Genossenschaften 

nicht einbegriffen sind. 

Die schwierigste Aufgabe war die Versorgung der Massen mit Lebensmitteln. Zu dem Behuf übte 

der Lebensmittelausschuß eine genaue Streikkontrolle. Er hatte die Streikenden wöchentlich ein-

mal zu zählen, was ganz nach Art der Gewerkschaftskämpfe durch Kontrollkarten, und zwar nicht 

nach Berufen, sondern nach Stadtkartellen geschah. Im übrigen ordnete er das Versammlungswe-

sen und die Lieferung von Naturalien, die dadurch erleichtert ward, daß Gewerkschaften und 
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Genossenschaften ihre Unterstützung in Lebensmitteln oder in Gutscheinen auf solche gewährten. 

Lebensmittel – Brot, Reis, Bohnen und Erbsen – wurden in Antwerpen an 6000 bis 6500 Streikende 

verteilt. In Brüssel waren 32 Küchen errichtet, in denen 63.000 Liter Suppen zur Ausgabe gelang-

ten – in der ersten Woche die Suppe für 10 Centimes, in der zweiten Woche kostenfrei. Gent hatte 

gleichfalls über 30 Küchen errichtet, die 244.000 Liter Suppen und 120.000 Kilogramm Brot an 

etwa 11.000 Familien vermittelten. „Die Einrichtung der eigenen Küchen mit der eigenen Lebens-

mittelversorgung hat sich nach dem Urteil aller Beteiligten durchaus bewährt.“ Der Ausschuß für 

Kinderauswanderung versandte Fragebogen nach den Grenzgebieten von Holland und Frankreich 

mit der Bitte um Unterkunft für die Kinder der Streikenden, eine Einrichtung, die 1906 zum ers-

tenmal in Anwendung gebracht worden war. Damals wurden 3500 Kinder außerhalb des Streikge-

biets verpflegt. „Es war zu diesem Zweck ein Überwachungsdienst mit ständiger ärztlicher Hilfe 

eingerichtet.“ Aus Frankreich liefen 5000, aus Holland 2500 Angebote ein; außerdem sammelten 

die Holländer 3000 Gulden als Fahrgeld für die Kinder. „Diese Angebote aus dem Ausland aber 

wirkten günstig auf die einheimischen Kreise. Zahlreiche Bürgerliche, [152:] ganze bürgerliche 

Organisationen und natürlich auch viele besser gestellte Mitglieder erklärten sich bereit, Kinder 

anzunehmen, so daß nur 200 nach Holland und 200 nach Frankreich zu gehen brauchten; die übri-

gen wurden im eigenen Lande untergebracht.“ 

2. Die Kämpfe in Deutschland. 

In dem Maße, wie wirtschaftliche Kämpfe von dem Gegensatz zu nationalen Arbeitgeberverbän-

den oder kartellierten Industrien beherrscht werden, gewinnen sie politischen Charakter. Es sind 

Machtkämpfe nicht um den Besitz der Produktionsmittel, sondern um ihre gesellschaftliche Bewe-

gung, um das Maß des Einflusses auf die Arbeitsbedingungen geschlossener Produktionssphären. 

Läßt sich in Deutschland für die in Frage kommende Periode von politischen Streiks im eigentli-

chen Sinne in keiner Weise reden, so sind doch Regierung und Unternehmertum wetteifernd dabei, 

jene Seite der Dinge immer schärfer in den Vordergrund zu rücken. Nachdem Ende 1906 die gute 

Geschäftskonjunktur rasch zunehmender Geschäftsflaue gewichen war, der nordamerikanische 

Bankkrach vom Oktober 1907 auch in Deutschland die schleichende Krise mit jäher Schnelligkeit 

in eine offene und allgemeine verwandelt hatte, dachte das deutsche Unternehmertum, die der Ar-

beiterschaft bei den politischen Wahlen des Jahres beigebrachte Schlappe auf die Gewerkschafts-

bewegung zu übertragen. Die Aussperrungstaktik, die seit 1904 bereits beträchtlich an Umfang 

gewonnen hatte, erfuhr seitdem eine gewaltige Ausdehnung. Sie wurde nicht allein eine reguläre 

Waffe des Unternehmertums, sie trat in den Mittelpunkt seiner Kampfbewegungen. Gerade die 

Aussperrungstaktik aber gebiert den Ruf nach Arbeitswilligenschutz, jenes Drängen, das auf dem 

Gebiet der Arbeitskämpfe für die Arbeiterschaft ohnehin bestehende Ausnahmerecht durch regu-

läre Ausnahmegesetze zu verschärfen, sie treibt nach Abwehr der großen Streiks unmittelbar durch 

die Mittel der bürgerlichen Staatsgewalt selbst. Nicht also, weil die deutsche Arbeiterschaft mit 

den Wirtschaftskämpfen dieser Zeit politische Zwecke und Absichten verband, sondern um der 

gesellschaftlichen Begleiterscheinungen willen, weil Regierung und Unternehmertum in den wirt-

schaftlichen Kampf mit Bewußtsein und Absicht politische Zwecke und Ziele hinein [153:] tragen, 

weil die letzte Ära der Wirtschaftskämpfe in die Vorstöße der Reaktion wider das Koalitionsrecht 

selber mündet und damit die Frage des politischen Streiks für Deutschland nach Maßgabe der Be-

schlüsse von Jena und Mannheim aufgerollt wird, kann in diesem Zusammenhang eine kurze Er-

wähnung oder Skizze der wichtigsten Sperren nicht übergangen werden. 

Die wegen der Forderung des Zehnstundentags erfolgte Aussperrung von 6000 Textilarbeitern zu 

Mülhausen im Elsaß vom Jahre 1906 wurde zugunsten der Arbeiter entschieden durch den Be-

schluß der sozialdemokratischen Gemeinderatsmehrheit, die Ausgesperrten aus städtischen Mitteln 
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zu beschäftigen. Im März 1907 kam es zu einer partiellen Aussperrung der Schneider, die am 30. 

April auf ganz Deutschland ausgedehnt ward. Im Frühling desselben Jahres machte der Zentral-

verband deutscher Reeder gegen die Hafenarbeiter und Seeleute mobil. Zunächst nahm man die 

Hamburger Schauerleute aufs Korn, die nach einem Beschluß vom Mai des Vorjahrs die Nachtar-

beit wesentlich beschränkt hatten und sich jetzt nicht zu unbegrenzter Nachtarbeit verpflichten 

wollten. Hatten sich doch die Unternehmervereinigungen selber dahin ausgesprochen, es habe die 

Beschränkung der Nachtarbeit zu Klagen keinen Anlaß gegeben, sie sei in weiterem Umfang, als 

man bisher angenommen habe, durchführbar. Die Weigerung war zudem um so verständlicher, als 

das Hamburger Gewerbegericht eine fortlaufende Arbeitszeit von 36 Stunden für im Hafen üblich 

und nicht gegen die guten Sitten verstoßend erklärte und von dieser Grundlage aus eine Anzahl 

Arbeiter wegen „unerlaubten“ Verlassens der Arbeit zur Entschädigung an die Hamburg-Amerika-

Linie verurteilte. Der Versuch, durch Einbürgerung von Kontraktarbeitern die Organisation zu läh-

men, schlug fehl, und die Aussperrung, die bald 5000 Mann betraf, erfolgte. Da es den Reedern 

gelang, etwa 1800 englische Streikbrecher herbeizuschaffen, und eine Generalaussperrung, die in 

Königsberg einsehen sollte, angedroht ward, mußte die Arbeit ohne Erfolg wieder aufgenommen 

werden. Differenzen mit den Formern hatten 1906 zur Aussperrung der Metallarbeiter in Hanno-

ver, Leipzig, Breslau, Berlin und Dresden geführt. Der Gesamtverband deutscher Metallindustri-

eller drohte darob mit einer Aussperrung der gesamten [154:] deutschen Metallarbeiterschaft, die 

am 10. Mai 1906 in Kraft treten sollte, ein Beschluß, dessen Ausführung an der Haltung der Fab-

rikanten selber scheiterte. Zum 1. Januar 1909 wurden in Mannheim 14.000 Metallarbeiter ausge-

sperrt. Gegen Ende des Jahres 1910 erfolgte in Berlin eine Aussperrung von über 30.000 Metallar-

beitern aus Anlaß einer Formerbewegung. Im wesentlichen wurde erreicht eine Erhöhung der Ein-

stellungslöhne und Akkordlöhne, doch waren die Erfolge gering. 

Von großer Bedeutung waren die Kämpfe auf den Seeschiffswerften. Das Unternehmertum ist im 

Verband deutscher Metallindustrieller organisiert und bildet als Unterverband den Verein deut-

scher Seeschiffswerften. Es lehnte bisher jedes Verhandeln mit den Arbeiterorganisationen sowohl 

als auch mit der Arbeiterschaft des eigenen Betriebs ab. Wer den Befehlen der Direktionen und 

Betriebsleitungen nicht unweigerlich nachkam, mochten in der Woche auch bis zu 120 Arbeits-

stunden geleistet sein, wurde entlassen. Es gelten die verschiedensten Lohnsysteme: Lohnarbeit, 

Lohnakkord, Akkordarbeit mischen sich in buntem Wechsel; Lohnsatz, Akkordsatz, Einstellungs-

lohn bestimmte die Betriebsleitung ohne Anhörung der Arbeiter. „Die wegen Beschwerden entlas-

senen Arbeiter werden sechs Wochen von den anderen Werften nicht eingestellt, wenn sie nicht 

als ,Hetzer‘ von der Einstellung dauernd ausgeschlossen bleiben.“ Vor der Einstellung muß jeder 

Arbeiter den Arbeitsnachweis der Metallindustriellen passieren, der über die Personalien genaue 

Listen führt. Um nun die Agitation auf den Werften zu fördern, setzten die Arbeiter eine Zentral-

werftkommission ein, die auf den Ausbau der Organisationen günstig einwirkte, so daß 1907 ein 

Vorstoß zur Besserung der Arbeitsbedingungen unternommen werden konnte. Bis dahin war bei 

den Werftarbeitern die 60stündige Arbeitszeit üblich. Es gelang, in Hamburg die 56stündige, für 

die anderen Orte die 57stündige Arbeitszeit zu erreichen, doch diente die gewährte Lohnerhöhung 

nur dem Schein. Was wollte es bedeuten, daß die bei Einführung der verkürzten Arbeitszeit beste-

henden Löhne um 2, 3 und 4 Pfennig die Stunde erhöht wurden, wenn damit der Lohnausfall für 

die verkürzte Arbeitszeit nicht gedeckt ward, wenn mangels fest vereinbarter, unkürzbarer Einstel-

lungs- oder Anfangslöhne jeder entlassene Arbeiter im neuen Arbeitsverhältnis zu bedeutend nied-

rigeren [155:] Löhnen, als er vorher erhielt, beginnen mußte? Bestand doch bei den Werften die 

Gewohnheit, nach Fertigstellung eines Teiles der vorhandenen Aufträge zahlreiche Arbeiter zu 

entlassen, um sie auf Grund der Zwangsmaßregeln des Unternehmernachweises acht oder vierzehn 

Tage später zu niedrigeren Löhnen wieder einzustellen. Die Arbeiter übernahmen nun im Prinzip 
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die Verpflichtung, Überstundenarbeit erforderlichenfalls zu leisten. Die Organisationen sollten 

nicht hindernd eingreifen, doch sollten auch den Arbeitern, wenn sie aus triftigen Gründen Über-

zeitarbeit verweigerten, keine Nachteile erstehen. Die Verhandlungen wurden so geführt, daß die 

Unternehmer aus ihren Betrieben geeignete Unorganisierte neben den Organisierten heranzogen 

und die Vertreter der Organisierten nur gehört wurden. Es wurden ihnen die Beschlüsse der Unter-

nehmer mitgeteilt, und es hieß dann, diese im ganzen Umfang annehmen oder ablehnen. Die Ar-

beiterschaft mußte sich mit dem Gebotenen wohl oder übel abfinden. 

Im Jahre 1907 sperrte die Kruppsche Germaniawerst 2000 Arbeiter aus, weil 170 Nieter die Arbeit 

eingestellt hatten. Ein Jahr darauf kam es zum Konflikt mit der Stettiner Vulkanwerft. Nachdem 

die Nieter Monate hindurch täglich elf Stunden, häufig Nachtschichten und selbst vierundzwan-

zigstündige Schichten gearbeitet hatten, glaubten sie sich berechtigt, eine andere Einteilung der 

Überzeitarbeit zu verlangen. Als sie verweigert wurde mit der brutalen Androhung der Entlassung, 

lehnten sie aus „triftigen Gründen“ weitere Überarbeit ab. Die Folge war die Aussperrung von 7500 

Mann. Als nun im Widerspruch mit dem Verbandsstatut die Nieter Forderungen erhoben, wofür 

ihnen die Streikunterstützung entzogen ward, sperrten die Stettiner Metallindustriellen weitere 

12.000 Mann aus. Nicht nur kündigten die Seeschiffswerften vom 19. August an die Aussperrung 

aller Arbeiter an, der gesamte Verband deutscher Metallindustrieller beriet über eine Generalaus-

sperrung der deutschen Metallarbeiter. Darauf hoben die Nieter den Streik auf. 

Dies waren die Vorspiele, als am 8. Mai 1910 eine Werftarbeiterkonferenz die Zentralwerftkom-

mission mit der Ausarbeitung von Forderungen beauftragte. Sie verlangten wöchentliche Arbeits-

zeit von 53 Stunden mit entsprechendem Lohnausgleich [156:] für die eintretende Verkürzung, 

eine allgemeine Lohnerhöhung von 10 Prozent, Festlegung von Einstellungslöhnen für die einzel-

nen Berufe, Sicherung eines bestimmten Verdienstes bei Akkordarbeit, gleichmäßige Verteilung 

des Akkordüberschusses, Festsetzung der Abschlagzahlung und der Zahlungstermine sowie der 

Ausschläge für Überstunden, Nacht- und Sonntagsarbeit und bei wechselnden Schichten. Endlich 

sollten die Arbeiter nicht gezwungen werden können, länger als vierzehn Stunden hintereinander 

zu arbeiten. Die Unternehmer antworteten, die Lage des Schiffbaues gestatte keine Beunruhigun-

gen oder seine Leistungsfähigkeit herabdrückende Maßnahmen. Die in letzter Zeit bei Neubauten 

erzielten Preise würden „eher eine Ermäßigung als eine Erhöhung der Löhne“ erfordern; die ande-

ren Punkte der Vorlage hätten „den Werften keine Möglichkeit gegeben, denselben zuzustimmen“. 

Wolle die Arbeiterschaft die Ablehnung mündlich begründet hören, sei man zu einer Zusammen-

kunst bereit. Die Organisationen überließen darauf den örtlichen Mitgliedschaften die weiteren 

Schritte, und die Hamburger Werftarbeiter reichten die Forderungen ein, die von den einzelnen 

Unternehmern unter Hinweis auf ihre Organisationen erneut abgelehnt wurden. Nunmehr beschlos-

sen die Arbeiter in neun überfüllten Versammlungen gegen kleine Minderheiten die sofortige Ar-

beitseinstellung. 

Sie erfolgte am 4. August mit seltener Einmütigkeit: 9500 Mann traten geschlossen in den Kampf. 

Als die Unternehmer darauf in Bremen, Bremerhaven, Vegesack, Flensburg, Kiel, Lübeck und 

Stettin 60 Prozent der Werftarbeiter aussperrten, zogen die Organisationen sämtliche Werftarbei-

ter, 33.000 an der Zahl, aus den Betrieben. Jetzt richteten die Werften an den Gesamtverband der 

Metallindustrie den Antrag, sie durch eine Generalaussperrung zu unterstützen. Zum 8. Oktober 

sollte eine Aussperrung von 60 Prozent sämtlicher Metallarbeiter, von 400.000 Mann erfolgen. Als 

gesetzliche Maßregel, schrieben die „Berliner Neuesten Nachrichten“, komme zunächst in Be-

tracht, daß jedes schwimmende Kriegsschiff verstärkten Schutz genieße der Art, daß Arbeitsein-

stellungen der an ihm beschäftigten Arbeiter mit Freiheitsstrafen belegt würden. Ähnlich sei für 

die Sicherheit der den Privatwerften überwiesenen Schiffe zu sorgen. „Des weiteren wäre die 
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Wehrordnung abzuändern. Der größte [157:] Teil der in der Schiffbauindustrie beschäftigten Ar-

beiter dürste noch dienstpflichtig beziehungsweise landsturmpflichtig sein. Es müßte nun bestimmt 

werden, daß diese Elemente, wenn Kämpfe in der Schiffbauindustrie die rechtzeitige Fertigstellung 

der Schiffe zu verzögern drohen, auf Antrag oder Anordnung des Reichsmarineamtes von den zu-

ständigen Militär- und Marinebehörden militärisch eingezogen und – nunmehr unter den Militär-

gesetzen stehend – zur Fertigstellung der Schiffe kommandiert werden können. Diese Einziehung 

würde auf die militärischen Übungen anzurechnen sein. Die Löhnung würde in Höhe des Arbeits-

lohnes gezahlt werden und von den Werften einzufordern sein.“ Zudem solle die Marineverwaltung 

den Bauverträgen bei Abschluß eine Bestimmung einfügen, die die Werften bei partiellen Arbeits-

einstellungen verpflichtet, den verbleibenden Teil der Arbeitskräfte auf den Kriegsschiffen zu ver-

einigen, wenn nach dem Bericht des aussichtführenden Marinebaubeamten die rechtzeitige Ablie-

ferung des Kriegsschiffes gefährdet erscheine. 

Durch Verhandlungen wurden mehrere Zugeständnisse erreicht: so die Verkürzung der täglichen 

Arbeitszeit in Hamburg auf 54, in den übrigen Werftorten auf 55 Stunden; zum Ausgleich dersel-

ben ward eine Zulage von einem Pfennig auf den Stundenlohn gewährt. Der Einstellungslohn 

wurde in Hamburg bei der Wiederaufnahme der Arbeit um zwei Pfennig die Stunde erhöht, doch 

sollte er nicht unter 40 Pfennig die Stunde betragen. Aber der erzielte Erfolg lag nicht auf materi-

ellem Gebiet, vielmehr in der Tatsache, daß die Unternehmergruppe, die bisher am schroffsten den 

Herrenstandpunkt vertreten, am rücksichtslosesten jede Einmischung Dritter in die Angelegenhei-

ten des Betriebs zurückgewiesen hatte, sich zum Verhandeln mit der Organisation hatte bequemen 

müssen. Um so mehr lag dem Unternehmertum daran, den Zugeständnissen keine wirkliche Folge 

zu geben. In der Tat blieben sie großenteils auf dem Papier. Die Bestimmungen über die Einstel-

lungslöhne waren angesichts des überwiegenden Akkordsystems ohnehin ziemlich belanglos. Da-

gegen rief die Frage des Akkordüberschusses seit 1910 steigende Reibungen hervor. Nach den 

Arbeitsordnungen war der Überschuß verloren, sobald ein Arbeiter seine Entlassung nahm oder 

erhielt. „Die unerhörte Härte dieser Bestimmung, die bisher vergeblich vor den Gerichten ange-

fochten [158:] wurde, wird erst dann recht klar, wenn man bedenkt, daß die Akkorde teilweise bis 

zu einigen tausend Stunden laufen. Durch rigorose Akkordreduzierungen wurden die geringen Er-

folge der Bewegung von 1910 zum großen Teile wieder wettgemacht. Bei einzelnen Arbeiten 

wurde ein den Stundenlohn übersteigender Akkordlohn überhaupt nicht mehr erzielt.“ Als nun die 

Krise nahte, legte es das Unternehmertum darauf an, jene Niederlage im vollen Umfang wettzu-

machen. Von Arbeiterseite drei Jahre später eingeleitete Verhandlungen beantwortete es mit den 

rücksichtslosesten Provokationen, zumal mit Entlassung von Angehörigen der freien Gewerkschaf-

ten und Einstellung gelber Elemente. Darüber kam es am 14. Juli zur Arbeitsniederlegung zunächst 

auf den Hamburger Werften, denen Arbeitsniederlegungen in Flensburg und Stettin folgten, ehe 

die Verhandlungen, deren Scheitern nach Lage der Dinge gewiß war, formell abgebrochen waren. 

Die Verbandsvorstände erachteten danach ihren Standpunkt für gegeben. „Die Statuten aller ge-

werkschaftlichen Zentralverbände machen nicht etwa zufällig, sondern aus zwingenden Gründen 

Arbeitsniederlegungen von der Genehmigung der Vorstände abhängig. Eine solche Genehmigung 

war nicht erteilt, konnte auch, solange die Verhandlungen nicht endgültig abgebrochen waren, 

nicht erteilt werden. Die Statuten der gewerkschaftlichen Zentralverbände verweigern ihren Mit-

gliedern in allen Fällen, wo Streiks ohne Genehmigung der Vorstände eingeleitet werden, die Un-

terstützung. Nach den Satzungen des Deutschen Metallarbeiterverbandes, um dessen Mitglieder es 

sich bei den Arbeitsniederlegungen in erster Linie handelt, verzichten die Mitglieder in solchen 

Fällen auf jedwede Unterstützung. Mit solchen statutarischen Vorschriften müssen sich auch die 

Vorstände abfinden.“ Zudem werfe das Vorgehen der Mitglieder die mit der Werftarbeiterkonfe-

renz festgelegte Taktik über den Haufen, beeinträchtige das Abstimmungsrecht der „besonnenen, 
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ruhig abwägenden“ Mitglieder. Durch Verschulden der unbesonnenen Mitglieder „ist die Bewe-

gung schon jetzt auf einem Punkt angelangt, wo sie zu einem erfolgreichen Ende nicht geführt 

werden kann. Aus diesem Grunde können die Vorstände eine Verantwortung für den Ausgang der 

Bewegung nicht übernehmen so lange, wie die wilden Streiks bestehen, und so lange, wie seitens 

der Mitglieder gegen die Be-[159:]schlüsse der eigenen Vertreter verstoßen wird.“ Damit war die 

Bewegung den Unternehmern in die Hand gegeben. Die Arbeiter fügten sich dem Beschluß der 

berufenen Generalversammlung des Verbandes und stellten sich zur Arbeit, um sich einer beispiel-

los provozierenden Auslese durch den Arbeitsnachweis der Industriellen unterworfen zu sehen. 

Die Bewegung endete nicht nur, was von Anbeginn vorauszusehen war, ohne materielles Ergebnis, 

sondern auch mit einer schweren Beeinträchtigung der Organisation. 

Nicht minder bedeutsam waren die Bewegungen im Baugewerbe. Die Arbeiterschaft huldigte der 

Auffassung, Abschluß und Durchführung von Tarifverträgen sei in erster Linie, wenn nicht aus-

schließlich Sache der örtlichen Organisationen. So sprach sich noch 1899 der fünfte Verbandstag 

der Maurer zu Berlin gegen Reichstarife von der Art des Buchdruckertarifs aus. Als nun den Un-

ternehmern eine Reihe von Ortstarifen unbequem wurden, entschieden sie sich auf ihren Verbands-

tagen für Verträge über große Gebiete. So entstanden 1904 und 1905 die Bezirkstarifverträge für 

den Maingau und das rheinisch-westfälische Industriegebiet, beide mit gleichem Ablaufstermin am 

31. März 1908. Das Unternehmertum ging von der Absicht aus, dem Vorgehen der Arbeiter einer 

Stadt die Unternehmerschaft eines großen Bezirks entgegenzustellen, lokale Bewegungen mit ter-

ritorialen Aussperrungen zu beantworten, gegebenenfalls zur Aussperrung größten Umfangs zu 

greifen. Man empfahl den Unterverbänden, alle Verträge zum gleichen Termin im Frühjahr 1908 

auf Grund eines Vertragsmusters abzuschließen und die Arbeitszeit nur mit Genehmigung des Bun-

desvorstandes nach vorausgegangenem verlorenen Streik unter 10 Stunden zu verkürzen. „Die Ar-

beiterorganisationen sollen und müssen wissen, daß der Deutsche Arbeitgeberbund für das Bauge-

werbe zu einer Macht geworden ist, die sie zu respektieren haben. ... Aus dem Beschluß über ein-

heitliche Termine für Kündigung und Gültigkeitsdauer der Verträge sollen die Gewerkschaften 

erkennen, daß sich im deutschen Baugewerbe ein starker einheitlicher Wille vorbereitet. ... Das 

Endziel ist darauf gerichtet, daß, falls nicht für alle Verträge eine Einigkeit erzielt werden kann, 

dann sämtliche Verträge nicht in Kraft treten und als letztes Mittel eine Aussperrung der Bauarbei-

ter größeren Umfanges angedroht [160:] und durchgeführt werden soll.“ Mit diesen Worten wurde 

der Mustervertrag aus der Taufe gehoben. 

Die Aussperrung von 10.000 Berliner Bauarbeitern hatte sich als Schlag ins Wasser erwiesen. Nun, 

im Frühjahr 1908 wollte der Unternehmerbund den Kampf aufnehmen; doch gelang es in zähen 

Verhandlungen, die zuletzt zu schiedsgerichtlicher Entscheidung kamen, den Mustertarif der Un-

ternehmer zu beseitigen und stellenweise Lohnerhöhungen, stellenweise Wiederherstellung der ge-

sunkenen tarifmäßigen Löhne zu erwirken. Der materielle Erfolg des Tarifabschlusses erscheine 

gering, wenn man ihn vergleiche mit den Erfolgen der vorhergehenden Jahre, wo große Massen 

baugewerblicher Arbeiter unter beträchtlicher Steigerung der Stundenlöhne die Arbeitszeit um eine 

halbe Stunde täglich verkürzten. In anderem Lichte erscheine der Erfolg, wenn man die Gesamtheit 

der Bauarbeiter und die ungemein schwierige wirtschaftliche Lage in Betracht ziehe. „Der von dem 

Unternehmerbund fortgesetzt angedrohte Kampf durfte nur angenommen werden, wenn die Ehre 

der Arbeiterorganisationen so schwer bedroht war, daß es ein Ausweichen nicht gab. Diese Krisis 

wurde ja aber durch das paritätische Vertragsmuster abgewendet. Hätten es die Gewerkschaften zu 

einem Lohnkampf kommen lassen, dann hätten sie aller Wahrscheinlichkeit nach auf der ganzen 

Linie eine schwere Niederlage erlitten.“ Auch eine tariflose Zeit hätte den Arbeitern nichts genügt, 

da es den Unternehmern infolge Überangebots von Arbeitskräften unschwer gelungen wäre, den 

Lohn auf der ganzen Linie um einige Pfennige zu drücken. Unter den obwaltenden Umständen 
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bestünden gegen einen Reichstarif die schwersten Bedenken. „Und dennoch: der Knoten konnte 

nicht anders gelöst werden, oder man hätte ihn durchhauen müssen. Eine solche Lösung lag aber 

noch viel weniger im Interesse der Arbeiterschaft als die Anerkennung eines Reichstarifs. Ob im 

Jahre 1910 auf dieser Grundlage weitergearbeitet werden soll und muß, wird, wie in diesem Jahre, 

in starkem Maße von der Konjunktur abhängen.“ 

Für friedliche Erledigung der Tarifbewegung von 1910 bestanden von Anbeginn geringe Aussich-

ten. Die Arbeitgeber hatten mit Hochdruck gerüstet und trugen sich mit der Absicht, das Vertrags-

verhältnis auf völlig neue Grundlagen zu stellen [161:] während die Vertreter der Arbeiterschaft in 

dem vorgelegten Vertragsmuster die Parität nicht gewahrt, die Gleichberechtigung angetastet sa-

hen. Unter den strittigen Fragen stand an erster Stelle, ob der Tarif ein zentraler sein oder ob die 

örtlichen Organisationen die Träger des Vertrags bleiben sollten. Strittig waren die Fragen des 

Vertragslohnes und der täglichen Arbeitszeit, da die Unternehmer an dem Zehnstundentag festhiel-

ten. Jede Einflußnahme der Organisation auf die Leistung von Akkordarbeit sollte beseitigt, den 

Arbeitgebern dagegen jede die Akkordarbeit fördernde Maßnahme freigestellt werden. Außerdem 

wurde Anerkennung der Arbeitsnachweise der Arbeitgeber verlangt. Nach dem Scheitern der Ver-

handlungen vom 9. November 1909 und vom 10. März des folgenden Jahres entschieden sich die 

Verbandstage der Maurer, Zimmerer und Bauhilfsarbeiter sowie der christlichen Bauarbeiter ent-

schlossen für den Kampf. Um nicht als Angreifer zu erscheinen, erhoben sie keine Forderungen, 

erhöhten vielmehr die Beiträge. Da der Arbeitgeberbund zum 15. April die Schließung der Betriebe 

angeordnet hatte, griff die Regierung ein, ein Vorgehen von um so größerer prinzipieller Bedeu-

tung, als es das erstemal unmittelbar und ohne Anrufen seitens der Parteien geschah. Aber auch 

diese Vermittlung scheiterte an dem Widerstand der Unternehmer, die eine Ernennung von Unpar-

teiischen und ein Verhandeln über Verkürzung der Arbeitszeit ablehnten, um dann die Entgegen-

nahme weiterer Vorschläge zu verweigern. Das gleiche negative Resultat und wiederum infolge 

der ablehnenden Haltung der Arbeitgeber zeitigten die Einigungsversuche der Regierungen von 

Bayern und Württemberg. 

So kam es zur Aussperrung. Überall, wo der Vertrag am 1. April ablief, sollten die Betriebe am 15. 

April geschlossen werden, was einer Aussperrung von etwa zwei Dritteln aller organisierten Bau-

arbeiter gleichgekommen wäre. Aber der Erfolg entsprach bei weitem nicht den Erwartungen des 

Arbeitgeberbundes. In Hamburg war bereits vorher eine Einigung erzielt worden, die das Zentral-

vertragsmuster ausschied, und auch in Berlin blieb der Friede erhalten. Statt der angekündigten 

300.000 bis 400.000 Mann erreichte man nur die Höchstzahl von 186.000 Ausgesperrten. Das 

großindustrielle Unternehmertum machte nun zwar für die Bauherren mobil, aber [162:] die mate-

rielle Unterstützung blieb gleichwohl aus, weil die Zahl von 200.000 Ausgesperrten nicht zu errei-

chen war. Im ganzen wurde den Bauunternehmern eine Summe von 130.000 Mark ausgekehrt. 

Das Reichsamt des Innern bahnte nun Verhandlungen an, die wiederum an der Frage des zentralen 

Tarifabschlusses scheiterten. Die darob von den Unparteiischen, die das Reichsamt des Innern er-

nannte, bei den Organisationen vermittelten Vorschläge sprachen den Unternehmern den zentralen 

Abschluß mit der Maßgabe zu, daß die örtlich zu beratenden Arbeitsverträge einen wesentlichen 

Teil des Hauptvertrags bilden sollten. Auch hinsichtlich der Arbeitszeit fiel die Entscheidung nach 

den Wünschen der Unternehmer, doch sollten einzelne Orte und Wirtschaftsgebiete mit schwierigen 

Wohnungs- und Verkehrsverhältnissen über eine mäßige und allmähliche Herabsetzung der Ar-

beitszeit unter zehn Stunden verhandeln dürfen. Die Akkordarbeit hing lediglich von persönlicher 

Vereinbarung ab; die örtlichen Organisationen hatten innerhalb sechs Wochen nach Abschluß des 

Vertrags einen Akkordtarif für einfache Arbeiten zu vereinbaren. Zwistigkeiten wurden örtlichen 

Schlichtungskommissionen überwiesen, über denen als höchste Instanz ein Zentralschiedsgericht 
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stand. Die Frage des Arbeitsnachweises blieb ungeregelt. Ferner wurden Bestimmungen getroffen 

hinsichtlich des Rechtes der Unternehmer, Arbeiter einzustellen und zu entlassen, des Verbots der 

Agitation auf den Arbeitsplätzen während der Arbeitszeit und Sicherstellung des Koalitionsrechtes. 

So ungünstig der Schiedsspruch auf den ersten Blick schien, die Arbeiterorganisationen nahmen 

ihn gleichwohl an. Ausschlaggebend für sie war in erster Reihe die prinzipielle Erklärung der Un-

parteiischen über den zentralen Vertrag. Beide Teile, hieß es hier, überschätzten die Frage. Weder 

die erwarteten Vorteile noch die befürchteten Nachteile würden eintreten. Soweit das Ziel des zent-

ralen Abschlusses eine Sicherung des Vertrags sei, finde es die Billigung der Unparteiischen wie 

überhaupt die jedes Tariffreundes; auch gehe die Entwicklung zweifellos zur Zentralisierung, zum 

Reichstarif. „Die erste Bedingung zur Sicherung der Verträge ist, daß sie örtlich geschlossen wer-

den, daß die örtlichen Organisationen ihre Träger sind.“ Des weiteren sollen die Zentralvorstände 

versichern, daß sie alles, was sie vermögen, [163:] tun werden, damit der Vertrag gehalten werde. 

Damit werde das Hauptziel der Arbeitgeber, soweit es die Billigung der Unparteiischen finde, er-

reicht: die Sicherung der Verträge. Für die Arbeiter sei das unbedenklich, da man drei große Kaute-

len geschaffen habe: eine Beseitigung des Vertrags trete erst ein, wenn sämtliche Instanzen er-

schöpft und eine Zentralorganisation sich der Entscheidung des obersten Schiedsgerichtes nicht 

füge; sämtliche Sympathiekämpfe seien ausgeschlossen, ebenso die Geltendmachung rechtlicher 

Ansprüche. Bei den nunmehr geführten örtlichen Verhandlungen kam freilich nicht ein einziger 

Vertrag zustande. Vor dem für solche Fälle vorgesehenen Zentralschiedsgericht wurde schließlich 

in 5 Lohngebieten mit 56 Orten eine tägliche Verkürzung der Arbeitszeit von 10 auf 9½ Stunden, 

in 16 Lohngebieten mit 394 Orten eine solche von 10½ auf 10 Stunden, in 24 Lohngebieten mit 

241 Orten von 11 auf 10 Stunden erreicht, womit der Zehnstundentag im Baugewerbe endgültig 

durchgeführt war. Die zugestandenen Lohnerhöhungen waren freilich im ganzen genommen ge-

ring. Die Folge des Kampfes war der Zusammenschluß des Maurer- und Bauhilfsarbeiterverbandes 

zu einem Verband deutscher Bauarbeiter. 

Am 12. Januar 1907 waren in Berlin rund 5000 Holzarbeiter, die den bestehenden Tarif nicht ohne 

Verbesserungen erneuern wollten, ausgesperrt worden. Unter Tarifbruch dehnten die Arbeitgeber 

die Aussperrung auf Kiel und Burg aus, denen Leipzig, Dresden, Halle, Görlitz, Guben, Oldenburg 

und Barmen folgten. In den zentral geführten Verhandlungen wurden Arbeitszeitverkürzungen von 

einer bis vier Stunden und erhebliche Lohnerhöhungen zugestanden. Entscheidend für die Erneu-

erung des Tarifs ward der 33 Wochen währende Kampf der Hamburger Holzarbeiter von 1911, der 

die Aufrechterhaltung des paritätischen Arbeitsnachweises erzwang und dem Arbeitgeberschutz-

verband eine arge Niederlage bereitete. 

Binnen wenigen Jahren hatten die Arbeiter des Ruhrbergbaus einen Lohnverlust von insgesamt 

146 Millionen Mark. Der jährliche Durchschnittslohn, der 1907 noch 1562 Mark betrug, sank bis 

1912 auf 1446 Mark, während die Kosten des durchschnittlichen Lebensunterhaltes einer minder-

bemittelten Familie nach den Preisen der Kruppschen Konsumanstalt von 786 Mark auf 852 Mark 

stiegen. Wollte man die Ernährung [164:] zugrunde legen, die das Reich einem Marinesoldaten 

gewährt, so würde der Gesamtlohn für eine vierköpfige Bergarbeiterfamilie nicht zur Nahrungs-

mittelbeschaffung ausreichen. Die Erregung unter den Bergarbeitern wuchs, als das Zechensyndi-

kat eine Erhöhung der Kohlenpreise ankündigte, die den Werken jährlich an die 100 Millionen 

einbringen mußte. Im Dortmunder Revier kam es bereits am 3. März zur Arbeitseinstellung, von 

der behauptet wurde, daß dunkle Machenschaften der christlichen Organisation sie herbeigeführt 

hätten. Noch einmal gelang es den Führern, die empörten Massen mit der Zusage zurückzuhalten, 

es komme zum Kampfe, wenn die Zechen kein Entgegenkommen zeigten. Inzwischen trieb das 

Zechenkapital mit den Arbeiterausschüssen das alte Spiel. Auch der Staatssekretär des Innern, der 

mehrere Arbeiterführer in den Reichstag berief, betonte, die Konferenz habe für die Regierung nur 
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informatorischen Zweck. Er vermied nicht nur jede Zusage auf Einleitung einer Verständigungs-

aktion und Prüfung der Verhältnisse, er wollte auch die Konferenz geheim gehalten wissen und 

bediente, als das Ersuchen von christlicher Seite unbeachtet blieb, die Öffentlichkeit mit einem 

Bericht, in dem es hieß, die Verbände hätten den Weg der Verhandlung zurückgewiesen. „Das ist 

der Wahrheit direkt widersprechend, denn die Verbände haben sich ausdrücklich bereit erklärt, die 

Arbeiterausschüsse nochmals zu Verhandlungen zu veranlassen, wenn die Werksbesitzer sie ein-

laden würden.“ 

Die Vertrauensleute des freien, polnischen und Hirsch – Dunckerschen Verbandes beschlossen nun 

am 10. März auf einer Revierkonferenz zu Herne, daß sofort in den Streik zu treten sei. Die christ-

liche Organisation lehnte eine Beteiligung ab. Der Kampf setzte mit voller Wucht ein. Nach der 

ersten Mittagsschicht feierten bereits 150.000 Mann, am zweiten Tage 200.000, am dritten nach 

einer Berechnung des Kohlensyndikats, die sich auf die verminderte Förderung stützte, 227.000 

Mann, wobei die Streikenden der linksrheinischen Schächte nicht mitgezählt waren. Weder das 

Zechenkapital noch die christlichen Führer, die noch in der Woche zuvor zuversichtlich verkündet 

hatten, es würden höchstens 80.000 Mann der Streikparole folgen, hatten dies erwartet. Sein oder 

Nichtsein der christlichen Gewerkschaften stand damit auf dem Spiel! 

[165:] Seit langem ist der aus Junkern und Schlotbaronen bestehende rechte Flügel des Zentrums 

dabei, mit Unterstützung der höheren Hierarchie ein Verbot der interkonfessionellen Gewerkschaf-

ten bei der Kurie durchzusehen, wie jene denn grundsätzlich schon von Leo XIII. und noch ent-

schiedener von seinem Nachfolger verurteilt worden sind. Die Organisierung des Streikbruchs in 

diesem Falle war das letzte und verzweifelte Mittel, um den christlichen Gewerkschaften die Dul-

dung bei der Kurie zu erkaufen. Umgekehrt: gelang der Streik, so ging er über die christliche Or-

ganisation hinweg, so sank diese auf das Niveau der gelben Fachabteilung. Mit den stärksten Mit-

teln nur ließ sich der Gefahr begegnen. Und rücksichtslos wandte man sie an. „Eine Heze setzte 

ein, wie sie bis dahin nicht erhört war.“ Die Regierung, der jede Bergreform zuwider war, während 

die volle Entfaltung des Streiks diese Frage erneut und in breitem Umfange aufgerollt hätte, sandte 

bereitwillig 6000 Mann an fremder Polizei und Gendarmen ins Streikgebiet. Unter dem Beifall der 

christlichen Führer folgten ihnen 4000 Mann Truppen mit Roß und Maschinengewehr. An zahlrei-

chen Stellen kam es zu blutigen Szenen. „Vier Tote, zwei davon sogenannte Arbeitswillige ... und 

Hunderte von zum Teil schwer Verwundeten zeugen von der Draufgängerei der Sicherheitsbeam-

ten. ...“ „Aus den Grubenbeamten“, heißt es in der Schilderung eines Augenzeugen, „wurden Hilfs-

polizisten, die ihre Wehr und Waffen herausfordernd spazieren führten. Den Streikbrechern erteilte 

man Waffenscheine, was zu ernsten Zwischenfällen führte, hat doch am Tage der Streikaufhebung 

ein christlicher Agitator einen flüchtenden Streikenden erschossen! Von den Beamten wurde sinn-

los und ziellos eingehauen, selbst auf Frauen und Kinder, die irgendwo harmlos beieinander stan-

den. Man trieb die Pferde der Berittenen auf die Menge, ließ die Polizeihunde auf sie los, hieb in 

die Fenster und Haustüren. Wer sich nach den erregten Sicherheitsorganen umsah, wurde verhaftet, 

nicht minder, wer sich erlaubte, einen der umschmeichelten und gehätschelten Streikbrecher etwa 

anzulächeln. Alte Leute, die nicht so schnell laufen konnten, wie die Beamten wünschten, erhielten 

Fußtritte, so daß sie zusammenbrachen; wo in einem Hause nicht Grabesruhe herrschte, wenn ein 

Streikbrechertransport vorüberzog, wurden förmliche Belagerungen veranstaltet. [166:] Die Strei-

kenden, überall gehetzt und geschlagen und von Lockspitzeln umgeben, getrauten sich nicht mehr 

in die Versammlungen, wo die Redner zur Ruhe und Besonnenheit mahnten. ... Dann schloß man 

die Wirtschaften, damit es an Versammlungslokalen mangele, man hob die Streikbureaus auf und 

schüchterte die Wirte ein. ... Kurzum, der Belagerungszustand war faktisch vorhanden, und an den 

Behörden hat es sicherlich nicht gelegen, wenn es nicht zu noch schlimmerem Blutvergießen kam.“ 

So trampelte der Terror den Streik zu Boden. 
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[167:] 

Fünftes Kapitel. 

Die deutsche Expansion. 

1. Deutschland und der Kontinent. 

Nachdem das Jahr 1866 die nationale Einigung gebracht hatte, wurde Deutschlands zentrale euro-

päische Stellung ein bedeutsamer Hebel der kapitalistischen Interessen. In wenigen Jahrzehnten 

entfaltete es sich zu einem der mächtigsten Expansionsstaaten der Welt. Sein außereuropäischer 

Besitz beträgt das Vielfache seines kontinentalen Gebiets, und sein im Ausland angelegtes Kapital 

überschreitet bereits die vierzigste Milliarde. 

Die Beziehungen Deutschlands zu Österreich wurden seit Ende der siebziger Jahre in politischer wie 

wirtschaftlicher Hinsicht fortgesetzt enger. Als der Krieg von 1866 Österreich aus Deutschland 

herausdrängte, der von 1870 die Befürchtung neuer Eroberungen wachrief, stützte sich die habsbur-

gische Dynastie auf die Volksmehrheit der Slawen. Die Zollunion zwischen Trans- und Zisleitha-

nien entsprang gleichfalls dynastischen Erwägungen und wurde aufrechterhalten trotz der großen 

Interessengegensätze, die zwischen den Reichshälften bestanden. Die erste Annäherung beider Rei-

che schuf der Berliner Kongreß, der Österreich unter Deutschlands und Englands Einwirkung die 

militärische Besetzung Bosniens und der Herzegowina zugestand. Der Annäherung folgte bald das 

Bündnis. Es kam zustande, als Bismarck in Wien von einem russischen Angebot Kenntnis gab, Ös-

terreich zwischen Deutschland und dem Zarenreich aufzuteilen. Die deutsche Politik ging von der 

Ansicht aus, die Erhaltung der österreichisch-ungarischen Monarchie als unabhängiger und starker 

Großmacht sei für Deutschland ein Bedürfnis des europäischen Gleichgewichtes, für das der Friede 

des Landes bei eintretender Notwendigkeit mit gutem Gewissen eingesetzt werden könne. „Öster-

reich und Rußland“, heißt es in Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“, „jeder von beiden ist für 

uns nicht nur in der europäischen Gleichgewichtsfrage unentbehrlich, wir könnten keinen von beiden 

missen, ohne selbst gefährdet zu werden, sondern die Erhaltung eines Elementes monarchischer 

[168:] Ordnung in Wien und Petersburg und auf der Basis beider in Rom ist für uns in Deutschland 

eine Aufgabe, die mit der Erhaltung der staatlichen Ordnung bei uns selbst zusammenfällt.“ Der 

Kampf gegen die Republik sollte den noch lebenskräftigen Monarchien näher liegen als „die Riva-

lität um den Einfluß auf die nationalen Fragmente, welche die Balkanhalbinsel bevölkern“. 

Einer deutsch-österreichischen Zollunion haben sich bisher die agrarische Struktur Transleitha-

niens und die dynastischen Interessen der Habsburger entgegengestellt. Nur ein deutsch-österrei-

chischer Postverein trat ins Leben, dem sich Luxemburg anschloß. Doch hat der Kapitalismus zwi-

schen beiden Reichen die engsten wirtschaftlichen Beziehungen geschaffen. Nicht nur führen von 

der Ostsee zur Adria, von der Nordsee nach Wien die uralten Handelsstraßen hinab, winden sich 

gleich einem gemeinsamen Adernez von gewaltigem Umfang die Stromsysteme von Donau und 

Elbe, die über den Main zum Rhein, über die Spree zur Oder führen, durch beide Reiche. Zahlreiche 

Verkehrsübergänge vom Reiche nach Österreich reihten sich in den letzten Jahrzehnten aneinan-

der. „Selbst über das Erzgebirge gibt es sechs Eisenbahnübergänge, über das Sudetensystem aber 

vierzehn, trotz der Geschlossenheit dieser Teile des alten herzynischen Gebirgssystems; dazu ka-

men bereits um 1900 im Erzgebirge auf deutscher Seite noch sechs, auf böhmischer noch zwei, am 

Fuße der Sudeten auf deutscher Seite noch neun stumpf endende Bahnlinien.“ Auf diesen und an-

deren Wegen „verläuft ein Verkehr, der, von der Reichsseite aus berechnet, denjenigen übertrifft, 

der sich über die 1300 Kilometer lange Grenze nach Rußland bewegt: es sind Zusammenhänge von 

außerordentlicher Gedrungenheit“. In Österreich leben über hunderttausend Reichsdeutsche, allein 

in Sachsen über hunderttausend Österreicher. Durchgangsland für den deutschen Verkehr nach 
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dem Südosten, erfaßt der deutsche Import das ganze Land bis in seine peripherischen Teile. „Dies 

alles kettet Österreich um so mehr an das Reich, als es einige seiner alten Expansionslinien, vor 

allem die nach Italien, verloren hat und das Reich in sichtlich überragendem wirtschaftlichem Aus-

schwung begriffen ist.“ 

Dazu die Interessen auf dem Balkan. Griechenland und die Donauländer, Bosnien und die Herze-

gowina werden hauptsächlich mit österreichischem Kapital gespeist. An dem Ausbau [169:] des 

türkischen Eisenbahnnetzes und dem unmittelbaren Anschluß an dieses, an der Aufrechterhaltung 

der Stellung an der adriatischen Küste ist der österreichische Kapitalismus aufs lebhafteste interes-

siert. Bismarck hat diese Entwicklung als möglichen und im Sinne seiner Politik unerwünschten 

Erweiterungsfall des deutsch-österreichischen Bündnisses vorausgeahnt. „Wenn aber der Bruch 

zwischen uns und Rußland, schon die Entfremdung unheilbar erschiene, würden auch in Wien die 

Ansprüche wachsen, die man an die Dienste des deutschen Bundesgenossen glauben würde stellen 

zu können, erstens in Erweiterung des casus foederis, der sich bisher nach dem veröffentlichten 

Texte doch nur auf die Abwehr eines russischen Angriffs aus Österreich erstreckt, und zweitens in 

dem Verlangen, dem bezeichneten casus foederis* die Vertretung österreichischer Interessen im 

Balkan und im Orient zu substituieren. ...“ Es sei natürlich, daß die Bewohner des Donaubeckens 

über die Grenzen der österreichisch-ungarischen Monarchie hinausgehende Pläne hegten, und die 

deutsche Reichsverfassung zeige den Weg, „auf dem Österreich eine Versöhnung der politischen 

und materiellen Interessen erreichen kann, die zwischen der Ostgrenze des rumänischen Volks-

stammes und der Bucht von Kattaro vorhanden sind“. Im Imperialismus erblicken die regierenden 

Kreise Österreichs ein wesentliches Moment des Zusammenhaltes für den vielsprachigen Staat. 

Der Niedergang der bürgerlichen Demokratie in Österreich, der Zusammenbruch der ungarischen 

Unabhängigkeitspartei bedeuteten eine Stärkung des Absolutismus und damit der österreichischen 

Großmachtspolitik, die gerade in der politischen Rückständigkeit weiter Volkskreise einen mäch-

tigen Bundesgenossen findet. In keinem anderen Großstaat, meint ein genauer Kenner der Verhält-

nisse, sei die Kriegspartei so stark und gewissenlos, in keinem anderen verfüge sie über eine so 

mächtige Organisation zur Beeinflussung der Volksmassen wie in Österreich, wo die katholische 

Kirche, stärker als anderswo, die Kriegspartei mit aller Macht nicht nur stütze, sondern noch vor-

wärtsdränge und der Liberalismus sich dem Kriegsgeschrei auch unter Umständen hingebe, wo er 

an der Erhaltung des Friedens aufs lebhafteste interessiert sei. Will Österreich seine Expansions-

politik auf dem Balkan und im Mittelmeer durchführen, muß es mehr denn je militärischen Rück-

halt an Deutschland suchen. 

[170:] An der kapitalistischen Entfaltung Rußlands ist reichsdeutsches Kapital in hohem Maße 

beteiligt. In den westlichen Landesteilen, zumal in Polen, waren die industriellen und kommerzi-

ellen Beziehungen so eng, daß man wohl für Rußland in seinem Verhältnis zum Reiche die Aus-

stellung eines doppelten Zolltarifs empfohlen hat, einen für das Innere, den anderen für die westli-

chen, unter deutschem Einfluß stehenden Länder. „In diesen Gegenden wurden die Deutschen – 

auf Grund welchen Materials ist nicht ganz klar – auf fast eine halbe Million geschätzt; allein in 

dem einen Gouvernement Warschau sollten sie 13.000 Grundstücke und Anlagen im Werte von 

420 Millionen Rubel besitzen; und tatsächlich standen die Arbeiter von Kalisch, Łódź und Sosno-

vice wesentlich unter deutscher technischer und administrativer Leitung. " Neben die bodenstän-

digen Industrien Deutscher traten zur Umgehung der Zollschranken deutsche Filialindustrien: 

Elektrizitätswerke, Farbenfabriken, Glashütten, Papierfabriken und andere mehr. Seit alters war 

das deutsche Element auf russischem Boden an Zahl und Einfluß nicht gering. Wenn es in den 

Ostseeprovinzen infolge der Russifizierungsbestrebungen in der Abnahme begriffen ist, in Polen, 

 
*  Bündnisfall. 
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in Podolien, im ganzen Süden Rußlands nimmt es zu. Dörfer und Niederlassungen deutscher Bau-

ern finden sich an der Wolga, in der russischen Steppe, durch Sibirien verstreut bis hinauf ins 

Amurgebiet. Die Kaukasusdeutschen, die 7000 bis 8000 an der Zahl 1817 zu Fuß donauabwärts 

zogen und im Oktober des Jahres etwa 3000 Köpfe stark in Tiflis eintrafen, um durch Krieg und 

Krankheit nochmals beträchtliche Einbuße zu erleiden, zählen heute etwa 40.000 Köpfe und grün-

deten 1892 eine Tochterkolonie im Syr-Darjagebiet, 30 Kilometer oberhalb Taschkent. Wichtiger 

als die bäuerlichen sind freilich die gewerblichen und kommerziellen Berufe: eine fast durch das 

ganze russische Reich sich hindurchziehende Kulturschicht. „Nichts ist hierfür bezeichnender, als 

daß der Fremde im asiatischen Rußland außer mit Russisch mit der deutschen Sprache am besten 

vorwärts kommt.“ 

Bismarck sah das Verhältnis zu Rußland noch ausschließlich im Lichte einer europäischen Mäch-

tegruppierung. Zwischen Deutschland und Rußland gebe es keine Interessenverschiedenheiten, 

welche unabweisbar den Keim eines Bruches in sich [171:] trügen. Solange die türkische Frage 

sich innerhalb der türkischen Grenzen entwickle, berühre auch sie keine kriegswürdigen deutschen 

Interessen. Ein Kampf zwischen Rußland und einer oder beiden Westmächten ziehe Deutschland 

gleichfalls nicht notwendig in Mitleidenschaft. Für Deutschland würde es nützlich sein, wenn „ die 

Russen auf dem einen oder anderen Wege, physisch oder diplomatisch, sich in Konstantinopel 

festgesetzt und dasselbe zu verteidigen hätten. Wir würden dann nicht mehr in der Lage sein, von 

England und gelegentlich auch von Österreich als Hetzhund gegen russische Bosporusgelüste aus-

gebeutet zu werden. ...“ 

Für Österreich sei es nicht minder wichtig, sich den Wirkungen des ungarischen Chauvinismus so 

lange zu entziehen, bis Rußland am Bosporus Position genommen und dadurch seine Stellung zu 

Frankreich, England und Italien erheblich verschärft hätte. „Die Beteiligung Österreichs an der 

türkischen Erbschaft wird doch nur im Einverständnis mit Rußland geregelt werden und der öster-

reichische Anteil um so größer ausfallen, je mehr man in Wien zu warten und die russische Politik 

zu ermutigen weiß, eine weiter vorgeschobene Stellung einzunehmen. England gegenüber mag die 

Position des heutigen Rußland als verbessert gelten, wenn es Konstantinopel beherrscht. Österreich 

und Deutschland gegenüber ist sie weniger gefährlich, solange es in Konstantinopel steht.“ Auf-

fassungen, von denen sich die deutsche Diplomatie inzwischen gründlich abgekehrt hat. 

Schon nach den ersten Fehlschlägen Rußlands im Kriege mit Japan trat das Bestreben hervor, mit 

der Lahmlegung seines geringen ökonomischen Einflusses auf dem Balkan – der russische Export 

belief sich auf rund 40 Millionen, der Import auf 10,6 Millionen Rubel – auch seinen politischen 

Einfluß zurückzudrängen. Zwar mochte die russische Diplomatie nach der Niederlage und der Re-

volution wähnen, zumal bei der scharfen, zwischen England und Frankreich damals noch obwalten-

den Spannung, weiter als aktive Großmacht gelten zu können. Mit großen Hoffnungen warf sich 

denn auch das konterrevolutionäre Rußland auf die auswärtige Politik. Es gelang ihm, Frankreich 

durch neue Anleihen fester an sich zu ketten, es führte 1907 ein Abkommen mit England über 

Persien herbei und verständigte sich ein Jahr darauf mit ihm über die europäische Politik. Schon 

glaubte es, die Hand auf dem Balkan frei zu haben, da durch [172:] kreuzte die jungtürkische Re-

volution seine Pläne. Bulgarien erklärte sich selbständig ohne Rußlands Vorwissen. Die volle An-

nexion Bosniens und der Herzegowina durch Österreich enthüllte seine militärische Schwäche. 

England wies seine Forderung, die Dardanellen zu öffnen, zurück. Als es dann die neuslawischen 

Bestrebungen zu schüren begann, einen Bund der Balkanstaaten als Ziel seiner Politik hinstellte, 

die Serben gegen Österreich ausputschte, wurde es von den Mitgefährten der Tripelentente im Sti-

che gelassen. Der österreichisch-russischen Verständigung vom Frühjahr 1910 zufolge sollten 

beide Mächte am bestehenden Zustand nichts ändern. Den tieferen Sinn des Vertrags deuteten die 
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„Nowoje Wremja“ mit den Worten an, Rußland müsse für den Frieden sorgen um jeden Preis, da 

es sonst die Kosten der Störung bezahle. Auch der Versuch, durch das Abkommen vom 4. Juli 1910 

den Gegensatz zu Japan abzuschwächen, änderte an der Lage nichts. Es gelang nicht, die österrei-

chische Expansion aufzuhalten, hinter der die Militär- und Kapitalmacht Deutschlands stand. 

Für den deutschen Einfluß in den Balkanländern kommen die zerstreuten bäuerlichen Siedlungen 

wenig in Betracht. Wichtig dagegen ist auch hier das Element der Kaufleute, Fabrikanten, Ingeni-

eure und Finanziers. Das Rückgrat der deutschen Stellung aber bildet die Herrschaft über die tür-

kischen Eisenbahnen. Die wirtschaftlichen Beziehungen des Reiches zur Türkei waren noch im 

Jahre 1880 schwach; die deutsche Einfuhr betrug nur 6 Millionen Mark, weniger als die österrei-

chische. Der rapide Ausschwung des deutschen Kapitalismus überhaupt, das Entstehen mehrerer 

Gesellschaften zur Pflege des deutschen Orientexports im Anschluß an den Bau der türkischen 

Bahnen durch Baron Hirsch führten hierin den ersten Wandel herbei. Von der Mitte der achtziger 

Jahre an gelangten die Haupteisenbahnen des Landes allmählich unter deutschen Einfluß. Ein von 

der Deutschen Bank geführtes Bankkonsortium sicherte sich die Konzession der Bahn Saloniki- 

Monastir und brachte überdies die Strecken Saloniki-Üsküb-Mitrowiza und Konstantinopel-Adri-

anopel-Philippopel-Bellowa unter seine Kontrolle. Die letztgenannte Linie gewährleistete den aus 

dem europäischen Zentrum nach dem nahen Orient führenden Hauptweg, die Strecke Wien-Un-

garn-Serbien-Bulgarien-Konstantinopel dem Einfluß [173:] des deutschen Kapitals. Die Strecke 

Saloniki-Mitrowiza dagegen bedurfte noch der Fortsetzung durch den Distrikt von Novibasar nach 

Serajewo, um Anschluß an das bosnisch-österreichische Bahnnetz zu erhalten und damit dem ös-

terreichischen Einfluß dauernde Geltung zu verleihen; die Linie Saloniki-Monastir wird später die 

Verbindung nach der südlichen Ostküste der Adria vermitteln. „Auf jeden Fall sicherten schon die 

beiden ersten Linien die direkte Verbindung der großen deutschnationalen Gebiete mit Saloniki 

und Konstantinopel, den wichtigsten Fühlern aus dem europäischen Binnengebiet hin nach dem 

Ägäischen Meer und Pontus.“ Diese Meere wiederum verband die deutsche Levantelinie mit 

Deutschland und dem Norden. 

Nicht minder lebhaft war die Expansion des deutschen Kapitals nach Westen. Sie drückt sich in 

tiefgehenden Verschiebungen der Bevölkerung aus. In wachsendem Maße geht seit dem Ausbau 

der binnenländischen Bahnen und der Flußkorrektionen der siebziger und achtziger Jahre die Bin-

nenwanderung nach Westen und Nordwesten, nach Rheinland, Westfalen und den Nordseegebie-

ten. Die nächste Ursache bildet zweifelsohne die industrielle Entwicklung von Rheinland und 

Westfalen. Aber diese wiederum ist wesentlich mit bedingt durch die Nähe des Atlantischen Oze-

ans. Er ist nicht mehr die spärlich befahrene Wasserwüste, als die er noch vor einem halben Jahr-

hundert erschien, vielmehr das Binnenmeer der modernen Welt, die zentrale Verbindung des eu-

ropäischen und amerikanischen Kulturkreises. Die Handelsbeziehungen zu England wie zu Frank-

reich gestalteten sich sehr eng. Die deutsche Einfuhr aus Großbritannien betrug 1911 808,8 Milli-

onen, die aus Frankreich 524,4 Millionen, während die Ausfuhr nach dort im gleichen Jahre 1139,7 

und 598,6 Millionen Mark betrug. Besonders eng aber sind die Beziehungen des Reiches zu den 

niederländischen Welthäfen. Hier hat sich im Verlauf des letzten Menschenalters ein völliger Um-

schwung vollzogen. Maas, Schelde und Rhein, die wichtigsten deutschen Verkehrsstraßen, erstre-

cken das Einfallsgebiet von Amsterdam, Rotterdam und Antwerpen bis tief in die westdeutschen 

Provinzen und hinauf nach Mittel- und Süddeutschland, bis nach Frankfurt und Mannheim, Kehl 

und Straßburg. 

Nichts kennzeichnet auch hier die Lage besser als der Wechsel der Ein- und Ausfuhrzahlen. Im 

Jahre 1875 führte Holland, [174:] in dessen Häfen etwa 30.000 Deutsche wohnen, nach Deutsch-

land für 161 Millionen Gulden ein, für 238,7 Millionen aus, nach England für 241,8 Millionen ein, 
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für 124,7 Millionen aus. Zehn Jahre später lauteten die Zahlen für das Reich auf 312,1 und 413,3 

Millionen, für England auf 262,1 und 255,4 Millionen. Und diese außerordentliche Wendung in 

den Beziehungen Hollands zum Reiche hat dann im allgemeinen angehalten. Der Ausfuhrhandel 

des Reiches nach Holland ist größer als der nach Frankreich und dreimal so groß wie der nach 

Italien. Die holländische Ausfuhr aber geht zu mehr als der Hälfte ihres gesamten Wertes nach dem 

Reiche. Noch beachtenswerter fast als diese Ziffern sind die des Postverkehrs. War doch der deut-

sche Postverkehr nach Holland bereits um die Wende des Jahrhunderts stärker als der nach England 

und Rußland zusammengenommen, und von den holländischen internationalen Paketen gingen na-

hezu zwei Fünftel nach dem Reiche. Der Briefverkehr gar vom Reiche her hatte sich zu einer Höhe 

entwickelt, die nur von der Zahl der Sendungen nach Frankreich und Großbritannien übertroffen 

ward, während der Verkehr nach den Vereinigten Staaten, nach Rußland, der Schweiz und Belgien 

nicht unbeträchtlich dahinter zurückblieb. Eine Post- und Zollunion zwischen beiden Ländern ist 

denn auch häufig erörtert worden. 

Auch die wirtschaftlichen Beziehungen des Reiches zu Belgien, in dem 50.000 Reichsdeutsche 

siedeln, sind im Prozentsatz rascher gewachsen als die zu England. So stieg die englische Einfuhr 

von 1899 bis 1906 von 777,1 auf 824,4, die belgische von 246,1 auf 291,1 Millionen Mark; die 

Ausfuhr nach England betrug in den genannten Jahren 851,7 und 1067,2, die nach Belgien 207,1 

und 355,8 Millionen Mark. Für die größere politische und literarische Regsamkeit des flämischen 

Elementes, das, niederländischen Ursprungs, mehr als die Hälfte der belgischen Bewohnerschaft 

umfaßt, ist der wachsende deutsche Einfluß nicht ohne Belang. Dies und jene starken und gedrun-

genen wirtschaftlichen Beziehungen – zu Belgien wie zu Holland – haben denn auch die Phantasie 

der Alldeutschen stark angeregt. So meint ein neuerer Historiker, die politische Gleichberechtigung 

der flämischen mit den französischen Elementen Belgiens sei zwar noch nicht völlig erreicht, aber 

die Gerechtigkeit nahe, und mit ihr werde sich eine Freiheit des Geistes einstellen, die den Blick 

der [175:] Flamen mehr noch als bisher den deutschen Kerngebieten zulenke. „Mit der vollen Si-

cherheit, die geschichtliche Erfahrung verleiht, läßt sich voraussagen, daß dieser neue Zug nach 

Westen das Verhältnis des Reiches zu den westlich von ihm liegenden germanischen Staaten 

ebenso beeinflussen wird wie der frühere, geographische Trieb nach Norden das Verhältnis Preu-

ßens als des Vorgängers des heutigen Reiches zu Österreich.“ Schon die mit den Nordsee-Empo-

rien wachsende Bedeutung des Friesenstammes bei Führung der Geschicke des Reiches weise über 

dessen Grenzen hinaus, gehöre er doch zu mehr als der Hälfte den Niederlanden an. Es ist der 

gleiche Grundton, aus dem heraus Cecil Rhodes die rücksichtsloseren, aber auch deutlicheren 

Worte geprägt hat: Ausdehnung ist alles! 

Im Vordergrund der Expansion deutschen Kapitals nach der Schweiz und den romanischen Mittel-

meerstaaten stehen die Beziehungen zu Italien. Das geeinigte Königreich wurde zunächst von 

Schweizer Kapital gespeist, bis ihm das deutsche den Rang abgewann, was namentlich nach Voll-

endung der St.-Gotthard-Bahn der Fall war. Es fand teilweise bei der Sanierung italienischer Ban-

ken Anlage, ging in den Genueser Handel über, der, soweit er deutsch ist, sich vorzugsweise auf 

Wein, Getreide, Petroleum und Kunstdünger bezieht, und wurde zum Aufbau deutscher Fabrikfi-

lialen in der Lombardei und in Piemont verwandt, als den deutschen, insbesondere den Weberei-

erzeugnissen durch Zollerhöhungen die Konkurrenz stark erschwert ward. Hinzu kamen in großer 

Zahl Elektrizitätsanlagen, „mit denen die deutsche Industrie fast die ganze Halbinsel überzogen 

hat“. Zu den Zuckerfabriken in der Lombardei und Venetien gesellten sich die großen deutschen 

Dampferlinien, die Routen des Norddeutschen Lloyd nach den Vereinigten Staaten, Ostasien und 

Australien, die Lokalschiffahrt im Golf von Neapel, der Dienst Hamburger Linien zwischen Genua 

und den Häfen des Stillen Ozeans sowie Newyork. Eben dieses Kapital ist mitverstrickt in die 

Mittelmeerinteressen Italiens und damit auch in seine afrikanische Expansionspolitik. 
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Die Beziehungen zu Italien führten das deutsche Kapital in den Gegensatz der englischen zur rus-

sischen und französischen Politik ein. Das Mittelmeerreich Frankreich besaß seit den Kreuzzügen 

großen Einfluß im mohammedanischen Orient, [176:] durch den die Straßen nach Indien führten, 

dem Angelpunkt von Englands kolonialem Weltreich. Daher die Okkupation Gibraltars, Maltas 

und Ägyptens, daher die traditionell guten Beziehungen Englands zu Italien wie zu Spanien, die 

mit Malta und Sizilien den französischen Teil des Mittelmeeres abschließen. Vom guten Willen 

Spaniens hängt die Behauptung Gibraltars und wesentlich der Erfolg der Seeoperationen ab, die 

vom Mittelmeer her gegen die atlantische Flotte Frankreichs gerichtet werden. Spanien erbaut denn 

auch einem Vertrag von 1907 zufolge nach Zeichnungen der englischen Admiralität auf englischen 

Werften eine moderne Flotte und legt zwei neue Kriegshäfen in Ferrol und Kartagena an, wofür 

ihm unter Internationalisierung Tangers die Nordküste Marokkos zugesichert ward. Nach der Be-

setzung von Tunis durch Frankreich gab England den Italienern an der Ostküste Afrikas Massaua, 

Erythrea und Abessinien und, als ihre hiergegen gerichteten Unternehmungen scheiterten, Tripolis 

preis, wie denn der letzte tripolitanische Feldzug den Leitern der englischen Diplomatie im voraus 

bekannt und von ihnen wohl unmittelbar veranlaßt war. Die englische Politik stand mit der Politik 

des Reiches und des Dreibundes im Einklang, solange englische und französische Interessen ge-

gensätzliche blieben und England auf dem Balkan seine Spitze gegen Rußland kehrte. Das Bild 

änderte sich, als Deutschland seine Interessensphäre auf die asiatische Türkei ausdehnte, England 

sich mit den alten Rivalen Frankreich und Rußland verständigte und die Tripelentente schuf. 

2. Überseeische Beziehungen. 

Solange die Stellung Deutschlands auf dem Festlande nicht gefestigt schien, hielt sich die Regie-

rung von überseeischen Erwerbungen fern. Sie gewährte Reichsangehörigen Schutz und bemühte 

sich höchstens, transozeanische Gebiete nicht allzu leicht in die Hand anderer Mächte geraten zu 

lassen; die Absicht sei nicht, Provinzen zu gründen, sondern kaufmännische Unternehmungen. 

Demgemäß verfuhr die Regierung im Streite mit Spanien wegen der Palau- und Karolineninseln, 

bei der Ablehnung des Protektorats über Sansibar, das Sulureich, Transvaal und Nordborneo, bei 

den Streitigkeiten mit England wegen [177:] der Fidschiinseln, bei der Erwerbung von Kohlensta-

tionen auf Samoa und den Tongainseln. Die vom Reichstag abgelehnte Samoavorlage vom Jahre 

1880 wollte zwar einer in Verfall geratenen Plantagengesellschaft eine staatliche Subvention zu-

kommen lassen und gab daher dem Reich mancherlei geschäftliche Aufsichtsrechte, sah aber 

gleichfalls von jeder Gebietserwerbung ab. Als der hanseatische Kaufmann Lüderiz dem Reiche 

Angra Pequena 1882 anbot, sagte man ihm konsularische und militärische Unterstützung zu, lehnte 

jedoch die Landerwerbung ab. Das änderte sich seit 1884, als Bismarck in wohlvorbereiteter Weise 

jene Niederlassung von Lüderitz als unter dem Schutze des Reiches stehend erklärte. Im Sommer 

desselben Jahres hißte man die Flagge in Togo und Kamerun, im folgenden Winter in Ostafrika. 

Der afrikanische Kolonialbesitz, wie spätere Grenzfestsetzungen ihn bestätigten, betrug damit 

2,306 Millionen Quadratkilometer mit 7,1 Millionen Einwohnern. Togo und Kamerun griffen in 

die französische, die beiden anderen Kolonien in die britische Interessensphäre ein. Im gleichen 

Jahre faßte Deutschland Fuß in der Südsee. Ende 1884 nahm man den Neubritannia-Archipel und 

einen Teil Neuguineas in Beschlag, in den beiden folgenden Jahren die Marschall- und die Salo-

moninseln. Die neue Erwerbung betrug 0,251 Millionen Quadratkilometer mit 0,4 Millionen Ein-

wohnern. Es folgte eine Periode neuer Zurückhaltung bis zu Hohenlohes Zeit. Bei der Liquidation 

des spanischen Kolonialbesitzes 1899 wurden die Karolinen, Marianen- und Palauinseln gekauft 

und die Alleinherrschaft über die wichtigsten Samoainseln erworben. 1897 kam es dann zu der 

folgenschweren Besetzung und Pachtung von Kiautschou. 
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Für den deutschen Handel kommen die Schutzgebiete als Absatzmärkte wenig in Betracht. In Ein- 

und Ausfuhr betrug 1910 der Handel der afrikanischen Kolonien 119,4 und 82,6, der Südseegebiete 

9,4 und 18,1, von Kiautschou 69,3 und 60,5, insgesamt 198,1 und 161,2 Millionen Mark. Davon 

entfielen in Ein- und Ausfuhr auf den Eigenhandel Deutschlands mit den afrikanischen Gebieten 

70,1 und 62,8, mit der Südsee 3,4 und 6,4, mit China in Einfuhr 15,7 Millionen Mark. Vergleichs-

weise stärker kommen die Schutzgebiete als Anlagesphären von Kapital in Frage. In den afrikani-

schen Besitzungen waren 1905 [178:] insgesamt 130, in den Südseegebieten rund 15 Millionen 

Mark untergebracht. 

Im übrigen Afrika ist bislang, soweit sich die Dinge überblicken lassen, wenig deutsches Kapital 

investiert. In Ägypten macht zwar das österreichische, nicht aber das reichsdeutsche Kapital Fort-

schritte. Deutschlands Stellung im Süden und in den ehemaligen Burenstaaten leidet nach wie vor 

unter der während des Burenkrieges befolgten Politik. Die auf Marokko gesetzten Hoffnungen sind 

wesentlich durch Wilhelms II. Provokationsreise nach Tanger und die Draufgängerpolitik der deut-

schen Diplomatie im Keime zerstört worden. Die Politik der afrikanischen Häfen, des Erwerbs 

strategisch wichtiger Plätze als Kohlenstationen ist bisher ebenso gescheitert wie der Plan eines 

deutschen Zentralafrika. Inwieweit das mit England bestehende Abkommen über die eventuelle 

Aufteilung des portugiesischen Kolonialbesitzes solchen Plänen dienstbar gemacht werden kann, 

etwa durch Angliederung Angolas an Deutsch-Südwestafrika, läßt sich nicht übersehen. Das Ab-

kommen mit Frankreich vom 4. November 1911 anläßlich der Liquidierung der deutschen Marok-

kopolitik, das Deutschland Gebiete des französischen Kongo zuweist, deutet sichtlich darauf, daß 

die deutsche Regierung ihren zentralafrikanischen Plänen keineswegs entsagt hat. Sie werden neue 

und faßlichere Gestalt gewinnen, wenn die Fragen der Bahnverbindungen zwischen dem Indischen 

und dem Atlantischen Ozean austauchen, bei denen die deutschen Kolonien schon als Kopfgebiete 

wichtiger Strecken eine bedeutsame Rolle spielen. Die deutsche Bahnpolitik wird ebenso auf 

Schaffung eines panafrikanischen Bahnnetzes dringen, wie der englischen Politik an der Schaffung 

und Bevorzugung der großen Linie Kapstadt-Kairo gelegen sein wird. Wie die Bahnlinien selber 

sich kreuzen und nach anderen Meeren, Schiffahrtslinien und Erdteilen weisen, kreuzt sich not-

wendig die auf sie gegründete afrikanische Politik. 

Wesentlich anders liegen die Dinge in Amerika. In Nordamerika, zumal in Kanada und in den 

Vereinigten Staaten, sind deutsche Kapitalien in Höhe von rund einer Milliarde festgelegt. Wie 

hoch sich das in den Händen der in den Vereinigten Staaten lebenden Deutschen befindliche Ka-

pital beläuft – ihre Zahl beträgt neun bis zehn Millionen –, entzieht sich der Schätzung. [179:] Auch 

in Mexiko ist deutsches Kapital in Bergbau, Tabakkultur, in Öl- und Weizenmüllerei hervorragend 

beteiligt. „Im Anfang des neuen Jahrhunderts war in Zentralamerika etwa für 250 Millionen Mark 

Grund und Boden in deutschen Händen; und den Besitz auf den Antillen, namentlich Haiti, hat 

man etwa für diese Zeit auf die gleiche Höhe berechnet. In Guatemala speziell war etwa die Hälfte 

der Zuckerrohr- und Kaffeepflanzungen deutsch, und an der Grenze von Mexiko und Kolumbien 

standen 742.000 Acres mit zwanzig Millionen Kaffeesträuchern in deutschem Betrieb. Besonders 

wichtig war dabei, daß auch zwei Eisenbahnunternehmungen dieser Länder vornehmlich mit deut-

schem Kapital arbeiteten.“ Nicht geringere Interessen besitzt das deutsche Kapital in Südamerika. 

Leben doch in den gemäßigten Klimaten des Weltteils zahlreiche Deutsche als Land- und Planta-

genbauer, als Händler, Kaufleute und Gewerbetreibende. Stellenweise finden sich völlige deutsche 

Enklaven. In Chile zählt man 15.000 Deutsche, 400.000 in Brasilien, davon etwa die Hälfte im 

Staate Rio Grande do Sul, in Argentinien 60.000, in Uruguay und Venezuela etwa 5000, in Ko-

lumbien etwa 3000. Wie die bevorzugten Länder deutscher Auswanderung bilden Brasilien und 

Argentinien auch die bevorzugten Gebiete deutscher Kapitalanlage. Die Bahn, welche die deut-

schen Siedelungen des Staates Santa Caterina unter sich und mit dem Meere verbindet, ist überwie-
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gend mit deutschem Gelde gebaut, an der Minas-Geraes-Bahn ist deutsches Kapital mit 62 Millio-

nen beteiligt. Die 130 Kilometer lange Gebirgsbahn Valencia-Caracas ist ganz in deutschem Be-

trieb und Besitz. Zu den bedeutsamsten Banken Südamerikas zählen die mit einem Aktienkapital 

von zehn Millionen Mark arbeitende Deutsch-Brasilianische Bank, die Bank für Chile und 

Deutschland mit dem gleichen Stammkapital, von den Filialen der Deutschen Bank in Valparaiso 

und Buenos Aires abgesehen. Mehr als ein halbes Dutzend deutscher Dampferlinien vermitteln die 

Küstenschiffahrt zwischen den Häfen des Stillen Ozeans und der Vereinigten Staaten. Bedeutsam 

ist ferner die Tätigkeit des deutschen Kapitals in den Besiedelungsgesellschaften, in Bergbau, Bier-

brauerei und Plantagenwirtschaft. So waren in Venezuela über die alemannische Dorfsiedelung 

Towar von 1839 hinaus moderne Plantagengesellschaften entstanden, wie die Gesellschaft [180:] 

Mariaro oder die Hamburger Venezuela-Plantagengesellschaft von 1899 mit bald drei Millionen 

Mark Kapital, die Kaffee, Kakao, Tabak und Zuckerrohr anpflanzten. 

Auf dem asiatischen Festland, zumal in Ostasien, setzte sich der deutsche Kapitalismus mit gleicher 

Energie fest. Bot doch Ostasien eines der wenigen großen freien Handelsgebiete der Welt. War 

man auch von dem französischen Hinterindien ausgeschlossen, so entschädigten doch Siam, China 

und in gewissem Sinne auch Japan. In Japan kommen überwiegend kommerzielle Interessen in 

Frage. In China dagegen bezifferten sich die deutschen Kapitalanlagen 1898 bereits auf über 300 

Millionen Mark. Damals zuerst versuchte die Deutsch-Asiatische Bank, sich eine chinesische An-

leihe von 400 Millionen Mark zu sichern. Den deutschen Handelsfirmen, deren Zahl gegen Ende 

des Jahrhunderts sich auf über hundert belief, gesellten sich Seiden-, Baumwoll- und andere Fab-

riken hinzu. In Schantung bildete sich eine deutsche Gesellschaft für Kohlenbau; für den Bau der 

Schantungbahn zeichnete die Berliner Finanz 54 Millionen. 

Besonders stark sind die Interessen der deutschen Expansion auf den holländischen Inseln des Stil-

len Ozeans. Die Verschickung fast der gesamten Tabakernte von Ostsumatra liegt in deutschen 

Händen. Auch in der Plantagenwirtschaft und im Bergbau ist deutsches Kapital hervorragend be-

teiligt. Um 1898 bezifferte man die deutschen Kapitalien in den niederländischen Kolonien bereits 

auf rund 150 Millionen Mark. Überdies drängt die Vernichtung der alten Kolonialgewalt Spaniens 

im Kampfe mit Amerika, die Zertrümmerung der Burenrepubliken, die englischen Machinationen 

während der Kämpfe der Holländer in Atjeh, das englisch-japanische Bündnis, das seine Spitze 

nicht minder gegen den holländischen Kolonialbesitz im Stillen Ozean wie gegen Rußland richtet, 

Holland zum Anschluß an eine der Westmächte, wie ja die Niederlande seit Jahrhunderten in der 

Wahlfähigkeit zwischen Frankreich, England und Deutschland ihre Selbständigkeit fanden. Der 

Anschluß an Deutschland ist in der holländischen Kammer von bürgerlicher wie von sozialistischer 

Seite als in der Linie der wirtschaftlichen und geschichtlichen Entwicklung liegend bezeichnet, 

angesichts der durch die Kriege in Atjeh gewaltig gewachsenen Kolonialschuld selbst [181:] die 

Abtretung eines Teiles der Kolonien an Deutschland empfohlen worden. Der weitgehenden Kapi-

tal- und Interessengemeinschaft wurde durch Legung eines gemeinsamen Kabels, zu dem Holland 

etwa ein Viertel, das Reich drei Viertel der Kosten steuerte, ein starker praktischer Ausdruck ge-

geben. 

Auch in Australien spielt deutscher Import eine gewichtige Rolle. Doch überragen ihn die in Berg-

werksunternehmungen, Lederfabriken, Konfektionsgeschäften und Brauereien angelegten deut-

schen Kapitalmengen. 

Die revolutionärste Rolle der deutschen Expansion liegt auf dem Gebiet der internationalen Schif-

fahrt. Schon in den achtziger und neunziger Jahren des letzten Jahrhunderts fand die deutsche Ree-

derei ihr Schwergewicht in der Verkehrsvermittlung zwischen fremden Häfen. Von den Seereisen 

deutscher Schiffe mit Ladung entfielen im Jahre 1901 bei überhaupt 84.851 Schiffen mit 53,9 
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Millionen Registertonnen 43.575 mit 3,3 Millionen Tonnen auf Reisen zwischen deutschen Häfen, 

18.632 mit 12,4 Millionen Tonnen auf Reisen zwischen deutschen und außerdeutschen Häfen, da-

gegen 22.644 mit 38,1 Millionen Tonnen auf Reisen zwischen außerdeutschen Häfen. Am Schlusse 

des Jahrhunderts bereits klagten die Engländer, wie selbst ein Teil der für London bestimmten 

Ladungen seinen Weg über deutsche Häfen nehme. Rasch hatte diese Entwicklung in weite Fernen 

gegriffen, waren neben Europa und das Mittelmeer seit den achtziger Jahren in steigendem Maße 

die fremden Weltteile getreten. „Der Vermehrungskoeffizient war während der Jahre 1873 bis 1895 

für Nordamerika 128, für Mexiko, Mittel- und Südamerika 317, für Australien 475, für Ostindien 

und Ostasien 480: gegenüber 60 für Südwesteuropa, 88 für Großbritannien und 119 für den euro-

päischen Norden.“ Dem entsprach es, wenn sich die Leistungsfähigkeit der deutschen Handels-

flotte seit 1871 mehr als verdreifachte, seit Beginn der achtziger Jahre mehr als verdoppelte. Im 

Jahre 1886 übernahm der Norddeutsche Lloyd den Betrieb der Reichspostdampferlinien nach 

Asien und Australien. Anfang der neunziger Jahre traten neben jene Hauptlinien für regelmäßige 

Fahrt zwei Zweiglinien nach Polynesien und Australien. Daneben verdoppelte bereits im Jahre 

1887 die Hamburger Kingsinlinie ihre Fahrten, errichtete die Deutsch-Australische Dampfschif-

fahrtsgesellschaft gleichfalls einen [182:] regelmäßigen Verkehr nach Australien, denen sich im 

Laufe der neunziger Jahre weitere Unternehmungen zugesellten. Vor allem an der ostasiatischen 

Schiffahrt ist die deutsche Handelsmarine hervorragend beteiligt. Wie ungemein lebhaft hier die 

Entwicklung, dafür als Beispiel die Veränderungen eines einzigen Jahres, des letzten im alten Jahr-

hundert! Der Norddeutsche Lloyd stellte mehrere neue Dampfer in die inzwischen entwickelte 

Jangtsekianglinie ein und eröffnete die Verbindung nach Hankau und Itschang, während auf dem 

unteren Jangtse eine Bremer Reederei eine Linie unterhielt, die mit der des Norddeutschen Lloyd 

dreimal wöchentlich betrieben wurde. Auf dem Mittellauf des Stromes bestand eine vierzehntägige 

Verbindung. Die Hamburg-Amerikanische Paketfahrt richtete eine regelmäßige Verbindung zwi-

schen Kanton, Honkong und Schanghai ein, befuhr gemeinsam mit dem Lloyd den Jangtse und 

erwarb die schon früher betriebene Postlinie Schanghai, Kiautschou, Tschisu, Tientsin. Im ganzen 

besaß die deutsche Kauffahrteiflotte in den chinesischen Meeren etwa 2½ Millionen Tonnen, wäh-

rend sich die französische Tonnenzahl auf 50.000 belief. 

3. Panamakanal und Bagdadbahn. 

Wie ein unregelmäßiges Dreieck von gewaltigen Dimensionen, dessen Spitze das Beringmeer, des-

sen Grundlinie Australien, Neuseeland und zahlreiche Inseln bilden, breitet sich der Stille Ozean 

zwischen dem asiatischen und amerikanischen Kontinent aus. Großenteils in den Tropen und Sub-

tropen gelegen, weisen Land und Inseln die mannigfachste Gliederung, den größten Buchten- und 

Hafenreichtum auf. Küste und Binnenland besitzen Überfluß an Naturschätzen der verschiedensten 

Art. Reich an Mineralien sind die Westküste Nordamerikas, Maska, Britisch Kolumbien, Nevada, 

Montana, Kolorado; China, Japan und Korea zeigen einen ähnlichen Charakter. „Die Eisen- und 

Kohlenlager Chinas sind so bedeutend, daß mit ihnen Industrien aufgebaut werden könnten, die 

den europäischen und amerikanischen um nichts nachstehen, aber vor ihnen den Vorzug billiger 

Arbeitskräfte haben würden.“ Der Goldreichtum Kaliforniens und Australiens leitete um die Mitte 

des vorigen Jahrhunderts die Entfaltung der großen Industrie ein, trieb die Vereinigten Staaten zur 

Sklavenemanzipation, setzte Ost-[183:]asien in Gärung, führte Rußland nach Mittelasien, dem 

Amurgebiet, Wladiwostok und Sachalin. Bereits im Januar 1850 schrieb Karl Marx, das kaliforni-

sche Gold, das sich in Strömen über die amerikanische und asiatische Küste des Stillen Ozeans 

ergieße, reiße die widerspenstigsten Barbarenvölker in den Welthandel, in die Zivilisation. „Dank 

dem kalifornischen Golde und der unermüdlichen Energie der Yankees werden beide Küsten des 

Stillen Meeres bald ebenso bevölkert, bald ebenso offen für den Handel, ebenso industriell sein, 

wie es jetzt die Küste von Boston bis New Orleans ist. Dann wird der Stille Ozean dieselbe Rolle 
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spielen wie jetzt das Atlantische und im Altertum und Mittelalter das Mittelländische Meer – die 

Rolle der großen Wasserstraße des Weltverkehrs; und der Atlantische Ozean wird herabsinken zu 

der Rolle eines Binnensees, wie sie jetzt das Mittelmeer spielt.“ 

England hatte im Opiumkrieg die Öffnung von fünf chinesischen Häfen erzwungen, Frankreich 

gewann von Indochina her im Süden des Landes Einfluß, Rußland setzte sich in der Mandschurei 

fest. Der Chinesisch-Japanische Krieg gründete sich auf das Bedürfnis der japanischen Expansion. 

Korea stand in enger Beziehung zu seiner nationalen Verteidigung und war ihm außerdem, was 

auch vom Süden der Mandschurei galt, notwendig als Lebensmittelquelle und Auswanderungsge-

biet. Beide Länder sind gerühmt wegen ihrer Fruchtbarkeit, beide reich an Rohstoffen, für die Japan 

fertige Waren liefert. Die Sperrung Chinas werde eine Lage schaffen, die man nicht aushalten 

könne, sagt ein amtliches japanisches Schriftstück kurz vor Ausbruch des Krieges mit Rußland. 

Der Chinesisch-Japanische Krieg brachte Japan zwar große militärische, aber geringe politische 

Erfolge. Auf die Anerkennung seines Übergewichtes in Korea, den Besitz Port Arthurs und der 

Halbinsel Liaotung mußte es infolge des Eingreifens von Rußland, Frankreich und Deutschland 

verzichten, nur die den Verkehr mit Honkong beherrschende Insel Formosa fiel ihm zu. Anderer-

seits führte die Intervention zur Beschlagnahme Port Arthurs durch Rußland und zur Konzession 

der über Charbin nach Port Arthur führenden transmandschurischen Bahn, zur Besetzung Ki-

autschous durch Deutschland, während Frankreich seine südchinesische Einflußsphäre weiter aus-

dehnte. Über dem kam es zum Spanisch-Nordamerikanischen [184:] Kriege, mit dem die Verei-

nigten Staaten in die Kolonialpolitik eintraten. Sie erwarben Hawai, die Philippinen, Guam, kauf-

ten den von Lesseps in Kolumbien in Angriff genommenen Panamakanal, und als die Regierung 

des Freistaates den Einfluß der Nordamerikaner zu begrenzen suchte, förderten sie die Loslösung 

der Provinz Panama von Kolumbien, die sich in einer Oktobernacht des Jahres 1903 in eine selb-

ständige Republik verwandelte. 

Das Eingreifen der Union machte für Japan die Auseinandersetzung mit Rußland zu einer Lebens-

frage. Acht Jahre nach dem Frieden von Schimonoseki war die transsibirische, war die transmand-

schurische Eisenbahn fertig, Port Arthur mit 53 Forts und 300 Geschützen zu einem Kriegshafen 

ersten Ranges ausgebaut, Rußland Herr der Mandschurei und Koreas. Als im Sommer 1903 Ale-

xejew zum Statthalter des Amurgebiets, in Wirklichkeit der ganzen Mandschurei ernannt ward, 

erkannte die japanische Regierung, daß Rußland endgültig darangehe, seine Herrschaft über sein 

gesamtes ostasiatisches Gebiet mit Einschluß der Mandschurei zu befestigen. Im Juli des gleichen 

Jahres noch begannen in Petersburg jene Verhandlungen, die zum Kriege zwischen beiden Mäch-

ten führten. Der Friede von Portsmouth gab Japan die Eroberungen zurück, die es im Chinesischen 

Kriege gemacht und durch die Intervention der drei Mächte wieder verloren hatte, gab ihm Süd-

sachalin, die russischen Pachtungen in Kwantung samt den Inseln, dem Flächeninhalt nach unge-

fähr die Hälfte des Deutschen Reiches. Gleichwohl ist der Friede ein Kompromiß. Das eigentliche 

Ziel, Rußland völlig aus der Mandschurei zu drängen, ward nicht erreicht: die transsibirische Ei-

senbahn läuft von Charbin bis Wladiwostok durch chinesisches Gebiet und wird auch fernerhin 

von russischen Garnisonen bewacht; die Teilung Sachalins zwischen beiden Mächten ist gleichfalls 

nicht geeignet, den Frieden zu fördern, zumal die übervölkerten Teile Japans ihren Menschenüber-

fluß in die eroberten Gebiete abstoßen und bald ein Großjapan bilden werden. Das Bündnis mit 

England vom 30. Januar 1902, in dem Japan wider die russische Gefahr Rückhalt gesucht hatte, 

wurde nach dem Kriege mit Rußland am 12. August 1905 zu einem Schutz- und Trutzbündnis 

erweitert. Beide Mächte garantierten die Unabhängigkeit und Integrität Chinas [185:] und sicherten 

dem Handel aller Nationen offene Tür. Zur Aufrechterhaltung der japanischen Stellung in Korea 

wie der indischen Grenze Englands versprachen sie sich gegenseitig bewaffneten Beistand. 
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Der Russisch-Japanische Krieg änderte von Grund aus das Verhältnis Japans zu den Vereinigten 

Staaten von Nordamerika. Japan bildet den Schlüssel zur Osthälfte des Stillen Ozeans. So wenig 

wie das Vordringen Rußlands nach der Südmandschurei, paßt der Union ein Übergewicht Japans, 

hat doch die äußere Politik beider Länder die Beherrschung des Stillen Ozeans zum Ziel. Daß 

Rußland im Norden der Mandschurei verblieb, ist wesentlich mit der amerikanischen Friedensver-

mittlung zu danken. Die Frage der japanischen Einwanderung und ihrer wirtschaftlichen Stellung 

an der pazifischen Küste Amerikas schlägt seitdem in der inneren Politik der Union hohe Wellen. 

Auf der anderen Seite gab der Krieg der nationalen Bewegung in Indien, Persien und vor allem in 

China einen kräftigen Anstoß, den der Ausbruch der russischen Revolution vertiefte. In Indien 

erklang das Bande mataram*, Heil Mutterland vom Himalaja bis nach Ceylon. In Tokio predigten 

die Asiakyokwai den Panasiatismus. Neben ihm erhob der Panislamismus aufs neue das Haupt, um 

bis nach Abessinien und Marokko hinüberzugreifen, um sein Ausdehnungsgebiet immer weiter 

nach Osten zu strecken, im Dekhan, in den Grenzgebieten zwischen dem unteren Ganges und 

Assam, in den Bergen von Jünnan und Kweitschan ganze Völkerschaften zu sich herüberzuziehen. 

Aber die wichtigste Folge war die chinesische Revolution, die Verjagung der Mandschu und die 

Proklamierung der Republik. Als agrarisches Land ist China stark übervölkert, zählt es doch an 

430 Millionen Bewohner. Da die Auswanderung nach anderen Ländern großen Schwierigkeiten 

begegnet, sieht es sich in erster Linie auf die Besiedelung der Grenzgebiete, der Mongolei und 

Tibets, angewiesen. Das letztere wird nun von England als Interessensphäre angesehen. Die Mon-

golei hat sich beim Siege der chinesischen Revolution unter dem Einfluß Rußlands, wo sich bei 

steigenden Pacht- und Bodenpreisen die Landfrage wiederum zuspitzt, für selbständig erklärt und 

mit Tibet einen Vergleich geschlossen, wonach beide Länder sich Unterstützung gegen China zu-

sagen. Begreiflicherweise erzeugte das Verhalten Ruß-[186:]lands in China lebhafte Unzufrieden-

heit, so daß russische Waren in weitem Maße boykottiert und der Anfang mit kriegerischen Rüs-

tungen gemacht wurde. „Das Ministerium Katsura, das imperialistische Ministerium Japans, des-

sen Ziele in der inneren Politik die Befestigung der Selbstherrschaft und in der äußeren die Teilung 

Chinas waren, rief große Unruhen hervor und mußte gehen. Die Stimmung für ein Bündnis mit 

China gegen Rußland wächst in Japan und ist schon so stark, daß Japan sich in den letzten Jahren 

keine offenen Übergriffe China gegenüber erlauben durfte.“ In der Tat ist Japan, dem am Siege der 

nationalen Bewegung Asiens und einem selbständigen China gelegen sein muß, dessen natürlicher 

Bundesgenosse. Die europäischen Mächte im Bunde mit der Union suchen diese Entwicklung zu 

hemmen. Die Diktatur Juanschikais und der reaktionären Cliquen Pekings über die Republikaner 

und den Süden bedeutet zunächst einen Sieg der internationalen Finanz. Aber für den Plan, China 

mittels der Anleihepolitik unter die finanzielle und politische Kontrolle Europas und Amerikas zu 

stellen, dürfte doch die Beteiligung Japans am Sechsmächtesyndikat einen bedeutsamen Hemm-

schuh bilden. 

Die Eröffnung des Panamakanals verschärft und vermehrt die Gegensätze wesentlich. Der Handel 

Englands, Deutschlands und Japans mit Ostasien überragt beträchtlich den der Vereinigten Staaten. 

Selbst in Südamerika stehen zumal die Engländer vor der Union in der Vorhand. Die auf den ersten 

Blick auffällige Tatsache erklärt sich zum wesentlichen aus der bequemen und jederzeit passierba-

ren Verbindung, die der Suezkanal den europäischen Ländern nach dem Stillen Ozean gewährt. 

Zwar kann der Panamakanal die Bedeutung des Suezkanals nicht vernichten, da er die Entfernun-

gen zwischen den großen europäischen und asiatischen Handelsplätzen nicht verkürzt. Wohl aber 

wird er die Entfernungen zwischen den asiatischen, australischen und amerikanischen Küsten be-

trächtlich, teils um Tausende von Kilometern verringern, im Verkehr dieser Gebiete eine 

 
*  Gedicht, das 1905 vom Indischen Kongreß und 1950 als Nationallied der Republik Indien angenommen wurde. 
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Umwälzung von Grund aus herbeiführen. Gewaltig vor allem wird die Handels- und Verkehrsver-

schiebung für Südamerika sein. „Zunächst werden die Hunderte Segelschiffe verschwinden, die 

bisher an der ganzen Küste Südamerikas geherrscht haben, und bald werden die gigantischen 

Dampfer aus [187:] Europa und Nordamerika in diesen Gebieten den Anbruch einer neuen Ära 

verkünden und Südamerika mit dem fieberhaften gewerblichen Leben der übrigen Welt verknüp-

fen.“ Erst der Kanal wird die Grundlage schaffen zur Verwirklichung der imperialistischen Formel: 

Amerika den Amerikanern! Die Hoffnungen, die man in den Vereinigten Staaten an ihn knüpft, 

sind denn auch ausschweifende. So erklärte der frühere Präsident Roosevelt, die Herrschaft über 

den Stillen Ozean müsse den Vereinigten Staaten gehören, und als Mittel zur Verwirklichung die-

ses Zieles diene der Kanal. In der Tat: wird der Panamakanal es nicht den Vereinigten Staaten 

ermöglichen, auf allen Märkten Japans, den Hauptmärkten Chinas, in Australien siegreich gegen 

die europäische Konkurrenz vorzudringen? Hier droht der englischen Vorherrschaft die furcht-

barste und gewaltigste Gefahr. Und nicht lange wird es währen, bis im Inselreich der Schreckruf 

von der deutschen Gefahr dem dringenderen von der amerikanischen Gefahr gewichen ist. 

Der Panamakanal führt ein neues Weltzeitalter herauf. Werden Amerikaner und Japaner sich zur 

Verdrängung der Europäer zusammenschließen, um dann ihre Fehde um die Vorherrschaft im Stil-

len Ozean auszukämpfen? Wird die asiatische Welt sich zum Riesenkampf erheben wider die eu-

ropäischen Nationen und das Vereinigte Amerika? In diese alle Länder und Zonen umspannenden 

Händel ist der deutsche Kapitalismus nicht nur von der See her, sondern auch auf der Landseite 

verflochten durch die Bagdadbahn. 

Den Plan einer Verbindung des Persischen Golfes mit dem Mittelmeer entwarf in den dreißiger 

Jahren des vorigen Jahrhunderts bereits ein englischer Oberst. Ende der sechziger Jahre verhandelte 

das englische Unterhaus über ein ähnliches Projekt, das in den Hintergrund trat, als das Inselreich 

maßgebenden Einfluß auf den Suezkanal gewann. Ein neuer Plan des deutschen Ingenieurs Pressel 

nahm nicht, gleich dem englischen, einen Hafen des Mittelmeeres, sondern Konstantinopel selbst 

zum Ausgangspunkt der Bahn. Nachdem eine französische Gesellschaft die Konzession erworben, 

ward innerhalb zweier Jahre eine kleine Strecke am kleinasiatischen Ufer fertig. Doch kaufte Eng-

land unter Ausnutzung der nach dem Deutsch-Französischen Kriege eingetretenen Schwierigkeiten 

die Aktien der Bahn auf [188:] und brachte den Bau erneut ins Stocken. Ende der achtziger Jahre 

begann dann eine überwiegend von deutschen Großbanken beeinflußte Gesellschaft den Bau der 

anatolischen Bahnen in großem Stil. Bei Haidar-Pascha, Konstantinopel gegenüber, beginnend, 

erreichte man 1896 Konia. In diesem Jahre waren auf Grund der Konzession neben der Hauptlinie 

Haidar-Pascha-Ismid-Konia die Nebenstrecken Eski-Schehr-Angora und Afiun-Karahissar-Kas-

saba-Smyrna vollendet, Linien, die den größeren Teil des westlichen und mittleren Kleinasien 

durchzogen. Als dann Deutschland während des Griechisch-Türkischen Krieges und angesichts 

der armenischen Greuel dem absolutistischen Regiment Abdul Hamids wider England große 

Dienste leistete, erhielt die Anatolische Baugesellschaft nicht nur die Genehmigung zur Erbauung 

eines Hafens, der im Jahre 1902 dem Verkehr übergeben wurde, sondern auch die Konzession zum 

Bau der Bagdadbahn. Es war die Fortsetzung der anatolischen Bahn ins Herz der Kulturländer des 

alten Orients, ein Schritt, dessen das deutsche Kapital allein noch nicht fähig schien, daher denn in 

die Gesellschaft der neuen Bahn die französische Banque Ottomane mit einer Beteiligung von vier-

zig vom Hundert des Gründungskapitals eintrat. 

Die Bahn erschließt ein Gebiet von hervorragender weltwirtschaftlicher Bedeutung. Der durch 

seine Arbeiten in Ägypten als hervorragender Wasserbautechniker bekannte englische Ingenieur 

Wilcox, der im Auftrag der türkischen Regierung Mesopotamien bereiste und seine wirtschaftli-

chen Aussichten untersuchte, gelangt zu dem Schlusse, daß hier fünf Millionen Hektar Landes 
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durch Bewässerung der Kultur wiedergewonnen werden können, daß sich hier der trefflichste Bo-

den finde für den Bau von Körnern und Hülsenfrüchten, von Reis und Baumwolle. Zumal der 

letztere wäre von größter Wichtigkeit. Wächst doch mit der Ausdehnung der amerikanischen Tex-

tilindustrie die Unsicherheit in der Versorgung Europas mit Rohbaumwolle und damit das Bestre-

ben der außeramerikanischen Fabrikation, sich vom amerikanischen Baumwollmarkt unabhängig 

zu machen, ein Bestreben, dem die Versuche entsprungen sind, die England in Ägypten, Deutsch-

land in seinen Kolonien, Rußland in Zentralasien mit der Baumwollkultur machten. Das Aufblühen 

der Baumwollkultur in Turkestan und die in Kilikien im Wilajet [189:] Adana gemachten Erfah-

rungen bedeuten in der Tat eine gute Aussicht für den Bau der Baumwolle auf dem mesopotami-

schen Alluvialboden. Und die Kurdenhorden, die heute den armenischen Bauer ausrauben, werden 

im Schweiße ihres Angesichtes als Lohnsklaven der Deutschen Bank an dem Werke arbeiten, das 

mehr als kriegerische Expeditionen geeignet ist, „die Nomadenvölker Arabiens, Mesopotamiens 

und Babyloniens vor die Wahl zu stellen: vom Feuer moderner Maschinengewehre zu sterben oder 

sich unter das Joch der Fronarbeit für das europäische Kapital und die Steuerbehörden zu beugen“. 

Mehr als dies: in dem großen asiatischen Bahnnetz der Zukunft wird die Bagdadbahn einen der 

Hauptstämme bilden. Auf sie wird die von Damaskus über Medina nach Mekka führende Hed-

schasbahn stoßen, deren Verlängerung nach Aden geplant wird. Sie wird überleiten an die Bahn 

Kapstadt-Kairo wie an die Strecken nach dem asiatischen Osten. Bagdad ist nicht allein Knoten-

punkt des westasiatischen Eisenbahnnetzes, wo die von Konstantinopel und den Häfen der Levante, 

die aus dem europäischen und sibirischen Rußland und vom Kaukasus, die aus dem zentralasiati-

schen Rußland heranführenden Bahnen, die Bahnen aus Palästina, Arabien und vom Persischen 

Golf münden werden. An sie lehnen sich die Strecken nach Bombay, Kalkutta, den hinterindischen 

Häfen, die Strecken nach Hongkong, Schanghai und über Buchara und Turkestan an den Hoangho, 

nach Port Arthur und Wladiwostok. 

Im Jahre der Erteilung der Bagdadbahnkonzession begann Rußland den Bau der mandschurischen 

Bahn. Es ließ sich von der Türkei die Zusicherung geben, daß alle Bahnen östlich Eregli am 

Schwarzen Meer und nördlich der Linie Angora-Diarbekr nur von Rußland oder vom türkischen 

Staate selber gebaut werden dürften, obwohl in die deutschen Konzessionen bereits eine Strecke 

Angora-Kaisarieh einbegriffen war. England hielt nicht allein das nationale Kapital von der Betei-

ligung an der Bagdadbahn zurück; es drang von Süden in die Küstengebiete des Persischen Golfes, 

suchte die Verbindung zwischen Persien und Ägypten zu schließen und Koweit, den mutmaßlichen 

Endpunkt der Bahn südwestlich der Strommündung des Euphrat und Tigris, für sich zu gewinnen. 

Bildet doch der Ausbau der Bagdadbahn nicht nur eine militärische Stärkung der Türkei, in-

[190:]sofern sie rasche Truppentransporte ermöglichen und dem Sultan die Herrschaft über Baby-

lonien und Mesopotamien verleihen würde, wo die streifenden Beduinen sich an die Oberherrschaft 

in Konstantinopel bislang wenig gekehrt hatten: sie durchkreuzte die Absicht der Annexion Meso-

potamiens, die durch Besiedelung mit ägyptischen Bauern vorbereitet werden sollte, sowie den 

Plan, Ägypten über Arabien und Persien mit Indien durch eine Bahn zu verbinden. Umgekehrt 

bildet die Bahn eine deutsche Verbindung zwischen Mittelmeer und Ägypten auf der einen, Indien 

auf der anderen Seite. In der Tat verquickte man auf deutscher Seite mit dem Bahnprojekt weit-

greifende politische Ziele. Es gebe, heißt es in einer der gründlichsten Schriften über die Bagdad-

bahn, für Deutschland im Grunde nur eine Möglichkeit, einem englischen Angriff zu begegnen, 

die Stärkung der Türkei. England könne von Europa her nur an einer Stelle zu Lande angegriffen 

und schwer verwundet werden: in Ägypten. „Mit Ägypten würde England nicht nur die Herrschaft 

über den Suezkanal und die Verbindung mit Indien und Ostasien, sondern wahrscheinlich auch 

seine Besitzungen in Zentral- und Ostafrika verlieren. Die Eroberung Ägyptens durch eine mo-

hammedanische Macht wie die Türkei könnte außerdem gefährliche Rückwirkungen auf die 
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sechzig Millionen mohammedanischer Untertanen Englands in Indien, dazu auf Afghanistan und 

Persien haben. Die Türkei aber kann nur unter der Voraussetzung an Ägypten denken, daß sie über 

ein ausgebautes Eisenbahnsystem in Kleinasien und Syrien verfügt; daß sie durch die Fortführung 

der anatolischen Bahn einen Angriff Englands auf Mesopotamien abwehren kann; daß sie ihre Ar-

mee vermehrt und verbessert und daß ihre allgemeine Wirtschaftslage und ihre Finanzen Fort-

schritte machen. ... Auf der anderen Seite aber würde die bloße Erkenntnis, daß die Türkei militä-

risch stark, ökonomisch gefestigt und im Besitz genügender Eisenbahnverbindungen ist, für Eng-

land möglicherweise schon genügen, um auf den Gedanken des Angriffs auf Deutschland zu ver-

zichten, und das ist es, worauf die deutsche Politik abzielen muß. Die Politik der Unterstützung, 

die Deutschland der Türkei gegenüber verfolgt, bezweckt nichts anderes als den Versuch, eine 

starke Versicherung gegen die von England her drohende Kriegsgefahr zu schaffen.“ Erbitternder 

als solche und ver-[191:]wandte Auslassungen aber wirkte in England die weltpolitische Melodie, 

die in Deutschland die höchsten Regierungsstellen namentlich bei jeder Flottenerweiterung sangen. 

Die starke Konkurrenz der deutschen Schwerindustrie auf dem englischen Markte im Krisenjahr 

1901, der hochschutzzöllnerische Tarif vom Jahre 1902, der Chamberlains schutzzöllnerische Agi-

tation hervorrief, taten ein übriges, um die Gereiztheit der englischen Bourgeoisie zu steigern. 

Die Rückschläge, die England im Burenkrieg erlitt, waren von seinen alten Rivalen Frankreich und 

Rußland rege ausgenutzt worden. Rußland nahm die Boxerunruhen zum Anlaß, um sich in der 

südlichen Mandschurei festzusehen und eine Reihe wichtiger Eisenbahnprivilegien zu ergattern; 

Frankreich plante die Aufteilung Marokkos und knüpfte deshalb mit Deutschland, das eben Ki-

autschou besetzt hatte, Verhandlungen an. Als aber England nach dem Burenkrieg wieder freie 

Hand erhielt, begann es die traditionellen Bahnen seiner auswärtigen Politik zu verlassen. Das 

Bündnis mit Japan von 1902 richtete zwar seine Spitze noch gegen Rußland. Aber im April 1904 

sah sich die Welt durch die Veröffentlichung der drei Verträge überrascht, welche die englisch-

französische Entente begründeten. Mit wesentlichen Kompensationen hatte England die Freund-

schaft Frankreichs erkauft, das in die Reihen der Mächte trat, die vom Atlantischen Ozean bis zu 

den Dardanellen Englands Gunst genossen. Es folgte jenes Abkommen von 1907 mit Rußland, das 

diesem das nördliche und westliche Persien auslieferte, da Rußland nach der Niederlage in der 

Mandschurei keine Gefahr mehr für Indien zu bilden schien. 

Die neue Diplomatie kehrte sich naturgemäß wider Deutschland. Im Jahre 1905 kam es zum ersten 

Zusammenstoß, als die deutsche Regierung die Durchführung der französischen Marokkopläne mit 

bekannter Schneidigkeit verhinderte. Zuerst schien es, als ob beide Parteien den Streitfall mit den 

Waffen entscheiden wollten. Schließlich einigte man sich auf Berufung einer internationalen Kon-

ferenz, der von vornherein die Aufgabe zufiel, zwar die Unabhängigkeit und Integrität Marokkos 

erneut auszusprechen, zugleich jedoch die besonderen Rechte Frankreichs und Spaniens anzuer-

kennen. Die Tripelentente führte sich 1908 mit dem Projekt von Reval ein: Schaffung eines auto-

[192:]nomen Mazedonien unter einem christlichen Generalgouverneur, ein Programm, auf das die 

Revolte der türkischen Armee, die Revolution der Jungtürken antwortete. Zunächst in England mit 

zur Schau getragener Begeisterung aufgenommen, weil man glaubte, mit dem Regiment des alten 

Sultans werde es am Goldenen Horn auch mit dem deutschen Einfluß zu Ende sein, suchte die 

englische Diplomatie, sobald die Illusion schwand, die reaktionären Massen der Hauptstadt wider 

die Jungtürken in Bewegung zu sehen, gegen die die Absicht, die türkische Sprache zur Rechts-, 

Schul- und Parlamentssprache zu machen, bereits die slawischen Nationalitäten aufgebracht hatte. 

Der Putsch vom 13. April 1909 endete freilich mit einer vollständigen Niederlage der Reaktion. 

Darauf zwang England in der zweiten, durch die Entsendung des „Panther“ nach Agadir eingelei-

teten Marokkokrise Deutschland durch die Mobilisierung der Flotte zu einem unrühmlichen Rück-

zug, um bald darauf das tripolitanische Abenteuer zu begünstigen, womit die englische Diplomatie 
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den doppelten Zweck verfolgte: die deutschfreundliche Diplomatie und damit das politische Anse-

hen der Jungtürken als Wahrer der Integrität des Ottomanischen Reiches zu diskreditieren und zu 

entwurzeln und zugleich ein warnendes Beispiel auszustecken, wie gefährlich für die Türkei eine 

gegen England gerichtete Politik im Grunde sei. In der Tat hat der italienische Raubzug die Stel-

lung der Jungtürken und mit ihr den deutschen Einfluß tief erschüttert und sie vollends in die De-

fensive gedrängt. Als dann die Albanesen erneut die Fahne des Aufruhrs erhoben, die Meuterei 

auch die Armee ergriff, brach das jungtürkische Regiment zusammen. Aber das Resultat war ein 

anderes, als die Mächte der Tripelentente erwarteten. Der Balkankrieg folgte und damit der Zu-

sammenbruch der europäischen Türkei. Und hier fiel der deutschen Diplomatie die Revanche in 

den Schoß. Die Tripelentente war auf dem Kontinent gegenüber Deutschland und Österreich kein 

ebenbürtiger Gegner. Rußland ist als Faktor der Großmachtpolitik auf lange Zeit ausgeschaltet, 

Frankreich als ein Reich von 40 Millionen Bewohnern schon kraft seiner geringeren Bevölkerungs-

ziffer einem Lande von 65 Millionen nicht gewachsen und würde es auch nicht sein durch noch so 

beträchtliche englische Hilfstruppen. Um den Weltbrand zu verhindern, bei dem alles auf [193:] 

dem Spiele stand, bedurfte das englische Kapital der deutschen Unterstützung. 

Den Boden für den Abschluß der Fehde bereitete die Erdrosselung der persischen Regenerations-

bewegung durch Rußland. Als die persische Revolution nach ihrem Siege über den Schah an die 

Entwaffnung der Nomadenvölker ging und die Reform der Finanzen des Landes auf den Ausbau 

seines Bahnnetzes stellen wollte unter Beseitigung fremdländischer Kontrolle, griff Rußland ein. 

Der Norden Persiens wurde auf Grund des Abkommens mit England militärisch besetzt, die Preis-

gabe des Reformplans erzwungen, der Bahnbau aufgeteilt. Rußland behielt sich die Linien 

Dschulfa-Täbris und nach Urmia vor, Strecken, die eine der reichsten und volkreichsten Provinzen 

Persiens an das kaukasische Bahnnetz, an Tiflis, die kommerzielle und militärische Zentrale des 

kaukasischen Rußland, anschließen. Die Engländer bauen die Route Mohammerah-Choremabad, 

die den bedeutendsten Hafen Südpersiens unmittelbar mit der russischen Einflußsphäre verbindet 

und den größten Teil des indischen und europäischen Handels mit Persien an sich ziehen wird. Die 

Unterstützung der persischen Revolution hätte in Deutschlands Interesse gelegen. Ist doch der deut-

sche Gesamthandel mit Persien von 1901 bis 1911 um das Siebenfache gestiegen. Die Vereinba-

rung zunächst mit Rußland erfolgte in der Art, daß Deutschland die Strecke Bagdad-Chanekin 

bauen und sie bis Teheran weiterführen und in Betrieb nehmen soll. Damit war die Grundlage 

gegeben für ein Kompromiß in der Frage der Bagdadbahn selber. Die Gesellschaft verzichtete auf 

ihre Rechte an dem Bau der Endstrecke von Bagdad bis zum Persischen Golf und eines Hafens 

daselbst, sowie auf das Recht, von hier eine Zweigbahn nach Koweit zu legen. Dafür erhielt sie die 

Konzession für den Bau einer Zweigbahn nach Alexandretta und eines Hafens am Mittelmeer und 

tritt als meistbegünstigter Teilnehmer in die internationale Gesellschaft, die sich für den Bau der 

Golfstrecke unter türkischer Leitung bildet. Die Strecke Bagdad-Bassora wird von deutschem und 

englischem Kapital gemeinsam gebaut und darf ohne Englands ausdrückliche Einwilligung, das 

die Kontrolle über die Nordküste des Golfes und damit über jede Verbindung nach diesem erhält, 

nicht südlich weitergeführt werden. 

[194:] So hat das Bedürfnis, die Anlagen zu sichern und das Anlagegebiet auszudehnen, zwischen 

den führenden europäischen Kapitalmächten fürs erste die Konfliktstoffe aus dem Wege geräumt . 

In Wahrheit aber wurden die Gegensätze wesentlich erweitert. Nicht nur spielen in die europäi-

schen Konflikte fortab die Gegensätze ganzer Weltteile hinein, bilden die europäischen Finanz-

mächte die heilige Allianz wider die Volksbewegungen in Afrika und Asien. Das Erbe des Balkan-

kriegs bildet das Erfordernis eines Bundes der Balkanstaaten. Er birgt nicht nur an sich neue inter-

nationale Kriegsgefahren, er wäre dauernd nur möglich auf der Grundlage der Demokratie. Diese 

aber ist unverträglich mit der Expansion des italienischen Kapitals in Albanien, dem Übergreifen 
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Österreichs auf die Balkanstaaten an der Donau; möchte doch der Kaiserstaat am liebsten auf Ser-

bien und Montenegro die Hand legen, die Erstehung eines serbischen Nationalstaats zwischen Ad-

ria und Donau für immer aus dem Bereich der Möglichkeiten schaffen. Die Demokratie auf dem 

Balkan ist unverträglich mit dem Expansionsdrang Deutschlands nach dem Osten, der, wie ein 

türkischer Konservativer nach dem Sturze Abdul Hamids sagte, Österreich vor sich hin schiebe 

und angesichts der vielen in der Türkei angelegten Millionen nicht zulasse, zu Bismarcks Auffas-

sung zurückzukehren, daß der Balkan für Deutschland nicht die Knochen eines pommerschen Gre-

nadiers wert sei. Die im wesentlichen auf Asien zurückgedrängte Türkei aber wird durch die Pläne 

Englands, die heiligen Stätten des Islam in die Hand zu bekommen, durch jene Bahnpolitik, die 

aus Kleinasien, Syrien, Arabien, Mesopotamien große Finanzquellen der europäischen Bourgeoisie 

macht, in die Arme des Panislamismus getrieben, dem das europäische Kapital selber in Heer, 

Bahnen, Straßen und Industrie auf die Dauer tödliche Waffen liefert. Alles das aber schärft die alte 

Spannung zwischen Österreich und Rußland um die Donaulinie, die Zwietracht zwischen diesem 

und den Westmächten um die Beherrschung des Bosporus, das Ringen zwischen England und 

Deutschland um die Bahnpolitik des Balkan. Die asiatische Politik des europäischen Kapitals 

schlägt auf Europa zurück, das Wettrüsten der Nationen zu gigantischen Dimensionen steigernd 

und die Zündstoffe zu Bergen häufend. 
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[195:] 

Sechstes Kapitel. 

Die Sammlungsbewegung des Bürgertums. 

1. Kapitalexport und Schutzzoll. 

Die industriell kapitalistische Produktion greift über die Landesgrenzen hinaus, um in steigende 

Abhängigkeit von fremder Erzeugung und fremdem Boden zu geraten. Sollte dem deutschen Be-

darf lediglich durch deutsche Urproduktion genügt werden, so müßte, wie berechnet worden ist, 

zum Behuf der Wollproduktion der heimische Schafbestand versiebenfacht, um die Baumwolle 

durch Wolle zu ersehen, mehr als verzwanzigfacht werden. Man bedürfte des vierfachen Pferde-, 

des dreifachen Rindviehbestandes, der Hochwald müßte auf das Doppelte der jetzigen, der Eichen-

schälwald auf das Dreifache der Fläche, die er während seiner Blütezeit in den vierziger Jahren 

besaß, gebracht werden. Die erforderliche Ausdehnung des Vieh- und Waldbestandes allein würde 

in Deutschland keine Fläche mehr übrig lassen zum Anbau von Körnerfrüchten und der gewaltigen 

Mengen anderer Pflanzen, deren die deutsche Produktion nicht entraten könnte, von anderen tieri-

schen Stoffen, von Tropenerzeugnissen, von mineralischen Produkten nicht zu reden. Die immer 

engere Verschlingung der Produktionsgebiete der Erde drängt die nationalen Kapitale zur Erwei-

terung der politischen Einflußsphären und möglichst der politischen Grenzen selbst. Der Umfang 

des Gebiets, über das sie herrschen, die Dichte der Bevölkerung, die es beherbergt, vermögen die 

Spezialisierung der Produktion, den Standort der Industrie, Produktionskosten und selbst den 

Durchschnittsumfang der Betriebe nachhaltig zu beeinflussen. Je größer das Gebiet, je dichter die 

Bevölkerung, um so leichter werden Produktionszweige einander ergänzen und Störungen, wie 

zumal Verschiebungen der Nachfrage sie hervorrufen, ausgleichen, um so rascher und entschiede-

ner wird der Export von Kapital selbst sich entwickeln. 

Aus der engen Verbindung von Großfinanz und Großindustrie entsprungen, in den Großbanken 

konzentriert und planmäßig organisiert, gründet das Finanzkapital im Ausland Banken, [196:] ver-

mittelt Anleihen, errichtet industrielle Werke, baut Bahnen und Wege, betreibt Schiffahrts- und 

Handelsunternehmungen, erweitert in jeder Form Anlagesphäre und Wirkungsbereich des heimi-

schen Kapitals. Schon der Export von Leihkapital vergrößert die Aufnahmefähigkeit des neu er-

schlossenen Marktes außerordentlich. Würde ein Markt für zwanzig Millionen Mark Waren expor-

tieren, so ist seine Aufnahmefähigkeit, den Austausch zu gleichem Wert vorausgesetzt, bei Waren-

austausch nicht höher denn zwanzig Millionen Mark. Wird aber Kapital etwa in Form einer Staats-

anleihe gegeben, so dienen die zwanzig Millionen zur Verzinsung von Kapital. Bei fünf Prozent 

Zins könnte somit ein Kapital von vierhundert Millionen exportiert werden. Je tiefer die Zinsrate, 

um so größer die zu exportierende Kapitalsumme, wie denn die scharfe Konkurrenz des fremden 

Leihkapitals in der Tat die Tendenz besitzt, die Zinsrate zu senken und damit die Aufnahmefähig-

keit fremder Länder für Kapital zu steigern, den Kapitalmarkt zu erweitern. Der Export unmittelbar 

von industriellem Kapital ist noch bedeutsamer. Die Übertragung kapitalistischer Produktion 

macht den fremden Markt von den Schranken der eigenen Konsumtionskraft frei. Sichert ja der 

Ertrag der neuen Produktion die Verwertung des Kapitals, da für den Absatz nicht der neue Markt 

allein, sondern der gesamte Weltmarkt in Betracht kommt. „Die Kapitalisierung Südafrikas zum 

Beispiel ist völlig losgelöst von der Aufnahmefähigkeit Südafrikas, da der Hauptproduktionszweig, 

die Ausbeutung der Goldminen, in seiner Absatzmöglichkeit geradezu unbeschränkt ist und die 

Kapitalisierung hier nur abhängt von der natürlichen Ausdehnungsfähigkeit des Abbaues und dem 

Vorhandensein einer genügenden Arbeiterbevölkerung.“ Daraus erklärt sich auch der merkwürdige 

Umstand, daß das ausländische Kapital mit der Zertrümmerung einheimischer Regenerationsbe-

wegungen die Konsumtionsfähigkeit der erschlossenen Märkte schwächen und doch die große 



112 

Industrie zum Ausgangspunkt nehmen kann. Wendet sich bei Ausdehnung der den Bedürfnissen 

des Kapitalexports dienenden Industrie das exportierte Kapital der Produktion von Rohstoffen für 

diese Industrien zu, so finden die Produkte des exportierten Kapitals im Heimatlande selber Auf-

nahme, der Zirkel, in dem die Produktion des Mutterlandes sich bewegt, „erfährt eine außerordent-

liche [197:] Erweiterung durch die gegenseitige Alimentierung von heimischer Industrie und Er-

zeugung des exportierten Kapitals“. Auf größter Stufenleiter vollziehen sich diese Vorgänge, wenn 

die Anleihegeschäfte der Staaten zur Beschaffung von Industrielieferungen benutzt werden. 

In noch höherem Maße wie für das Handelskapital bildet das natürliche Wirtschaftsgebiet des Fi-

nanzkapitals die ganze Welt. Und doch kann sich dieser universale Drang nicht anders denn in 

monopolistischen Formen ausleben. Das wirksamste Mittel, das nationale Kapital im internationa-

len Konkurrenzkampf zu begünstigen, ist die Absperrung des heimischen Marktes durch Schutz-

zölle. Diese bringen im Zeitalter der Großindustrie jedoch andere Wirkungen hervor denn in der 

kapitalistischen Frühzeit, wo es galt, aufstrebende heimische Industrien zu stärken und gegen eine 

erdrückende Konkurrenz des Auslandes zu sichern. Sind es doch gerade jene starken Industrien, 

deren Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt über den Zweifel erhaben ist, die für Schutzzölle 

eintreten. Der Schutzzoll fördert in beträchtlichem Maße die Kartellierung der Industrie. Neben ei-

ner gewaltigen Entfaltung der Aktiengesellschaften – es wurden ihrer in Deutschland von 1870 bis 

1900 nicht weniger als 3400 gegründet – geht hier seit Ende der neunziger Jahre einher die Syndi-

kalisierung der Industrie. Man geht kaum fehl, wenn man die Zahl der Preis- und anderer Kartelle 

auf 800 bis 1000 bemißt. Am meisten haben sie Eingang gefunden in der Rohstoffproduktion, wo 

natürliche Bedingungen Fusion und Zusammenschluß der Unternehmungen fördern. Nicht nur ge-

währt das Kartell durch Kostenersparnis Extraprofit gegenüber der nichtkartellierten Industrie, es 

kontingentiert das für den inländischen Konsum bestimmte Produktionsquantum und wirkt auf Er-

höhung der Preise über den Schutzzoll hinaus. Der Schutzzoll gibt somit dem Kartell die Macht, 

„von der Bevölkerung des Inlandes gleichsam eine indirekte Steuer zu erheben. Dieser Extraprofit 

stammt jetzt nicht mehr aus dem Mehrwert, den die vom Kartell angewandten Arbeiter erzeugen; 

er ist auch nicht mehr ein Abzug vom Profit anderer nicht kartellierter Industrien, sondern er ist ein 

Tribut, welcher der gesamten Konsumentenklasse des Inlandes auferlegt ist.“ Der Schutzzoll er-

möglicht dem Kartell die Aneignung von Mehrwert, der nicht im eigenen Betrieb und in der eige-

nen [198:] Produktionssphäre erzeugt ist. Diese Art der Profitsteigerung wurde aber um so wichti-

ger, „als die Erhöhung der Profitrate durch Steigerung des absoluten Mehrwerts, also durch Ver-

längerung der Arbeitszeit und Senkung des Arbeitslohnes, infolge der Erstarkung der Arbeiterorga-

nisationen unmöglich wurde, vielmehr die entgegengesetzte Tendenz immer mehr zunahm“. 

Die Preiserhöhung im Inland verstärkt nun den Antrieb zum Export. Auf den Weltmärkten muß 

zwar zu Weltmarktpreisen verkauft werden, und man kann dies angesichts der im Inland erzielten 

Extraprofite. Indem jedoch das Kapital die fremden Schutzzollmauern durch Unterbietung über-

windet, kann gegebenenfalls die Produktion erneut gesteigert, können die Produktionskosten ver-

billigt und, da der inländische Preis der gleiche bleibt, neue Extraprofite erzielt werden. Gleiche 

Wirkungen ergeben sich, wenn das Kartell den inländischen Abnehmern aus den Extraprofiten bei 

Ausfuhr Exportprämien zahlt. Damit hat sich dann die Funktion des Schutzzolls vollends gewan-

delt. „Aus einem Mittel der Abwehr gegen die Eroberung des einheimischen Marktes durch fremde 

Industrien ist ein Mittel der Eroberung der fremden Märkte durch die einheimische Industrie ge-

worden, aus der Verteidigungswaffe des Schwachen die Angriffswaffe des Starken.“ 

Im Expansionskampf der nationalen Kapitale gilt die Staatsmacht, gelten Diplomatie und Waffen-

gewalt unmittelbar als Waffen der Konkurrenz. Die politische Macht schafft neue Anlagegebiete 

und sichert die gewonnenen. Da die Auswanderung nicht eigentlich Kapital exportiert, vielmehr 
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heimisches Kapital auf das Ausland überträgt, gilt es als Ausgabe der Staatsgewalt, den nationalen 

Charakter der Ausgewanderten und ihrer Anlagen möglichst zu erhalten. Es versteht sich, daß sie 

gegebenenfalls Arbeitskräfte zwangsweise zu beschaffen und ihre Botmäßigkeit zu gewährleisten 

hat. Ist das Finanzkapital Träger des modernen Imperialismus, so erhöht der Schutzzoll beträchtlich 

dessen Aggressivkraft. Ohnehin ist der Staat – wie ja bereits Venedig, der industriell kapitalistische 

Staat am Ausgang des Mittelalters als eine gemeinsame Unternehmung der Adelsoligarchie gelten 

konnte – die Domäne einer vergleichsweise dünnen Oberschicht. Wenn aber ein rasches Auswirken 

des Schutzzolls zur jähesten wirtschaftlichen Konzentration führt, wie sie in der [199:] schlesischen 

Bergindustrie, der sächsischen Textilindustrie, der rheinisch-westfälischen Schwerindustrie entge-

gentritt; wenn sie Mächte von der ungemeinen politischen Gedrungenheit der ostelbischen Feudal-

herren, des Hamburger Reederkapitals, der Berliner Hochfinanz auslöst; wenn diese, gestützt auf 

ein vergleichsweise kleines Wirtschaftsgebiet, den Schutzzoll handhaben im Kampf um den Wa-

ren- und Kapitalexport, so wird, wie ein neuerer Historiker sagt, „eine Gewalttätigkeit freien Tuns“ 

notwendig zur Signatur der Epoche. Indem aber diese Haltung eine dauernde, zuständliche wird, 

stellt sich „eine merkwürdige Mischung von Egoismus und Idealismus, von Aufrichtigkeit und 

Heuchelei, von Brutalität und Berechnung ein: eine sublimierte Zusammensetzung gleichsam der 

Eigenschaften, die schon früh den Kaufmann auszumachen begonnen hatten“, erwächst eine neue 

Moral, die sich lediglich nach dem Erfolg orientiert. 

Am Imperialismus enthüllt sich der tiefe Zwiespalt des modernen Staatslebens. Das bewaffnete 

Monopol stellt die Nationen vor die Frage der Existenz; um der Existenz willen muß das moderne 

in höherem Maße als frühere Staatswesen auf die Gesamtkräfte der Nation zurückgreifen. Den 

Kern der letzteren aber bildet je länger je mehr die industrielle Arbeiterschaft. Polarer Gegensatz 

des kapitalistischen Monopols, ist sie nicht minder wie jenes die treibende Kraft der Gegenwart. 

Mögen reaktionäre Staatsmänner wähnen, auch nach einem Wahlrechtsraub werde der Bestand des 

Reiches vermöge der Zolleinheit gesichert sein: in Wahrheit spielt der Wahlrechtsraub mit der po-

litischen Existenz des Staates. Als 1893 eine große Militärvorlage auf der Tagesordnung des 

Reichstags stand, erklärte Caprivi, sobald Krieg werde, würden Heere in die Erscheinung treten, 

wie die Welt sie noch nie gesehen, wie noch kein General sie kommandiert habe, und wie der 

Ausgang sei, wisse kein Mensch; Deutschland werde am ersten Tage der Mobilmachung die ge-

samte kriegsfähige Mannschaft bis auf den letzten Mann einberufen. Unter Einbeziehung des Land-

sturmes zweiten Aufgebots wären das heute etwa sieben Millionen Männer. Solche Massen lassen 

sich nur ins Feld führen, wenn das Volk hinter der Regierung steht. Und hier liegt einer der we-

sentlichsten Gründe für das wachsende Gewicht der uni-[200:]tarischen Reichsinstitutionen, durch 

die das Volk seine Vertretung findet, Wahlrecht und Reichstag, wie sehr auch die reaktionären 

Gewalten sich gegen diese Entwicklung auflehnen. 

Freilich, wenn sich Nationalkriege wider den Willen der Demokratie nicht mehr erfolgreich führen 

lassen, so kann der Imperialismus nicht demokratisch sein, weil er kriegerisch ist und dieses krie-

gerische Wesen seinem monopolistischen, ausbeuterischen Charakter unmittelbar entspringt. 

2. Die Bedeutung der Steuerpolitik. 

Gründe der auswärtigen Politik näherten Bismarck im Anfang der sechziger Jahre dem Freihan-

delssystem. Daß er nach 1866 mit den Liberalen politische Geschäfte machte, entsprang gleichfalls 

der Notwendigkeit, nicht innerer Neigung. Die Freihandelspolitik setzte er fort: die Handelsver-

träge mit Frankreich, Spanien und der Schweiz, das neue Zollvereinsgesetz von 1869 brachten 

beträchtliche Ermäßigungen des Zolltarifs. In der Tat war ihm der liberale Gedanke der Finanzzölle 

sympathisch. Zeitlebens bekannte er sich ja als entschiedenen Gegner aller direkten Steuern. Es 

sei, sagte er bei der Steuerdebatte von 1869, ein natürliches Ziel, „die Steuern so einzurichten, daß 
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dieselbe Summe mit dem geringsten Druck für die Steuerpflichtigen aufgebracht wird“. Die direk-

ten Steuern, „die mit einer gewissen eckigen Brutalität auf dem Pflichtigen lasten“, rechne er nicht 

zu den leichten. „Die gegebenen Grundlagen einer Steuer in dem heutigen zivilisierten Staate sind 

meines Erachtens diejenigen Genüsse, die massenhaft genug verbraucht werden, um einen finan-

ziellen Ertrag zu geben, der sich über den Ertrag der sogenannten reinen Luxussteuern erhebt, Bier, 

Branntwein, Wein, Tabak, Tee, Kaffee.“ Darüber hinaus sah Bismarck in den Finanzzöllen das 

Mittel, durch stetige Verringerung der Matrikularbeiträge und Vermehrung der eigenen Einnahmen 

des Norddeutschen Bundes die Finanzen des letzteren von den Einzelstaaten völlig unabhängig zu 

machen. Die allerdings gescheiterte Steuervorlage vom April 1869 drängte bereits entschieden 

nach dieser Richtung; hieß es doch in der Denkschrift über die preußischen Finanzen, ohne Bewil-

ligung neuer Bundeseinnahmen und entsprechende Erniedrigung der Matrikularbeiträge laufe 

Preußen Gefahr, „die rechtlichen Ver-[201:]pflichtungen des Staates nicht mehr erfüllen zu kön-

nen“. Jährliche Festsetzung und Bewilligung der Staatseinnahmen war Bismarck in der Seele zu-

wider. Der Liberalismus war zwar in der Konfliktszeit just in der Frage des Budgetrechtes unterle-

gen. Gleichwohl hatte die Regierung eine Reihe kleiner Konzessionen machen müssen. Vor allem 

verwarfen die Liberalen jenes Bestreben, die Matrikularbeiträge durch Reichssteuern zu ersehen, 

und sahen in beweglichen Steuern nach Parlamentsbeschluß einen Grundpfeiler des Reichshaus-

haltes. Nun zeitigte die Krise der siebziger Jahre eine beträchtliche Finanzklemme, indem sie die 

Einnahmen in Reich und Einzelstaaten sinken, die Matrikularbeiträge hingegen steigen ließ. Ende 

des Jahres 1875 wartete Bismarck im Reichstag mit einem Finanzplan auf, der zwar am Finanzzoll 

festhielt, aber doch eine „totale Steuerreform inklusive der Zollreform“ und „möglichste Vermin-

derung, wenn nicht vollständige Beseitigung der Matrikularbeiträge“ befürwortete. Zu besteuern 

seien jene großen Verbrauchsartikel, „gewissermaßen die Luxusgegenstände der großen Masse“. 

Nach dem Scheitern des Planes warf er sich dann entschieden dem Schutzzoll in die Arme. Das 

Vorbild der neuen Finanzpolitik lieh ihm Frankreich, das seit Februar 1877 seine Schutzzölle er-

höht hatte und dem ein weitausgebautes System indirekter Steuern „mit einem fetten Tabaksmo-

nopol ungeheure Mittel fast beschwerdelos zur Verfügung zu stellen schien“. Neben den Plänen 

auf Einführung von Finanzmonopolen und Ausbau der indirekten Steuern erwog er noch den Ge-

danken, die Eisenbahnen in den Besitz des Reiches zu bringen. 

Die Wahlen vom Oktober 1877 führten die liberalen Fraktionen fast in alter Stärke zurück. Gleich-

wohl begann Bismarck die planmäßige Herausforderung des Finanzministers Camphausen, dessen 

Person nach dem Sturze v. d. Heydts eine Konzession an die Liberalen bedeutet hatte. Es folgte 

eine schleichende Kanzlerkrisis, die sich nahezu ein volles Jahr hinzog, der symptomatische Ab-

bruch der Handelsvertragsverhandlungen mit Österreich, die bedingte Erklärung der Regierung für 

Widerherstellung der Eisenzölle, das Portefeuillespiel mit Bennigsen, den Bismarck zum Eintritt 

in das Ministerium zu verlocken suchte, um die nationalliberale Fraktion zu spalten und ihren rech-

ten Flügel mit Konservativen und Freikonservativen zum Kern einer [202:] Regierungsmehrheit 

zusammenzufassen, der Sturz Camphausens und das Bekenntnis Bismarcks zum Tabakmonopol. 

Die beiden letzten Vorgänge führten den Bruch zwischen Nationalliberalen und Regierung herbei, 

und diese geriet in die denkbar schwierigste Lage, als die Attentate und die ihnen folgende Sozia-

listenhetze ihr zu Hilfe kamen. Die Neuwahlen ergaben eine kompakte schutzzöllnerische Mehr-

heit. Noch im Beginn der siebziger Jahre waren die Junker Freihändler mit antiindustriellem An-

strich, wie man in Wageners Memoiren nachlesen kann. Die folgende Krise, die die Trennung des 

Handwerks vom Liberalismus einleitete, der Druck der ausländischen, zumal der amerikanischen 

Konkurrenz rief bei ihnen einen raschen Wandel hervor. Der Tarif von 1879, ein Kompromiß der 

Schwerindustrie und des Junkertums, der agrarischen und industriellen Grundrente, beendete die 

„liberale Ära“ zugleich unter endgültiger Erledigung der liberalen Budgetrechtsforderungen. Die 
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konstitutionellen Garantien Bennigsens, die bestimmte Steuereinnahmen jährlich in beweglicher 

Höhe durch den Reichstag festgestellt wissen wollten, wurden abgelehnt, die vom Zentrum in der 

Franckensteinschen Klausel formulierten föderativen Garantien, wonach alle Einnahmen aus Zöl-

len, die die Summe von 130 Millionen überstiegen, unter Aufrechterhaltung der Matrikularbeiträge 

an die Einzelstaaten zurückfließen sollten, angenommen. Das Bewilligungsrecht des Reichstags, 

soweit es sich um jährliche Gestaltung und Zumessung der Einnahmen handelte, war endgültig 

ausgeräumt. Eigentliches Kampfobjekt zwischen Regierung und Volksvertretung wurde seitdem 

lediglich die Bewilligung neuer Ausgaben und damit neuer Steuern, die Art ihrer Verteilung und 

die Technik ihrer Erhebung. 

Das Finanzprogramm Bismarcks konnte nur mit Hilfe des Zentrums durchgesetzt werden, gegen 

das man eben noch den Kulturkampf geführt hatte und das keineswegs geneigt war, die Opposition 

ohne weiteres daranzugeben. Wenn Bismarck wähnte, mit Beseitigung des Kulturkampfes werde 

auch dessen Produkt, das Zentrum zerfallen, so befand er sich in einem grundlegenden Irrtum. 

Nicht nur durchschaute dieses den Plan, es mittels jener auf Spaltung der Nationalliberalen gerich-

teten Kartellpolitik auf anderem als auf wirtschaftlichem Gebiet auszuschalten, es stand von vorn-

herein fest, daß die in der Wirt-[203:]schaftspolitik vollzogene Wandlung auf andere Gebiete, der 

Schule, der Kirche, der Gewerbeordnung, in merklicher Weise zurückwirken würde. Der Kampf 

wider das Kartell bedeutete für das Zentrum den Kampf um die ausschlaggebende Stellung der 

Zukunft, und wenn es auch seine tiefste Wurzel, den Partikularismus stärkte, die Bureaukratie der 

Einzelstaaten wider die des Reiches bewußt ausspielte und die Budgetrechtsforderungen in spezi-

fisch liberaler Prägung preisgab, so sah es doch klar genug, um nicht den Reichstag, durch den es 

allein zur Geltung gelangen konnte, der Regierung in die Hand zu liefern. Die Begrenzung der 

Reichseinnahmen auf 130 Millionen verfolgte gerade den Zweck, die finanzielle Verselbständi-

gung des Reiches zu verhindern und damit die Regierung angesichts des rasch steigenden Bedarfes 

in der Nötigung zu halten, dem Reichstag Rechnung zu tragen. 

So scheiterte der Finanzplan in wesentlichen Stücken. Zunächst fiel das Reichseisenbahnprojekt, 

worüber Bismarck sich freilich bald zu trösten verstand. Noch im Herbst 1879 tat er im preußischen 

Landtag die ersten Schritte zur Aufrichtung eines preußischen Staatsbahnsystems. Härtere Kämpfe 

kostete später die Beseitigung der Monopolvorlagen, wenngleich die Erhöhung der Zölle auf Tabak 

in der Richtung des Monopols lag. Aufs engste dagegen hatten schon die ersten Zollgesetze den 

Gedanken des Schutzzolls mit dem des Finanzzolls verknüpft. Über die Wirkungen war man sich 

durchaus klar: die Minderheit von Reichen auf Kosten der auf Arbeitseinkommen angewiesenen 

großen Mehrheit des Volkes zu bereichern. Und zwar schröpfte das eingeschlagene Steuersystem 

die Konsumenten, zumal die ärmeren, stärker, als reine Finanzzölle dies vermocht hätten. Aber die 

Preissteigerungen warfen den Besitzenden großen Nutzen in den Schoß, und jede Möglichkeit, den 

Bedürfnissen des Reiches anders als durch Bereicherung der Reichen abzuhelfen, blieb für die 

Folge ausgeschlossen. 

Die achtziger Jahre sind erfüllt von dem Kampfe des Zentrums wider seine Todfeinde aus der 

Kulturkampfzeit, die Nationalliberalen. Die moderne Großindustrie wollte volle Ausbeutungsfrei-

heit, Erziehung der Jugend in ihrem Sinne, Zivilehe, Gewerbefreiheit, bürgerlich-kapitalistisches 

Recht. In alledem aber stieß sie auf starke Interessen der Geistlichkeit, des Hand-[204:]werks, der 

klerikalen Arbeiterschaft sowie des alten, auf Manufaktur und Heimarbeit ruhenden Frühkapitalis-

mus. Dadurch, daß an den slawischen Grenzen, in Westpreußen, Posen und Oberschlesien das Po-

lentum sich im ersten und entschiedenen Vordringen befand, das junge Reich in der Bundesgenos-

senschaft des geeinigten Italiens nach der Zertrümmerung des Kirchenstaats einen Rückhalt für 

seine zentraleuropäische Stellung suchte, erhielten die Gegensätze ein breiteres Relief. Wohl war 
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das Zentrum aus den Kämpfen der siebziger Jahre als festgefügte Partei hervorgegangen, hatte der 

Kulturkampf seine heterogenen Volkselemente politisch eng zusammengeschweißt. Gleichwohl 

hatte er dauernde Erfolge zu verzeichnen. Die katholische Abteilung im preußischen Kultusminis-

terium, die Artikel der preußischen Verfassung, die der katholischen Kirche eine weitgehende Son-

derstellung eingeräumt hatten, waren für immer verschwunden, die Zivilehe war in Geltung, das 

Prinzip der Staatsschule auch hinsichtlich des Religionsunterrichts anerkannt, die Befugnisse des 

Staates bei Ernennung der Bischöfe und Geistlichen sowie bei Niederlassung von Klöstern erwei-

tert. Und der Friede mit dem Papsttum ward in der Weise geschlossen, daß dieses den Bedürfnissen 

der kapitalistischen Expansion entgegenkam, sich als Herold der Zwangsgesetzgebung wider den 

Sozialismus, wider den „Terrorismus“ der Arbeitskämpfe und Arbeiterberufskoalitionen erhob. 

Um so tiefer die Nachwirkung der Kämpfe im folgenden Jahrzehnt. 

Das Zentrum folgte zwei Grundlinien. Es hielt im allgemeinen an der Opposition in Militärfragen 

fest, um in der Praxis allmählich nachzugeben und sich der Regierung zu nähern; es suchte zugleich 

den agrarischen Einfluß zu stärken, um sich den Konservativen zu nähern. Das letztere war nun 

keine leichte Sache. Konservative und Klerikale waren zwar in den Fragen der Weltanschauung, 

der wirtschaftlichen, steuer- und verkehrspolitischen Gesetzgebung homogen. Aber die Konserva-

tiven hatten den Kulturkampf unterstützt und bildeten in Militärfragen einen unerläßlichen Be-

standteil der Regierungsmehrheit, die sich auf die Mitwirkung der Nationalliberalen angewiesen 

sah. Im Kampfe gegen die Kartellpolitik standen auch anfangs der achtziger Jahre die vereinigten 

Fortschrittler an der Spitze. Von 106 Sitzen, die sie 1881 zählten, sanken sie jedoch bei den [205:] 

Wahlen 1887 auf 32 herab. Im gleichen Maße fiel die Führung dem Zentrum zu. Eben das Jahr 

1887 bringt die gründlichere Abkehr von der Militäropposition. Zugleich werden die Agrarzölle 

durch zweimalige Erhöhung auf 5 Mark hinaufgetrieben, wird die Branntweinbesteuerung zu star-

ken Liebesgaben an die Brenner benutzt, die Revision der Gewerbeordnung in Angriff genommen. 

Die agrarische Politik, der die Reaktion auf dem Gebiet der Gewerbegesetzgebung unmittelbar 

entspringt, ruiniert – das zeigen deutlich genug die programmatischen Erklärungen der Partei in 

den achtziger Jahren – die Nationalliberalen vollends. Mit der Zertrümmerung des Kartells war die 

innere Lage zugunsten des Zentrums entschieden, der Weg offen, der zur Verschwisterung mit den 

Konservativen führte. 

Das Zentrum hatte die Möglichkeit, nach rechts und links eine Mehrheit zu bilden und damit alles 

ihm Unliebsame zu verhindern. Die Überkommenschaft und die innerpolitische Entwicklung der 

achtziger Jahre, die eigene agrarische Basis drängten weiter nach rechts. Und da die Partei so wenig 

wie die Liberalen eine eigene Mehrheit zu stellen vermochte, vielmehr der Mitwirkung der Kon-

servativen bedurfte, um deren Gunst auch die Nationalliberalen mit steigendem Nachdruck warben, 

wurden die Junker der eigentliche Drehpunkt der Reichspolitik. Wohl brachten die Caprivischen 

Handelsverträge eine Herabminderung der Zollsätze. Auch der Versuch Miquels, den Einzelstaaten 

aus den Reichseinnahmen eine feste Liebesgabe von 40 Millionen jährlich zuzuweisen, mißlang. 

Gleichwohl diente die Zeit nach 1890 der Konsolidierung des agrarischen Übergewichts. Die Staf-

feltarife wurden im Interesse der Landwirtschaft des Südens und Westens, der Identitätsnachweis 

zum Nutzen der ostelbischen Grundbesitzer aufgehoben, der Terminhandel in Getreide wurde ver-

boten und die Börsengesetzgebung nach den Wünschen der Agrarier reformiert, ein Margarinege-

setz nach ihrem Willen erlassen, durch rigorose Fleischbeschau- und Fleischeinfuhrbestimmungen 

die Einfuhr von Vieh und Fleisch zum größten Schaden der Bevölkerung erschwert, um nur auf 

wenige der einschlägigen Gesetze hinzuweisen. Ihren Höhepunkt fand diese Politik in dem Wu-

chertarif von 1902 und, nachdem der Versuch der Blockära, das Zentrum durch [206:] das Zusam-

menwirken von Konservativen und Liberalen auszuschalten, kläglich mißlungen war, in dem Steu-

erraubzug von 1909. 
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So bildet seit Ende der siebziger Jahre die Steuergesetzgebung den Brennpunkt der parlamentari-

schen Gruppierung, der innerpolitischen Entwicklung. Eben jene Verquickung von Finanzzoll und 

Schutzzoll macht aus den Steuerfragen solche der ganzen Volkswirtschaft. Jede Änderung in den 

Tarifpositionen beeinflußt die Grundlagen, auf denen die Wirtschaftsgruppen des Landes sich be-

wegen, ruft Verschiebungen in ihrem Kräfteverhältnis hervor. Jede Begünstigung im Tarifwesen 

wirkt wie ein natürliches oder technisches Monopol, ermöglicht es der einen Industriegruppe, sich 

im Preise der Waren Extraprofite anzueignen. Käme mit einem Schlage auch nur die Hälfte der 

Zölle zu Falle, es würde eine tiefgehende Umwälzung für die gesamte Gesellschaft bedeuten. 

Welch gewaltige Kämpfe wird nicht der Abbau des bestehenden Zollsystems auslösen! Wird er 

nicht zum guten Teil ein Umbau der heutigen Gesellschaft sein? Wie die Steuerpolitik inmitten des 

Kampfes zwischen Parlament und Regierung steht, so auch im Zentrum der Gruppenkämpfe des 

Bürgertums selbst. Zwei Grundströmungen durchziehen diesen Kampf. Einmal die Herrschaft des 

Bodenmonopols, das Übergewicht der Rohstoffproduktion über die weiterverarbeitenden Ge-

werbe. Der Boden ist keine Ware gleich den übrigen, die sich beliebig vermehren lassen. Mit seinen 

Schätzen ist er ein freies Geschenk der Natur. Die Tendenz der Monopolisierung, zu der das heutige 

Schutzzollsystem drängt, muß sich hier um so kräftiger bemerkbar machen, als die moderne Groß-

produktion immer gewaltigere Mengen Rohprodukt verschlingt, an die Rohstoffmärkte immer grö-

ßere Ansprüche stellt. Sodann steigt der Gegensatz von Stadt und Land. Nicht nur sieht jene sich 

fortgesetzt bewuchert. Die eindringende Maschine verschärft den Saisoncharakter der Arbeit in der 

Agrarproduktion und entvölkert das Land, während sie in den Städten gewaltige Menschenmassen 

zusammenballt. Immer ausgeprägter, immer drückender wird die Herrschaft der Volksminderheit 

über die Volksmehrheit. 

Die zentrale Bedeutung der Steuerkämpfe für die Reichspolitik macht den Kampf gegen das heu-

tige Steuerwesen zu [207:] einem Kampfe gegen das System selbst. Je mehr das Gewicht der sozi-

aldemokratischen Reichstagsfraktion auf die Steuerpolitik drückt, um so mehr drückt sie auf das 

Zentrum des eigentlichen Machtkampfes. Und wie bei der letzten Wehrvorlage Zentrum und Li-

berale sich zur Ausschaltung der Junker verbanden, ein erstes Zeichen, daß in der inneren Situation 

sich ein Wandel vorbereitet, so hat die Resolution des dritten Jenaer Parteitags zur Steuerfrage 

einer Notwendigkeit entsprochen und der sozialdemokratischen Fraktion die Möglichkeit gegeben, 

jeder Interessenkombination im bürgerlichen Lager mit freier Bewegung zu folgen. 

3. Das Koalitionsrecht. 

Die Zollgesetzgebung legt zwar die Staatslasten zum wesentlichsten Teil auf die Schultern der Ar-

beiterklasse. Da sie je doch nicht nur den individuellen, sondern auch den produktiven Konsum trifft, 

ist auf ihrer Grundlage eine Sammlungsbewegung des Bürgertums nur in dem beschränkten Sinne 

möglich, als sich gemeinsame Bevorteilungen wider andere Produzentengruppen durchsehen lassen. 

Um der Klassenbewegung des Bürgertums wider die Arbeiterschaft zum Durchbruch zu verhelfen, 

bedarf es anderer Hebel. Ein solcher war das Sozialistengesetz, das sich gegen die politische, nicht 

minder scharf aber gegen die gewerkschaftliche Betätigung richtete, dessen Urheber hinter jedem 

Streik die Hydra der Revolution lauern sahen. Nach seinem Falle hielt die führende Gruppe der 

bürgerlichen Welt, die Großunternehmerschaft an dem Anspruch fest, zur Aufgabe des Staates 

gehöre die Abwehr auch der wirtschaftlichen Forderungen der Arbeiterklasse. Der Ausgang der 

Zuchthauskampagne stimmte zwar die bis dahin genährten Hoffnungen herab, doch nur auf ver-

hältnismäßig kurze Zeit. Die Teuerung gestaltete die Lage der Klein- und Mittelproduktion schwie-

rig, während sie die Arbeiterschaft dazu trieb, der Senkung der eigenen Lebenslage durch ver-

schärften wirtschaftlichen Kampf entgegenzutreten. Je mehr nun die Organisation wirksame Be-

einflussung der Arbeitsbedingungen gestattete und gerade die imperialistische Ära sie zu ihrer 
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jetzigen Höhe führen half, um so mehr trat der Gegensatz wider das Koalitionsrecht in den Vor-

dergrund und damit [208:] die Forderung nach gesetzlichem Schutz wider den angeblichen Terror 

der Streiks. Die Führung übernahm die Unternehmerorganisation. 

Die erste Entfaltung der deutschen Unternehmerorganisationen fällt in den Beginn der siebziger 

Jahre. Sie verfolgten in der Hauptsache wirtschaftliche Ziele. Bald begann der Zusammenschluß 

zu Zentralverbänden. Unter ihnen stehen der 1873 gegründete großindustrielle Verein zur Wahrung 

der gemeinsamen wirtschaftlichen Interessen in Rheinland und Westfalen und der 1876 entstan-

dene Zentralverband deutscher Industrieller voran, weil sie von der Entstehung an einen protekti-

onistischen Zug aufwiesen und die Unternehmerstellung ihrer Mitglieder auf gesetzgeberischem 

Wege nachdrücklich zu verbessern suchten. Zunächst hielt Konkurrenz und jähe industrielle Ent-

wicklung die Bestrebungen im Hintergrund, die den wirtschaftlichen Kampf wider die Arbeiter-

schaft vornehmlich zur Ausgabe der Unternehmerorganisation machen wollten. Nach dem Schei-

tern der Zuchthausgesetzkampagne jedoch entwickelten die Dinge sich rasch, bis der große Kampf 

von Crimmitschau in den Kreisen des Unternehmertums den Umschwung auf der ganzen Linie in 

die Wege leitete. Das zeigt die rapide Entwicklung, die von jetzt an die Unternehmerorganisation 

nahm. Vor 1900 gab es 22 Reichs-, 59 Landes- oder Bezirks- und 264 Ortsverbände. Von 1900 bis 

1903 entstanden 24 Reichs-, 46 Landes- oder Bezirks- und 186 Ortsverbände. Dann beginnen die 

Massengründungen; die erste brachte das Jahr 1904: 8 Reichs-, 22 Landes- oder Bezirks- und 214 

Ortsverbände. Im Jahre 1912 wurden amtlich gezählt 103 Reichs-, 461 Landes- oder Bezirks-, 2521 

Orts-, insgesamt 3085 Unternehmerverbände, für die 132.485 Mitglieder und – zu niedrig, da nur 

die Hälfte der Betriebe Angaben machte – 4.378.275 Arbeiter angegeben wurden. Im Jahre 1904 

entstanden auch die beiden großen Unternehmerzentralen, die Hauptstelle Deutscher Arbeitgeber-

verbände und der Verein Deutscher Arbeitgeberverbände. Durch Organisationsfragen getrennt, die 

sich namentlich auf die Frage der Streikversicherung bezogen, wirkten sie seit 1905 im Kampfe 

gegen Streiks und Gewerkschaften zusammen. 

Systematisch zogen die Arbeitgeberverbände bei Streiks die Prüfung, Verfügung und Bestimmung 

der Abwehrmaßregeln, die Be-[209:]schaffung von Ersatzkräften, kurz die ganze „Jurisdiktion“ 

des Lohnkampfes an sich. „Der gleiche Vorgang, der sich durch Zentralisation der Streikgewalt in 

den Gewerkschaften vollzogen hat, wiederholt sich auch hier, wenn auch mit wesentlichen Ein-

schränkungen.“ Namentlich die Zentralisation ist nicht in allen Arbeitgeberorganisationen so weit 

fortgeschritten wie in den Gewerkschaften. Das bisher ängstlich gehütete Recht des Einzelunter-

nehmers, Herr im Hause zu sein, erleidet naturgemäß starken Abbruch. In manchen Verbänden wird 

der Unternehmer förmlich unter Vormundschaft gestellt; statt seiner verhandelt und vereinbart die 

Vertrauenskommission des Verbandes, die auch das Verhalten zu den Arbeitern seines Betriebes 

regelt. Ein unmittelbarer Ausfluß der Streikabwehr ist die Sperrung. Daß sich das Unternehmertum 

gegen die Beschäftigung Streikender während eines Kampfes verwahrt, läßt sich verstehen. Durch-

weg aber werden solche Sperrungen weit über die Dauer eines Kampfes hinaus durchgeführt. So 

verpflichtet der Verband der westfälischen Kohlenzechen die angeschlossenen Werke, Arbeiter, die 

von ihrem Streikrecht Gebrauch gemacht haben, für die Dauer von drei Monaten nach beendigtem 

Ausstand nicht einzustellen. Schlimmer ergeht es Arbeitern, die unter Vertragsbruch ihr Arbeits-

verhältnis aufgeben; sie stehen für sechs Monate auf den schwarzen Listen. Tausende von Arbeitern 

wurden auf diese Weise nach dem Streik von 1905 von jeglicher Arbeitsgelegenheit im Bergbau 

ausgeschlossen. Die Listen werden nicht nur den Verbandszechen, sondern auch den Zechenkoali-

tionen anderer Bergbaubezirke zugestellt, sofern diese sich zur Gegenleistung bereit erklären. Die 

Versuche des Vorstandes des Bergarbeiterverbandes, Behörden und Staatsanwaltschaft zum Ein-

schreiten gegen diese Aufhebung der Freizügigkeit durch geheime Verrufserklärung zu veranlas-

sen, schlugen fehl. Trotz jener Tausende von Betroffenen verneinte die Staatsanwaltschaft das 
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Vorhandensein eines öffentlichen Interesses. In vielen Statuten findet sich auch die generelle Be-

stimmung, daß Arbeiter aus Streikorten während sechs, zehn oder dreizehn Wochen nicht beschäf-

tigt werden dürfen, womit die Sperrung weit über den Kreis der am Streik Beteiligten hinausgeht, 

ein Vorgang, der häufig den Keim zu weiteren Ausständen gelegt hat. Neben der Sperrung steht die 

Beschaffung von Streikbrechern. Und die Unternehmer lassen es sich große [210:] Summen kosten, 

um Arbeitswillige selbst aus fernen Ländern herbeizuschaffen. So wurden jene ausgesperrten Berg-

arbeiter von 1905 trotz der Krise durch österreichische Arbeitswillige ersetzt. Namentlich die Bau-

arbeiterverbände haben mit italienischen, ungarischen, polnischen, galizischen und lettischen 

Streikbrechern zu rechnen. Aber auch hier entspricht der Erfolg bei weitem nicht den gebrachten 

Opfern. Das Arbeitsmaterial, das sich gegen Arbeitersolidarität immun erweist, ist in der Regel 

minderwertig und muß nach Beendigung des Streiks meist wieder abgeschoben werden. 

Nebenher ging die Entwicklung der alten gegen die Streiks gerichteten Mittel. Die Streikklausel, 

die namentlich im Baugewerbe, der Textilindustrie und der Rohstoffabrikation eine Rolle spielt, 

entband im Falle von Streiks und Aussperrungen von rechtzeitiger Erfüllung eingegangener Ver-

pflichtungen. Da die Versendung von Streikarbeit oftmals die Kämpfe über weite Gebiete ausbrei-

tete – ein sprechendes Beispiel waren die Formerkämpfe der neunziger Jahre, war das Übergreifen 

des Kampfes der Buchbinder in Berlin 1906 auf Stuttgart und Leipzig –, versuchten einige Ver-

bände ohne erheblichen Erfolg, die Arbeiter generell durch Reverse zur Ausführung von Streikar-

beit zu verpflichten. Die schwarzen Listen wurden in weitestem Maße über Streik und Vertrags-

bruch hinaus auf jeden mißliebigen Arbeiter ausgedehnt. Das rheinisch – westfälische Kartell der 

Metallindustrien verpflichtete die einzelnen Werke, unter keinen Umständen Arbeiter eines ande-

res Werkes anzunehmen, wenn sie nicht nachweislich mindestens seit vier Monaten ordnungsge-

mäß entlassen waren. „Arbeiter, welche wegen eines Vergehens gegen die Subordination und Dis-

ziplin oder wegen einer ehrenrührigen Handlung von einem der beteiligten Werke entlassen sind, 

dürfen überhaupt nur auf Grund eines Komiteebeschlusses von einem anderen wieder in Arbeit 

gestellt werden.“ Zur Durchführung der Bestimmung tauschen die Werke monatlich Listen der im 

Monat zuvor entlassenen Arbeiter unter getrennter Anführung der nicht ordnungsmäßig verab-

schiedeten aus. Wollte das Unternehmertum den Streiks wirksam begegnen, mußte es den Arbeits-

markt beherrschen. Die Zwangsarbeitsnachweise – den Mustertyp schuf der Gesamtverband der 

Metallindustriellen – sollten den technischen Apparat hierfür schaffen, sollten Ersatzmaterial für 

Streikende heranziehen und es nach Gefährlich-[211:]keit oder Nichtgefährlichkeit sichten. Die 

wichtigsten Mittel waren Kontrollkarte und Entlassungsschein. Die Haupttätigkeit der Institution 

lag nicht in der Nachweisung, sondern in der Verweigerung von Arbeit. Daher denn von bereits 

eingestellten Arbeitern die Einholung eines Kontrollscheines verlangt wird. Dieser Kontrollzwang 

verleiht den Nachweisen den Anschein sehr bedeutender Frequenz, und man redete von einer ge-

waltigen Waffe der Streikverhütung. Es darf jedoch behauptet werden, daß die Zwangsarbeitsnach-

weise den Zweck, große Arbeiterreservoire gegenüber den organisierten Arbeitern zu bilden, nicht 

erfüllt haben und kaum mehr erfüllen werden; bei großen Arbeitseinstellungen können sie ausrei-

chendes Menschenmaterial nicht mit einem Schlage auftreiben und genügen im wesentlichen nur 

bei kleineren Streiks, Streikbrecher zu vermitteln. Dagegen hat die Einführung von Unterstützungs-

kassen, Verbesserung der Wohnungsverhältnisse und ähnlicher Wohlfahrtseinrichtungen dem Un-

ternehmertum bis heute eine arge Enttäuschung bereitet. Die organisierte Arbeiterschaft jedenfalls 

steht den Dingen kühl gegenüber und läßt sich in ihrer Kampfbewegung durch sie nicht beirren. 

Einige Arbeitgeberverbände versuchten es mit der Schaffung einheitlicher Arbeitsverhältnisse, um 

den Anreiz, den fortgeschrittene Betriebe ausüben, zu beseitigen. Einheitliche Arbeitsordnungen 

bestehen beispielsweise in der Solinger Stahlwarenindustrie. Sie führen meist dazu, daß die Arbei-

ter mit aller Kraft auf die Regelung dieser Verhältnisse Einfluß zu gewinnen trachten. 
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Größere Bedeutung besitzt die Streikversicherung der Unternehmer. Zuerst gelang es dem Gesamt-

verband Deutscher Metallindustrieller 1905, eine solche in größerem Maßstab durchzuführen. Das 

Vorgehen fand bald Nachahmung durch den Arbeitgeberverband im Schneidergewerbe, dann 

durch die Hauptstelle sowie den Verein Deutscher Arbeitgeberverbände. Während die Hauptstelle 

die Arbeitgeberorganisation selbst zum Träger der Versicherung machte, schuf der Verein der Ar-

beitgeberverbände besondere Entschädigungsgesellschaften, die ihrerseits wieder bei anderen Ge-

sellschaften rückversichert sind. Eine Rückversicherung besteht auch für die Arbeitgeberverbände 

der Hauptstelle. Die Rückversicherungsgesellschaften stehen an erster Stelle. Die Generalstelle des 

Vereins Deutscher Arbeitgeberverbände umfaßt acht [212:] Streikversicherungsgesellschaften, 

vier Reichsverbände, einen Landesverband und fünf Ortsverbände. Die Zahl der beschäftigten Ar-

beiter betrug 1908 411.028, die versicherte Jahreslohnsumme 466,7 Millionen Mark. Der Schutz-

verband des Vereins nimmt wie die Hauptstelle Deutscher Arbeitgeberverbände Kollektiv- und 

Einzelmitglieder auf, welch letztere eine besondere Gruppe bilden. Er umfaßt 2390 Mitglieder mit 

363.825 beschäftigten Arbeitern. Von den nicht rückversicherten Gesellschaften ist die bedeut-

samste die Gesellschaft Deutscher Metallindustrieller zur Entschädigung bei Arbeitseinstellungen 

in Leipzig mit 133 Mitgliedern und 25.000 Arbeitern. Das Baugewerbe kennt noch einen Schutz-

verband gegen Boykott. 

Mit Aufnahme des Streikabwehrgedankens trat für die Unternehmerorganisation die Frage der An-

erkennung der Gewerkschaften hervor. Den Kämpfen folgt der Friedensschluß, das Verhandeln, 

der Tarifvertrag. Die Unternehmer betrachten den Kollektivvertrag, wie sich nicht anders erwarten 

läßt, als einen Hebel der eigenen Interessen. Sie beginnen immer mehr mit ihm weitgehende Ab-

sichten zu verknüpfen. So wünscht man die Ausschaltung unbequemer Konkurrenz, die Sicherung 

hoher Preise und erwägt, ob sich von den Gewerkschaften nicht Garantien fordern lassen für die 

Einhaltung von Mindestpreisen. Die durch den Tarif gebundene Gewerkschaft soll überall Arbeit 

und Arbeitsvermittlung einstellen, wo ein Unternehmer unter den von seiner Organisation be-

stimmten Preisen verkauft. Dadurch könnten die Gewerkschaften nicht nur gezwungen werden, 

der Verteuerung aller Bedarfsgegenstände Vorschub zu leisten, sie würden zu bewußten Vertretern 

von Unternehmerinteressen, würden von der öffentlichen Meinung für die Teuerung verantwortlich 

gemacht werden. Größeres Gewicht legt man natürlich auf die Minderung der gewerkschaftlichen 

Kampffähigkeit. „Die Tarifverträge sind, so heißt es in einer Auslassung von Arbeitgeberseite, 

solange die Gegensätze bestehen, nicht Friedensinstrumente, sondern Waffenstillstandsinstitute. 

Sie sind Schöpfungen des bewaffneten Friedens, sie sehen aber an die Stelle der vielen kleinen 

Reibungen und Vereinbarungen große Abmachungen. Sie schieben die Konflikte hinaus und er-

weitern die Konflikte. Je größer aber die Massen sind, die sich gegenüberstehen, und je größer und 

komplizierter die zu entscheidenden [213:] Fragen sind, desto schwerer ist es, in den Konflikt hin-

einzugehen, und desto mehr wird man sich auf diplomatische Verhandlungen einlassen. Allmählich 

tritt an die Stelle des Streites und des Kampfes ein diplomatisches Verhandeln.“ Diese Tendenz 

wird bewußt gefördert durch das Drängen nach zentralem Vertragsabschluß. Ermöglicht dieser 

doch eine Aussperrungstaktik großen Stils. Eine Bauunternehmerfiliale beantwortete seinerzeit die 

Frage, weshalb die Leitung des Arbeitgeberbundes den zentralen Vertragsabschluß fordere, dahin: 

sie wolle für die Vertragszeit den Frieden sichern, was durch Hunderte von Einzelverträgen nicht 

möglich sei, da diese keine den Vorstand des Arbeitgeberbundes berechtigende Bestimmung ent-

hielten, alle Arbeitsverträge sofort aufzuheben, wenn während der Vertragsdauer an dem einen 

oder anderen Orte der Vertrag seitens der Arbeitnehmer gebrochen werde. Daher auch die Auffas-

sung, die sich auf Unternehmerseite vor dem letzten großen Bauarbeiterkampfe kundgab: Der erste 

Punkt der Unternehmerforderungen verlange, daß die Tarife zentral abgeschlossen würden über 

ganz Deutschland auf einen Tag und auf eine gleiche Dauer von Jahren. „Werden wir das durchfüh-
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ren, dann bin ich überzeugt, dann haben wir die Macht. Die Macht wird mit diesem Punkte stehen 

oder fallen.“ Laufe der Tarif für ganz Deutschland ab, würden rund eine Million Arbeiter für die 

Streikkassen in Betracht kommen. Das verlange solch ungeheure Summen, daß man sagen dürfe, 

in höchstens zehn Wochen, möge man Gelder nehmen, woher man wolle, müßten sie verbraucht 

sein. Der zentrale Abschluß sei der Kardinalpunkt. „Wenn ich heute Arbeitervertreter wäre, würde 

ich auch bis zum letzten dafür kämpfen, daß er nicht angenommen wird, denn – damit bricht die 

Macht der Arbeiter.“ Die juristische Literatur kommt diesen Unternehmerwünschen entgegen. 

Noch ist der Tarifvertrag im Rechte nicht umschrieben. Aber Denkschriften wie andere Abhand-

lungen empfehlen, die Verträge mit allerlei Garantien zu umgeben, die Kontrahenten im weitesten 

Sinne schadenersatzpflichtig zu machen. In Anlehnung an englische Vorbilder soll die freie Bewe-

gung der Gewerkschaften durch die Tarife eingedämmt werden. 

Eine Reihe von Großindustrien: Textilindustrie, Hüttenwerke, chemische Industrie, Bergbau, Ma-

schinenindustrie, elektrische In-[214:]dustrie, kennen noch keine Kollektivverträge. Die Ursache 

hiervon liegt teils in der rapiden Entwicklung der Technik. Die industrielle Maschinenwirtschaft, 

die Anwendung gewaltigster Arbeitsmaschinen und weitestgehender Arbeitsteilung haben noch 

längst nicht den höchsten Punkt erreicht. Steigende Anwendung der Elektrizität, Dampfturbine und 

Wasserkraft, die Sucht nach immer neuen konstruktiven Verbesserungen bei vermehrtem Wettbe-

werb eröffnen dem Großindustrialismus neue Arbeitsmethoden, neue Arbeitsgebiete, deren Um-

fang sich heute nicht entfernt ermessen läßt. Die Arbeitsmaschine paßt sich immer sorgfältiger 

durch Konstruktion eingespannter Sonderwerkzeuge dem Spezialzweck an. Schon die große Ver-

schiedenheit der Arbeitspositionen stellt dem einheitlichen Arbeitstarif große Schwierigkeiten ent-

gegen, um so mehr, als die deutsche Industrie die Standardfabrikation und damit die Normalisie-

rung der amerikanischen Großindustrie noch nicht erreicht. In manchen Produktionszweigen hat 

der Unternehmerverband alle Konkurrenz ausgeschlossen, hat er hinsichtlich der Ausdehnung der 

Produktion und der Festsetzung der Preise Monopolstellung errungen. Es liegt im Wesen des in-

dustriellen Riesenbetriebs, daß die leitenden Männer zu einem Größenbewußtsein erwachsen, das 

mitunter dem Größenwahn nahe kommt, daß jener Typus des Industrieabsolutismus aufkommt, der 

von keiner Gleichheit im Recht, von keiner Anerkennung der Arbeiterorganisation wissen will. 

Hier ist die Massenaussperrung zur üblichen Waffe geworden. 

Wohl hat sie auch für das Unternehmertum ihre Schatten. Die Frage, in welchem Umfange auszu-

sperren, ist nicht leicht zu beantworten. Die Aussperrung eines bestimmten Prozentsatzes der Ar-

beiter ist nur wirksam, wenn der Prozentsatz ein hoher. Der Versuch, nur die organisierten Arbeiter 

auszusperren, scheitert meist daran, daß diese sich in ungleicher Weise auf die verschiedenen Be-

triebe verteilen, woraus wohl jener Vorschlag erwuchs, die Arbeiter nach dem Abc in der Reihen-

folge der Namen auszusperren. Die Aussperrung nach dem Lebensalter in der Art, daß mit der 

höchsten Altersgruppe begonnen wird, würde zur Aussperrung der erfahrenen Arbeiter führen, die 

jüngeren und jüngsten dagegen in den Betrieben lassen. Die in allen Industrien eingebürgerte Ar-

beitsteilung mit ihrem Hand-in-Hand-[215:]Arbeiten macht ein willkürliches Herausgreifen und 

Entlassen einzelner Arbeiter unzweckmäßig. Durchweg sieht sich daher das Unternehmertum zur 

Stillegung des gesamten Betriebs genötigt. Gleichwohl ist die Aussperrung rasch zum hervorra-

gendsten Kampfmittel der Unternehmer geworden, gibt den großen Arbeitskämpfen in steigendem 

Maße das Gepräge. Sie treibt den Kampf über den von den Arbeitern gewollten Rahmen hinaus, 

zwingt sie, die Lohnkämpfe auf größerer Basis auszufechten. Bezeichnenderweise seit 1905 ist die 

Zahl der Aussperrungen rapid in die Höhe gegangen. Während man im Jahre 1900 ihrer 46, 1904 

ihrer 112 mit 14.630 und 31.402 beteiligten Personen bei 182.806 und 607.286 verlorenen Arbeits-

tagen zählte, gab es ihrer 1905 253 mit 144.047 Beteiligten und 1.797.256 verlorenen Arbeitstagen. 

Die Ausgaben waren von 600.000 und 1.870.000 auf 1.493.000 Mark gestiegen. Eine sehr bedeut-
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same Rolle spielten die Aussperrungen im Jahre 1906, die mit besonderer Zähigkeit geführt wur-

den. Ihre Zahl betrug 12.4421 mit 93.356 Beteiligten, 2.320.069 verlorenen Arbeitstagen und 5,3 

Millionen Mark Ausgaben, die jedoch nur für 89.000 Beteiligte zur Berechnung gelangten. Von 

1900 bis 1906 wurden für Aussperrungen 14,3 Millionen Mark aufgewandt. Im Jahre 1910 zählte 

man 970 Aussperrungen mit 222.898 Beteiligten, 6,2 Millionen verlorenen Arbeitstagen und 11,9 

Millionen Mark Ausgaben. 

Mit der Aussperrung hängt zusammen der Streikbrecherhandel und die Förderung gelber Organi-

sationen. Die Geheimgeschichte der gelben Organisation ist bekannt; aus den Lebiusbriefen weiß 

man, daß die gelben Verbände von den Unternehmern gegründet sind, und in dauernder Abhän-

gigkeit von ihnen stehen. So erhält die gelbe Organisation im Steindruckgewerbe vom 1. Januar 

1913 an vom Unternehmerschutzverband jährlich rund 9000 Mark. Wiewohl erst nach 1905 in 

Angriff genommen, beträgt ihre Zahl nach Professor Weber 120 bis 130 mit etwa 170.000 Organi-

sierten, Zahlen, die wohl zu niedrig gegriffen sind. Allein auf Rheinland-Westfalen entfällt für das 

Jahr 1912, das Jahr des Bergarbeiterstreiks, ein Zuwachs von 75 Vereinen, deren es in jenem Gebiet 

am Jahresschluß 109 gab. Davon entfallen auf den Bezirk Essen 37, Bochum 28, Düsseldorf 8, 

Elberfeld-Barmen 10, Dortmund 10, Aachen 3, Hagen 3; daneben bestehen noch 10 Einzelver-

[216:]eine. Zum Ausbau der Organisation schuf man 7 Bezirksorganisationen, die einem Provin-

zialausschuß unterstehen, und rief einen „Jugendbund der wirtschaftsfriedlichen nationalen Arbei-

terbewegung“ ins Leben, dessen Mitgliederzahl für Ende 1913 auf 1600 angegeben wird. „Bei den 

Stadtverordnetenwahlen in Essen wurden zwei Gelbe ins Stadtverordnetenkollegium gewählt. In 

Verbindung mit den Werken hat man ferner Rechtsauskunftsstellen geschaffen.“ Dem Statut nach 

reine Unterstützungsvereine, behaupten sie vor der breiten Öffentlichkeit nicht selten, im äußersten 

Falle selbst zum Streik zu greifen, wollen sie als eine neue Phase der Arbeiterbewegung gelten mit 

dem zukunftsreicheren Organisationsprinzip einer Zusammenfassung der Arbeiter nach Betrieben, 

nach eigentlichen Werkvereinen, ein Prinzip, das ja während der neunziger Jahre in den Kämpfen 

der freigewerkschaftlichen Arbeiterschaft um die Zentralorganisation eine bedeutsame Rolle ge-

spielt hat. Da mit dem Wachstum der Gewerkschaften der Kampf um die Arbeitsbedingungen im 

Betrieb ernste Gestalt angenommen und namentlich seit 1904 begonnen hat, sich in immer breiterer 

Front zu entwickeln, bedarf die gelbe Organisation ernster Beachtung. Mag auch das „Prinzip eines 

Abkaufens des Streikrechts und des Widerstandes durch Unternehmerleistungen“ sich auf die 

ganze Industrie nicht übertragen lassen, so kann sie doch gerade in den Industrien der Riesenun-

ternehmungen dem Kampf um die Arbeitsbedingungen nicht geringe Schwierigkeiten bereiten. 

Daß gegen streikende Arbeiter Gendarmerie und Militär aufgeboten ward, gehörte zu den üblen 

Sitten namentlich der siebziger Jahre, geschieht neuerdings jedoch wieder häufiger. Der letzte 

Bergarbeiterstreik im Ruhrrevier sah ein Gendarmerie- und Truppenaufgebot von 10.000 Mann. 

As in Wolgast die streikenden Arbeiter einer Zementfabrik vorzeitig aus den Werkswohnungen 

gewiesen werden sollten, wurde Greifswalder Militär requiriert. Anläßlich des Streiks im Mansfel-

der Bergrevier, der wegen fortgesetzter Maßregelung und Bespitzelung der Bergleute ausbrach, 

wurden Truppen von Halle und Magdeburg aufgeboten, Maschinengewehre vor den Hütten- und 

Zechentoren schußbereit aufgefahren. Wer von den unterlegenen Bergleuten nach beendigtem 

Ausstand angenommen werden wollte, mußte [217:] dem im Zechenbureau anwesenden Bergrat 

den Austritt aus dem Bergarbeiterverband durch Handschlag bekräftigen. Hand in Hand damit geht 

der stärkere Schutz der Arbeitswilligen, die unter der Obhut der Polizei zu Zusammenstößen reizen 

und Streikende ungeahndet an Leib und Leben bedrohen dürfen. Eines der markantesten Beispiele 

sind ja die Vorgänge von Moabit. Der damals unternommene Versuch, Material für reaktionäre 

Anschläge zu gewinnen, schlug allerdings völlig fehl. Unter der erdrückenden Fülle des Beweis-

materials mußte das Gericht vielmehr rohe, von den Polizeiorganen selber begangene Mißhandlun-
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gen anerkennen. Bei der Fülle des Materials bleibe so viel bestehen: es handle sich nicht um ver-

einzelte Mißgriffe, nicht um einzelne Überschreitungen der Amtsbefugnisse; das Gericht habe viel-

mehr die Überzeugung gewonnen, daß dies in einer größeren Zahl von Fällen geschehen, und zwar 

durch grundlose Beleidigungen, zumal durch grundlose Beschimpfung von Frauen. Im Schwurge-

richtsprozeß, in dem die schwereren Delikte ihre Erledigung fanden, erklärte der Vorsitzende: „Die 

Beamten, welche die Straßen zu bewachen hatten, befanden sich zunächst in rechtmäßiger Amts-

ausübung. Wenn sie dann aber, wie uns die Zeugen im Fall Hermann erklärt haben, den Mann, der 

ruhig über die Straße kam, mit dem Säbel niederschlugen, so daß er nicht wieder aufstand, so ist 

das keine rechtmäßige Ausübung des Amtes, und wer sich gegen diese Brutalitäten gewehrt hätte, 

meinetwegen mit einem wohlgezielten Revolverschuß, der hätte rechtsgültig gehandelt.“ 

Diese Urteile bilden freilich eine durch besondere Umstände abgepreßte Ausnahme. Im allgemei-

nen kommt die Rechtsprechung den Wünschen der Unternehmer weit entgegen. Steht doch die 

Koalitionsfreiheit der deutschen Arbeiter unter Ausnahmerecht. Der § 152 der Gewerbeordnung 

gewährt die Koalitionsfreiheit, beseitigt einen Ausnahmezustand. „Die Beschränkungen der Koa-

litionsfreiheit“, heißt es in den Motiven des unterm 10. Februar 1866 dem preußischen Abgeord-

netenhaus vorgelegten Gesetzentwurfs, „enthalten eine Beschränkung in der Wahl der Mittel, wel-

che auf die Bestimmung der Arbeitsbedingungen und namentlich des Arbeitslohnes einwirken kön-

nen, indem sie die Verabredung der gemeinschaftlichen Arbeitseinstellung, durch welche der An-

nahme der Bedingungen Nachdruck verschafft werden soll, [218:] und welche einen solchen Nach-

druck zu geben besonders geeignet ist, ausschließen.“ Nach solcher Begründung sollte man eine 

neue Einschränkung des Rechtes nicht vermuten. Gleichwohl errichtet dasselbe Gesetz, welches 

das bestehende Ausnahmerecht beseitigt, im folgenden Paragraphen ein neues Ausnahmerecht. Der 

§ 153 bestraft, wer einen anderen zum Beitritt zu einer Koalition bewegen will, läßt aber die An-

griffe auf die Koalitionsfreiheit, die Versuche, die Ausübung des Koalitionsrechts zu verhindern, 

straflos. „Sonst überall erklärt nun der Staat – und das ist das Wesen des Strafrechts –, daß er die 

von ihm aufgestellten Rechtsgüter durch Androhung und Vollzug der Strafe schütze. Hier aber sagt 

das Gesetz nicht: Ich strafe denjenigen, der einem anderen das ihm von mir gewährte Recht raubt. 

Im Gegenteil, es sagt: diesen Raub gestatte ich. Nur die zu energische Ausübung des rechtlich 

geschützten Interesses ahnde ich.“ Statt nun im § 152 die Norm, im § 153 die Ausnahme zu sehen, 

erblickt die Rechtsprechung gerade in der Ausnahmebestimmung die Regel. Grundlegend hierfür 

wurde das Urteil des Reichsgerichts vom 3. Dezember 1889. Nach ihm besteht das Wesen des § 

152 darin, daß er das Koalitionsrecht zu einem strafrechtlichen Privilegium erhob, so daß das Rin-

gen nach besseren Lebensbedingungen künftig nicht mehr der Kriminalstrafe unterworfen sei. 

Während die preußische Gewerbeordnung von 1845 das gemeinschaftliche Vorgehen von Arbeit-

nehmern wie Arbeitgebern als die Willensfreiheit des anderen Teils beschränkend, als Nötigung 

unter Strafe stelle, stehe es jetzt frei, den eigenen Ansprüchen mittels Vereinigung größeren Nach-

druck zu verleihen. Das verbotene Mittel sei in ein straffreies verwandelt; einen weiteren Inhalt 

besitze § 152 nicht. 

Der § 153 macht eine Handlung, lediglich weil ein Arbeiter sie zwecks Erlangung besserer Ar-

beitsbedingungen begeht, zu einer strafbaren oder schwerer strafbaren, als wenn sie von dem An-

gehörigen eines anderen Standes vorgenommen wird. Als nach § 153 strafbar gilt nicht, wie das 

gemeine Recht bestimmt, die Bedrohung mit einem Vergehen oder Verbrechen, sondern die bloße 

Ankündigung an sich erlaubter Handlungen, deren Vollzug sich weder hindern noch den Arbeiter-

organisationen verbieten läßt. Noch 1906 bestätigte das preußische Kammergericht ein Strafurteil 

wider einen Organisationsvertreter, weil er ein Or-[219:]ganisationsmitglied, das die Teilnahme an 

einem von der Organisation beschlossenen Streik ablehnte, auf den statutengemäßen Ausschluß 

aus der Organisation hinwies. Es sei unerheblich, „daß nach den Satzungen des Verbandes der 
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Arbeitswillige für den Fall des Nichtanschlusses an den Streik tatsächlich aus der Gewerkschaft 

ausgeschlossen werden konnte oder sogar ausgeschlossen werden mußte. Denn für den § 153 sei 

es ohne Belang, daß das in Aussicht gestellte Übel kein widerrechtliches war.“ In Wahrung be-

rechtigter Interessen und diese ist stets ein Tatbestandsmerkmal des § 153 ist nach dem gemeinen 

Strafrecht gegebenenfalls selbst eine bewußte Beleidigung straffrei. Eine Ehrverletzung liegt zumal 

dann nicht vor, wenn erweislich wahre Tatsachen behauptet werden. Gleichwohl sind in zahllosen 

Fällen Streikende auf Grund des § 153 zu schweren Gefängnisstrafen verurteilt worden, weil sie 

einen Arbeitswilligen Streikbrecher nannten, eine Rechtsprechung, mit der das Reichsgericht erst 

neuerdings gebrochen hat. In einem Falle wurde wegen jenes Wortes nach einem vom Reichsge-

richt bestätigten Urteil auf fünf Monate Gefängnis erkannt. Es handele sich „um das schlimmste 

Schimpfwort, das einem Arbeiter gegenüber gebraucht werden kann“. Die Ausübung des leisesten 

Willenszwanges, sei es auf den Unternehmer, sei es auf Arbeitsgenossen, ja der bloße Verdacht 

des Willenszwanges genügt zur Anklage. Ein Arbeiter will mit einem Nichtorganisierten nicht 

mehr zusammenarbeiten und erklärt, die Arbeit niederzulegen. Er erhält eine Anklage wegen Er-

pressung, da der Ausspruch dahin gedeutet wird, der Nichtorganisierte solle entlassen werden, 

wenn er der Organisation nicht beitrete. Das Urteil lautet auf mehrere Monate Gefängnis. Dagegen 

klagten mehrere Arbeiter, weil sie in schwarze Listen gebracht und schwer geschädigt sind. Das 

Reichsgericht weist die Klage ab: „Die in den heutigen gewerblichen Lohnkämpfen von der einen 

wie von der anderen Seite zur Anwendung gebrachten Maßregeln wie Streik und Aussperrung 

werden gewöhnlich die Bedeutung eines auf den anderen Teil geübten Drucks oder Willenszwan-

ges haben und auf die materielle Schädigung der Gegner abzielen, ohne daß man deshalb solchen 

Maßregeln immer den Charakter einer sittlich verwerflichen Handlung beilegen dürfte. Es wird 

auch hier von der Rechtsordnung wie von der herrschenden sittlichen Anschau-[220:]ung in wei-

tem Maße dem Selbstschutz in den gewerblichen Bestrebungen, das freie Spiel wirtschaftlicher 

Kräfte und ihre Betätigung durch genossenschaftliche Selbsthilfe zu regeln, Rechnung getragen. 

...“ Ein blutjunger Lehrling ist, weil er mit Streikposten in Verbindung getreten sei, auf die 

schwarze Liste gesetzt worden. Das Kammergericht verurteilt die sperrende Vereinigung zum 

Schadenersah, weil es sich nachweislich um eine frivole Verleumdung handelte. Das Reichsgericht 

hob das Urteil auf. Gewiß müsse von Vereinigungen, die so schwer in die Existenz anderer einzu-

greifen vermöchten, Vorsicht verlangt werden. Wenn aber die Vereinigung den Angaben ihrer Mit-

glieder glaube, so sei darin eine Außerachtlassung der gebotenen Vorsicht nicht zu finden. 

Mit aller Macht sucht das Unternehmertum den weiteren Ausbau der sozialen Gesetzgebung zu 

verhindern, und die Regierung tat ihm ja den Gefallen, sie für abgeschlossen zu erklären. Ein spre-

chendes Beispiel ist die Frage der Versicherung gegen Arbeitslosigkeit. Keine Gewerkschaft ist in 

der Lage, bei Arbeitslosigkeit eine dem Lohne sich nähernde Unterstützung zu gewähren, keine 

kann den Arbeitslosen über eine bestimmte Dauer unterstützen. Steigende Ausdehnung der Ar-

beitslosigkeit, die sie ohnehin den Unternehmern gegenüber lahmzulegen droht, würde sie zu star-

ker Erhöhung der Beiträge nötigen. In England hat man zwar mit der staatlichen Arbeitslosenver-

sicherung günstige Resultate erzielt. Dem deutschen Unternehmertum gilt jedoch staatliche oder 

kommunale Arbeitslosenunterstützung als Utopie und Prämie auf Faulheit. Daß die Finanzen der 

Gemeinden durch Armenunterstützungen stark belastet werden, daß unverschuldete Arbeitslosig-

keit „den besten Nährboden gibt für zersetzende Bestrebungen radikaler Elemente“, wie seinerzeit 

die „Arbeitgeberzeitung“ schrieb, stimmt zwar bedenklich. Aber die Frage schließt die der unver-

schuldeten Arbeitslosigkeit ein. Wie soll sie bei Aussperrungen und Streiks beantwortet werden, 

die aus der Abwehr von Lohnherabsetzungen hervorgehen? Wie, wenn es gilt den Lohn in Einklang 

mit der allgemeinen Preissteigerung zu sehen? Kann eine hochschutzzöllnerische Wirtschaft beibe-
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halten werden, deren ständige Preissteigerungen die machtvollste Triebfeder bilden zur Vermeh-

rung der Arbeitslosigkeit? 

Dieses Hinübergreifen der Arbeitslosenfrage auf das Gebiet der [221:] Produktionsordnung ist es 

nicht zuletzt, das den starren Gegensatz des Unternehmertums hervorruft. Nicht die wirtschaftli-

chen, die politischen Konsequenzen fürchtet es. Darum soll, wenn man einer Arbeitslosenfürsorge 

nähertritt, dies nicht geschehen ohne feudale Bindung der Arbeiter, ohne Beschränkung der Frei-

zügigkeit. So schrieb die „Arbeitgeberzeitung“: „Ein Feind des Volkes, wer für eine Arbeitslosen-

versicherung eintreten wollte, ohne als ihr Korrelat die sinngemäße Eindämmung des Mißbrauchs 

der unbeschränkten Freizügigkeit hinzustellen.“ Und bei anderer Gelegenheit meinte das Blatt, die 

Freizügigkeit sei „keine Kulturerrungenschaft von bleibendem Wert“. Es werde sich auf die Dauer 

kaum vermeiden lassen, daß die absolute Bewegungsfreiheit einer relativen Platz mache. „Ob die 

Beschränkung der Freizügigkeit etwa nach amerikanischem Muster mit Hilfe der Verordnungen 

zu bewirken sein wird, daß jeder, der sich in der Stadt niederlassen will, den Nachweis bestimmter 

Fähigkeiten oder eines bestimmten Kapitals zu erbringen hat, oder ob für die Abwanderung nach 

den Städten eine gewisse Altersgrenze vor allem für die jugendlichen Arbeiter festzusehen ist, mag 

dahingestellt bleiben. Irgend etwas Derartiges wird aber früher oder später ganz gewiß erfolgen.“ 

Den Anspruch, daß die Staatsmacht sich für die Unternehmerinteressen wider die Arbeiterschaft 

einsetze, hat das deutsche Unternehmertum niemals preisgegeben. Eben jene Zeit der Krisis nach 

1906 war reich an Maßnahmen und Versuchen wider die Gewerkschaften. Das Reichsvereinsge-

setz von 1909 hat ihre Tätigkeit in mehrfacher Hinsicht eingeschränkt. Unmittelbar gegen ihre 

Existenz richtete sich der Entwurf über die Rechtsfähigkeit der Berufsvereine vom November 

1906. Der Verein durfte sich danach nur mit Wahrung und Förderung der mit dem Berufe der 

Mitglieder unmittelbar in Beziehung stehenden gemeinsamen gewerblichen Angelegenheiten be-

fassen. Er wurde auf Arbeiter der gleichen oder verwandter Gewerbe beschränkt, womit der Ar-

beiterschaft die besten agitatorischen Kräfte verloren gingen, da alle Angestellten der Arbeiterbe-

wegung, die außerhalb ihrer Gewerkschaft tätig waren, ausgeschlossen werden mußten. Minder-

jährige Mitglieder waren nicht stimmberechtigt, Zentralvorstände und Zweigvereine zur Führung 

und Vorlegung von Mitgliederverzeichnissen gehalten. [222:] Jedes Mitglied konnte auf eigene 

Kosten jederzeit eine beglaubigte Abschrift des Verzeichnisses einfordern. Die Jahresabrechnun-

gen waren der Verwaltungsbehörde nebst Belegen zur Kenntnis zu bringen, Beschlüsse, die gegen 

Gesetz oder Statut verstießen, durch jedes Mitglied im Wege der Klage anfechtbar. Die Erhebung 

von Extrabeiträgen war dem Vorstand untersagt und der Verein im vollen Umfang für Schäden 

verantwortlich, die ein durch Statut bestellter Vertreter in Ausübung seiner Obliegenheiten beging. 

Dem Verein konnte jederzeit die Rechtsfähigkeit entzogen werden, „wenn er eine Arbeiteraussper-

rung oder einen Arbeiterausstand herbeiführt oder fördert, die mit Rücksicht auf die Natur oder die 

Bestimmung des Betriebes geeignet sind, die Sicherheit des Reiches oder eines Bundesstaates zu 

gefährden, eine Störung in der Versorgung der Bevölkerung mit Wasser oder Beleuchtung herbei-

zuführen oder eine gemeine Gefahr für Menschenleben zu verursachen“. Wurde der Entwurf Ge-

setz, so bestand die Befürchtung, daß gegen die Organisationen vorgegangen werde, die sich ihm 

nicht unterstellten. Wie das Korrespondenzblatt der Generalkommission Deutschlands nachwies, 

waren die Grundgedanken des Gesetzes dem russischen Gesetz über die Gewerkschaften vom 17. 

März 1906 entnommen. Die Auflösung des Reichstages setzte es von der Tagesordnung ab. Im 

Februar 1908 veröffentlichte der „Reichsanzeiger“ einen Gesetzentwurf über Arbeitskammern, in 

Wahrheit ein Entwurf über Industriekammern, die lediglich als Unterorgane der Unfallberufsge-

nossenschaften gedacht waren. Unter dem Vorwand der Parität verweigerte er der Arbeiterschaft 

die selbständige Interessenvertretung, die das Unternehmertum aller Gruppen bereits mehrfach be-

saß, war doch den Arbeitervertretern der Arbeitskammern nicht einmal das Recht auf Erstattung 
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von Sondergutachten und Sonderberichten zugestanden, wie sie den Gesellenvertretern in den 

Handwerkskammern gewährt ist. Als begutachtende Organe blieben die Arbeitskammern bei allen 

die Änderung der Gesetzgebung betreffenden Fragen ausgeschlossen, waren vielmehr nur für 

Durchführung und Außerkraftsetzung einzelner Gesetzesvorschriften zuständig, standen demnach 

an Befugnissen hinter den Gewerbegerichten zurück. 

Die Eindämmung der gewerkschaftlichen Tätigkeit, die 1906 nicht gelang, soll jetzt von einem 

anderen Ende in Angriff genom-[223:]men werden. Die Begriffe der Nötigung und Erpressung 

haben im geltenden Strafrecht eine präzise Fassung, die ihre Anwendung wider gewerkschaftliche 

Handlungen auf den ersten Blick unmöglich zu machen schien. Das Strafgesetzbuch bedroht die 

durch Gewalt oder Bedrohung mit einem Verbrechen oder Vergehen verübte widerrechtliche Nö-

tigung zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung. Als Erpressung gilt die Nötigung, wenn sie 

zu dem Zwecke geschieht, sich oder einem anderen einen widerrechtlichen Vermögensvorteil zu 

verschaffen, wobei es der Drohung mit einem Verbrechen oder Vergehen nicht bedarf. Man kon-

struiert nun den Fall, daß auch bei Anwendung eines erlaubten Mittels zur Erzwingung einer er-

laubten Handlung die Nötigung rechtswidrig sein könne, und hat damit an der Hand der weiteren, 

vom Reichsgericht vertretenen Auffassung, wonach jeder Vermögensvorteil ein rechtswidriger, 

auf den der Erlangende keinen zivilrechtlich klagbaren Anspruch besitzt, die Grundlage gewonnen, 

jede Drohung mit Streik oder Boykott wegen Erpressung zu bestrafen. Es besteht die Anomalie, 

daß das Reichsgericht Streik und Aussperrung als zulässige Mittel im Lohnkampf betrachtet, aber 

ihre vorherige Ankündigung als Erpressung bestraft. Nun ist es inkonsequent, die Drohung mit 

Streik, Aussperrung und Boykott zu bestrafen, aber nicht ihre Ausführung. „Eigentlich müßte das 

Reichsgesetz auch diese Kampfmittel an sich schon ohne vorhergehende Ankündigung als Erpres-

sung bestrafen ...“, eine Konsequenz, die man bisher nicht zu ziehen wagte, die aber jetzt gezogen 

werden soll. Die Handhabe ist leicht gefunden, enthält die Verhängung jener Zwangsmittel ja die 

Absicht und damit die Drohung, sie bis zur Erreichung des Zieles fortzusehen. Die Strafrechtskom-

mission gibt den einschlägigen Paragraphen eine Fassung, die nach dem Urteil eines anerkannten 

Sachkenners „alle vom geltenden Rechte ausgerichteten Schranken mit plumper Faust niederreißt 

und dem Strafrichter die Erdrosselung der Koalitionsfreiheit ermöglicht“. Die erste Kommission 

hatte vorgeschlagen, allen Angestellten der Eisenbahn, Post oder einer zur Versorgung mit Wasser 

oder Licht dienenden Anstalt das Streikrecht zu nehmen. Die zweite Kommission erklärt dies für 

ungenügend. „Statt Versorgung mit Wasser oder Beleuchtung muß es heißen: mit Wasser, Licht, 

Wärme oder Kraft.“ Die von der [224:] ersten Kommission vorgesehene Haftstrafe soll gestrichen, 

nur Gefängnisstrafe, und zwar bis zu drei Jahren, zugelassen, die verhängte Geldstrafe von 1000 

auf 5000 Mark erhöht werden. Außerdem wird der Versuch für strafbar erklärt. „Fordert also ein 

Metall- oder Bergarbeiter einen Kollegen auch nur zur Arbeitsniederlegung auf, so ist jahrelange 

Freiheitsentziehung die Folge dieser Freveltat.“ 

Aber die Absichten des Unternehmertums gehen weit über eine Reform des Strafrechts hinaus. 

„Eine höhere Potenz, als die Arbeiterschaft gewaltsam zur Untätigkeit zu zwingen, ist im wirt-

schaftlichen Kampfe undenkbar.“ Man kann wohl die alten wirtschaftlichen Kampfmittel weiter 

entwickeln, neue jedoch nach dem Ausbau der Aussperrungstaktik kaum mehr ausfindig machen. 

Auch die gelbe Bewegung wird hieran nichts ändern, wenn die Arbeiterschaft auf der Hut ist. So 

erhob das Unternehmertum erneut die Forderung nach politischen Zwangsgesetzen. Schon Ende 

1911 forderte die Arbeitgeberzeitung auf, den politischen Fragen erhöhtes Interesse zuzuwenden; 

sollte der Aufstieg der Sozialdemokratie andauern, so sei es an der Zeit, „auf verbesserten Grund-

lagen mit dem politischen Erziehungswerk ganz von neuem einzusetzen“. Der bald darauf zusam-

mentretende Ausschuß des Zentralverbandes Deutscher Industrieller sprach sich im gleichen Sinne 

aus. Da gab der Wahlsieg der Sozialdemokratie von 1912 der Strömung rasch einen breiten Boden. 
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Angesichts der Stärke der sozialdemokratischen Fraktion erhoben die Unternehmerpresse und meh-

rere Handelskammern die Forderung, der Industrie stärkeren Einfluß in den Parlamenten zu si-

chern. Scharf formuliert wurde die Forderung von der Handelskammer zu Düsseldorf, die „eine 

gesetzlich gewährleistete Vertretung der Industrie und des Handels in den ersten Kammern der deut-

schen Bundesstaaten“ verlangte und zwecks „Sicherung einer sachgemäßen Behandlung gewerb-

licher Fragen in den parlamentarischen Körperschaften“ an Regierung und Abgeordnete eine Reihe 

von Weisungen richtete. Es seien unter anderem vor Einbringung von Gesetzentwürfen die Vertre-

tungen der Industrie und des Handels zu hören und den parlamentarischen Kommissionen die er-

gangenen Rückäußerungen zugänglich zu machen. „Die Parlamente sollen zu den Kommissionen, 

[225:] die gewerbliche Fragen behandeln, geeignete, von den gewerblichen Zentralverbänden zu 

benennende Sachverständige als Berater zuziehen.“ Auch für schleunige offizielle Veröffentli-

chung der Verhandlungen und Beschlüsse parlamentarischer Kommissionen sei Sorge zu tragen, 

um sie „den Interessenten ebenso schnell zugänglich zu machen wie den Parlamentsmitgliedern 

selbst“. Zugleich aber rief man nach Ausnahmegesetzen gegen das Koalitionsrecht. Im Dezember 

1912 verlangte der Zentralverband Deutscher Industrieller gesetzliche Unterdrückung der „Aus-

schreitungen der Agitation“, Maßnahmen gegen den „erbarmungslosen Terrorismus“ der Arbeiter; 

das Streikpostenstehen sei zu verbieten. Wenige Tage später protestierte eine Erklärung der Haupt-

stelle Deutscher Arbeitgeberverbände gegen die Auffassung, als enthalte der § 152 der Gewerbe-

ordnung ein gesetzlich gewährleistetes Koalitionsrecht. Es sei mit den Pflichten des Arbeitgebers 

nicht zu vereinbaren, wenn dieser auf die „Freiheit der Auswahl des zu beschäftigenden Arbeits-

personals verzichtet, wie es zum Beispiel im Buchdruckereigewerbe durch die bei der jüngsten 

Erneuerung der Tarifgemeinschaft angenommene Bestimmung geschieht, daß die Annahme und 

Beschäftigung der Gehilfen nicht von der Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit zu einer Organi-

sation abhängig gemacht werden darf und daß ein Gehilfe, der aus einem solchen Grunde entlassen 

wird, als gemaßregelt gilt. Die Hauptstelle muß solche Anschauungen und Bestrebungen, die mit 

Notwendigkeit zum Koalitionszwang und zum Beschäftigungsmonopol der jeweilig stärksten Ge-

werkschaft führen, aufs entschiedenste bekämpfen.“ Der Bund der Industriellen suchte dem Streik-

postenstehen in raffinierterer Form beizukommen; es solle versucht werden, „im Rahmen der jetzi-

gen Gesetzgebung durch entschiedene Anwendung der gegebenen Machtmittel seitens der ausfüh-

renden Organe die Achtung vor der öffentlichen Ordnung und das Vertrauen zu dem Ansehen des 

Staates wiederherzustellen sowie die Sicherheit des Verkehrs zu gewährleisten“. 

In dieser Sachlage griffen die Konservativen im Reichstag die Unternehmerwünsche aus. Sie 

brachten einen Initiativantrag ein, der wirksamen gesetzlichen Schutz gegen den zunehmenden 

Mißbrauch des Koalitionsrechts und Verbot des Streikpostenstehens verlangte. Die Erklärung des 

Staatssekre-[226:]tärs Delbrück vom 10. Dezember 1912 kam den Wünschen der Unternehmer 

weit entgegen. Nach ihm gibt es so wenig wie nach der Meinung der Hauptstelle des Arbeitgeber-

verbandes ein gesetzlich gewährleistetes Koalitions-, Vereins- und Versammlungsrecht. Als Quel-

len eines solchen würden stets die §§ 152 und 153 der Gewerbeordnung und der § 1 des Vereins-

gesetzes angegeben. Die Bedeutung dieser Bestimmungen werde aber wesentlich überschätzt. Der 

§ 152 beseitige lediglich das frühere Verbot. Nicht aufgehoben seien aber die zahlreichen Be-

schränkungen des Vereins- und Versammlungsrechts, die in fast allen anderen Zweigen des Privat- 

und öffentlichen Rechtes liegen. Insbesondere sei nicht beseitigt die Möglichkeit, durch Privatver-

trag die Koalitionsfreiheit einzuschränken. Daran ändere auch der § 138 des Bürgerlichen Gesetz-

buches nichts, der gegen die guten Sitten verstoßende, zumal unter Ausnützung von Notlagen zu-

stande gekommene Rechtsgeschäfte für nichtig erklärt, wenn Leistung und Gegenleistung in auf-

fälligem Mißverhältnis stehen. Aus ihm ergebe sich, daß Beschränkungen des Koalitionsrechts im 
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Wege des Privatvertrags nur insoweit nichtig seien, als sie über das hinausgehen, was der Arbeit-

geber unter Wahrung berechtigter wirtschaftlicher Interessen fordern könne“. 

Mochte der Staatssekretär sich nun auch für den vom Bunde der Industriellen empfohlenen Weg 

entscheiden – die vorgetragene Deduktion hatte selbst das verflossene Zuchthausgesetz nicht zu 

vertreten gewagt. Stand dieses doch formell auf dem Standpunkt, die Koalitionsfreiheit sei gesetz-

lich gewährleistet und gerade im Interesse des bestehenden Rechts der Mißbrauch zu ahnden, wie 

denn die Auffassung des Staatssekretärs der Rechtsprechung des Reichsgerichts widerspricht und 

im denkbar schroffsten Gegensatz zu den Erklärungen der Regierung bei Beratung des Bürgerli-

chen Gesetzbuchs steht. Der konservative Antrag kam zwar mit 282 gegen 52 Stimmen zu Fall. 

Aber wie tief doch das Bürgertum von jenen Anschauungen zerfressen ist, ergibt sich aus der 

Schwenkung des Hansabundes. Er verlangt schärfere Erfassung der Begriffe der strafbaren Bedro-

hung und Nötigung, Beseitigung der Ausnahmestellung der Gewerkschaften durch Ausdehnung 

der Haftpflicht auf nicht eingetragene Berufsvereine, beschleunigtes Strafverfahren und gleich-

[227:]mäßige und energische „Sicherung der Ruhe, Bequemlichkeit und Sicherheit des Verkehrs“. 

Der Sammlungskampf im bürgerlichen Lager verläuft seit 1904 in steigendem Maße als Kampf 

wider das Koalitionsrecht. Die Schwenkung des Hansabundes macht die Tatsache handgreiflich. 

Inzwischen haben sich im April 1913 die beiden Unternehmerzentralen, der Verein und die Haupt-

stelle Deutscher Arbeitgeberverbände zusammengeschlossen, hat der in Unternehmerkreisen füh-

rende Zentralverband Deutscher Industrieller mit dem Bund der Landwirte und dem Reichsdeut-

schen Mittelstandsverband ein Abkommen geschlossen, das über eine Verkümmerung des Koali-

tionsrechts unzweideutig hinauszeigt. Gilt es doch vor allem, die Arbeiterschaft für die kommen-

den Zolltarifkämpfe zu isolieren. 

Durch den Kampf wider das Koalitionsrecht suchen Großindustrie, Junker und Finanz die Klein- 

und Mittelindustrien sowie das Handwerk hinter sich zu bringen. Die Erschwerung der Produktion 

durch stete Preissteigerung läßt diese Schichten mit tiefem Haß auf ein Recht der Arbeiterschaft 

sehen, das die Arbeitslöhne erhöht, die Arbeitszeit verkürzt und so der Kleinproduktion das Leben 

erschwert. Handgreiflich wird die Absicht durch die Vorschläge von großindustrieller Seite, für 

die Industrien, wo Tarife bestehen, zwar das Tarifrecht zu regeln, versteht sich im Sinne einer 

Eindämmung der Koalitionsbewegung, der Großindustrie dagegen, die noch keine Tarife kennt, 

die bisherige Ausnahmestellung zu belassen. Hat man erst die Klein- und Mittelproduzenten zu 

sich herübergezogen, die zwischen Arbeiterklasse und bürgerlicher Welt gähnende Kluft tiefer auf-

gerissen, dann darf man hoffen, jener Schichten auch bei den Zolltarifkämpfen sicher zu sein. Die 

Sicherung eines neuen Zollraubes aber gebietet, ein weiteres Wachstum der sozialdemokratischen 

Reichstagsfraktion zu unterbinden und die parlamentarische Vertretung der Scharfmacher zu stär-

ken, drängt zum Umsturz des Wahlrechts. Diese Zusammenhänge erkennt man in Unternehmer-

kreisen klar genug. Das Einschwenken des Hansabundes begrüßte die altnationalliberale Reichs-

korrespondenz mit den zufriedenen Worten, auch der in jenem vertretene Teil der Industrie habe 

nunmehr erkannt, daß ersprießliche wirtschaftliche und politische Arbeit für die gesamte In-

[228:]dustrie „nur im Kampfe gegen die Demokratie“ geleistet werden könne. 

Der Kampf um das Koalitionsrecht ist die gegebene Fortsetzung des Kampfes um Erweiterung des 

Wahlrechts. Der gewaltigen Frontverschiebung entspricht die gewaltige Konzentration der Kampf-

reihen. Das Unternehmertum setzt alles daran, in dem entscheidenden Vorgefecht die ganze bür-

gerliche Welt ins Treffen zu bringen. Um so mehr wird die Arbeiterschaft den Stoß nicht nur ab-

wehrend führen für Erhaltung und Erweiterung des Koalitionsrechts, sondern sich auf den Angriff 

rüsten für die kommenden Zolltarifkämpfe, ein Angriff, der ja letzten Endes nichts anderes ist als 

ausgezwungene Notwehr. Die Zolltarifkämpfe führen in das Zentrum der gegnerischen Stellung, 
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auf eben den Punkt, wo die Gegensätze im bürgerlichen Lager selber hart aufeinanderstoßen. Ist 

eine Wiederholung der parlamentarischen Kämpfe von 1902 vielleicht nicht möglich und entzieht 

es sich jeder vorgängigen Beurteilung, in welchem Umfang und in welchen Formen die organisierte 

Masse und der politisch denkende Teil des Volkes selbsttätig in den Kampf eingreifen werden, so 

scheint doch das eine gewiß: wie die Zolltarif- und Wahlkämpfe von 1902 und 1903, wie die Wahl-

rechtsstürme der folgenden Jahre wird der Kampf um das Koalitionsrecht, werden die kommenden 

Zolltarifkämpfe eine bedeutsame Epoche bilden im Kampfe des deutschen Proletariats um politi-

sche Macht, eine Epoche, für die vielleicht in tieferem Sinne als bisher der Wahrspruch oppositio-

neller Parteien gilt: Bereit sein ist alles! 
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[229:] 

Siebentes Kapitel. 

Zur Methode des politischen Streiks. 

1. Organisation und Masse. 

Masse und Massenaktion sind je nach Zeit und gesellschaftlichen Verhältnissen verschieden. Sol-

len sie richtig gewürdigt werden, muß man die Struktur der Masse im Zusammenhang mit der 

Struktur der Gesellschaft betrachten, innerhalb deren jene wirkt. Nichts leichter, als in der Weltge-

schichte zu ungezählten Malen die widerspruchsvollsten Massenbewegungen mit den wider-

spruchsvollsten Zielen aufzufinden. Wie verschieden ist nicht ihre geschichtliche Rolle in den grie-

chischen Demokratien, in den Handelsstädten der Diadochen, in dem Rom und Byzanz der Cäsa-

ren, in der germanischen Völkerwanderung, zur Zeit der Kreuzzüge, in den städtischen Gemein-

wesen des Mittelalters! Wie verschieden nicht das Wesen der in Tätigkeit tretenden Gruppen und 

Schichten: der attischen Kleinbürger, der Sklavenheere im letzten Jahrhundert der römischen Re-

publik, der Parteien der Arena zu Byzanz, der Waldenser des südlichen Frankreich, der spanischen 

Maurisken! Nichts leichter daher auch als der Nachweis, daß Massenerscheinungen früherer Ge-

schichtsperioden mit den Erscheinungen der heutigen Gesellschaft nichts gemein haben als die 

banale Tatsache, daß die Handelnden in jedem Falle Glieder menschlicher Gemeinwesen sind, daß 

zwischen ihnen nur gemeinplätzliche Parallelen bestehen und jene Vergangenheit nicht, wie es 

geschehen, herangezogen werden kann, um der Gegenwart, und zumal ihrer jüngsten Schicht, dem 

gewerblichen Lohnproletariat, politische oder gar taktische Lehren zu erteilen. 

In nicht geringem Maße gilt das gleiche selbst von der Ära der bürgerlichen Revolutionen und in 

ihnen von der Rolle des Vorproletariats, wie Friedrich Engels die vom Kapital abhängigen Arbei-

terschichten jener Zeit genannt hat. Die Struktur der Stadt in dem Holland des sechzehnten, im 

England des siebzehnten, im Frankreich des achtzehnten Jahrhunderts, die Beschaffenheit der länd-

lichen und städtischen Arbeiterschichten wäh-[230:]rend des niederländischen Freiheitskampfes, 

während der englischen und der französischen Revolution, die Gedankenkreise, von denen sie be-

herrscht werden, weisen nicht nur unter sich weite Verschiedenheiten auf, die damaligen Gesell-

schaftsverhältnisse sind von denen der imperialistischen Periode des Kapitals gleichfalls im Wesen 

stark verschieden, so daß sich auch hier für die Kämpfe der Gegenwart nur untergeordnete Ver-

gleichspunkte gewinnen lassen. Nicht nur sind hinsichtlich der unorganisierten Volksmasse die 

Mittel der Abwehr auf seiten der Staatsgewalt völlig andere geworden: die Inkongruenz erscheint 

aufs sinnenfälligste in Umfang, Rolle und Bedeutung der Organisation. Gebilde dieser Art waren 

den niederen Schichten früherer Zeiten nicht unbekannt. Es sei nur hingewiesen auf die Thiasen 

der griechischen Welt, die Kollegien Roms, die Bruderschaften, Gilden und Zünfte des Mittelal-

ters. Dem Frühkapitalismus traten die aus der Zunft hervorgegangenen Gesellenschaften entgegen. 

Alle diese Organisationen ruhen jedoch auf lokaler Grundlage. Selten, daß sie, wie in beschränktem 

Maße und in unvollkommener Weise die letzterwähnten Gesellenschaften, zu interlokalen Födera-

tionen fortschreiten. Dabei erfassen sie nur einen verschwindenden Bruchteil der proletarischen 

Masse. Im vollen Gegensatz zum lokalistischen Organisationsprinzip der Vergangenheit greifen 

nun zum ersten Male in der Geschichte seitens der kämpfenden Wirtschaftsgruppen zentrale Orga-

nisationen in die Gegensätze ein, Organisationen, die erhebliche Teile ihrer Klasse zu einheitlichem 

Wollen zusammengeschlossen haben. 

Das moderne Proletariat ist eine ungemein differenzierte Erscheinung. Seine oberste Schicht bilden 

die industriellen Arbeiter, die in Metallverarbeitung und Maschinenbau, im Bergbau, Hütten- und 

Salinenwesen, bei der Gewinnung der Steine und Erden, in Textil-, Holz- und chemischer Industrie, 

im Baugewerbe, in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, im Bekleidungsgewerbe Beschäftigten, 
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jene Schichten, deren Arbeit die deutsche Produktion und die deutsche Wirtschaft bestimmt. Zu 

ihnen gesellt sich das große Heer der in Handel, Verkehr und Transport Tätigen, der Kutscher, 

Fuhrleute und Kraftwagenführer, der See- und Binnenschiffer, der Hafenarbeiter usw. Eine beson-

dere Gruppe bilden die Arbeiter der Klein- und Hausgewerbe, wie sie zahlreich auch noch in den 

industriellen Pro-[231:]duktionssphären angetroffen werden, jene Heimarbeiter der Bekleidungs-, 

Textil-, Holz-, Papier-, Leder-, Reinigungs- und anderer Industrien, mit ihrem sprichwörtlichen 

Elend und ihrem Übermaß von Frauen- und Kinderarbeit. Eine Stufe tiefer steht durchweg die 

Masse der in Haus- oder Gastwirtschaft Bediensteten, die von den reichen Tischen oder vom Trink-

geld leben. Entsprechend der verschiedenen Rolle im Gesellschaftsprozeß bezeigt jede dieser 

Schichten im großen ganzen eine verschiedene intellektuelle und moralische Anschauung und Ver-

fassung. Den untersten Boden der proletarischen Masse bildet dann das Lumpenproletariat. Auch 

in ihm gibt es verschiedene Stufen: jene, die von der Prostitution, von Bettel und Vagabondage, 

vom Verbrechen leben. Eine Klust besteht vor allem zwischen dem industriellen und dem Lum-

penproletariat, und die Scheidelinie vertieft sich fortgesetzt. Nicht alle, die auf seiner Seite stehen, 

sind reine Lumpenproletarier. Mancher Zugehörige der Haus- und Gastwirtsangestellten, mancher 

aus den Kreisen der großstädtischen Heimarbeit neigt ihnen zu, wie denn aus der gewerblich tätigen 

Arbeiterschaft zu ihm zahlreiche Kanäle hinableiten, die notwendige Abscheidung des Bodensat-

zes aus der vom Kapitalismus immer wieder neu erzeugten Reservearmee. Wie stark die Gegens-

ätze beider Gruppen unter gegebenen Verhältnissen werden können, offenbart die russische Revo-

lution, die Proletariat wider Proletariat bewaffnete. 

Aber auch das industrielle Proletariat bildet keine einheitliche Erscheinung. Zunächst fallen die Ver-

schiedenheiten der Betriebsgröße ins Gewicht. Man vergleiche Schwerindustrie oder Bergbau mit 

den Nahrungsmittelgewerben. Im Steinkohlenbergbau zählte man 1907 417 Betriebe mit 452.866 

Arbeitern, darunter 348 Betriebe mit 45.1671 Arbeitern, in Bäckerei und Konditorei dagegen 

113.437 Betriebe mit 333.601 Arbeitern, darunter 61 Großbetriebe mit 6490 Arbeitern. Nicht min-

der wesentlich sind die Größenunterschiede innerhalb des gleichen Produktionsgebiets! An Glas-

hütten und Glasbläsereien wurden 1907 2285 Kleinbetriebe mit 4729 Arbeitern, 827 Mittelbetriebe 

mit 13091 Arbeitern, 349 Großbetriebe mit 70.744 Arbeitern gezählt. In der Textilindustrie steht 

die konzentrierte Fabrik mit Tausenden von Arbeitern, deren Tätigkeit im buntesten Wechsel der 

Arbeitsteilung ineinander greift, neben dem zur Klein- und [232:] Mittelindustrie verwandelten 

Handwerk und dem Verlagssystem, das Heimarbeiter zu Tausenden in den dunkeln Höfen der 

Städte, auf den Hängen und Halden der Mittelgebirge und in entlegenen Flußtälern beschäftigt. 

Mit dem Fortschritt der automatischen Fabrik wächst aufs neue die Bedeutung der qualifizierten 

Arbeit. Meister, Geselle und Lehrling im alten Handwerk wie auch die Teilarbeiter der Manufaktur 

leisteten qualitativ hochstehende Arbeit. Die Einführung des unvollkommen automatischen Pro-

zesses ließ neben der qualifizierten die unqualifizierte Arbeit erstehen, die aus der Unvollkommen-

heit der angewandten Produktionsmethode entsprang. Vorgenommene Untersuchungen haben nun 

ergeben, daß sämtliche zu einem automatischen Produktionsprozeß gehörenden Arbeiten in der 

Gegenwart hohe Qualifikation der Arbeitsleistung erfordern. „Zwischen dem auf unvollkommener 

und dem auf vollkommener Basis erbauten Produktionsprozeß ist ökonomisch ein grundlegender 

Unterschied.“ Neben der qualifizierten hebt sich die Bedeutung der angelernten Arbeit. Für die 

holländische Maschinenindustrie hat man bezüglich der größeren Betriebe 65,9 Prozent qualifi-

zierte Arbeiter festgestellt. In der Fahrradindustrie standen 23,7 Prozent gelernter neben 66,3 Pro-

zent angelernter und 10 Prozent ungelernter Arbeit. Eine Schraubenfabrik setzte sich zusammen 

zu 35,2 Prozent aus gelernter, 3,9 Prozent aus angelernter und 60,9 Prozent aus ungelernter Arbeit, 

die letztere meist von Mädchen verrichtet, die durchweg Maschinen bedienten. In der Weißblech-

büchsenindustrie ergaben sich 10 Prozent gelernter, 11,5 Prozent angelernter und 78,5 Prozent 



132 

ungelernter Arbeit. In dem industriell höher entwickelten Deutschland ist im automatischen Betrieb 

der Prozentsatz qualifizierter und angelernter Arbeit naturgemäß größer. Alles in allem entwickelt 

der industrielle Arbeitsprozeß zwischen ungelernter, angelernter und qualifizierter Arbeit eine un-

übersehbare Menge der verschiedensten Positionen, verschieden nach der Stellung im Produkti-

onsprozeß und der technischen Höhe der Arbeit, verschieden nicht minder nach Lohn, Arbeitsbe-

dingungen und Lebenslage. Die letzte deutsche Berufszählung wies im Vergleich zur vorhergehen-

den 4000 neue Berufe auf. 

Der Umfang der in Deutschland bei politischen Aktionen in Frage kommenden proletarischen 

Masse läßt sich nicht in exakten [233:] Ziffern ausdrücken. Abgesehen von der Landwirtschaft 

ergab die Zählung von 1907 fast 12 Millionen Lohnarbeiter und Angestellte in Industrie und Han-

del, eine halbe Million Erwerbstätige in häuslichen Diensten, 1.700.000 in Staats- und Gemeinde-

diensten Stehende, sowie 3.400.000 Berufslose. Ein größerer Teil der letzteren gehört wie ein Teil 

der Selbständigen, Krämer und Kleinmeister, gehört wie die nicht erwerbstätigen Arbeiterfrauen 

zur proletarischen Masse, die bei Demonstrationen handelnd hervorzutreten vermag. Man wird die 

letztere auf etwa 25 bis 26 Millionen Köpfe beziffern dürfen. Es läßt sich freilich nicht damit rech-

nen, daß die Aktion dieser Masse eine einheitliche ist. Ein Teil wird stets ein Instrument in der 

Hand der Reaktion bilden. Sollen aber die vorwärtsdrängenden Elemente einer so beschaffenen 

Masse gemeinsam agieren, dann ist ihr Mittel nicht der Streik, sondern die Straße. Sie hat hier zwei 

Möglichkeiten: friedliche Demonstration und Anwendung von Gewalt. Bezüglich der letzteren gel-

ten mehr denn je die Worte Bebels auf dem Erfurter Parteitag: „Wer heute noch angesichts der 

kolossalen Fortschritte nicht nur auf militärischem, sondern auch auf politischem und besonders 

auf ökonomischem Gebiet glaubt, wir Sozialdemokraten möchten mit den Mitteln der bürgerlichen 

Parteien, wie zum Beispiel dem Barrikadenbau, zum Ziele kommen, der irrt sich gewaltig, der 

verkennt total die Natur der Zustände, in denen wir uns befinden. Genau so wie die Grundstellung, 

die wir dem Staat und der Gesellschaft gegenüber einnehmen, eine grundverschiedene ist von der-

jenigen aller übrigen Parteien, so sind wir auch in der Erringung des letzten Zieles auf ganz neue 

Wege und ganz neue Mittel angewiesen.“ 

Der Demonstration können Regierung und reaktionäre Parteien die friedliche oder bewaffnete Ge-

gendemonstration oder Polizei und Militär entgegenstellen. Im allgemeinen trifft die Meinung zu, 

der Erfolg von Massenaktionen der gekennzeichneten Art hänge ab von dem plötzlichen und über-

raschenden Losbruch der Bewegung. Wo die Regierung von der Massenaktion nicht überrascht 

wird, wo es ihr womöglich gelingt, eine solche zu provozieren, werden ihre Machtmittel in der 

Regel ausreichen, der Massen Herr zu bleiben. Aber sie genügen nicht immer. Die Demonstratio-

nen der russischen Revolution sind unzählige Male blutig niedergeworfen worden, und doch zeigen 

[234:] gerade die ersten Monate der Revolution, wie die Menge des vergossenen Blutes den Terror 

des Säbels besiegt. Die politische und wirtschaftliche Gesamtlage, Energie und Begeisterung der 

Masse, Haltung und innere Beschaffenheit der Regierung – in diesen Momenten liegen die wesent-

lichsten Bedingnisse für den Erfolg jener Art von Massenaktion. 

Man wird diese Massenaktionen, in denen sich proletarische mit Elementen anderer Gesellschafts-

schichten mischen, scheiden müssen von den Streikaktionen unorganisierter Arbeiter. Diese besit-

zen ungleich zahlreichere Wirkungsmöglichkeiten denn jene, wie die italienischen Proteststreiks, 

die Streiks im englischen Transportgewerbe dartun. Was hier in die Erscheinung tritt, ist im Grunde 

die direkte Aktion der Masse selber, direkte Aktion schon deshalb, weil die Organisation fehlt. Die 

Masse kann aber nicht dauernd beisammen bleiben, sie steht in keinem inneren Zusammenhang. 

Sie geht nach wenigen Stunden auseinander, und unberechenbare Verhältnisse entscheiden meist 

darüber, ob, wann und zu welchem Zwecke die Individuen sich wieder als Masse zusammenfinden. 
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Daher hängt der Erfolg solcher Aktionen wesentlich mit davon ab, ob sie sich Organe schaffen 

oder eine vorhandene Organisation in sie eintritt. So schlugen die englischen Transportarbeiter-

streiks gewissermaßen aus der direkten in die indirekte Aktion um, indem die Organisation mit den 

Unternehmern verhandelte und die Errungenschaften festlegte. Der Bergarbeiterstreik von 1905 

war der Entstehung nach ein spontaner Ausbruch der Massenerregung. Auch hier trat die Organi-

sation führend an die Spitze. 

Man hat die Aktion der unorganisierten Masse schlechthin unberechenbar genannt. Straßenaktio-

nen der bezeichneten Art sind unberechenbar hinsichtlich der Zeit und der politischen Umstände 

des Losbruchs. Fest stehen dagegen von vornherein die möglichen Mittel, und eben hierin vorzugs-

weise ruht die Überlegenheit der Staatsgewalt. Auch die unorganisierten Streiks sind hinsichtlich 

des Ausbruchs unberechenbar. Ihr Verlauf kann gleichwohl ein geregelter sein, wie ja die meisten 

Streiks mit einem mehr oder minder großen Einschlag Nichtorganisierter zu rechnen haben, häufig 

nur die leitende Minderheit der Organisation angehört. Man hat ferner gesagt, in jedem einzelnen 

Falle könne die Masse nur leisten, was sich binnen [235:] wenigen Stunden vollbringen lasse, und 

das könne nur ein Akt der Zerstörung sein. Darin berühre sie sich mit dem Heere. „Und bei der 

Armee ist das Zerstören obendrein ausschließlich ein physisches Morden, Sengen und Brennen. 

Die Aktion der Volksmasse erreicht dagegen den Zweck, Beseitigung verhaßter Personen oder 

Institutionen oft schon durch bloßen moralischen Druck.“ Zweifellos hat die Masse häufig und bis 

in die jüngste Zeit ihre Aktionen mit Zerstörungen begleitet. Aber die Unzulässigkeit des Ver-

gleichs ergibt schon der Umstand, daß die Beseitigung verhaßter Personen unter den Begriff des 

Zerstörens fallen soll. Der militärische Wortschatz spielt in manchen Gedankenreihen eine größere 

Rolle, als der klaren und richtigen Erkenntnis dienlich ist. 

Rund drei Millionen Arbeiter, einschließlich der Mitglieder der Hirsch-Dunckerschen und christ-

lichen Organisationen, sind in Deutschland organisiert. Eine Aktion der großen Masse wäre auch 

heute noch überwiegend eine Bewegung unorganisierter Elemente, und sie wird dies jedenfalls 

noch geraume Zeit bleiben. Selbst bei Verdoppelung der Zahl der Organisierten würden die Unor-

ganisierten in der Masse überwiegen. Jene dürften recht behalten, die da meinen, daß sich die Ge-

samtheit des Proletariats in der kapitalistischen Gesellschaft überhaupt nicht organisieren lasse. 

Immer wieder erschließt sich das Kapital neue Werbebezirke, stellt es den Organisationen neue 

Mengen unorganisierter Arbeiter aus der heimischen Landbevölkerung, aus den rückständigen Ge-

bieten des Auslandes entgegen, erschwert es einzelnen Arbeiterkategorien, so den Arbeitern in 

Staatsbetrieben durch steigenden Druck die Möglichkeit der Organisierung. Die Organisationsfä-

higkeit der Masse wächst mit der Höhe der Lebenshaltung und mindert sich mit jener. Es ist ein 

Erfahrungssatz, daß Gewerkschaften nur etwas leisten bei hohen Beiträgen, die wiederum eine 

gewisse Höhe des Arbeitslohnes voraussehen. Am besten zur gewerkschaftlichen Organisation ge-

eignet sind daher die qualifizierten Arbeiter, die eine längere Lehrzeit haben und den Zuzug von 

Lehrlingen beschränken können, wo diese letzteren sich meist aus bessersituierten Volksschichten 

rekrutieren, die allein die Mittel für die Lehrzeit zu erschwingen vermögen und deren Lebenshal-

tung dann auch die Ansprüche der ausgelernten Arbeiter bestimmt: die von Frauen [236:] und Kin-

dern keine Konkurrenz zu fürchten haben und auch durch keine starke industrielle Reservearmee 

bedrängt werden. „Je tiefer man in der Stufenleiter unter diese Arbeiterkategorien herabsteigt, desto 

größer die Konkurrenz unter ihnen, desto leichter sind sie zu ersehen, desto größer der Andrang 

von Arbeitsuchenden, desto niedriger die Arbeitslöhne, desto notwendiger die gewerkschaftliche 

Organisation, aber auch desto schwieriger, weil sie bei der großen Masse der ungelernten Arbeiter 

auf unüberwindliche Hindernisse stößt.“ 



134 

Die unorganisierte Masse kann also bei großen politischen Aktionen nicht außer Ansay bleiben. 

Sie wird ein großes Kontingent der Kämpfenden stellen, wird gegebenenfalls eine gewichtige Rolle 

zu erfüllen haben. Ebenso ersichtlich ist jedoch, daß Initiative und Führung der Bewegung hier 

nicht liegen darf. Es wäre eine in der Geschichte unerhörte Erscheinung, wenn ein Proletariat, das 

Jahrzehnte hindurch alle Kräfte an den Aufbau starker Organisationen verwandt hat, im Augen-

blick entscheidender Kämpfe Führung und Initiative der unorganisierten Masse überließe. Schon 

jener Umstand, daß zum ersten Male in der Geschichte zentrale Organisationen auf den Plan treten, 

macht es gewiß, daß sie in den Kämpfen der Zukunft das Rückgrat bilden. Die kartellierte Industrie, 

die Unternehmerorganisation, das zentrale Kartell, das diese unlängst geschlossen, stellt der Ar-

beiterschaft den Willen des Kapitals einheitlich geschlossen entgegen, und dieser Wille greift im-

mer schroffer vom wirtschaftlichen auf das politische Gebiet hinüber. Die Arbeiterschaft kann dem 

nur begegnen gestützt auf die zentralen Organisationen und ihr nicht minder straffes Kartell. Und 

auf seiten der Arbeiter ist die Zentralisation des politischen und wirtschaftlichen Wollens um so 

notwendiger angesichts jenes Wachstums der wirtschaftlichen Reibungen und auch der politischen 

Gegensätze innerhalb der Arbeiterschaft selbst. Daß die Hirsch-Dunckerschen Organisationen zum 

Rückgang, die christlichen nunmehr zum Stillstand gebracht sind, muß die historischen und tradi-

tionellen Gegensätze der Arbeiterschaft zunächst vertiefen. 

Die Organisation hat die Aufgabe, die unorganisierte Masse zu leiten und ihrer Bewegung die 

Richtung zu geben, ihren politischen Instinkt in bewußte Handlungen umzusehen und auf be-

stimmte Ziele zu lenken. Politik und Haltung der Organi-[237:]sationen sollen so sein, daß es zu 

direkten Aktionen der unorganisierten Masse nicht kommt. Sie werden in dieser Aufgabe durch 

den Umstand unterstützt, daß sich bestimmte Einflußkreise um sie lagern. Viele haben ihres Beru-

fes oder ihrer wirtschaftlichen Lage wegen nicht die Möglichkeit, der Organisation beizutreten. 

Tausende werden durch Mißgeschick oder andere Ursachen wieder aus ihr hinausgetrieben. Ist die 

erste Aufgabe die Stärkung der Organisationen selbst, dann die nächste die Erweiterung ihres Ein-

flußkreises in der Bevölkerung. Hängt doch von dem Umfang und der Stärke dieses Einflusses 

gegebenenfalls der Erfolg politischer Aktionen ab. Diese Einflußsphäre ist in den verschiedenen 

Berufen verschieden groß. In jedem Falle ist sie um so größer, je stärker die Organisation, je tiefer 

sie sich in die einzelnen Orte und Berufe eingewühlt hat. Die sozialdemokratische Partei Deutsch-

lands zählt rund eine Million, die Gewerkschaften zwei Millionen Mitglieder, dagegen entfielen 

auf die Arbeiterpartei vier Millionen Wählerstimmen. In Zeiten hochgradiger politischer Erregung 

steigert sich der Einflußkreis der Organisationen. Für diese Schichten, aber auch nur für sie, und 

selbst für sie in beschränktem Maße, mag das viel angefochtene Wort eine gewisse Geltung besit-

zen, daß Organisierte und Nichtorganisierte lediglich ein Stück Papier trenne. 

Über die Zusammensetzung und innere Schichtung jener vier Millionen läßt sich nichts sagen. 

Doch wird man nicht fehlgehen, wenn man sie als eine Verbreiterung der gewerkschaftlich orga-

nisierten Arbeiter auffaßt, so daß im allgemeinen der Stärke der Organisation auch der Umfang 

ihres Einflußkreises entspräche. 

2. Ultima ratio. 

Manche wollen den ökonomischen vom politischen Streik unbedingt gesondert wissen. Eine solche 

Zweiteilung ist nicht möglich. Der Untergrund, die bewegende Kraft des politischen Streiks, das 

zeigt handgreiflich zumal das russische Beispiel, ist der ökonomische Auftrieb. Schon kraft der 

Massenhaftigkeit, kraft der steigenden Quantität schlägt der ökonomische Kampf aus der wirt-

schaftlichen in die politische Qualität um. Auch in Deutschland liegen die Ansätze des politischen 

Streiks un-[238:]verkennbar auf wirtschaftlichem Gebiet. Stempelte nicht schon den Ausstand der 

Crimitschauer Weber die Solidarität des Unternehmertums, die provozierende Haltung der Polizei 
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bis zum Verbot, den Kindern der Streikenden eine Weihnachtsbescherung zu bereiten, zum politi-

schen Machtkampf? Äußerte sich nicht der politische Charakter schon darin, daß der Kampf in der 

Unternehmerorganisation einen tiefen Wandel hervorrief? Die veränderte Natur der großen Wirt-

schaftskämpfe deutet sich zudem in den Gewerkschaften durch die Forderung nach Erweiterung 

des Unterstützungswesens an. Der Gedanke einer zentralen Kasse, wie er in den Anfängen der 

Arbeiterbewegung in einzelnen Berufen lebendig war, tritt aufs neue hervor. Wie die Unternehmer 

sich zentrale Einrichtungen für Streikunterstützung geschaffen haben, soll auf Arbeiterseite, wo 

bei großen Streiks die finanzielle Macht der einzelnen Industrieorganisationen nicht ausreicht, in 

bestimmter Weise die Unterstützung der übrigen Industrieverbände angerufen und gewährt werden 

können, und zwar vermöge bestimmter, für diesen Zweck geschaffener zentraler Kasseneinrich-

tungen. So ergibt sich aus der regelrechten Entwicklung der wirtschaftlichen Streiktaktik selbst 

Organisation und Gegenüberstellung der kapitalistischen Welt und des Proletariats als geschlosse-

ner Klassen. Ob diese Entwicklung sich in nationalen Grenzen halten wird, mag dahingestellt blei-

ben. Der Umschlag der ökonomischen in die politische Aktion bereitet sich hier jedenfalls im größ-

ten Stile und auf organisatorischen Grundlagen vor. 

Wie zwischen dem ökonomischen und dem politischen Streik, lassen sich auch innerhalb des letz-

teren keine strengen Grenzen ziehen. So hat man den Streik um rein politische Machtfragen unter-

schieden von dem Streik, der die Gesetzgebung zu einer sozialpolitischen Tat drängen wolle. Jede 

dieser Streikarten erfordere eine andere Taktik. „Bei dem einen wird die gewerkschaftliche, bei 

dem anderen die politische Leitung in den Vordergrund treten müssen; der eine ist eine Aktion, die 

sich des öfteren wiederholen kann, der andere bleibt ein letztes Auskunftsmittel verzweifelter Si-

tuationen; bei dem einen gilt es, die Regierung zu einer Tat zu drängen, bei dem anderen, die Re-

gierung zu stürzen. Der eine gelingt um so besser, je planmäßiger er vorbereitet ist, der andere um 

so eher, je spontaner er losbricht, [239:] Freund und Feind überraschend usw. Aber bei allen Un-

terschieden beider Streikarten, des politischen Streiks einer bestimmten Arbeiterkategorie, um eine 

soziale gesetzgeberische Reform durchzudrücken, und des politischen Streiks des ganzen empörten 

Proletariats, um ein feindliches Regime zu stürzen oder einen Staatsstreich zu parieren, haben beide 

Streikarten das miteinander gemein, daß sie eine Vereinigung der politischen und gewerkschaftli-

chen Aktion darstellen.“ Der politische Pressionsstreik kennt zahllose Steigerungen in den Zielen, 

er ist in sehr verschiedenen Graden von Umfang und Energie möglich. Aber es ist ein Widerspruch, 

den Kampf mit kleinerem und untergeordnetem Ziel planmäßig vorzubereiten, um das Gelingen 

zu sichern, und bei dem entscheidenden und großen Machtkampf ausschließlich auf den spontanen 

Losbruch, die elementare Aktion der überwiegend unorganisierten Masse zu vertrauen. Weshalb 

Taktik und Leitung in beiden Fällen verschieden sein müssen, weshalb sich die eine Streikart des 

öfteren wiederholen läßt, die andere sich in einer einmaligen Aktion notwendig erschöpft, dafür 

sind Gründe nicht abzusehen. Jene Zweiteilung ist so willkürlich wie unrichtig. Das belgische Pro-

letariat kämpfte dreimal um mehr politische Macht; die Erringung der vollen Macht, der Sturz der 

Regierung war nicht sein Ziel. Das russische Proletariat kämpfte um den Achtstundentag; sein Ziel 

war der Sturz des Zarismus. 

Der politische Streik tritt geschichtlich sowohl als Reformwie als Revolutionsbewegung in Er-

scheinung. Er ist die Waffe des russischen, des ungarischen Proletariats. Seiner bedient sich die 

belgische und schwedische Wahlrechtsbewegung. Der Streik ist seiner Natur nach ein wirtschaft-

liches Mittel des Gegenwartsstaates und verliert den legalen Charakter nicht schon durch einen 

politischen Zweck, es sei denn, daß die herrschenden Klassen den Streik überhaupt verbieten woll-

ten. Revolutionären Charakter erhält er erst durch die revolutionäre Situation, in der er angewandt 

wird. Als der Parteitag von Magdeburg erklärte, es werde im preußischen Wahlrechtskampf der 

politische Streik möglicherweise zur Anwendung gelangen, rechnete er gewiß nicht mit einer 



136 

bevorstehenden Revolution. Gleichwohl herrscht noch vielfach die Auffassung, in Deutschland sei 

der politische Streik von der Revolution unzertrennlich. 

[240:] Es werden dafür verschiedene Gründe angeführt. Der politische Streik, angewendet von der 

weitaus stärksten deutschen Partei gegen die stärkste Regierung und die geschlossenste Herr-

schaftsorganisation der Welt sei ein ander Ding als der politische Streik, angewendet etwa in Ös-

terreich von einer kleinen Partei gegen eine schwächliche Regierung, neben der ein Haufen stets 

hadernder bürgerlicher Parteien stehe. In Deutschland müsse der Streik, er entstehe wie er wolle, 

auf den allerschärfsten Widerstand gefaßt sein. Denn die herrschende Klasse Deutschlands vertrage 

bei der Entwicklung der ökonomischen Verhältnisse keinen Sieg des Proletariats in welcher Frage 

immer. Die einzelne Frage erscheine nebensächlich und wichtig nur, daß die proletarische Macht-

organisation aus eigener Kraft und in direkter Weise die bürgerliche Machtorganisation überwun-

den habe. Der einen Entscheidung werde die Entscheidung in anderen Fragen folgen. „Hat das 

Proletariat hier gesiegt, so kann es auch dort siegen. Mag die Frage vom Proletariat gestellt sein 

wie immer, die herrschenden Klassen werden immer nur ihr Sein oder Nichtsein heraushören.“ 

Darum werde man aus jedem politischen Streik einen Entscheidungskampf machen. „Nicht weil 

das deutsche Proletariat im Massenstreik eine Entscheidungsschlacht kämpfen will, sondern weil 

die Gegner in jedem Massenstreik, in jeder und sei es noch so friedlichen und legalen Auflehnung 

gegen ihre Herrschaft ihr nahendes Ende erblicken und ihm deshalb mit all ihrer Macht entgegen-

treten werden, ist der Massenstreik für Deutschland nur ein letztes entscheidendes Mittel in dem 

Kampfe zwischen Bourgeoisie und Proletariat.“ „Die gleichen Forderungen des Proletariats begeg-

nen also je nach dem Stande der Entwicklung in verschiedenen Ländern ganz verschiedenen Wi-

derständen von seiten der herrschenden Klassen. Daraus erklärt sich einerseits, daß Kampfmittel, 

die in einem Lande höchst erfolgreich und daher oft benutzt sind, in einem anderen Lande nicht 

oder nicht mehr angewendet werden können, weil der Widerstand der Herrschenden durch sie nicht 

mehr gebrochen werden könnte, ihre Erfolglosigkeit vielmehr der eigenen Partei nur schaden 

würde. Dann aber gewinnt auch jenes Kampfmittel, das unmittelbar eine Machtprobe zwischen den 

beiden Klassen darstellt, eine ganz andere Bedeutung. Wie weit immer die Entwicklung vorge-

schritten oder zurückgeblieben ist, im Massen-[241:]streik erscheint die proletarische Macht in ih-

rer Unabhängigkeit von jeder Kontrolle und jedem Einfluß der organisierten bürgerlichen Gewalt 

und in ihrer Rebellion gegen sie. Der Massenstreik wird daher immer und überall auf eine heftige 

Abwehr der bürgerlichen Gesellschaft gefaßt sein müssen. Trotzdem wird diese Abwehr einen ganz 

verschiedenen Grad von Intensität, Energie, Rücksichtslosigkeit und Geschlossenheit in den ver-

schiedenen Ländern aufweisen.“ Der politische Streik „ist kein Mittel, das angewendet werden 

kann für irgend eine Einzelforderung, sondern ein Mittel, das, wenn alle anderen versagen, über 

die politische Herrschaft entscheiden wird. Wie immer auch der politische Massenstreik vom Pro-

letariat gemeint wäre, seinen Gegnern wäre er die Todesdrohung.“ In Österreich sei er allenfalls zu 

ertragen, „denn hier kommt die politische Herrschaft des Proletariats noch gar nicht in Frage“. 

Deutlicher: Der Massenstreik ist in Deutschland notwendig die Revolution! 

Zweifelsohne: In Preußen-Deutschland besteht die festest gefügte Herrschaftsorganisation der 

Welt, und der politische Streik wird hier schärfster Abwehr begegnen. Es könnte nun darauf ver-

wiesen werden, daß schärfste Abwehr bei Regierung wie Unternehmern bereits jeder große Be-

rufsstreik auslöst. Auch hier gilt es, die bürgerliche Machtorganisation niederzuringen. Die letzte 

Tarifbewegung im Baugewerbe endete mit einem schweren Fiasko der Unternehmer, und wenn 

eine Staatsmacht vom Schlage der preußischen zur Einbringung von Berggesetznovellen genötigt 

wird, so kommt dies einer Niederlage des Systems gleich. Der Wille zudem, die Kämpfe der Ar-

beiter zu letzten Entscheidungskämpfen zu erweitern, waltet bei den herrschenden Schichten stets 

ob. Die Pläne Bismarcks bei Erlaß des Sozialistengesetzes sowie kurz vor seinem Abgang sind 
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bekannt. Auch die zehntausend Bewaffnete, die der Klassenstaat beim letzten Streik der Ruhrberg-

leute ins Streikrevier sandte, reden deutlich genug. Wäre dieser Wille der Herrschenden entschei-

dend, dann würde überhaupt auf Straßendemonstrationen und auf große wirtschaftliche Kämpfe 

Verzicht geleistet werden müssen. Nicht das kann ferner maßgebend sein, ob die proletarische 

Macht von der bürgerlichen Gesellschaft als in Rebellion und außerhalb ihrer Kontrolle befindlich 

aufgefaßt wird, sondern ob sie sich im Rahmen der gegebenen politischen Ge-[242:]setze und der 

primitivsten Menschenrechte bewegt. Allenthalben, wo das Proletariat organisiert auftritt, mag die 

Aktion sich gegen die organisierte bürgerliche Gewalt wo immer richten – in Staat, Kommune oder 

im Wirtschaftsverband – allenthalben ist seine Organisation und Tätigkeit Sünde und Rebellion 

wider den Geist der bürgerlichen Gesellschaft und kann nichts anderes sein. 

Die Reaktion will den Umsturz von oben, und der Abwehrkampf der Arbeiterschaft soll die Hand-

habe bieten, dies Ziel in möglichst umfassendem Maße zu erreichen. Welches sind die Mittel der 

Reaktion? Sie kann Polizei und Militär konsignieren, wie sie das bei großen Volksbewegungen 

schon des öftern getan hat. Sie kann den Belagerungszustand verhängen, um einen Teil der Arbeiter 

zu militarisieren und zur Arbeit zu kommandieren. Von den Machtmitteln der Unternehmer kommt 

die Aussperrung in Betracht, die über die Dauer des Streiks hinaus die Betriebe geschlossen hält. 

Gewiß eine furchtbare Waffe, die im Falle der Niederlage unzählige Existenzen zu vernichten ver-

mag, die bei jedem politischen Streik von vornherein in Rechnung gestellt werden muß. Mag zu 

einer wirklich entscheidenden Niederlage, wie das schon Bismarck erkannte, die Vernichtung der 

entschiedensten Gruppen des Proletariats und somit eine Arbeiterschaft gehören, die nicht nur in 

der Straße friedlich demonstriert, sondern sich zum Putsch, zum bewaffneten Straßenkampf treiben 

läßt – eine Niederlage, die das Proletariat auf lange Jahre zurückwirst, gehört nicht zu den Unmög-

lichkeiten. Aber der Sieg wird der Reaktion um so leichter und sie wird eine Niederlage um so 

besser ausbeuten, je mehr der Sammlung des Bürgertums unter der Flagge der Reaktion Vorschub 

geleistet wird. Das geschieht aber, wenn die erste Anwendung des politischen Streiks in Deutsch-

land als entscheidende Kraftprobe hingestellt wird, bei der es sich um Sein oder Nichtsein der 

bürgerlichen Gesellschaft, um die politische, die soziale Revolution handle. Um so mehr als jene 

Auffassung dem Sinne der Mannheimer Resolution widerstreitet. Denn die Anlässe, die von ihr 

zur Anwendung des politischen Streiks gegebenenfalls ins Auge gefaßt sind, werden und können 

über die politische Herrschaft in Deutschland nicht entscheiden. Wer hat recht, jene Auffassung 

oder die Mannheimer Resolution? 

[243:] Es ist geschichtlich stets möglich, daß aus Angriffen auf Grundrechte des Volkes Revoluti-

onen erwachsen. Die Vernichtung von Wahlrecht oder Koalitionsrecht wäre Umsturz von oben, 

wäre Vernichtung und Revolution in Verfassung und Recht. Ergibt sich aus solcher Situation in 

Deutschland die Forderung: Sturz der Regierung, politische Herrschaft des Proletariats? Jedenfalls 

liegt im Zwecke eines politischen Streiks aus solchem Anlaß lediglich die Erhaltung von lange 

geübten Rechten durch Anwendung eines legalen Mittels. Würden im jetzigen Augenblick die 

Scharfmacher mit ihren Plänen durchdringen, würde sich die Arbeiterschaft zum Kampf zur Erhal-

tung des Koalitionsrechts gezwungen sehen, so wäre bei einem Erfolg der Arbeiterschaft das Re-

sultat die Zurückziehung des Gesetzes, die Erhaltung des bestehenden Zustandes. Es wäre damit 

auf breiterer Basis ausgesprochen, was mancher große Kampf im engeren Rahmen ausgesprochen 

hat, daß Unternehmertum und Regierung die Organisation der Arbeiter im offenen Kampf nicht 

besiegen können. So bedeutsam dieses Ergebnis unfraglich wäre, es hieße keineswegs, daß nun die 

Arbeiterschaft in der Lage ist, hic et nunc* das Unternehmertum politisch und wirtschaftlich abzu-

danken und ihm die Herrschaft über Produktionsquellen und Produktionsmittel aus der Hand zu 

 
*  Hier und Jetzt. 
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nehmen. Beim Wahlrecht ist die Sachlage nicht anders. Beim Kampf für das Koalitionsrecht steht 

die Arbeiterschaft isoliert, beim Wahlrechtskamps läßt sich erwarten, daß die Schichten der Klein- 

und Mittelproduktion, die große Schicht der industriellen und kommerziellen Angestellten zu ihr 

stoßen, Schichten, die gewiß nicht über den Wahlrechtskampf hinaus Gefolgschaft leisten würden. 

Mißlingt aber die Abwehraktion, so wird man nicht behaupten wollen, daß in der Masse Stimmung 

wäre, nun die Entscheidung im ganzen zu wagen, den politischen Streik zu wiederholen, um das 

bestehende Regime zu stürzen. Im wesentlichen ist das innerpolitische Kräfteverhältnis noch das 

gleiche wie zur Zeit, als die Mannheimer Resolution gefaßt wurde: der politische Streik kommt für 

Abwehraktionen, für den Angriff der parlamentarische Boden in Frage. 

Noch mehr tritt der Gegensatz dieser Auffassung zur Mannheimer Resolution zutage, wenn man 

ins Auge faßt, daß sie auch auf die Eroberung politischer Rechte Bezug nimmt. Es [244:] wurde 

schon darauf hingewiesen, daß für eine solche Angriffsbewegung partikularistische Ausgangs-

punkte nicht in Frage kommen können, daß der Machtkampf in Deutschland seinen eigentlichen 

Hebel findet in den Fragen der Steuerpolitik. Auch im Bürgertum macht die Proletarisierung Fort-

schritte; immer breitere Schichten entstehen, die an der weiteren Bildung und Vermehrung der 

Kolossalvermögen, die an der Aufrechterhaltung des Privateigentums an den Produktionsmitteln 

nur mehr ein fallendes Interesse besitzen. Um so größer aber wird das Interesse dieser Schichten 

wie an der Demokratisierung der Gesellschaft so am Abbau des Zollsystems. Und ihr Schwerge-

wicht liegt eben da, wo auch das Schwergewicht der proletarischen Masse ruht, in den großen 

Zentren der Produktion und des Verkehrs. Auch das produzierende Klein- und Mittelbürgertum, 

selbst das Klein- und Mittelbauerntum wird von den Zöllen in schwere Mitleidenschaft gezogen. 

Eine Umwälzung mit einem Schlage ist hier aber ebenso undenkbar, wie das System an einem 

Tage entstanden ist. Der Abbau erfordert langwierige und langjährige Kämpfe. Hand in Hand mit 

ihnen geht die volle Abwälzung der Steuerlasten auf die Schultern der Besitzenden, geht der Be-

ginn der Verstaatlichung der großen Industrien. Nicht zurück zum Freihandel, vorwärts zum Sozi-

alismus wird hier die Parole sein. Dieser Prozeß kann sich aber nur in einer Reihe von Teilkämpfen 

vollziehen, Kämpfe, die die Lebensinteressen des Proletariats wie schlechthin der kapitalistischen 

Stadt berühren, in denen es sich um konkrete parlamentarische Einzelaktionen handeln wird. Ob 

es möglich sein wird, sie ohne politischen Streik abzuwickeln, ob und inwieweit seine Anwendung 

etwa die Unterstützung bürgerlicher Kreise fände, läßt sich heute natürlich nicht entscheiden. Daß 

aber in jenen Machtkämpfen der politische Streik zur bitteren Notwendigkeit werden kann, wird 

man nicht bestreiten wollen. Für Deutschland hat bisher gegolten und wird weiter gelten, daß die 

sozialistische Welt in die bürgerliche sich Schritt um Schritt hineinkämpft. Das Vordrängen der 

deutschen Arbeiterklasse ist ein gewaltiger, von zahllosen Wechselfällen begleiteter geschichtli-

cher Prozeß. Ihre politischen Aktionen haben in der überwiegenden Zahl der Fälle ihr unmittelbares 

Ziel nicht erreicht und bildeten doch von Fall zu Fall eine bedeut-[245:]same Verbreiterung der 

Angriffsbasis, eine nicht wieder zu zerstörende Stärkung ihrer politischen und gesellschaftlichen 

Position. Warum soll das, was von der politischen Aktion der deutschen Arbeiterklasse im allge-

meinen gilt, nicht vom politischen Streik im besonderen gelten? 

Wenn immer also die Reaktion in Deutschland über die größte Machtorganisation verfügt, wenn 

sie den ersten Versuch des politischen Streiks zu einem entscheidenden Machtkampf wird zu er-

weitern trachten: vor die Wahl gestellt, sich zu entscheiden zwischen der Mannheimer Resolution 

und ihrem politischen Widerspruch, besteht für die deutsche Arbeiterschaft kein Anlaß, sich dem 

letzteren zuzuwenden. 

Es ist daran gedacht worden, auf den politischen Streik beim Ausbruch eines Krieges zurückzu-

greifen, eine verständliche Auffassung angesichts der Frivolität, womit beispielsweise anläßlich 
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der letzten Marokkokrise mit Gut und Blut des Volkes gespielt worden ist. Wenn Kriege gegen den 

Willen der Demokratie und ohne vom Volke getragen zu sein, nicht mehr siegreich geführt werden 

können, gehört doch die Frage, wie Kriege zu verhindern seien, zu den schwierigsten und bisher 

nicht gelösten Problemen der Demokratie. Gewiß verfügt das Proletariat über Mittel, um sich einer 

abenteuerlustigen Regierung fühlbar entgegenzustemmen. So bedarf die deutsche Regierung in je-

dem Kriege der wirksamen Unterstützung der Hafenbevölkerungen, eine Unterstützung, für die 

nicht das Kommando der Regierung, sondern der freie Entschluß der Hafenarbeiterschaft entschei-

dend ist. Wenn die Werften und Häfen ruhen, wenn darüber hinaus die Binnenschiffahrt stockt, die 

Zeitungen aus der Öffentlichkeit verschwinden, der wirtschaftlichen Katastrophe könnte die poli-

tische auf dem Fuße folgen. Neben diese aber stellen sich zwei entgegengesetzte Erwägungen. Der 

Kriegsausbruch wird Millionen von Arbeitern von ihren Familien, die nichts mehr zu beißen und 

zu leben haben, wegrufen. Hunderttausende kleiner Gewerbetreibender sagen den Bankrott an, 

weil ihnen die Mittel zur Fortführung des Geschäfts fehlen. Die Kurse aller Wertpapiere erleiden 

einen Sturz, durch den Hunderttausende wohlhabender Familien zu Bettlern werden. Der Ausfuhr-

handel stockt, unser gewaltiger Welthandel wird unterbrochen. Zahllose Fabriken und gewerbliche 

Unternehmungen, soweit sie nicht für den Kriegs-[246:]bedarf arbeiten, kommen zum Stillstand. 

Die Zufuhr von Lebensmitteln hört ganz oder zum großen Teil auf, die Preise der Lebensmittel 

erreichen eine unerschwingliche Höhe. Die allgemeine Hungersnot steht vor der Tür! Man darf 

allerdings mit Bebel fragen, ob in dieser Sachlage die Massen nicht mehr nach Brot als nach dem 

politischen Streik rufen. Dann aber wird in dem gegnerischen Lande, namentlich wenn es das an-

gegriffene, die Demokratie die Regierung unterstützen, die sich in ihren Operationen gewiß nicht 

durch die politischen Streiks des Landesfeindes lähmen ließe, die Lage vielmehr militärisch nach 

Kräften ausbeuten würde. Die Reaktion im Volke angesichts der militärischen Niederlage des Lan-

des und all der verheerenden wirtschaftlichen Folgen, die für ein auf Welthandel und Weltwirt-

schaft angewiesenes Kulturvolk daraus erwachsen, träfe die Demokratie. Zu dem Schritt, einem 

Kriegsausbruch durch den politischen Streik zu begegnen, wird sich die deutsche Sozialdemokratie 

in absehbarer Zeit und so lange wesentlich die gleichen internationalen Verhältnisse wie heute 

herrschen, kaum verstehen. 

3. Generalstreik. 

Gemeinhin besteht die Auffassung, es gehöre zum Wesen des politischen Streiks, daß er die Ar-

beiter aller Berufe eines Landes zu umfassen trachte; seine wirtschaftliche und politische Wirkung 

wachse notwendig mit jeder Ausdehnung des Teilnehmerkreises. Es fehlt denn auch nicht an be-

geisterten Schilderungen über die spontan ansteckende Wirkung, die er ausübe. „Es gibt keine In-

differenten, keine Entnervten, keine Widerstrebenden mehr, alle folgen dem Strome der allgemei-

nen Begeisterung. In ihm verschwindet individuelle Schwäche und Indifferentismus wie ein Stück 

Treibholz in den Wellen des Meeres. Die tiefe Falte der Unterwürfigkeit wird in den Seelen glatt-

gestrichen, die Tradition sklavischer Genügsamkeit wie ein altes Gewand abgestreift. Das Bewußt-

sein der Kraft dämmert auf und schlägt die kleinen Sorgen des Lebens zu Boden. Im Vordergrund 

der Kämpfenden steht nur eins, und dies eine scheint sie ganz zu erfüllen: der Wille zum Kampf. 

... Der Streikimpuls wirkt unwiderstehlich, und wie der Himmel von Wolken überzogen wird, über-

ziehen die Scharen der Feiernden [247:] die Stadt oder das Land. Der stärkste Zügel des Proletari-

ats, sein eigener vernünftiger Wille, der sich als Beschluß der Organisation seiner Leidenschaft 

entgegenstellt, wird zur Seite geschleudert, die proletarische Disziplin durchbrochen.“ „Eine so 

tiefe und gewaltige Erregung vermag nur allein der politische Massenstreik hervorzurufen. In die-

sem Falle aber muß sie nicht bloß die Arbeiter eines Erwerbszweigs oder eines Distriktes, sondern 

die gesamte Arbeiterschaft eines Landes umfassen. Dies kann aber nur eintreten bei Fragen, welche 

die Lebensinteressen – materielle wie ideelle – des ganzen Proletariats aufs innigste berühren. So 
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tief muß die Empörung, so überwältigend die Sehnsucht der Massen sein, daß es ihnen zu einer 

Gewißheit wird, in den alten Verhältnissen nicht weiterleben zu können, so erstrebenswert ihnen 

des Kampfes Ziel sein, daß ein jeder seine ökonomische Existenz, ja sein Leben mit Freude dafür 

einsetzt. Der politische Massenstreik kann also nur das Ergebnis einer heftigen moralischen Krise 

im Proletariat sein, eines Ausbruchs lang angesammelter revolutionärer Erregung.“ 

Bis heute hat noch kein politischer Streik sich zu einem Generalstreik ausgewachsen. Selbst die 

Streiks der russischen Revolution erfaßten nur einen Teil, die Minderheit der Arbeiterschaft. Neben 

der Zahl der Streikenden fällt ihre Stellung im Produktions- und Verteilungsprozeß entscheidend 

ins Gewicht. 

Der politische Streik findet sein Feld, wo die gesellschaftliche Macht der Arbeiterklasse groß, ihre 

politische gering ist. Seine Aufgabe ist, gesellschaftliche Macht zu politischen Zwecken in Bewe-

gung zu sehen. Er muß von den Punkten wirken, wo die gesellschaftliche, die wirtschaftliche Macht 

des Proletariats liegt, mithin, da die dem Produktionsprozeß einverleibte Arbeitskraft Teil des Ka-

pitals, auf Produktion und Bewegung des letzteren. Wie jeder Streik, konzentriert auch der politi-

sche die Arbeitskraft gegenüber den Arbeitsmitteln, hemmt er die Verwertung, lähmt er Umlauf, 

Akkumulation und Reproduktionsbewegung des Kapitals. 

Denn der unterbrochene Produktionsprozeß trifft das Kapital in der Reproduktionsbewegung. Es 

durchläuft bekanntlich drei Formen. Geldkapital wird durch Kauf von Arbeitsmitteln und Arbeits-

kraft zu Produktionskapital, dieses verwandelt sich im Arbeitsprozeß in Warenkapital, und dieses 

wiederum kehrt durch [248:] den Verkauf zur Form des Geldkapitals zurück. Drei aufeinanderfol-

gende Bewegungsweisen, befindet sich das Kapital in allen drei Formen zugleich. Die Reproduk-

tion des vorgeschossenen Kapitals gestaltet sich nun um so langwieriger, die Umschlags- und Um-

laufsbewegung um so komplizierter, je höher der in Maschinen, Gebäuden, Werkzeugen, kurz der 

in fixen Arbeitsmitteln angelegte Teil des Kapitals ist, da er in das Produkt des Arbeitsprozesses 

jeweils nur mit Bruchteilen des Wertes eingeht, indes die Wertmengen der einzelnen Arbeitsmittel 

so wohl wie auch ihre Vernutzungsquoten verschieden sind. So bedeutet die Rückkehr des Ge-

samtkapitals einen weitverzweigten, mit der eigenen Akkumulationsbewegung wie mit zahllosen 

anderen Kapitalbewegungen aufs engste verschlungenen Prozeß. Aber es wird nicht unterbunden 

die Reproduktion des Einzelkapitals, vielmehr des Gesellschaftskapitals. Marx hat zwei große Ab-

teilungen der gesellschaftlichen Produktion, die Erzeugung der Produktions- und Konsumtionsmit-

tel unterschieden, je nachdem das Erzeugnis der Produktion oder der individuellen Konsumtion 

verfällt. Schon das von Marx aufgestellte Schema der einfachen Reproduktion läßt die Erneuerung 

des Gesellschaftskapitals im Austausch der beiden Gruppen als einen ungemein verwickelten wirt-

schaftlichen Vorgang erscheinen. Es tauscht sich das konstante Kapital der Gruppe der Lebensmit-

telerzeugung gegen das variable und den Mehrwert der Gruppe der Produktionsmittelerzeugung; 

das konstante Kapital der letzteren sowie variables Kapital und Mehrwert der Lebensmittelproduk-

tion bleiben auf den Austausch in der eigenen Gruppe verwiesen, so fern Luxusproduktion nicht 

eine Verschiebung von Mehrwertmengen aus der ersten nach der zweiten Gruppe erforderlich 

macht. Die Wirklichkeit kennt natürlich die schematische Gleichförmigkeit der grundlegenden 

Produktionsabteilungen nicht, wie denn auch das wissenschaftlichen Zwecken und der Entwick-

lung der Theorie dienende Schema selbst sich komplizierter gestalten müßte, wollte man es der 

Wirklichkeit nähern. Ein Teil des für produktiven Konsum bestimmten Kapitals dient individuel-

lem Konsum; auch Eisen, Stein, Kohle, Holz gehen durch Vernutzung von Wohnung, Gerät, Heiz-

material in den menschlichen Lebensprozeß ein. Umgekehrt dient ein Teil der Lebensmittelerzeu-

gung produktivem Konsum. Von der großen Ab-[249:]teilung der Verkehrs- und Austauschver-

mittlung gilt gleiches. Der in ihr steckende Wert überträgt sich zwar auf die Gruppen der produkti-
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ven und individuellen Konsumtion, aber doch nur dadurch, daß sie, als selbständiger Faktor zwi-

schen ihnen stehend, ihre Austauschbewegung erst ermöglicht. Dabei ist die Bewegung des Ge-

sellschaftskapitals aufs engste verschlungen mit dem Weltmarkt. Der Ersatz großer Kapitalteile in 

natura ist nur durch Einfuhr möglich, so daß die Reproduktionsbewegung des nationalen Kapitals 

sich mit jener anderer nationaler Kapitale kreuzt. Andererseits wird die Reproduktionsbewegung 

des Gesellschaftskapitals ständig beeinflußt durch die Erweiterung des kapitalistischen Wirt-

schaftsbereichs, die kapitalistische Akkumulation. Schatzbildung, Kapitalzusatz, Erweiterung der 

Produktion sind in den einzelnen Wirtschaftssphären naturgemäß ungemein verschieden. Eben die 

verschiedene Intensität der Akkumulation bildet eine der Ursachen des Kapitalexports. Das expor-

tierte Kapital arbeitet entweder für den Weltmarkt und erhöht die Profite, die verfügbare Geld-

menge des Mutterlandes, oder es produziert unmittelbar Rohstoffe für die heimische Industrie, 

bleibt mit der Akkumulationsbewegung des Mutterlandes unmittelbar verflochten. 

Es wäre denkbar, daß das Unternehmertum einen politischen Streik mit einer politischen General-

aussperrung zu beantworten trachtet. Aus dem Gesagten ergibt sich, daß sie sich für das Unterneh-

mertum schwieriger gestalten müßte denn die wirtschaftliche Teilaussperrung. Nicht nur wird die 

Reproduktion des gesellschaftlichen Kapitals, sofern sie in natura aus anderen Ländern erfolgt, 

unterbrochen, wird die Konkurrenzfähigkeit des nationalen Kapitals auf dem Weltmarkt schwer 

beeinträchtigt: Hemmung der Reproduktion ist Hemmung der kapitalistischen Expansion. Wie die 

einzelnen nationalen Produktionssphären durchschnittliche Raten des Profits herausbilden, die eine 

auf Kosten der anderen Extraprofite zu ergattern und Teile des gesellschaftlichen Mehrwerts an 

sich zu reißen sucht, strebt die Konkurrenz der nationalen Kapitale nach der größten Rate des Ka-

pitalexports. Die internationale Stellung der großen Kapitalmächte gebietet, und das Gleichgewicht 

zwischen ihnen hängt mit davon ab, daß der eine Staat den anderen nicht durch eine außer Verhält-

nis stehende Steigerung der Rate des Kapital-[250:]exports überflügelt und damit in seiner wirt-

schaftlichen wie politischen Expansion zurückdrängt. Von welcher Bedeutung dieser Gesichts-

punkt, erhellt aus dem Umstand, daß die europäischen Finanzmächte Frankreich, England und 

Deutschland jährlich 6 bis 7 Milliarden Mark Kapital der imperialistischen Expansion zur Verfü-

gung stellen. Die gewaltige Steigerung der Rate des deutschen Kapitalexports ist ja auch der we-

sentliche Grund für die Animosität Englands gegen Deutschland. Für die innere Bewegung des 

Kapitals wäre die politische Aussperrung um so verheerender, je wirkungsvoller sie sich erwiese. 

Das Kapital macht zwischen Groß- und Kleinproduktion von welcher Gestalt immer keinen Un-

terschied und kann ihn nicht machen, erblickt es doch in jedem Besitzer von Produktionsmitteln 

einen Repräsentanten der kapitalistischen Produktionsordnung. Politische Aussperrung würde 

nichts weniger bedeuten als den nackten Willen, den politischen Sieg des Großkapitals zu erkaufen 

mit dem Bankrott von Zehntausenden bürgerlicher Existenzen in Klein- und Mittelproduktion. 

Der politische Streik richtet seinen Stoß gegen die beiden Zirkulationsphasen des Kapitals sowie 

gegen die Verwandlung des Produktions- in Warenkapital. Was der ökonomische Streik gegenüber 

dem Einzelkapital oder bestimmten Kapitalgruppen, erstrebt der politische Streik gegenüber dem 

Gesellschaftskapital. An dem Gedanken des Generalstreiks ist mithin so viel richtig, als es sich um 

Desorganisation und Lähmung der Gesamtbewegung des Gesellschaftskapitals handelt. Mit dem 

Ziel ist jedoch zugleich die Grenze des politischen Streiks angedeutet. Er ist eine industrielle 

Waffe, deren Schärfe den Grundeigentümer nur bedingterweise treffen kann, ihm zumal unter deut-

schen Verhältnissen keine großen Schwierigkeiten bereiten wird. Daß die Erde nicht mehr zur 

freien Verfügung eines jeden steht, ist zwar eine Grundvoraussetzung zur Bildung des Kapitals. 

Aber in der kapitalistischen Produktionsweise ist Hauptfunktionär nicht der Grundeigentümer, der 

vielmehr mittels des Monopols am Boden unbezahlte Arbeit aus der gewerblichen Produktion an 

sich zieht, sondern der Kapitalist. Auch das in ausländischen und überseeischen Anlagen steckende 
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Kapital vermag der politische Streik bei dem jetzigen Stande der internationalen Organisation der 

Arbeiterklasse nicht zu erreichen. Auf der anderen [251:] Seite gehört die Stillsetzung der Produk-

tions- und Handelsbetriebe nichtkapitalistischen Wesens nicht zu seinen Aufgaben. Die hand-

werksmäßige Produktion, Krämerei und Hökerei sind für die Wirkung des politischen Streiks auf 

die großen wirtschaftlichen Zusammenhänge der Gesellschaft ohne Belang, wie ja ihre Stillsetzung 

wenn nicht völlig, so doch in beträchtlichem Umfang allenthalben als Folge eintreten wird, wo der 

politische Streik sich wirksam zeigt. Um die Gesamtbewegung des Kapitals zu desorganisieren und 

zu hemmen, dazu wird es der vollen Stillsetzung selbst der kapitalistischen Klein- und Mittelbe-

triebe kaum bedürfen, die Stillegung der Großindustrie und der ausschlaggebenden Verkehrs- und 

Handelszentren würde dazu genügen. 

Schon 1895 überwog in der deutschen Produktion die Großindustrie. Im Jahre 1907 war die Zahl 

der Kleinbetriebe von 1,989 auf 1,870 Millionen zurückgegangen, die Zahl der Mittelbetriebe da-

gegen von 139.000 auf 187.000, die der Großbetriebe von 17.900 auf 29.000 gestiegen. Die Klein-

betriebe beschäftigten 3,2, die Mittelbetriebe 2,71, die Großbetriebe 4,937 Millionen Arbeiter. Na-

hezu die Hälfte aller gewerblichen Arbeiter entfällt auf die Großbetriebe. Der Aktiengesellschaften 

gab es in Deutschland am 30. September 1909 5222 mit einem nominellen Kapital von 14,737 

Milliarden Mark. Sie finden sich vorzugsweise im Bergbau, in der Industrie der Steine und Erden, 

in Maschinenbau, chemischer Industrie, Textilindustrie, Industrie der Nahrungsmittel, im Handels- 

und Verkehrsgewerbe. Im Jahre 1912 vermehrte sich das Kapital der Aktiengesellschaften um ins-

gesamt 702,8 Millionen Mark. Der Gesellschaften mit beschränkter Haftung gab es am 30. Sep-

tember 1909 16.508 mit 3,538 Milliarden Mark, die im wesentlichen auf die gleichen Produktions-

gruppen wie die Aktiengesellschaften entfallen. 

Die Zahl der Motoren verwendenden Betriebe der Industrie stieg im Vergleich der Jahre 1895 und 

1907 von 127.650 auf 217.877, die Zahl der Pferdestärken von 3,35 auf 8 Millionen, die Zahl der 

Betriebe mit elektrischer Kraft von 2003 auf 71.316, die letzteren mit 1,36 Millionen Kilowatt. Die 

gewaltige kapitalistische Expansion ergibt sich ferner aus dem Umstand, daß die Auswandererrate, 

die 1893 noch 1,73 auf das [252:] Tausend der Bevölkerung betrug, im Jahre 1912 auf 0,28 herab-

gegangen war, so daß auf rund 4000 Bewohner ein Auswanderer entfällt. Es ist nicht zu viel gesagt, 

daß die Stilllegung der Großbetriebe zwei Drittel der deutschen Gesamtproduktion treffen würde, 

daß schon die Arbeitsruhe in wichtigen Teilen derselben für die Kapitalbewegung des Landes zur 

Katastrophe werden kann. Um so wichtiger werden stets und reichlich gefüllte Lager auch für den 

politischen Kampf des Unternehmertums, eine Sachlage, die die Dauer des Streiks verlängert, die 

Bedeutsamkeit der Organisation auf seiten der Arbeiter erhöht. 

Schon ein flüchtiger Blick auf die Karte des deutschen Eisenbahnnetzes offenbart, wie verheerend 

für das Wirtschaftsleben die Stillegung der wichtigsten Knotenpunkte werden müßte. Nun gehört 

eine Stillegung des Eisenbahn- und Postverkehrs für geraume Zeit in Deutschland zu den Unmög-

lichkeiten, wenn auch die Arbeitsruhe in der Großindustrie den Verkehr beider Institute beträcht-

lich beschränken würde. Unabhängig davon vermag jedoch auch die Stillegung der großen Durch-

schnittslinien des Welthandels, die Lähmung der anderen Güterverkehrszweige der Gesamtbewe-

gung des Gesellschaftskapitals die schwersten Stöße zu versehen. Man nehme den Verkehr zwi-

schen Häfen und Eisenbahnnetz. Die Menge der im Jahre 1911 auf Eisenbahnen beförderten Güter 

betrug 427,44 Millionen Tonnen. Davon kamen von Seehäfen 11,862, gingen nach Seehäfen 

15,777 Millionen Tonnen, während zwischen Seehäfen befördert wurden 1,368 Millionen Tonnen. 

Auf den deutschen Binnenwasserstraßen zählte man 1907 26235 Fahrzeuge mit 5,914 Millionen 

Tonnen Raumgehalt. Die beförderten Güter beliefen sich 1911 auf 81,521 Millionen Tonnen, von 

denen 44,389 Millionen Tonnen auf den Inlandsverkehr entfielen, während 15,191 Millionen 
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Tonnen nach dem Ausland gingen, 21,939 Millionen Tonnen vom Ausland kamen. Der Umschlag-

verkehr in Massengütern von der Bahn zum Schiff betrug in Deutschland 20,9, vom Schiff zur 

Bahn 10,9 Millionen Tonnen. In Millionen Kilogramm zeigen nach Ankunft und Abgang im Ha-

fenverkehr: Memel 408 und 130, Königsberg 1064 und 129, Danzig 334 und 278, Kosel 325 und 

1280, Breslau 358 und 501, Charlottenburg 2108 und 51, Berlin 4377 und 663, Dresden 539 und 

101, Tangermünde 187 und 143, Hamburg 3842 und 5854, Lübeck 267 und [253:] 153, Bremen 

284 und 227, Dortmund 1172 und 355, Emden 1144 und 1462, Straßburg 1272 und 404, Mannheim 

4335 und 632, Ludwigshafen 1755 und 806, Mainz 905 und 476, Oberlahnstein 142 und 279, Köln 

926 und 348, Neuß 449 und 212, Düsseldorf 1205 und 220, Duisburg 7347 und 14447, Frankfurt 

1631 und 340, um nur die wichtigeren Plätze zu nennen. Wo immer der politische Streik die Be-

wegung des Kapitals träfe, ob in der Brachlegung der Seeplätze, der Binnenwasserstraßen, des 

Umschlagverkehrs zwischen Bahn und Wasserstraße, der Stilllegung der wichtigsten Plätze des 

Grenzverkehrs, der bedeutendsten Binnenhäfen, eine in ihren Wirkungen über lange Monate sich 

erstreckende wirtschaftliche Katastrophe wäre die Folge. 

Die Bewegung des Gesellschaftskapitals kulminiert in der modernen Großstadt. „Daß die Mutter 

der modernen Stadt die Handelsstadt sei, wird nicht bezweifelt werden können.“ Das Kaufmanns-

kapital war es, das für den Export bestimmte Heimindustrien in die Landschaft hineinstreckte, das 

in der städtischen Manufaktur die ersten zentralisierten Betriebe erstehen ließ. Die Entwicklung 

der Arbeits- und Kraftmaschinerie führte dann zur Ansiedlung verwandter und aufeinander ange-

wiesener Unternehmungen, denen sich wichtige Hilfs- und Ergänzungsindustrien anschlossen. 

Wenn nun auch in neuerer Zeit infolge wachsender Bodenpreise und Produktionskosten bei gleich-

zeitig vermehrter Transportgelegenheit die Bedeutung zumal der Großstadt als Standort der Indust-

rie abnimmt – sind doch ganze Industrien auf das Land gewandert und haben damit den Grund zu 

neuen und reinen Industriestädten gelegt –, so gewinnt gleichwohl die Großstadt rasch und in im-

mer höherem Maße an Gewicht. Sie ist nicht allein Industrie-, Handels- und Verkehrsstadt, nicht 

allein kapitalistisches Dispositionslager und Zentrum des Kredits, sie ist vor allem Zentrum des 

Konsums, und zwar um so mehr, „je größer sie ist dank ihrer Funktion als Provinzial-, Landes- 

oder Reichszentrale für Kreditgeschäfte und Mehrwertkonzentration“. Die 48 Städte Deutschlands 

mit über 100.000 Bewohnern beherbergen insgesamt 13.823.348 Menschen, nahezu ein Viertel der 

ganzen deutschen Bevölkerung. Die 223 Mittelstädte von 20.000 bis 100.000 Bewohnern zählen 

8.677.955, 50 Städte mit über 50.000 Bewohnern insgesamt 3.459.306 Köpfe. Einige selbst der 

letzteren Orte zeigen in agrarischer Umgebung [254:] noch überwiegend kleinbürgerlich handwer-

kerliche Struktur, so daß politische Streiks sich in ihrer Wirtschaft nur in geringem Maße bemerk-

bar machen könnten. Handgreiflich ist jedoch, daß die Desorganisation der Produktion und des 

Austausches in den 48 größten Orten für die Gesamtbewegung des Kapitals und seine Reproduk-

tion von furchtbaren Folgen begleitet sein müßte. 

Es wäre ein müßiges Unterfangen, etwa durch Vergleich der Organisationsverhältnisse auf Unter-

nehmer- und Arbeiterseite Details eines politischen Streiks skizzieren zu wollen. Es genügt, das 

Ziel umrissen, die Angriffspunkte in Produktion, Transport und großstädtischen Zentren angedeu-

tet zu haben. Eines ergibt das Gesagte wohl zur Genüge, daß, wie nicht jede wahllose Ausdehnung 

die Stoßkraft des Streiks erhöht, die Macht der deutschen Arbeiterschaft größer ist, als es auf den 

ersten Blick den Anschein hat, eine Tatsache, die dem Unternehmertum zweifellos besser bekannt 

ist als den Arbeitern selbst. Welche Maßnahmen im einzelnen zu ergreifen sind, hängt von den 

konkreten Umständen der politischen und wirtschaftlichen Gesamtlage ab. Kommen in Deutsch-

land politische Streiks zunächst nur in Frage als Abwehrmittel in Lagen, wo Lebensinteressen der 

Gesellschaft auf dem Spiele stehen und alle anderen Mittel versagen, so darf es die herrschenden 

Schichten, sofern sie fortfahren, das Koalitionsrecht der Arbeiterschaft zu verkümmern und zu zer-
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trümmern und damit schließlich jeden Lohnkampf nach russischem Muster auf den Boden des po-

litischen Streiks zu drängen, nicht überraschen, wenn in Deutschland die Strategie des ökonomi-

schen Streiks in eine Strategie des politischen Streiks umschlägt. Einer Arbeiterschaft, die seit ih-

rem politischen Erwachen den Fragen der gewerkschaftlichen Organisation aufs eingehendste 

nachgegangen ist, die seit zwei Jahrzehnten machtvolle zentrale Organisationen geschaffen hat, 

kann es nicht schwer fallen, sich auch auf diesem Boden und dann in Formen zu bewegen, die der 

Expansion des deutschen Kapitals nach innen und außen verhängnisvoll werden müssen. 

4. Indirekte Aktion und gewerkschaftliche Demokratie. 

Zweifelsohne entspricht es den Interessen der deutschen Arbeiterschaft, an dem Mannheimer Kom-

promiß festzuhalten, den Schritt, der die Gewerkschaften auf den Boden der Resolution [255:] von 

Jena zog, nicht ungeschehen zu machen. Gewerkschaften und Partei könnten auch von der Verein-

barung nicht zurücktreten, ohne schwerste Einbußen auf beiden Seiten und ohne sich der Möglich-

keit zu begeben, je zur Anwendung des politischen Streiks zu gelangen. Damit ist die Frage nach 

der Methode des Kampfes im Grunde entschieden. Als Körperschaften werden die einzelnen Ge-

werkschaften vielleicht nur im Falle eines Raubs am Koalitionsrecht eingreifen. Wie immer aber 

sie den Kampf beeinflussen, es kann nur geschehen nach der Methode und den Grundsätzen der 

Organisation, wie jahrzehntelange Kämpfe auf politischem und gewerkschaftlichem Felde sie her-

ausgebildet haben. Nicht nur ist in der Gegenwart jeder Machtkampf ein Kampf von Gesellschafts-

gruppen, die unter der Disziplin eines einheitlich geschlossenen Wollens stehen und damit von 

Organisationen. Keine Organisation kann und wird sich in ihrer geschichtlich bedingten Bewe-

gungsweise aufgeben. So verschieden man sich den Eintritt in den Kampf vorstellen mag, es gilt 

nicht, die alte Kampfmethode umzustürzen, sondern sie den neuen Zwecken dienstbar zu machen. 

Kann der politische Zweck an der wirtschaftlichen, der gewerkschaftlichen Natur des anzuwen-

denden Mittels nichts ändern, so erhellt schon hieraus, daß jene Kämpfe wesentlich nach der Me-

thode der Gewerkschaften eines jeden Landes geführt werden müssen. Auch in Rußland entlehnt 

der politische Streik seine Methode dem wirtschaftlichen Kampf. 

Soll die kapitalistische Gesellschaft ins Herz getroffen, die Gesamtbewegung des Gesellschaftska-

pitals desorganisiert und gelähmt werden, so erstehen die gleichen Fragen, die auch die gewerk-

schaftliche Aktion beherrschen, die Fragen nach Vorbereitung, Beginn, Verlauf, Geschlossenheit 

und Dauer des Kampfes. Wo und in welchem Umfange setzt der Kampf ein, in welcher Weise und 

in welcher Richtung dehnt er sich aus? Welche Richtlinien sind für seinen Verlauf zu geben? Wie 

wird die Geschlossenheit der Aktion, wie der Zusammenhang mit den Nichtorganisierten, wie der 

Einfluß auf sie gewahrt? Diese und verwandte Fragen heischen für die verantwortlichen Leiter in 

Partei und Gewerkschaft, heischen für die organisierten Massen selbst auch dann Antwort, wenn 

ein spontanes Losbrechen der Bewegung sie zu überholen scheint. Nur wer eine klare Vor-

[256:]stellung des Möglichen und Notwendigen besitzt, wird eine solche Aktion sicher zum ge-

wollten Ziele führen. Man mag jene Fragen auf dem Papier noch so oft wegdekretieren, die orga-

nisatorischen Aufgaben, deren Lösung jede Streikaktion erheischt, verschwinden nicht, weil es sich 

um einen politischen Streik handelt. Hat der gewerkschaftliche Kampf eine hochentwickelte 

Streiktaktik herausgebildet, so kann man die wichtigste Streikaktion, eine Aktion, die auf des Mes-

sers Schneide läuft und gegebenenfalls für die politische Entwicklung von Jahrzehnten ausschlag-

gebend ist, nicht nach den Grundsätzen primitiver Streiktaktik behandeln. Wie immer nun die Or-

ganisationen auf den Gang des Kampfes wirken, es besteht das zwingende Interesse, sie unge-

schwächt zu erhalten. Ungeschwächt auch in dem Sinne, daß die finanzielle Leistungsfähigkeit 

erhalten bleibt. Eine Zertrümmerung der Kassen wäre, wie die Dinge einmal liegen, eine Zertrüm-

merung der Gewerkschaften selbst und zum beträchtlichen Teile selbst der politischen Partei. Muß 
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damit gerechnet werden, daß die Regierung gegen den ersten noch so gesetzlichen und friedlichen 

Versuch des politischen Streiks den Belagerungszustand erklärt und Militär bereitstellt, daß selbst 

der Versuch gemacht wird, gewaltsame Konflikte zu provozieren, so fällt es vom ersten Augen-

blick an nur desto entschiedener ins Gewicht, daß sich die Arbeiterklasse als Herrin des Mittels 

erweist, welches sie handhabt. Wenn der Demonstrationsstreik der Hamburger Arbeiterschaft glän-

zend verlief und in ganz Deutschland einen tiefen politischen Eindruck auslöste, dann wegen der 

Entschlossenheit und der Einmütigkeit der Massen, wegen des engen Zusammenwirkens der poli-

tischen und gewerkschaftlichen Organisationen, wegen der wohlerwogenen Vorbereitung und der 

straffen Maßnahmen der Durchführung. 

Das schwierigste Problem bietet der Unterhalt der streikenden Massen. Teils mögen die Arbeiter 

für einen solchen Kampf selber Mittel zurücklegen, und so schwierig es für manche scheint, sie 

müssen es möglich machen; teils mögen sie Rückhalt an den Konsumvereinen finden. Daß man 

der Frage auch organisatorisch auf breiter Basis nähertreten kann, zeigt das belgische Beispiel. Von 

einem namhaften finanziellen Rückhalt an der Internationale würde freilich für die deutsche Sozi-

aldemokratie kaum die Rede sein. Für die Lösung der Unterhaltsfrage ist es nun in hohem Maße 

wesentlich, ob der Streik sich wild und wahllos [257:] ausdehnt, oder ob seine Stöße sich auf die 

Stellen richten, an denen der Gegner in der Tat verwundbar ist. Nicht minder wesentlich wäre, 

wenn die Aktion über Fragen entspränge, die größere Teile des Bürgertums mit ihren Sympathien 

auf die Seite der Streikenden führten. In der Frage des Koalitionsrechts steht alles, was bürgerlich 

denkt und fühlt, wider die Arbeiterschaft. Anders bei einem Attentat auf das Reichstagswahlrecht 

oder beim Abbau des bestehenden Zollsystems. Zählt doch zu den großen Gewißheiten des Sieges 

der deutschen Arbeiterklasse der Umstand, daß die weitere Entfaltung der bürgerlichen Gesell-

schaft, die Erlösung der städtischen Produktion aus der Umklammerung des Grundmonopols ab-

hängig ist von dem Vordringen der Arbeiterklasse. 

Die Schwierigkeiten, die die Tarifverträge bieten, liegen weniger in dem bestehenden Rechtszu-

stand als in seiner wahrscheinlichen Abänderung. Nach einer Statistik der Generalkommission gal-

ten 1909 6578 Tarifverträge für 137.214 Betriebe, ein Beweis, wie rasch und in welchem Umfang 

der Tarifgedanke an Boden gewonnen hat. Steht ja der Vertragsgedanke mit dem Kampfgedanken 

der Arbeiterbewegung insofern in engem Zusammenhang, als Tarife dem Unternehmertum aufge-

zwungen werden mußten. Aber der Tarif wird mehr und mehr ein Mittel, dem Kampfe die Spitze 

abzubrechen. Im Jahre 1907 erreichte die Aufwendung für Streikunterstützung 32,6 Prozent der 

gesamten Ausgaben der Gewerkschaften. In beinahe dem gleichen Verhältnis – 31,8 Prozent der 

gesamten Ausgaben – bewegte sich der Gesamtdurchschnitt der Jahre 1891 bis 1907, obwohl sich 

in dieser Zeit die Mitgliederzahl verzehnfacht und die Unterstützung pro Kopf nicht unwesentlich 

erhöht hatte. „Es ist also der Schluß berechtigt, daß durch die zunehmende Mitgliederzahl und der 

dadurch möglichen Tarifvertragspolitik das Mittel des Streiks in relativ geringerem Maße zur An-

wendung gelangt.“ Wie gerade die einflußreichsten Industrien sich vermöge der Kartellierung dem 

Abschluß von Tarifverträgen mit Erfolg widersetzt haben und die Taktik des Kapitals darauf aus-

geht, mittels der vertraglichen Seite des Tarifs sein Wesen als Mittel des proletarischen Klassen-

kampfes zu erdrosseln, wird das Unternehmertum bei näher rückender Gefahr auch die Tarifge-

setzgebung benutzen, um den Organisationen die Beteiligung an [258:] politischen Streiks zu weh-

ren. Umgekehrt drängt gerade die Entwicklung des Tarifwesens, die den ökonomischen Streik ein-

schränkt und die Mitgliedschaften im Grunde von wirklicher Beeinflussung der Verträge aus-

schließt, die Masse auf den Boden des politischen Streiks. 

Wie jeder einschneidende Gesellschaftsvorgang macht sich auch die zum politischen Streik drän-

gende Gesellschaftsentwicklung im Ausbau der gewerkschaftlichen Organisation bemerkbar. 
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Getrennt von den Produktionsmitteln, ist dem Proletariat die Organisation das Mittel, sich in der 

Gesellschaft zu bewegen und zur Geltung zu bringen, wie umgekehrt für die Herrschenden der 

Besitz. Beide Bewegungsweisen bilden unversöhnliche Gegensätze und stehen doch in unlösli-

chem Zusammenhang. Erwächst die proletarische Bewegung aus der absoluten Verneinung, dem 

revolutionären Gegensatz wider die kapitalistische Eigentumsform, so bedingt die Bewegung des 

kapitalistischen Eigentums, bedingen technische Struktur, Stand und Höhe der Produktionsmittel 

die Form der proletarischen Organisation. Fortentwicklung der gewerkschaftlichen Organisation 

heißt ihre Anpassung an die wechselnden Bewegungsverhältnisse der Gesellschaft. Als Negation 

des Kapitalismus Diktatur, ist die Gewerkschaft Demokratie als Selbstregierung der Arbeiter-

klasse. Die Entwicklung der Organisation besteht in der Fortbildung ihrer beiden Elemente. Daß 

der politische Streik eine Stärkung des zentralen Willens der Arbeiterschaft und damit notwendig 

ihrer Verwaltungskörperschaften, erhellt aus dem Gesagten. Wenn aber auch, wie für jede Phase 

der Organisationsentwicklung, für die Zeit des Imperialismus wahr bleibt, daß die Arbeiterorgani-

sationen im kapitalistischen Klassenstaat volle Demokratie nicht erreichen können, so löst die Stär-

kung der Zentralgewalten Gegenströmungen nach der Seite der Demokratie aus. 

Die organisatorischen Verschiedenheiten, zu denen die sechziger und siebziger Jahre den Grund 

legten und die sich auf die Herausbildung der Verfassungsorgane der Gewerkschaften bezogen, 

können für endgültig überwunden gelten. Im wesentlichen ist im Gegensatz zur Organisationsform 

der Lassalleaner die der Eisenacher Richtung zum Durchbruch gelangt, die vom Anbeginn als be-

stimmende Pole Zentralvorstand und örtliche Mitgliedschaft gegenüberstellte. Dagegen dürfen die 

Verschieden-[259:]heiten, die in den achtziger Jahren aufsprangen, noch nicht als völlig erledigt 

gelten, bestehen sie doch in den sogenannten Grenzstreitigkeiten der Verbände fort. Die ursprüng-

liche und natürliche Organisationsabgrenzung ist die Tätigkeit im Gewerbe, der Beruf. Sie spielt 

heute noch eine große Rolle; man denke an die Verbände der Zimmerer, der Bergarbeiter, Buch-

drucker. Da kleine Verbände sich schwer untereinander verständigen konnten und sich vielfach 

einem Heer ungelernter und unorganisierter Hilfsarbeiter gegenüber sahen, auch das Arbeitsfeld 

der gelernten Arbeiter durch Vervollkommnung der Maschinerie begrenzt ward und der Großbe-

trieb sich durch kleine Berufsverbände nicht wirkungsvoll bekämpfen ließ, kam es zum Zusam-

menschluß verwandter Berufsorganisationen zum Industrieverband. Seine Vorteile liegen in der 

stärkeren finanziellen Stoßkraft und in der Verbilligung der Verwaltung, die Nachteile in einer 

gewissen Zurückdrängung der Brancheninteressen, der man durch Branchengliederung zu begeg-

nen sucht. Neben jenen beiden Organisationsformen bestehen Betriebsorganisationen der Braue-

reiarbeiter, der Staats- und Gemeindearbeiter und die formlose Organisation des Fabrikarbeiterver-

bandes. Ganz davon abgesehen, daß die urwüchsige Demokratie, die die meisten Statuten vorsa-

hen, durch Urabstimmung alle den Verband interessierenden Angelegenheiten nach dem Willen 

der Mitglieder zu regeln, nicht zur Wahrheit geworden ist, drängt das Delegiertensystem in den 

großen Verbänden die Mitgliederrechte zurück. Hinzu tritt dann stellenweise noch die Möglichkeit, 

daß die großstädtischen Mitgliedschaften durch gewerblich zurückstehende Gebiete überstimmt, 

die innere Politik der Verbände durch die letzteren stark beeinflußt wird. 

Nicht von ungefähr finden sich die Wortführer der auf Erweiterung der Demokratie gerichteten 

Bestrebungen vorwiegend in den großen Städten und den aufkommenden reinen Industrieorten. 

Zwei Grundtatsachen bestehen: Abwanderung der Industrie aus der Großstadt, wachsender Einfluß 

der Großstadt auf die gesamte Volkswirtschaft. Die Organisation muß die Rückwirkung beider 

Entwicklungstendenzen auf die Arbeiterschaft des Berufs zum Ausdruck gelangen lassen, muß ihre 

Verfassung so gestalten, daß die Beeinflussung des Verbandslebens im gleichen Maße möglich ist, 

wie die wirtschaftliche Verschie-[260:]bung vor sich geht. Daß damit diejenigen Elemente in ihrem 

Einfluß gestärkt werden, denen bei einem politischen Streik die Leitung zufällt, die die entschei-
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denden Schläge zu führen haben, bedarf keines weiteren Wortes. Die Stärkung des Einflusses jener 

Mitgliedschaften aber vollzieht sich durch unmittelbare organisatorische Verbindung der Groß- 

und Industriestadt mit der umliegenden Landschaft, die ihre Abwanderung in jene ergießt, vollzieht 

sich anschließend an Gliederung, Verteilung und Gruppierung des Gewerbes durch Übergang von 

der Ortsdemokratie zur territorialen Demokratie. 

Der politische Streik besitzt heute bereits eine große Geschichte. Er greift mitten hinein in den 

Kampf um die Macht, der zwischen Arbeiterklasse und Kapitalistenklasse anhebt und dessen Zent-

rum er bildet. Eine Erscheinung, die so tief in den wirtschaftlichen Zusammenhängen der imperi-

alistischen Ära wurzelt, die ihren Zug über die Welt angetreten hat, wird Deutschland auf die Dauer 

schwerlich verschonen. Die deutsche Arbeiterschaft darf dieser Entwicklung mit Ruhe und Festig-

keit entgegensehen. Sie hat keinen Anlaß, sie zu beschleunigen und sich vorderhand anders als 

abwehrend zu verhalten. Wird ihr jedoch der Gebrauch jener Waffe aufgedrängt, so wird sie auch 

hier die alte Devise zu bewähren wissen: ex ungue leonem*! 

 
*  Den Löwen nach der Klaue (malen). 
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